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			Vorwort

			Die Polizei schützt und achtet die Menschenrechte. Diesen ­Ausgangspunkt greift der vorliegende Band auf, um die vielfältigen und spannenden Querverbindungen zwischen Polizei und Menschenrechten darzustellen und zu erläutern. Hintergrund für die Beiträge ist ein bestimmtes Bild der Polizei im 21. Jahrhundert. In der Geschichte der Polizei gibt es unterschiedliche Ansatzpunkte und Ausprägungen von Aufgaben und Aufgabenwahrnehmung. So wurden in der Zeit der nationalsozialistischen Diktatur große Teile der Polizei zum Werkzeug des Unrechtsstaates, insbesondere die Geheime Staatspolizei (Gestapo).

			Im Verfassungsstaat des Grundgesetzes verteidigt die Polizei die verfassungsmäßige Ordnung. Doch auch in der Geschichte der ­Bundesrepublik Deutschland hat ihr Verständnis Wandlungen durchlaufen. Die Polizei ist Exekutive, sie vollzieht das Recht. Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind aber nicht allein maßgeblich für die Art und Weise polizeilichen Handelns. Eine große Rolle spielen die handelnden Personen, die Polizeibeamtinnen und -beamten sowie deren Auswahl und Ausbildung und die Traditionen, die weitergeführt oder mit denen gebrochen wird. Die einführenden Beiträge richten den Blick auf unterschiedliche Grundlagen des Verständnisses und des Handelns von Polizei. Bildung und Recht, aber auch gesellschaftlicher Wandel liefern Folien für polizeiliches Handeln. 

			Ausgangspunkt für die Aufgabenerfüllung ist die Organisation. Daher wird ein Augenmerk auf organisatorische Grundlegungen der Polizei im Föderalismus gelegt. Organisation ist aber nur ein Bestandteil der Hintergründe für Handlungen. Es geht auch um die betroffenen Personen. Die Bürgerin und der Bürger sind insoweit Kern polizeilichen Handelns, als ihr Schutz die grundlegende Aufgabe der Polizei darstellt. Aber auch die Polizei selbst besteht aus Menschen. Die Polizistinnen und Polizisten, die oftmals unter schwierigen Umständen und unter großen Belastungen arbeiten, haben eine besondere Betrachtung verdient. Diesen Aspekten, etwa der aktuellen Thematik von Gewalt durch und gegen Polizistinnen und Polizisten, aber auch der Rolle von Polizistinnen, sind weitere Beiträge gewidmet. Damit sollen die empirischen, sozialen und praktischen Grundlagen beleuchtet werden, die die Polizeiarbeit prägen.

			In der modernen Welt sind Menschenrechte und Polizeiarbeit international. Dies betrifft die Kooperation zwischen Polizeibehörden, aber auch das Auftreten der deutschen Polizei im Ausland. Dieser internationale Aspekt wird auf der Basis der Schilderung internationaler Menschenrechte im Zusammenhang von Sicherheit erörtert.

			Das Thema »Polizei und Menschenrechte« betrifft aber auch ganz konkrete Fragen, die immer wieder in den Medien eine Rolle spielen. Der Schutz und die Sicherung von Versammlungen oder von Fußballspielen sind Herausforderungen, denen sich die Polizei vor dem Hintergrund immer komplexerer Rahmenbedingungen stellen muss. Die Befugnis der Polizei, in die Grundrechte eingreifen zu können, wenn sehr gute Recht­fertigungsgründe dies ermöglichen, führen zu Folgefragen des Strafvollzuges oder der Haftbedingungen. 

			Die Gesellschaft des 21. Jahrhunderts stellt an die Polizei weitere Anforderungen, die aus ihrer Vielgestaltigkeit resultieren. Die Polizei hat es mit Menschen unterschiedlicher Herkunft und unterschiedlichen kulturellen Traditionen zu tun. Das wird besonders deutlich bei der Frage des Umgangs mit Flüchtlingen und Minderheiten. Ein Schwerpunktthema bildet im vorliegenden Band das Thema »Racial Profiling«. Aus der Problematik, ob polizeiliche Kontrollen bestimmte Kriterien anlegen können oder nicht, erwachsen grundsätzliche Fragen der Rolle von Polizei in der multiethnischen Gesellschaft. Aus diesem Grund wird das Thema hier mit mehreren Kommentaren aus unterschiedlichen Perspektiven ­beleuchtet. Damit wird der Leserin und dem Leser die Möglichkeit eröffnet, sich selbst ein umfassendes Bild zu machen.

			Ein Thema von trauriger und beklemmender Aktualität ist die Bekämpfung von Terrorismus und Extremismus. Hier sind zahlreiche rechtliche Änderungen veranlasst worden, die über den engeren Bereich des Deliktfeldes Terrorismus hinausreichen. Diese Rechtsentwicklung bedingt ein Einbeziehen der Nachrichtendienste in die Betrachtung. Damit sind unterschiedliche Behörden angesprochen, die ihre jeweiligen Aufgaben effektiv nur erfüllen können, wenn auch eine effektive Kooperation gewährleistet ist. Gerade in diesem Zusammenhang spielen die polizeilichen Maßnahmen eine besondere Rolle, die den Datenschutz betreffen. Heimliche Überwachungsmaßnahmen oder Maßnahmen der Informationsgewinnung sind allerdings generell in der Informationsgesellschaft von elementarer Bedeutung. Die Grenzen, die sie der Polizeiarbeit setzen, prägen wesentlich die kommunikativen Freiheiten. 

			Die Ursprungsidee für den vorliegenden Band entstand in der Abteilung Bundespolizei im Bundesministerium des Innern. Die Sicherheitsbehörden setzen sich vielfach mit dem Thema »Menschenrechte« ­auseinander und haben selbst großes Interesse daran, ihre Verbindung zum Schutz der Menschenrechte zu verdeutlichen. Auf dieser Basis hat zunächst Herr Professor Dr. Andreas Peilert die Betreuung des Themas übernommen. Da er jedoch leider viel zu früh verstorben ist, habe ich mich gerne bereit erklärt, die Herausgeberschaft zu übernehmen. Aufgrund des Zeitablaufes hat dies zu einer umfassenden Neukonzeption geführt, deren Ergebnis nunmehr vorliegt. Ich hoffe, dass die unterschiedlichen Perspektiven, die sich in dem Band widerspiegeln, den vielfältigen Interessen der Leserinnen und Lesern gerecht werden. 

			Das Buch wäre nicht möglich gewesen, wenn nicht die ­Bundeszentrale für politische Bildung mit Engagement das Projekt weiterverfolgt hätte. Ich danke Herrn Dr. Hans-Georg Golz für die freundliche Betreuung und die sehr gute Kooperation. Zielgruppe des Buches ist die allgemeine Öffentlichkeit. Polizei und Menschenrechte sind ein Thema, das in einer freiheitlichen Gesellschaft von allgemeinem Interesse ist. Allerdings ist zu wünschen, dass die Thematik gerade auch in der Polizeiausbildung die ihr in angemessener Weise zukommende Rolle einnehmen kann. Auch dazu soll das Buch einen Beitrag leisten. Besonderer Dank gebührt Frau ­Christina Kosin, die mich bei der Koordination des Bandes wesentlich unterstützt hat.

			Dieses Buch ist Hildegard Bremer gewidmet, die das Projekt von Anfang an betreut, aber das Erscheinen des Buches zu unserem großen Bedauern nicht mehr miterlebt hat. 

			Prof. Dr. Dieter Kugelmann

		


		
			Teil I

			Bild und Rolle der Polizei im 21.Jahrhundert

		


		
			Tanjev Schultz


			Dein Freund, dein Feind?

			Zur Wahrnehmung der Polizei in einer ­Mediengesellschaft

			»Tag und Nacht wird sie bei dir sein– die Polizei.« (Extrabreit, Songtext 1981)

			Augen auf bei der Berufswahl! Wer geachtet und geschätzt, bewundert und beweihräuchert werden möchte, sollte nicht unbedingt Finanzmanager werden, nicht Politiker oder Journalist. Superstar könnte schön sein, aber Krankenschwester oder Feuerwehrmann wären auch nicht übel – oder wenigstens Polizist. 

			Wer hätte das gedacht: Fragt man die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland, welche Berufe sie am meisten schätzen, schneiden ­Polizisten gut ab. Sie stehen im Ranking der »vertrauenswürdigen Berufe« jedenfalls besser da als Pfarrer, Unternehmer oder Politiker. Und sogar besser als Profisportler.1

			Da wird man, jedenfalls als Beamter, gleich ein bisschen­misstrauisch.Wasmessen denn solche Umfragen überhaupt? Fragt man die Menschen, wie es das Meinungsforschungsinstitut Allensbach mit seiner »Berufs­prestige-Skala«2 getan hat, vor welchen Berufen sie »am meisten Achtung haben«, schwingt in ihren Antworten womöglich vieles mit, was sich gar nicht mehr so gut anhört, wenn man es laut ausspricht: »Polizisten? Arme Schweine sind das!«– »Ich würde diesen Job ja nicht machen wollen!«– »Viel verdienen kann man da nicht«– »Das ist ein harter, manchmal gefährlicher Beruf«– »Auf die Nachtschichten hätte ich keine Lust.« Das sind Sätze, die man so oder ähnlich schon oft gehört hat. 

			Und doch steckt hinter den vergleichsweise hohen Prestigewerten der Polizei3 mit Sicherheit auch eine echte Wertschätzung: das Wissen darum, wie wichtig und schwer diese Arbeit für die Gesellschaft ist. Das ist nicht zuletzt deshalb ein interessanter Befund, weil in einer Demokratie, zumal unter den Vorzeichen einer fortgeschrittenen Mediengesellschaft, die staatlichen Institutionen im Allgemeinen und die Polizei im Besonderen alles andere als unanfechtbar sind. Sie sind fortlaufend der Beobachtung und Kritik ausgesetzt– glücklicherweise, wie man als mündiger Bürger eines Rechtsstaates sagen muss, aber eben häufig auch zum Leidwesen der Beamtinnen und Beamten, die sich nicht immer fair behandelt und nicht immer ausreichend differenziert beurteilt fühlen. 

			Manchmal mag ja in der dauererregten virtuellen Welt der Schlagzeilen, Tweets und Echtzeitreportagen ebenso wie in der noch immer sehr physischen, handfesten Welt der täglichen und nächtlichen Rudelbildung in Fußballstadien, Diskotheken und Feiermeilen der Eindruck entstehen, die Polizei hätte in diesem Land gar nicht mehr so viel zu melden. Dass sie ihre traditionelle Autorität eingebüßt und mit dieser auch die Achtung und die Anerkennung der Bürger verloren hätten, ist ein Gefühl, das viele älter werdende Polizeibeamte umtreibt und sie sorgenvoll in die Zukunft blicken lässt. 

			Gewiss, die Zeiten in denen die Leute ehrfürchtig ihren Hut gezogen haben, wenn ein Schutzmann an ihnen vorbeilief, sind unwiederbringlich passé. Das ist auch besser so. Gleichwohl begegnen die meisten Bürger der Polizei mit einem grundsätzlichen Wohlwollen. Sie hoffen darauf, dass Polizisten ihnen im Notfall zur Seite stehen werden, ob bei einem Verkehrsunfall, einem Wohnungseinbruch oder bei einer Pöbelei auf dem Stadtfest. Jeden Tag machen Bürgerinnen und Bürger im Alltag ­tatsächlich die Erfahrung, dass ihnen die Polizei wenn nicht ein Freund, so doch ein Helfer sein kann. 

			Und so liegt in repräsentativen Umfragen der Anteil der Bürger, die den Polizisten »voll und ganz« oder zumindest »überwiegend« vertrauen, relativ hoch. Er lag in Deutschland zuletzt bei 84Prozent und damit zwar hinter Sanitätern und Feuerwehrleuten (je 96Prozent), aber beispielsweise deutlich vor Bankern (40Prozent), Journalisten (38Prozent) oder Versicherungsvertretern (23Prozent).4 Auch im internationalen Vergleich schneidet die deutsche Polizei in der Wahrnehmung der Bevölkerung gutab.

			Nun ist es wie bei allen komplizierten Dingen: Es gibt solche und solche Ansichten, es gibt diese und jene Erfahrungen. Und auch Polizei ist nicht gleich Polizei. Dennoch und gerade deshalb ist es bedeutsam– und allen Einschränkungen und Differenzierungen zum Trotz durchaus aussagekräftig –, welche Stimmung in der Bevölkerung herrscht und wie viel Vertrauen die Bürger in die Polizei haben. Das Vertrauen im Großen und Ganzen hat, wie man unterstellen kann, Einfluss auf die Kommunikation und das Verhalten im Kleinen. 

			In einer Demokratie sind die tragenden Institutionen angewiesen auf ein Grundvertrauen der Bevölkerungsmehrheit. Es bildet ein Fundament, das der Gesellschaft Stabilität verleiht– trotz der vielen, teilweise heftigen Konflikte, die in einer lebendigen Demokratie offen ausgetragen werden. Das betrifft die Parlamente, die Gerichte, die Medien und ebenso die Polizei. Dieses nötige Grundvertrauen ist nicht gleichzusetzen mit naiver, blinder Folgsamkeit oder gar Hörigkeit, wie sie für autoritäre Systeme prägend sind, die sich ja nicht allein auf Furcht und Terror stützen, sondern in der Regel auch auf die Loyalität eines manchmal gar nicht so kleinen Teils der Bevölkerung. 

			Wenn jedoch die Balance aus Vertrauen und Kritik, aus Zustimmung und Opposition zu den tragenden Institutionen des Staates verloren geht und die Einstellungen der Bürgerinnen und Bürger oder tonangebender Kreise in den Medien zu sehr in eine Richtung »kippen«, ist dies für eine Demokratie eine unheilvolle Entwicklung. Das gilt ausdrücklich für beide Richtungen. Denn Politiker mögen zwar ebenso wie Polizeipräsidenten insgeheim davon träumen, dass sie endlich verschont werden von der ewigen Nörgelei, Besserwisserei und den angeblich gemeinen Unterstellungen, denen sie sich ausgesetzt fühlen. In Wahrheit jedoch sind Kritik und ein offener Diskurs unverzichtbar und jede und jeder, die oder der eine öffentliche Aufgabe und Funktion wahrnimmt, setzt sich dem Widerspruch aus und muss diesen aushalten.

			Neue Herausforderungen für die Polizeiarbeit unter den Bedingungen des digitalen Strukturwandels

			In der Mediengesellschaft, unter den Bedingungen eines digitalen Strukturwandels der Öffentlichkeit, werden die Verhältnisse nun schnell unübersichtlich.5 Es ergeben sich für alle Seiten und Akteure neue Herausforderungen, Chancen und Gefahren. Das gilt auch für die Polizei. Früher war die Situation, etwas zugespitzt und karikierend beschrieben, ungefähr die: Tagsüber ging ein freundlicher Polizist, offiziell Kontaktbereichsbeamter (KOB) genannt, durch eine Wohnsiedlung und half einer Seniorin über die Straße. Man grüßte ihn von der Straßenseite gegenüber und nahm sich vor, den Beamten bei nächster Gelegenheit um Rat zu fragen, wie man seine Wohnung im Parterre einbruchssicherer machen könnte. Dann schaute man am Abend die Tagesschau und sah in Wackersdorf oder andernorts eine Traube Polizisten und Demonstranten aufeinander losgehen, dachte sich seinen Teil und am nächsten Morgen grüßte man wieder den netten KOB, der einen Schüler gerade ermahnte, mit seinem Fahrrad nicht die Leute auf dem Gehweg umzufahren. 

			Mittlerweile sieht die Welt etwas anders aus. Polizisten, die durch die Straßen gehen und ein Ohr für die Bürger haben, gibt es zwar gelegentlich immer noch und auch Fernsehbilder von Krawall und behelmten, Schlagstöcke einsetzenden Polizisten schaffen es regelmäßig in die Wohnzimmer. Doch stehen heute andere Kommunikationsmittel und -wege zur Verfügung, über die Nachrichten zu solchen Ereignissen abrufbar sind. Die Berichterstattung hat sich beschleunigt, die Nachrichtenkanäle sind vielfältiger geworden. So spricht auch die Polizei heute die Bürger über den Nachrichtendienst Twitter an und wählt dafür einen manchmal lockeren bis flapsigen Ton. Vom Oktoberfest beispielsweise twitterte die Polizei München: »Wer 1 Car oder ein 1 Bike mit high level vong Rausch im Face drived, dem helped auch 1 sorri pollizeiman nit aus« oder »Pack deinen mickrigen Lörres ein. Masturbierer von Fahndern festgenommen. Die sehen alles, auch Dinge, die sie nicht sehen wollen«.6 In Berlin twitterte die Polizei sogar selbstironisch unter dem Hashtag #Hauptstadtbullen.7

			Wenn irgendwo etwas passiert ist, sind in Sekundenschnelle Livebilder im Netz, von Amateuren, aber auch von professionellen Journalisten, die Razzien nach Terrorangriffen oder Ausschreitungen bei Demonstrationen in Echtzeit übertragen und sie kommentieren wie Fußballspiele (als hätte es nicht schon vor Jahrzehnten den medialen Sündenfall beim Geiseldrama von Gladbeck im August 1988 gegeben und die Beteuerung, so etwas werde nie wieder passieren). 

			Wer mag, kann heute noch Monate nach einem Ereignis einzelne Bewegungen eines Polizisten im Einsatz im Internet betrachten. Eventuell sogar in Zeitlupe oder unterlegt mit Musik. Manchmal tragen die Beamten nun kleine Kameras an ihrer Uniform, und die Bürger zücken ohnehin jederzeit ihr Smartphone oder Handy, das ihnen von einem Moment auf den anderen zumindest potenziell einen Zugang zur Weltöffentlichkeit verschafft. Jeder hat jeden im Visier. 

			Die Demokratisierung der Kommunikation kann einerseits ein Beitrag zum Schutz der Grundrechte sein oder zumindest zur Aufdeckung von Grundrechtsverletzungen. Sie bereitet andererseits aber auch den Boden für Mobs und vielfältigen Missbrauch und sie kann erhebliche ­Verwirrung stiften. In der Kakofonie der Stimmen fällt es schwer, Wahrheit und Lüge, Fakten und Fiktionen (rechtzeitig) voneinander zu unterscheiden. Gerüchte und Verschwörungstheorien verbreiten sich schneller denn je, und auch offizielle Stellen wie die Polizei haben damit ihre liebe Not.8 Zugleich entstehen so bei den Bürgern der Bedarf und der Wunsch nach zuverlässigen Quellen und soliden Informationen.9 Das ließ sich beispielsweise ablesen an dem Lob, das die Münchner Polizei sowohl von Bürgerinnen und Bürgern als auch von Medien und Profis der Öffentlichkeitsarbeit für ihre umsichtige Kommunikation im Juli 2016 während der unsicheren Stunden des Amoklaufs in München erhielt.10 Es war die Polizei, die nicht zuletzt durch ihre Social-Media-Kommunikation falschen Gerüchten und damit einer sich ausbreitenden Panik in der Stadt entgegentrat.11 

			In dieser Hinsicht haben Journalisten und Polizisten in der digitalen Öffentlichkeit ähnliche Herausforderungen zu meistern. Denn auch die etablierten Medienmarken müssen vermehrt Anstrengungen unternehmen, in dem kommunikativen Dickicht zum Publikum durchzudringen, sein Vertrauen zu gewinnen oder zu erhalten und sich gegen Gerüchte, Fake News und Fake-News-Bezichtigungen zu behaupten. Doch im Grunde sind Medien und Polizei natürlich keine Verbündeten. Die ­Aufgabe von Journalisten ist es, auch die Angaben der Polizei zu prüfen und zu hinterfragen und das polizeiliche Tun und Lassen kritisch zu begleiten und zu kommentieren.12 Das ist, soll es seriös und sauber geschehen, ein schmaler Grat. Auch hier »kippt« die Kommunikation leicht auf eine von zwei problematischen Seiten: Entweder übernehmen die Medien voreilig und mit zu geringer Distanz die Darstellungen der Behörden und übersehen dabei, dass auch diese fehlbar sind und, zumindest in einigen Fällen, etwas zu verbergen oder sogar zu verschleiern haben. Oder die Medien überziehen ihre Kritik und skandalisieren Vorfälle oder vermeintliche Vorfälle in einer dramatischen Weise, die der Sache nicht gerecht wird und lediglich Ressentiments schürt, anstatt ernsthaft zur Information und Aufklärung beizutragen. Nicht einfacher wird diese Konstellation durch die Allgegenwart und Wirkungsmacht fiktionaler Angebote. 

			Die Wirkungsmacht fiktionaler Angebote

			Ein Großteil des vermeintlichen Wissens und der Vorstellungen, die die Bürgerinnen und Bürger über die Arbeitsweise der staatlichen Sicherheitsorgane haben, speist sich aus Krimis und Thrillern. Selbst wenn das Publikum im Prinzip weiß, dass es diese Darstellungen nicht eins zu eins auf die Wirklichkeit übertragen darf, werden diese einen mindestens subtilen Einfluss auf die Wahrnehmungen und Einstellungen der Leser beziehungsweise Zuschauer nehmen. In der Medienforschung werden entsprechende Effekte unter anderem unter dem Stichwort »CSI-Effekt« diskutiert (mit Blick auf die populäre TV-Serie CSI, die zunächst in den USA entsprechende Debatten auslöste).13

			In fiktionalen Formaten sind Polizisten einerseits oft wahre Helden, andererseits jedoch Figuren, die sich über rechtsstaatliche Regeln hinwegsetzen und die sehr oft als unangepasste Individuen und eben nicht als »ordentliche«, immer streng nach Dienstanweisung handelnde Funktionsträger gezeichnet werden. Stilbildend war dafür in Deutschland die Figur des rauflustigen Kommissars Horst Schimanski im Tatort. Der flexible Umgang mit Dienstvorschriften und dem Gesetz ist ein Topos des Kriminalfilms, der immer wieder neu inszeniert wird.

			Das Kontrastspiel zwischen Gut und Böse wird aber nicht nur im Hinblick auf das Verhältnis Polizei versus Kriminalität inszeniert, ­sondern häufig auch innerhalb der Behörden gespiegelt. Hier werden Intrigen vorgeführt, Machtkämpfe, Verrat und Verschwörung. Dramaturgisch können halbfiktionale Formate, True-Crime-Stories, wahre Kriminalgeschichten aus der Geschichte und jüngeren Vergangenheit, und investigative journalistische Beiträge problemlos an diese dem Publikum vertrauten Erzählmuster anschließen. Sogar seriöse oder vermeintlich seriöse Anbieter verwischen dann schnell die Grenzen zwischen sachlicher Aufklärung und raunendem Spektakel.14

			Für die Beamten in der realen Alltagswelt ist das manchmal ärgerlich, zugleich fällt es ihnen, je weiter die medialen Versionen sich von den eigenen Erfahrungen und Einstellungen zu entfernen scheinen, umso leichter, das mediale Bild der staatlichen Sicherheitsorgane abzutun als Übertreibungen und Verzerrungen.15 Eine substanzielle Auseinandersetzung mit sensiblen Themen bleibt aus, alle spielen einfach nur ihre Rolle– und bleiben darin gefangen. Jeder richtet sich ein in seinem eigenen kommunikativen System: Polizisten können darauf verweisen, dass das, was Spielfilme und Romane präsentieren, völlig übertrieben sei. Filmemacher und Autoren können sich verschanzen hinter ihrer künstlerischen Freiheit. Und das Publikum mischt sich aus all dem, was es an eigenen Erfahrungen mitbringt und dann mit den medialen Bildern abgleicht, eine ganz eigene Vorstellung von der Wirklichkeit des Sicherheitsapparats. So können unrealistische Vorstellungen die Sicht auf die Polizei trüben.

			Das ist bedauerlich, denn die Arbeit der Polizei betrifft den Staat, die Gesellschaft und ihre Bürger im Kern. Und es ist ja nicht so, dass es in diesem Kontext keine Probleme und keine heiklen Fragen gäbe, sei es zu Übergriffen, die von Beamten im Dienst begangen werden, zu rechtsradikalen Tendenzen in der Polizei oder zu den Defiziten in der Zusammenarbeit verschiedener Dienststellen und Behörden untereinander. 

			Vielen Bürgern ist bekannt und bewusst, dass Polizisten einen schweren Dienst tun und nicht immer die besten Arbeitsbedingungen vorfinden, dass die Polizei als eine Art Prügelknabe überall dort auflaufen muss, wo es gesellschaftliche Konflikte gibt, und dass es extrem mühsam ist, diese zu befrieden oder wenigstens in den Griff zu bekommen, nachdem sie bereits offen ausgebrochen sind. Zugleich gibt es in gewissen Milieus schon immer und womöglich zunehmend eine grundsätzliche Ablehnung der Polizei. Ganz links und ganz rechts im politischen Spektrum werden Polizisten gerne pauschal als »Bullen« und »Bastarde« (ACAB– All Cops Are Bastards16) diffamiert. Daran wird sich so schnell nichts ändern lassen, aber, was die Polizei verhindern muss, ist ein Übergreifen dieser grundlegenden Ablehnungshaltung auf die breite Mitte der Gesellschaft. Um dies zu verhindern, sind– erst recht in der digitalen Mediengesellschaft– Transparenz, Offenheit und eine sensible Fehlerkultur unabdingbar. 

			Solidarität mit den Kollegen ist gut, nicht aber ein Korpsgeist, der Verfehlungen deckt. Die vielen anständigen Beamtinnen und Beamten dürfen es sich nicht gefallen lassen, wenn andere den Ruf der Institution gefährden. Das Vertrauen, das die Polizei genießt, muss sie sich immer wieder neu verdienen. Deshalb dürfen Beamte nicht leichtfertig darüber hinweggehen, wenn Skandale dem Rechtsstaat Schaden zufügen. Die Tendenz, mit dem Finger auf die Medien zu zeigen und deren Berichte als überzogen zu bewerten, darf nicht dazu führen, gegenüber Kritik immun zu werden. Dies gilt zum Beispiel für die besorgniserregenden Fälle rechtsextremer Umtriebe von Polizisten, die so häufig auftreten, dass sich eine Verharmlosung als »Einzelfälle« verbieten sollte.

			Wahrnehmung von Scheitern und Fehlverhalten in der ­Polizeiarbeit

			Dass die deutsche Polizei im internationalen Vergleich in der Wahrnehmung der Bevölkerung gut dasteht17, bedeutet eben nicht, dass es nicht immer wieder Verstöße gegen Grundrechte und rechtsstaatliche Grundsätze gegeben hätte. Davon können beispielsweise Demonstranten ein trauriges Lied singen, die keineswegs zum sogenannten Schwarzen Block gehören und die keinerlei Interesse an gewalttätigen Eskalationen haben. Es hilft wenig, dies aufwiegen zu wollen mit dem Leid und Frust ­vieler Polizisten, wenn sie wieder einmal die Kastanien aus dem Feuer der Demokratie holen sollen. 

			Dass es Gewalt gegen die Polizei gibt und dass auch die verbalen Attacken, denen Beamte ausgesetzt sind, oft unerträglich sind, kann jedoch niemals als Rechtfertigung dienen für unverhältnismäßige Reaktionen des Staates und für Übergriffe von Polizisten auf die Bürger.18 In der Öffentlichkeit wird diesbezüglich leider oft sehr schematisch und im Lagerdenken verhaftet debattiert: auf der einen Seite die Kritiker der Polizei, auf der anderen ihre Verteidiger, Bürgerrechte versus Law and Order. Als ob dies gegeneinander ausgespielt werden könnte. 

			Skandale und das Scheitern oder Fehlverhalten von Polizisten bleiben eher im kollektiven Gedächtnis haften als die Momente des Erfolgs, der störungsfreie Alltag und die Routine des Gelingens. So ist der Mensch. Es gab und gibt stets Anlässe, sich zu empören und zu erregen, und auch in den vergangenen Jahren haben einige Enthüllungen über die Polizeiarbeit das Vertrauen vieler Bürger mindestens angekratzt. Man nehme nur das kolossale Scheitern im Fall der rechtsextremen Terrorgruppe Nationalsozia­listischer Untergrund (NSU). Polizei und Sicherheitsbehörden haben bei der Fahndung nach dem untergetauchten Neonazi-Trio, Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt, Beate Zschäpe, und bei der Suche nach den Tätern der Mord- und Anschlagsserie, die auf das Konto des NSU ging, kaum einen Fehler und kaum eine Peinlichkeit ausgelassen.19 Ermittler in Hamburg scheuten nicht einmal davor zurück, einen Geisterbeschwörer zu beauftragen, der Kontakt ins Totenreich aufnehmen sollte, um etwas über die Mörder zu erfahren.20 Was für ein Hokuspokus! Und wie erst im Zuge der Aufarbeitung des NSU-Komplexes an die Öffentlichkeit drang, hatten sich um die Jahrtausendwende mindestens zwei Beamte aus Baden-Württemberg einem deutschen Ableger des rassistischen Geheimbunds »Ku-Klux-Klan« angeschlossen21– angeblich aus Interesse am Christentum. Amen. Im Jahr 2019 wurde gegen etliche Polizisten im Zusammenhang mit Drohschreiben unter dem Stichwort »NSU 2.0« ermittelt. Immer wieder sorgen rechtsextreme Vorfälle in der Polizei für Verunsicherung: Hat die Polizei ein eigenes Extremismus-Problem?

			Zum Glück für die Polizei verbinden viele Bürger das Versagen im NSU-Fall vor allem mit den Ämtern für Verfassungsschutz und deren V-Leuten. Dabei hatte auch die Polizei geheime Informanten, und einer von ihnen, geführt vom Landeskriminalamt in Berlin, hatte einst sogar ein, wie er es selbst nannte, »Techtelmechtel« mit Beate Zschäpe.22 Vor dem Untertauchen des NSU-Trios lieferte er seinen braunen »Kameraden« Sprengstoff, den Behörden später jedoch zunächst gar keine und später nur ein paar dürre Hinweise auf die Gesuchten.23

			Auch andernorts haben sich V-Leute und verdeckte Ermittler der Polizei nicht immer vorteilhaft verhalten. So waren in Hamburg in den Jahren 2000 bis 2013 mehrere Beamtinnen im Autonomen Zentrum »Rote Flora« im Einsatz, die teilweise so weit gingen, Liebesbeziehungen mit den von ihnen ausgespähten linken Aktivisten einzugehen– alles unter einer Legende.24 In Bayern verhedderte sich das LKA mit einem V-Mann im Rockermilieu.25 

			Die Arbeit der Kriminalämter ähnelt mittlerweile stark den Operationen von Nachrichtendiensten. Wie sonst, sagen die Ermittler, will der Staat den Kampf gegen Extremisten und organisierte Kriminelle gewinnen?­ Gute Frage. So beeindruckend und so komplex viele Ermittlungen sind, so bedrohlich können sie sein, wenn Standards nicht eingehalten und Regeln verletzt werden. 

			Mehr denn je hat die Polizei in der Mediengesellschaft auch die Aufgabe, sich und ihre Arbeit, ihre Regeln und Methoden zu reflektieren, der Öffentlichkeit zu erklären und verständlich zu machen.26 Ohne Schönfärberei. Das Gewaltmonopol des Staates ist eine Errungenschaft, die im demokratischen Rechtsstaat nicht einfach exekutiert werden kann. Sie muss ihren Wert und ihre Legitimation fortlaufend erneuern und unter Beweis stellen. Sie muss diskursiv begleitet und eingehegt, wirksam kontrolliert und begrenzt werden. Nur dann ist es möglich, dass die Polizei den Bürgerinnen und Bürgern nicht als Feind erscheint, sondern als Stütze und Garant ihrer Freiheit und Sicherheit.
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			Ralf Alleweldt


			Die wesentlichen menschenrechtlichen Anforderungen an polizeiliches Handeln

			Am 9. November 2017 erging das Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) in der Sache Hentschel und Stark gegen Deutschland. Zwei Fußballfans hatten behauptet, von der Münchener Polizei geschlagen und mit einem Pfefferspray besprüht worden zu sein. Der Gerichtshof konnte mangels hinreichender Beweise nicht feststellen, ob die Beschwerdeführer tatsächlich misshandelt worden waren. Er rügte die deutschen Behörden jedoch dafür, dass sie den Sachverhalt nicht effektiv untersucht hätten. Deutschland wurde deshalb verurteilt wegen einer Verletzung des Art.3 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), der unmenschliche und erniedrigende Behandlung verbietet. Den Beschwerdeführern wurden je 2000 Euro Schmerzensgeld zugesprochen.1

			1	Menschenrechte: von der Idee zur Rechtsnorm

			Menschenrechte sind Rechte, die dem Menschen von Natur aus zustehen und ihm gleichsam angeboren sind. Diese natürlichen Menschenrechte, die dem Staat vorausgehen und vom Staat nicht genommen werden können, wurden zunächst als philosophische Idee im Zeitalter der Aufklärung formuliert. Sie haben heute den Weg ins positive, staatlich gesetzte Recht gefunden: Einerseits prägen sie als Grundrechte in innerstaatlichen Verfassungen die staatliche Ordnung, andererseits sind sie seit der Gründung der Vereinten Nationen 1945 auch ein Anliegen der internationalen Gemeinschaft. Als internationale Menschenrechte werden sie in völkerrechtlichen Verträgen wie etwa den UN-Menschenrechtspakten von 1966 vereinbart.2 Die 47 Mitgliedstaaten des Europarates haben sich in der EMRK der Gerichtsbarkeit des EGMR unterworfen, an den sich jede Person– von Reykjavik bis Wladiwostok– mit der Behauptung wenden kann, in ihren Menschenrechten verletzt zu sein.3 Menschen in Europa können also ihren eigenen Staat vor einem internationalen Gericht verklagen, eine Möglichkeit,­ von der die Herren Hentschel und Stark erfolgreich Gebrauch gemacht haben. Ihr Fall zeigt deutlich, dass Menschenrechte heute im polizeilichen Alltag beachtet werden müssen und ihre Verletzung spürbare Folgen bis auf die zwischenstaatliche Ebene nach sich ziehen kann.

			Menschenrechte verpflichten den Staat in mehrfacher Hinsicht. Zu­­nächst handelt es sich bei ihnen um Abwehrrechte, sie untersagen dem Staat Eingriffe bestimmter Art oder Stärke. Gleichzeitig enthalten Menschenrechte auch Schutzgebote: Sie verpflichten den Staat, die Menschenrechte vor Gefahren aller Art zu schützen, insbesondere solchen, die von Privatpersonen ausgehen. 

			Manche Menschenrechte, wie etwa das Folterverbot oder das ­Verbot der Sklaverei, haben absoluten Charakter: Staatliche Eingriffe oder Ausnahmen sind stets untersagt. Die meisten Menschenrechte sind allerdings zu­­gunsten legitimer staatlicher Zwecke einschränkbar. In solchen ­Fällen ist es ein durchgängiges Prinzip der Rechtsstaatlichkeit und des Menschen­rechtsschutzes, dass Eingriffe dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu ge­­nügen haben, das heißt, sie müssen im Hinblick auf den ­angestrebten Zweck geeignet, erforderlich und angemessen sein. Manche Grundrechte sind zusätzlich mit verfahrensrechtlichen Schutzvorkehrungen versehen: Bestimmte besonders schwerwiegende Eingriffe wie Freiheitsentziehung, ­Wohnungsdurchsuchung und Wohnraumüberwachung sind nach dem Grundgesetz mit einem Richtervorbehalt versehen: Sie können in der Regel nicht durch die Polizei, sondern nur durch einen Richter angeordnet werden.4

			2	Die Rolle der Polizei bei der Wahrung der ­Menschenrechte

			Polizeiliche Tätigkeit birgt Risiken für die Menschenrechte, gleichzeitig ist sie für Rechtsstaatlichkeit und einen wirksamen Menschenrechtsschutz unabdingbar. Bei der Wahrung der Menschenrechte nimmt die Polizei eine Schlüsselstellung ein. Sie verfügt über weitreichende Zwangsbefugnisse und dies berührt immer wieder auch die Menschenrechte. Es ist notwendig, dass die Polizei in bestimmten Fällen die Möglichkeit hat, Personen festzunehmen, Wohnungen zu durchsuchen, (Telefon-)Gespräche abzuhören oder auch Versammlungen aufzulösen. Gleichzeitig kann es zu Menschenrechtsverletzungen kommen, wenn die Polizei diese Befugnisse zu tiefgreifend, willkürlich oder diskriminierend ausübt. 

			Andererseits können im modernen Staat die Bürgerinnen und Bürger ihre Menschenrechte und Freiheiten auch deshalb verwirklichen, weil die Staatsgewalt– einschließlich Justiz und Polizei– ihnen bei Bedarf zur Seite steht. Die Polizei schützt die Bürger vor Übergriffen, untersucht und verfolgt Straftaten, leistet Hilfe in Unglücksfällen und wird präventiv tätig, um Verletzungen der Rechte der Bürger zu verhindern. Wenn es nötig wird, sorgt die Polizei mit ihren Zwangsbefugnissen für die Durchsetzung privater Rechte und Forderungen. Auch ein Rechtsstaat ist auf diese letzte Möglichkeit angewiesen. 

			Die Beachtung der Menschenrechte ist also eine ständige Anforderung an polizeiliche Tätigkeit. Bereits hier ist erkennbar: Bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe kann sowohl ein Zuviel als auch ein Zuwenig Menschenrechte verletzen. Menschenrechte werden gewahrt, wenn die Polizei ihre Aufgaben im rechten Maße wahrnimmt.

			Dieser hohen Anforderung wird die Polizei nicht überall und nicht immer gerecht. In vielen Ländern werden den Sicherheitskräften, einschließlich der Polizei, schwere Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen wie etwa Folter und andere Misshandlungen, ungesetzliche Tötungen, willkürliche Festnahmen und Haft oder übertrieben starkes Einschreiten gegen friedliche Versammlungen. Immer wieder werden derartige Vorwürfe durch internationale Gerichte oder andere Menschenrechtsschutzorgane bestätigt. So hat die Menschenrechtsorganisation Amnesty International in mehreren Kampagnen kritisiert, dass es in Deutschland zu übermäßiger Polizeigewalt komme und Misshandlungsvorwürfe unzureichend aufgeklärt würden.5 Schwerwiegende Fragen zu Qualität und Dauer der Ermittlungen wirft beispielsweise der Fall des aus Sierra Leone stammenden Oury Jalloh auf, der im Januar 2005 in einer Gewahrsamszelle im Kellergeschoss einer Dessauer Polizeiwache verbrannte.6

			Verschiedene Menschenrechte steuern die Tätigkeit der Polizei in unterschiedlicher Weise. Die Befugnis der Polizei, Personen in Haft zu nehmen, schränkt deren Recht auf Bewegungsfreiheit (Freiheit der Person) ein. Soweit die Polizei strafverfolgend tätig wird, muss sie den Grundsatz des fairen Verfahrens beachten. Die Behandlung festgehaltener Personen durch die Polizei und die Bedingungen der Haft müssen mit dem absoluten Verbot von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung in Einklang stehen. Polizeilicher Schusswaffengebrauch ist in Ausnahmefällen zulässig, muss jedoch die aus dem Recht auf Leben folgenden Bindungen beachten. Sollte es zu Todesfällen in Polizeihaft kommen oder die Behauptung einer Misshandlung erhoben werden, obliegen dem Staat Ermittlungspflichten. Vielfältige Aufgaben obliegen der Polizei bei der Begleitung und Überwachung von Versammlungen. 

			In bestimmten Fällen setzen die Menschenrechte der Polizei keine Grenzen, sondern verpflichten sie gerade, tätig zu werden. Insbesondere bei konkreten Gefahren für Leib oder Leben muss die Polizei die Bürger vor den Bedrohungen schützen. 

			Diese Anforderungen an polizeiliches Handeln werden im Folgenden näher beschrieben. Der Beitrag orientiert sich dabei vornehmlich an der Rechtsprechung des EGMR.

			3	Recht auf Leben

			Das Menschenrecht auf Leben ist von grundlegender Bedeutung; ohne Leben verlieren alle anderen Rechte ihren Wert. Staaten und Polizeibehörden wurden geschaffen, um Leben und Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger zu schützen; dies ist nach wie vor eine zentrale staatliche Aufgabe. Gleichwohl können Polizeibeamte in die Lage kommen, Schusswaffen oder andere lebensgefährliche Mittel einzusetzen.

			Bringt ein Staatsorgan einen Menschen– aus welchen Gründen auch immer– in Lebensgefahr, so liegt in rechtlicher Hinsicht ein Eingriff in das Lebensrecht vor. Dabei kommt es nicht entscheidend darauf an, ob tatsächlich ein Mensch getötet wird und ob die Tötung beabsichtigt ist.7 Bereits die Anwendung potenziell tödlicher Gewalt bedarf einer besonderen Rechtfertigung, die nur ausnahmsweise möglich ist. Sie muss unbedingt erforderlich sein, um einen der in der EMRK aufgezählten legitimen polizeilichen Zwecke zu verfolgen, nämlich: eine Person gegen rechtswidrige Gewalt zu verteidigen, eine rechtmäßige Festnahme zu sichern oder die Flucht eines Häftlings zu verhindern, sowie bei der Bekämpfung eines Aufstands oder Aufruhrs. Andere Zwecke können die Tötung einer Person nicht rechtfertigen. Die Anwendung tödlicher Gewalt ist jedoch (selbstverständlich) nicht bereits dann gerechtfertigt, wenn sie einen dieser Zwecke verfolgt: Sie muss vielmehr »unbedingt erforderlich« sein. Die Gewalt muss also das einzige Mittel sein, den Zweck zu erreichen; mildere Mittel haben stets Vorrang. Die deutschen Polizeigesetze schreiben regelmäßig vor, dass Schusswaffen nur eingesetzt werden dürfen, um den Angreifer oder Störer angriffs- und fluchtunfähig zu machen.8

			Selbst wenn kein anderes Mittel zur Verfügung steht, darf tödliche Gewalt nur eingesetzt werden, wenn sie in einem angemessenen Verhältnis zum Gewicht dieses Eingriffs steht. Daher kommen Tötungen im Allgemeinen nur zur Abwehr von Gefahren für Leib und Leben in Betracht. Versucht etwa eine nicht gewalttätige Person, sich der Festnahme durch Flucht zu entziehen, so darf die Polizei selbst dann keine Schusswaffen einsetzen, wenn die Festnahme zu scheitern droht.9 Auch bei flüchtigen Gewalttätern haben nicht tödliche Mittel Vorrang.10 Hingegen kann in Notwehrsituationen der Gebrauch der Schusswaffe und in manchen Fällen sogar die gezielte Tötung des Angreifers erforderlich sein.11

			Die hohe Bedeutung des Rechts auf Leben verlangt zudem, dass die Polizei, wenn dafür zeitlicher Spielraum besteht, Festnahmen und sonstige Maßnahmen so vorbereitet und organisiert, dass menschliches Leben möglichst weitgehend geschont wird. Sie muss also im Rahmen des Möglichen vermeiden, dass es überhaupt zu tödlichen Notwehrlagen kommt. Bei mangelhafter Vorbereitung kann der Staat das Recht auf Leben verletzen, selbst wenn die konkrete polizeiliche Handlung durch Notwehr gerechtfertigt werden könnte.12 Der Staat ist auch für die angemessene Ausrüstung der Polizei verantwortlich: Wenn sich die Polizei bei einer gewalttätigen Demonstration genötigt sieht, tödliche Schusswaffen einzusetzen, weil sie nicht über Schlagstöcke, Wasserwerfer oder Tränengas verfügt, so kann dies nicht als »unbedingt erforderlich« beurteilt werden13.

			Zu diesen sachlichen Anforderungen an polizeiliches Handeln kommen formelle Schutzvorkehrungen hinzu: Die Fälle erlaubten polizeilichen Schusswaffengebrauchs müssen durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf das absolut Notwendige begrenzt und die Beamten entsprechend geschult werden. Fehlen solche Regelungen, kann eine polizeiliche Tötung schon allein deshalb Menschenrechte verletzen.14

			Gelegentlich kommen Menschen zu Tode unter Umständen, für die sich eine staatliche Verantwortung weder feststellen noch ausschließen lässt. Stirbt eine Person unter vollständiger Kontrolle des Staates, wie etwa in Haft, so hat der Staat dafür eine plausible Erklärung zu liefern.15 Ansonsten ist anzunehmen, dass der Staat für den Tod der Person verantwortlich ist. Die Tötung eines Menschen wird auch vermutet, wenn er in ­staatlichem Gewahrsam »verschwindet«, wie es zeitweise in der Südosttürkei und in Tschetschenien vorgekommen ist.16

			In einer menschenrechtlichen Innovation hat der Gerichtshof aus dem Recht auf Leben Ermittlungspflichten abgeleitet und dadurch den Schutz des menschlichen Lebens verstärkt. Kommt eine Person unter unklaren Umständen zu Tode– sei es unter staatlicher Kontrolle oder nicht –, so trifft den Staat die Pflicht, hierzu eine effektive Untersuchung durchzuführen. Effektiv ist eine Untersuchung, wenn sie durch eine unabhängige Stelle erfolgt und alle verfügbaren Beweise erhoben werden; sie muss sofort und ohne Antrag beginnen und den Sachverhalt so weit aufklären, dass festgestellt werden kann, ob es zu Rechtsverstößen gekommen ist und die Einleitung strafrechtlicher Schritte erforderlich ist. Darüber hinaus müssen die Angehörigen der getöteten Person Einsicht in das Beweismaterial erhalten und die Ergebnisse sind der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.17

			4	Folterverbot

			Das in Art.3 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) niedergelegte absolute Verbot der Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe ist von fundamentaler Bedeutung für jeden Rechtsstaat. 

			Vermutlich haben die Staaten beim Abschluss der EMRK das Folterverbot als zwar wichtige, aber praktisch nicht sehr bedeutsame Vorschrift angesehen, weil sie im 20. Jahrhundert die Folter in Europa für weitgehend überwunden hielten. Tatsächlich sind jedoch bis heute zahlreiche Staaten in West- und Osteuropa wegen einer Verletzung des Folterverbots verurteilt worden.18

			Neben der eigentlichen Folter und anderen Arten schwerer körperlicher Misshandlung wehrloser Personen, deren Rechtswidrigkeit völlig außer Frage steht, ist jede körperliche Anwendung von Gewalt, für die es keinen legitimen Anlass gibt, etwa Notwehr oder legitimer Zwang, als zumindest erniedrigend anzusehen. Im Fall Bouyid gegen Belgien hatte ein Polizeibeamter zwei Jugendliche geohrfeigt, weil er sich durch sie provoziert fühlte. Die Große Kammer des EGMR hielt dies für eine erniedrigende Behandlung: Eine Ohrfeige unter derartigen Umständen vermittle der festgehaltenen Person über die körperlichen Schmerzen hinaus den Eindruck, dass sie der überlegenen Staatsgewalt, insbesondere wenn diese willkürlich und unrechtmäßig handelt, machtlos ausgeliefert ist.19

			Eine »erniedrigende Behandlung« ist nicht unbedingt mit der Anwendung körperlicher Gewalt verbunden; entscheidend ist ihre für das Opfer demütigende Zielrichtung. Als erniedrigend beurteilte der EGMR beispielsweise auch eine neuneinhalbstündige polizeiliche Zeugenbefragung ohne Versorgung mit Essen und Trinken,20 die Anordnung an einen Untersuchungsgefangenen, vor der Ausübung seines Wahlrechts eine Leibesvisitation über sich ergehen zu lassen,21 oder eine Verhaftung, die in der Familienwohnung des Betroffenen mit übermäßiger Härte und ohne sachliche Notwendigkeit in den frühen Morgenstunden durchgeführt wurde.22

			Auch die Bundesrepublik Deutschland ist in einigen Fällen vom EGMR wegen der Verletzung des Verbots unmenschlicher und erniedrigender Behandlung durch die Polizei verurteilt worden. Im Fall Abu Bakah Jalloh aus dem Jahr 2006 wurde einem wegen Drogenhandels Beschuldigten auf der Polizeiwache zwangsweise ein Brechmittel verabreicht, um in seinem Magen verborgene, mit Drogen gefüllte Plastikpäckchen sicherzustellen. Hierbei musste er von vier Polizisten festgehalten werden, während ihm ein Arzt das Brechmittel verabreichte. Der EGMR wies darauf hin, dass die Behandlung von dem Betroffenen sicherlich als demütigend empfunden worden sei und zudem sich bereits in Einzelfällen als lebensgefährlich erwiesen habe. Auch gebe es in derartigen Fällen die ­Möglichkeit, zu warten, bis die Plastikpäckchen auf natürlichem Wege den Körper verließen. Daher sah der Gerichtshof in diesem Fall eine Verletzung des Misshandlungsverbots.23 Im bekannten Fall des wegen der Entführung und Ermordung eines elfjährigen Kindes verurteilten Magnus Gäfgen hatte ein Kriminalhauptkommissar auf Anordnung des Vizepräsidenten der Frankfurter Polizei dem Beschuldigten im Zuge der Vernehmungen schwere Schmerzen angedroht, um den Aufenthaltsort des Kindes zu erfahren. Diese Folterdrohung wurde vom EGMR als unmenschliche Behandlung beurteilt.24

			Behauptet eine Person in nachvollziehbarer Weise, sie sei von der Polizei misshandelt worden, so hat der Staat– in gleichem Umfang wie bei unklaren Todesfällen– eine effektive Untersuchung dieser Behauptung durchzuführen. In dem eingangs erwähnten Fall Hentschel und Stark hatten die deutschen Behörden dieser Ermittlungspflicht nicht vollständig genügt, weil beteiligte Polizeibeamte nicht vernommen worden waren und umfangreiche Videoaufnahmen, die den Ablauf des Geschehens hätten erhellen können, der ermittelnden Dienststelle nicht zugänglich gemacht wurden, weil sie anscheinend frühzeitig gelöscht worden waren. Die Ermittlungen wurden auch dadurch erschwert, dass der Einsatz von behelmten Polizeibeamten ohne persönliche Kennzeichnung durchgeführt wurde, sodass Opfer und Zeugen einzelne Beamte nicht identifizieren konnten.25

			Wenn es zu Folter oder Misshandlung kommt, so sind die Opfer häufig schwer geschädigt und viele von ihnen bringen danach nicht den Mut oder die Energie auf, sich dagegen vor Gericht zu wehren. Um derartige Übergriffe von vornherein zu verhindern und den Schutz inhaftierter ­Personen zu verstärken, haben die Mitgliedstaaten des Europarats einen besonderen Präventionsmechanismus geschaffen: das Europäische Komitee zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (Committee for the Prevention of Torture– CPT). Das CPT besucht Haftorte (z.B. Polizeiwachen und Strafvollzugsanstalten) und untersucht die Behandlung der inhaftierten Personen. In ausführlichen Berichten spricht das Komitee, soweit erforderlich, gegenüber den zuständigen Regierungen Empfehlungen aus, wie die Lage der Häftlinge verbessert werden kann. Hierzu gehören gewisse grundlegende Schutzvorkehrungen wie die Pflicht der Polizei, jeder festgehaltenen Person sofort den Zugang zu einem Arzt und einem Rechtsanwalt zu ermöglichen und so bald wie möglich Familienangehörige über die Haft zu informieren.26 Die Erfahrungen des CPT zeigen, dass Häftlinge im Allgemeinen deutlich besser behandelt werden, wenn diese Schutzvorkehrungen beachtet werden.27 Nahezu alle Besuchsberichte des CPT sind auf der Webseite des Komitees veröffentlicht; sie geben ein sehr detailliertes Bild der Behandlung inhaftierter Personen in Europa im 21. Jahrhundert.28

			Weltweit erfüllt das Unterkomitee für Folterprävention der Vereinten Nationen (Subcommittee on Prevention of Torture– SPT) eine ähnliche Aufgabe. Rechtsgrundlage hierfür ist das Zusatzprotokoll zur Antifolterkonvention der Vereinten Nationen (Optional Protocol to the Convention against Torture– OPCAT). Nach dem OPCAT sind die Vertragsstaaten darüber hinaus zur Einrichtung Nationaler Präventionsmechanismen (NPMs) verpflichtet; diese Aufgabe erfüllt in Deutschland seit 2009 die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter mit Sitz in Wiesbaden.29

			5	Freiheit der Person

			Es gehört zu den typischen und legitimen Aufgaben der Polizei, unter bestimmten Voraussetzungen verdächtige Personen festzunehmen und vorübergehend im Polizeigewahrsam unterzubringen. Das Grundrecht auf Freiheit der Person gemäß Art.5 EMRK verlangt, dass Freiheitsentziehungen nur in bestimmten Fällen und nur nach dem gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren vorgenommen werden dürfen. Die Vorschrift enthält in Abs.1 eine abschließende Liste von Zwecken und Gründen für legitime Freiheitsentziehungen.

			Soll eine Person zur Aufklärung einer Straftat festgenommen werden, so muss sich der Verdacht auf eine möglicherweise bereits begangene Tat, das heißt auf die Vergangenheit, beziehen. Vorbeugende Haft ist nach der EMRK wegen der hohen Missbrauchsgefahr nur sehr ausnahmsweise gestattet, wenn es notwendig ist, eine bestimmte und konkret bevorstehende Straftat zu verhindern. Als im Jahr 2007 zwei Demonstranten auf dem Weg zum G-8-Gipfel in Heiligendamm ein Transparent mit der Aufschrift »Free all prisoners« mit sich führten, wurden sie zur Verhinderung einer von ihnen– aus der Sicht von Polizei und Gerichten– angeblich beabsichtigten (strafbaren) öffentlichen Aufforderung zur Gefangenenbefreiung fünf Tage in Gewahrsam genommen. Der EGMR verurteilte Deutschland in diesem Fall wegen Verletzung der Europäischen Menschenrechtskonvention, weil es nach seiner Auffassung genügt hätte, den Demonstranten das Transparent wegzunehmen, und die Freiheitsentziehung deshalb nicht »notwendig« gewesen sei.30

			Um die Rechtmäßigkeit der Haft möglichst frühzeitig sicherzustellen und jede willkürliche Inhaftierung auszuschließen, enthält das Menschenrecht auf Freiheit der Person eine Reihe verfahrensrechtlicher Schutzvorkehrungen. So hat jede festgenommene Person ein Recht darauf, innerhalb möglichst kurzer Frist über die Gründe für ihre Festnahme und über etwaige strafrechtliche Beschuldigungen unterrichtet zu werden. Straftatverdächtige müssen darüber hinaus unverzüglich einem Richter vorgeführt werden. Die schnelle Befassung eines Gerichts hat zum einen den Zweck, die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung zu einem möglichst frühen Zeitpunkt zu überprüfen. Zum anderen werden festgehaltene Personen dadurch auch in gewissem Ausmaß vor möglichen Lebens- und Misshandlungsgefahren in der Polizeihaft geschützt.31 »Unverzüglich« ist eine Vorführung nach der– eher großzügigen– Auslegung des EGMR, wenn sie je nach Fallgestaltung innerhalb von zwei bis vier Tagen stattfindet32; die entsprechende Frist in Art.104GG, ebenfalls mit dem Wort »unverzüglich« bezeichnet, ist nach der Auslegung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) als »ohne jedes sachlich begründete Zögern« zu verstehen, das heißt als ein Zeitraum, der in aller Regel spätestens nach einigen Stunden verstrichen ist.33 In keinem Fall darf sich nach deutschem Verfassungsrecht die Polizeihaft über das Ende des Tages nach dem Ergreifen der Person hinaus erstrecken.34

			Die Freiheitsentziehung ist ein Grundrechtseingriff, der mit bloßem Zeitablauf an Intensität zunimmt. Eine polizeiliche Freiheitsentziehung darf daher nicht länger dauern, als zur Erreichung ihres Zwecks erforderlich ist. Eine 13-stündige Polizeihaft zur Klärung der Identität einer älteren Frau, die 1995 einen Bus in Aarhus möglicherweise ohne Fahrausweis genutzt hatte, wurde vom EGMR im Hinblick auf den geringfügigen Anlass als unverhältnismäßig und daher als menschenrechtswidrig beurteilt.35 Um die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung auch bei zunehmender Dauer sicherzustellen, hat jede inhaftierte Person ein Recht auf regelmäßige Haftprüfung durch ein Gericht, das zu beurteilen hat, ob Gründe vorliegen, die die Fortsetzung der Freiheitsentziehung rechtfertigen.36

			6	Recht auf ein faires Strafverfahren

			Strafverfolgung ist eine legitime staatliche Aufgabe und in bestimmten Fällen sogar eine menschenrechtlich begründete Pflicht. Nur ein Gericht kann eine Strafe aussprechen; die erforderlichen Ermittlungen liegen je­­doch– unter der Aufsicht der Staatsanwaltschaft– weitgehend in der Hand der Polizei. Auch sie ist daher an den in Art.6 EMRK niedergelegten Grundsatz des fairen Verfahrens gebunden. 

			Rechtsstaatliche Strafverfahren sind von der Unschuldsvermutung gekennzeichnet: Wer einer Straftat beschuldigt wird, gilt so lange als unschuldig, bis seine Schuld durch ein Gericht auf der Grundlage eines rechtmäßigen Strafverfahrens festgestellt worden ist (Art.6 Abs.2 EMRK). Für die Polizei bedeutet dies, dass sie Personen, gegen die ein Tatverdacht besteht– und sei er auch noch so stark–, nicht als Schuldige behandeln darf. Dies ist insbesondere bei öffentlichen Stellungnahmen durch Polizeibedienstete zu beachten. Tatverdächtige dürfen dort beispielsweise nicht als »Diebe«, »Räuber« oder »Mörder« bezeichnet werden.37

			Beschuldigten muss Gelegenheit gegeben werden, Beweise zu ihrer Entlastung anzubieten; gleichzeitig dürfen sie nicht gezwungen werden, sich selbst zu belasten. Es ist also ihr Recht, während der polizeilichen Vernehmung zu schweigen. Über dieses Schweigerecht müssen sie belehrt werden. Die Polizei darf das Schweigerecht nicht umgehen, indem sie beispielsweise einen Informanten in der Haftzelle der beschuldigten Person unterbringt, um diese zum Reden zu bringen.38 Die Entscheidung einer/-s Beschuldigten, gegenüber der Polizei auszusagen, kann schwerwiegende Folgen für das gesamte Strafverfahren haben. Art.6 Abs.1 EMRK verlangt daher, dass der/die Beschuldigte sich vor der ersten Vernehmung mit einem Rechtsanwalt beraten kann und der Rechtsanwalt auch das Recht hat, während der Vernehmung anwesend zu sein.39

			Sollte während einer polizeilichen Vernehmung gegenüber der beschuldigten Person Folter angewandt worden sein oder eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung, so kann dies das Strafverfahren schwerwiegend beeinträchtigen und in manchen Fällen sogar das Gericht an einem Schuldspruch hindern. Die Aussage eines/-r gefolterten oder misshandelten Beschuldigten darf niemals zu seinen/ihren Lasten gewertet werden.40 Auch weitere Beweise, die die Polizei erst durch Folter oder sonstige Misshandlung gewinnt, sind grundsätzlich von der Verwertung im Strafverfahren ausgeschlossen. Nach dem Brechmitteleinsatz im Fall Jalloh (siehe S.33) stellte der EGMR fest, dass die im Magen des Beschuldigten vorgefundenen Drogen nicht im folgenden Strafverfahren hätten verwertet werden dürfen.41 Im Fall Gäfgen (siehe S.34) hatte die Polizei durch die Androhung von schweren Schmerzen Informationen erlangt, die sie zur Leiche des entführten Kindes führten; am Fundort wurden dann umfassende Spuren gesichert. Der EGMR äußerte Bedenken gegen die Verwertung dieser Spuren im nachfolgenden Strafverfahren, stellte allerdings im Ergebnis mehrheitlich keine Verletzung des Grundsatzes des fairen Verfahrens fest, weil die Verurteilung des Angeklagten wesentlich auf seinen vor Gericht abgegebenen freiwilligen Geständnissen beruhte und die Verwertung der Spuren daher keinen Einfluss auf die Verurteilung gehabt hätte.42

			Die Polizei soll Straftaten verfolgen, verhüten und unterbinden. Dagegen ist es keine legitime Aufgabe der Polizei, Bürger erst zur Begehung von Straftaten zu veranlassen, um sie dann verfolgen zu können. Allerdings kann es bei der Verfolgung bestimmter Taten zum Einsatz sogenannter Lockspitzel (Agents provocateurs) kommen. Derartige Einsätze, bei denen Polizeibeamte beispielsweise als Drogenkäufer auftreten, können rechtmäßig sein, um einen bereits bestehenden Tatverdacht zu erhärten und einen Verdächtigen zu überführen. Im Fall Teixeira de Castro gegen Portugal war allerdings ein unbescholtener Bürger von der Polizei aufgefordert worden, Drogen zu beschaffen, hatte dies auch getan und wurde anschließend wegen Drogenhandels zu einer Freiheitsstrafe verurteilt. In solchen Fällen wird eine Straftat begangen, zu der es ohne Einwirkung der Polizei nicht gekommen wäre; der Staat produziert sich hier gewissermaßen seine Angeklagten selbst. Der EGMR hielt das Strafverfahren gegen Teixeira de Castro daher für von Anfang an unheilbar unfair und sprach ihm einen Verdienstausfall in Höhe von zehn Millionen Escudos (etwa 50 000 Euro) für die Zeit seiner dreijährigen Haft zu.43

			7	Versammlungsfreiheit

			Eine äußerst wichtige Aufgabe der Polizeiarbeit sind die Begleitung und der Schutz von öffentlichen Versammlungen. Im demokratischen Staat haben alle Teile des Volkes das Recht, die öffentliche Meinung zu beeinflussen. Sie haben jedoch nicht alle die gleichen Möglichkeiten: »Große Verbände, finanzstarke Geldgeber oder Massenmedien können beträchtliche Einflüsse ausüben, während sich der Staatsbürger eher als ohnmächtig erlebt«– so der Befund des Bundesverfassungsgerichts im berühmten »Brokdorf-Beschluss« aus dem Jahr 1985 (siehe den Beitrag von Wolfgang Schulte, S.80). Die Versammlungsfreiheit ist ein unentbehrliches Funk­tionselement der Demokratie44: Wenn das Volk herrschen soll, muss es sich auch versammeln können.

			Die Polizei hat alle öffentlichen Versammlungen und Demonstrationen daher zunächst einmal als einen legitimen Ausdruck demokratischer Mitwirkung anzusehen. Dabei ist sie befugt, mögliche Risiken abzuschätzen, darf aber nicht jede Versammlung von vornherein als Sicherheitsrisiko behandeln. Sollte es zu Gewalttätigkeiten oder Ausschreitungen kommen, hat die Polizei freilich die Aufgabe, die öffentliche Sicherheit wiederherzustellen und etwaige Straftaten zu verfolgen. 

			Nur friedliche Versammlungen sind vom Menschenrecht auf Versammlungsfreiheit erfasst; unfriedlich in diesem Sinne ist (nur) gewalttätiges Verhalten. Die Ausübung der Versammlungsfreiheit kann durch ­staatliche Eingriffe begrenzt werden, wenn diese gesetzlich vorgesehen und, wie es Art.11 der EMRK formuliert, »notwendig in einer demokratischen Gesellschaft« sind. Der Staat kann vorsehen, dass öffentliche Versammlungen angemeldet werden müssen; auf Verstöße gegen die Anmeldepflicht darf er aber nicht übermäßig reagieren.45 Eine Versammlung darf nicht allein deshalb aufgelöst werden, weil sie nicht angemeldet ist, und eine Festnahme wegen der Teilnahme an einer unangemeldeten Versammlung wurde vom EGMR als unverhältnismäßig beurteilt.46 Spontanversammlungen, das heißt öffentliche Versammlungen aus aktuellem Anlass, müssen ohnehin auch ohne Anmeldung oder mit einer sehr kurzfristigen Anmeldung möglich sein.47

			Ein vorheriges Verbot einer Versammlung ist ein sehr starker Eingriff, der nur in extremen Ausnahmefällen bei einer verlässlichen Prognose gewalttätiger Ausschreitungen zulässig sein kann. Ufert eine bereits stattfindende öffentliche Versammlung in Gewalttätigkeit aus, kann ihre Auflösung im Sinne des Art.11 Abs.2 EMRK »notwendig« sein. Allerdings verlieren friedliche Demonstranten nicht allein deshalb den Schutz der Versammlungsfreiheit, weil einzelne Teilnehmer der Versammlung gewalttätig werden.48

			Das Thema einer Versammlung wird durch die Veranstalter und Teilnehmer festgelegt; der Staat hat grundsätzlich nicht die Befugnis, die friedliche demokratische Auseinandersetzung über bestimmte Inhalte zu verhindern. In der Sache Stankov u.a. gegen Bulgarien war die geplante öffentliche Demonstration eines mazedonischen Vereins mit der Begründung untersagt worden, er verfolge separatistische Bestrebungen und ziele darauf, einen Teil des Staatsgebiets von Bulgarien abzutrennen. Der EGMR sah darin eine übermäßige Einschränkung der Versammlungsfreiheit: In einer Demokratie müsse es möglich sein, in öffentlichen Versammlungen auch über Forderungen zu reden, die der Staat für schockierend, unannehmbar und illegitim hält, wie etwa über die Forderung nach Gebietsänderungen. Das Wesen der Demokratie liege gerade in ihrer Fähigkeit, Probleme durch offene Aussprache zu lösen, wobei der Staat allerdings Aufrufe zur Gewalt oder zur Abschaffung demokratischer Prinzipien nicht dulden müsse.49 Auch die Beleidigung oder Herabsetzung von Einzelpersonen oder Bevölkerungsgruppen können Maßnahmen gegen eine öffentliche Versammlung in bestimmten Fällen rechtfertigen. 

			Das Menschenrecht der Versammlungsfreiheit kann bei Bedarf auch Handlungspflichten der Polizei zum Schutz einer Versammlung auslösen. Drohen etwa einer Versammlung wegen ihrer unerwünschten, umstrittenen oder provozierenden Thematik Störungen ihres Ablaufs durch gewalttätige Gegendemonstranten, so kann die Polizei das Problem nicht etwa dadurch lösen, dass sie die Versammlung verbietet oder auflöst. Vielmehr hat sie friedliche Demonstrationen gegen gewaltsame Störungen zu schützen.50 Die Gegner haben, wenn sie wollen, ein Recht zur Gegendemonstration, nicht aber ein Recht, die unerwünschte Versammlung zu ­verhindern.

			8	Menschenrechtliche Schutzgebote

			Jedes Menschenrecht kann nicht nur von staatlicher, sondern auch von privater Seite bedroht oder beeinträchtigt werden. Insbesondere vor Gefahren für Leib und Leben muss der Staat Schutz gewähren, zunächst, indem er beispielsweise Totschlag und Körperverletzung unter Strafe stellt und auch ein effektives Strafverfolgungssystem einrichtet. Zusätzlich muss die Polizei bedrohte Bürger auch im Einzelfall schützen, wenn diese von einer unmittelbaren Gefahr für Leib oder Leben bedroht sind. Nach der Rechtsprechung muss die Polizei, wenn sie von einer derartigen Gefahr erfährt, im Rahmen ihrer Befugnisse alle Schritte unternehmen, die vernünftigerweise von ihr erwartet werden können.51 Sie muss also insbesondere Todesdrohungen sehr ernst nehmen; in mehreren Fällen stellte der Gerichtshof Verletzungen des Rechts auf Leben fest, weil Sicherheitsbehörden, die über Todesdrohungen gegen Journalisten informiert worden waren, weder Schutz- noch Untersuchungsmaßnahmen ergriffen hatten.52 Die staatliche Schutzpflicht besteht ebenfalls im Falle ernst zu nehmender Todes- oder Gewaltdrohungen innerhalb der Familie, also bei häuslicher Gewalt. Im Jahre 2017 wurde Italien wegen einer Verletzung des Rechts auf Leben und des Verbots unmenschlicher Behandlung verurteilt, weil die italienische Polizei keine angemessenen Maßnahmen zum Schutz der Beschwerdeführerin und ihrer Kinder gegen ihren polizeibekannten, seit langer Zeit gewalttätigen Ehemann ergriffen hatte.53

			9	Die Menschenrechte von Polizeibeamten

			Wie insbesondere der vorangegangene Abschnitt zeigt, werden Polizeibeamtinnen und -beamte sehr häufig zum Schutz von Menschenrechten tätig, indem sie die Opfer gegen die Täter, die Schwachen gegen die Starken schützen. Diese Aufgabe ist herausfordernd und es ist umso ­wichtiger, hervorzuheben, dass Polizeibeamte selbstverständlich über ­dieselben Menschenrechte wie alle anderen Bürgerinnen und Bürger verfügen, auch wenn die Erfordernisse des Polizeidienstes gewisse Einschränkungen rechtfertigen können, etwa dadurch, dass Polizeibeamte in manchen Einsatzlagen Gefährdungen ihrer körperlichen Unversehrtheit hinzunehmen haben. Polizeibeamte sind Rechtssubjekte. Ihre Sicherheit und Unversehrtheit ist durch geeignete Rechtsvorschriften und Ausrüstung weitestmöglich sicherzustellen. Auch Polizeibeamte haben ein Recht, angemessen und menschenwürdig behandelt zu werden– sowohl durch den Bürger als auch innerhalb der Organisation. Sie haben das Recht, ihre Interessen zu vertreten und sich gewerkschaftlich zu organisieren, und von diesem Recht machen sie auch Gebrauch. Besondere Hervorhebung verdient, dass Polizeibeamtinnen und -beamte durch die Erhebung von Verfassungs- und Menschenrechtsbeschwerden bedeutende Gerichtsentscheidungen erwirkt und dadurch selbst zur Weiterentwicklung von Grund- und Menschenrechten beigetragen haben.54 Es ist (natürlich) im allgemeinen Interesse, dass auch die Menschenrechte von Polizeibeamten beachtet werden.55

			10	Abschließende Bemerkungen

			Dieser kurze Überblick kann nur einige besonders wichtige polizeirelevante Menschenrechte behandeln. Polizeiliche Durchsuchungen, Abhörmaßnahmen, Identitätskontrollen und Informationserhebungen aller Art greifen in Menschenrechte ein und müssen strenge Verhältnismäßigkeitsanforderungen beachten. Die Polizei ist an den Gleichheitssatz (Art.3 Abs.1GG) und das Verbot der Diskriminierung (Art.14 EMRK) gebunden, das etwa bei polizeilichen Identitätskontrollen zu beachten ist. 

			In Deutschland ist bereits– vor allem im weltweiten Vergleich– ein hohes Maß an Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechtsschutz erreicht56. In vielen ausländischen Staaten beraten deutsche Polizeibeamtinnen und -beamte die Behörden beim Aufbau oder bei der Weiterentwicklung rechtsstaatlicher Polizeistrukturen.57 Gleichzeitig ist und bleibt die Beachtung und Wahrung der Menschenrechte auch in Deutschland eine dauerhafte, sich täglich neu stellende Aufgabe für alle staatlichen Behörden einschließlich der Polizei.
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			Tobias Trappe


			Menschenrechtsbildung als Recht des Polizeibeamten

			1	Menschenrechtsbildung als Recht eines jeden ­Menschen

			Das Wissen um Menschenrechte, erst recht aber ihre Achtung, ihr Schutz und ihre Gewährleistung sind nichts, was sich von selbst versteht. In einem bis heute unabgeschlossenen Prozess mussten Menschenrechte überhaupt erst identifiziert und artikuliert werden. Vor allem aber müssen Menschenrechte immer wieder neu gegen soziale, politische und ökonomische Machtinteressen, gegen Erniedrigung, Unterdrückung, Ausgrenzung und Gewalt, aber auch gegen individuelle wie kollektive Gleichgültigkeit und Apathie erkämpft, durchgesetzt, bewahrt und bewährt werden. Damit die den Menschenrechten zugrunde liegenden Leidenserfahrungen und die in ihnen eingegrabenen Hoffnungspotenziale bedeutsam, damit ihre befreienden Kräfte wirksam werden können, müssen Menschenrechte zunächst gelernt werden. Solches Lernen hat einen zutiefst emanzipatorischen Kern: Es dient dem »aufrechten Gang« der Menschen, das heißt ihrer Bereitschaft und Befähigung, sich in einem »Gefühl« der sie miteinander verbindenden Würde (sense of dignity) sowohl für die jeweils eigenen Rechte (empowerment) einzusetzen als auch für die gleichen Rechte eines jeden anderen (Solidarität) – sei es im alltagsweltlichen Zusammenleben, in Prozessen politischer Willensbildung oder in der Verwirklichung der beruflichen Aufgaben.

			So wenig es sich bei Menschenrechten um Privilegien handelt, so wenig stellt Menschenrechtsbildung ein »Elitenwissen« dar. Menschenrechtsbildung ist vielmehr selbst ein Menschenrecht1, ein Anspruch mithin, den jeder Mensch gegenüber dem Staat in gerechtfertigter Weise erheben kann gemäß Art.1 der im Dezember 2011 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen verabschiedeten United Nations Declaration on Human Rights Education and Training (UNDHRET/Erklärung der Vereinten Nationen über Menschenrechtsbildung und -training).2 Dieser Anspruch resultiert aus dem schon in Art.26 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (Universal Declaration of Human Rights/UDHR)3 proklamierten und in zahlreichen Menschenrechtsverträgen formulierten »Recht auf Bildung«. Bildung im Verständnis des internationalen Menschenrechtsschutzes meint dabei mehr als das Erlernen berufsqualifizierender Fähigkeiten, die – wie alle Fähigkeiten – zu beliebigen, unter Umständen auch menschenverachtenden Zwecken instrumentalisiert werden können. Bildung als Menschenrecht hat vielmehr einen inhaltlichen Richtungs-»Sinn«. Denn sie zielt von Anfang an auf die »volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und des Bewusstseins ihrer Würde« sowie auf die »Achtung vor den Menschenrechten und den Grundfreiheiten«, letztlich auf Toleranz, Frieden und Freundschaft zwischen allen Menschengruppen und Völkern, wie es Art.13 Abs.1 des UN-Sozialpakts (­Internatio­nal Covenant on Economic, Social and Cultural Rights/ICESCR) formuliert.4 

			2	Die Verpflichtung zur Menschenrechtsbildung für die ­Polizei

			Diesem globalen Programm der Human Rights Education ordnet sich auch die Menschenrechtsbildung für solche Berufsgruppen ein, die in vordringlicher Weise dazu beauftragt sind, Menschenrechte selbst zu achten, vor Menschenrechtsverletzungen zu schützen und den Zugang zu Menschenrechten zu gewährleisten. Auf internationaler Ebene wurden seit Ende des Kalten Krieges zahlreiche Projekte und Programme entwickelt, mit denen die polizeiliche Menschenrechtsbildung auf- und ausgebaut werden sollte:

			Im Kontext der Vereinten Nationen spielt dafür das Office of the ­United Nations High Commissioner for Human Rights/Büro des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte (OHCHR) in Genf eine Schlüsselrolle, unter dessen Federführung eine eigene Reihe mit entsprechenden Handbüchern, Arbeits- und Trainingshilfen zur polizeilichen Menschenrechtsbildung veröffentlicht wurde. Ihren strategischen Rahmen fanden solche Konzepte in dem im Jahr 2005 durch die Generalversammlung der Vereinten Nationen gestarteten World Programme for Human Rights Education (WPHRE), das sich in seiner zweiten Phase (2010–2014) ausdrücklich auf die Menschenrechtsbildung für staatliche Bedienstete, Mitarbeiter der Strafverfolgungsbehörden (law enforcement) sowie Militärangehörige konzentrierte. Vor dem Hintergrund der EU-Osterweiterung, einer gegenüber der Polizei kritischer werdenden Öffentlichkeit und der Veränderungen im Selbstverständnis der Polizei im Sinne eines »Dienstleisters« wurde 1997 auf europäischer Ebene das Programm Police and Human Rights des Europarates gestartet5. 

			Weil Menschenrechte in erster Linie Staaten, ihre Verantwortlichen und Vertreter adressieren, stellt Menschenrechtsbildung gerade für sie eine prioritäre Verpflichtung dar. Das gilt für Rechtsberufe (legal ­professionals) wie Richter oder Staatsanwälte6, aber eben auch für die Arbeit der Verwaltung. Da kaum keine andere Behörde so sichtbar, so leiblich und so irreversibel in die verfassungsmäßig garantierten Grund- sowie in die international geschützten Menschenrechte eingreifen darf, erscheint Menschenrechtsbildung für die Polizei als eine besonders vordringliche staatliche Aufgabe (erstmals formuliert in Art.10 Abs.1 der UN-Antifolterkonvention/CAT 7 ). Angesichts der Tatsache, dass sie ein doppeltes Mandat erfüllen muss: Menschenrechte selbst nicht zu verletzen (respect), gleichzeitig aber auch den Schutz vor Menschenrechtsverletzungen sicherzustellen (protect), dient die polizeiliche Menschenrechtsbildung sowohl der Information über die mit der eigenen Berufsrolle verbundenen menschenrechtliche Verantwortung wie der Prävention eines möglichen Missbrauchs der der Polizeibeamtin und dem Polizeibeamten anvertrauten Macht. Im Kern lässt sich so die Menschenrechtsbildung für die Polizei in den vergleichsweise einfachen »Imperativ« bringen: »Kenne und achte die Menschenrechte deiner ›Klientel‹ und erfülle die sich aus deiner Position und Profession ergebenden menschenrechtlichen Verpflichtungen!«8 

			Die so verstandene Menschenrechtsbildung gehört spätestens seit den Auseinandersetzungen in den 1960er- und 1970er-Jahren um die demokratische Bedeutung der Partizipationsrechte (besonders Art.8GG) zu den immer selbstverständlicher werdenden Grundlagen vor allem der polizeilichen Ausbildung9. Legt man die bislang wohl am besten ausgearbeiteten Konzeptionen einer weit verstandenen10 Menschenrechtsbildung für die Polizei zugrunde11, dann kann man heute als zentrale Themenfelder für die polizeiliche Aus- und Fortbildung definieren:

			
					die Achtung der Würde eines jedes Menschen und die Verpflichtung zur Gleichbehandlung als zentrale Eckpfeiler in Theorie, Training und Praxis;

					die Verdeutlichung der Relevanz der Menschenrechte und ihres Schutzes für den demokratischen Rechtsstaat und seine Polizei, aber auch für eine zivile Gesellschaft und einen gerechten Frieden;

					Thematisierung der – mit Blick auf die Arbeit der Polizei – grundlegenden Dokumente, Normen, Institutionen und Verfahren im Mehrebenensystem des Menschenrechtsschutzes;

					Schulung der Fähigkeit, alltägliche Einsatzsituationen aus einer Menschenrechtsperspektive heraus zu analysieren; 

					Auseinandersetzung mit kritischen Anfragen und Empfehlungen vonseiten zivilgesellschaftlicher Organisationen des Menschenrechtsschutzes;

					intensives Training deeskalierender Kommunikationstechniken;

					Reflexion und Diskussion der Problematik einer mangelnden Fehlerkultur für die Verwirklichung des Menschenrechtsschutzes;

					Stärkung der Bereitschaft zur Übernahme von Verantwortung;

					Förderung der Akzeptanz von Vielfalt innerhalb der Gesellschaft, aber auch innerhalb der Polizei;

					Erkennen des Stellenwerts der Argumentations- und Kritikfähigkeit sowie der Fähigkeit zum Perspektivwechsel oder einer wertschätzenden Kommunikation;

					Untersuchung der Verstrickungen von Polizei und Verwaltung in den nationalsozialistischen Unrechtsstaat und Reflexion der Konsequenzen aus den historischen Erfahrungen von Totalitarismus und Faschismus12. 

			

			3	Einige Probleme der Menschenrechtsbildung für die Polizei 

			3.1 	Evaluierung der polizeilichen Menschenrechtsbildung

			So richtig die soeben getroffenen Feststellungen sind, sie dürfen doch nicht über eine ganze Reihe von Unklarheiten hinwegtäuschen. Denn was in der polizeilichen Aus- wie Fortbildung (erstens) jeweils unter »Menschenrechten« und »Menschenrechtsbildung« verstanden wird, was im Rahmen entsprechender Angebote (zweitens) tatsächlich gelehrt und was schließlich (und drittens) auf diesem Weg letztlich bewirkt wird, das alles sind – trotz der in dieser Hinsicht bis heute maßgeblichen Arbeit von Günter Schicht aus dem Jahr 200713 – bislang nicht ausreichend beantwortete Fragen. Sich ein empirisch fundiertes Bild über die Wirklichkeit und Wirksamkeit polizeilicher Menschenrechtspädagogik zu verschaffen und dabei auch mög­liche Schwierigkeiten zu identifizieren, ist daher eine vonseiten der Vereinten Nationen immer wieder angemahnte Forderung14. Eine solche Evaluation wäre schon deswegen wichtig, weil es »die« Menschenrechtsbildung für die Polizei gar nicht gibt und wohl auch gar nicht geben kann. Für das Erste spricht schon die föderale Struktur der Polizei, für das Zweite die Heterogenität des Adressatenkreises. Ohne Sensibilität für die unterschiedlichen Herausforderungen in den verschiedenen Laufbahngruppen bzw. Tätigkeitsfeldern wird die Menschenrechtsbildung immer ein Relevanz- und Akzeptanzproblem haben: So sieht etwa die Verantwortung für den Schutz und die Verwirklichung von Menschenrechten für die Beamtin/den Beamten im Wach- und Wechseldienst schlicht anders aus als beispielsweise für den/die Leiter/-in der Kriminalinspektion, die/den ­Mitarbeiter/-in der Polizeiadministration oder die/den Polizeiinspekteur/-in. 

			3.2	Menschenrechtsbildung als Herrschaftskritik

			Menschenrechtspädagogik für die Polizei ist eine strittige Angelegenheit, denn sie soll ja nicht nur für die berufliche Verantwortung sensibilisieren, sondern auch Menschenrechtsverletzungen durch Polizistinnen und Polizisten vorbeugen. Gerade in diesem präventiven Aspekt steckt unweigerlich ein Stück latenter Herrschaftskritik. Nicht zufällig erheben daher Nichtregierungsorganisationen, insbesondere unter dem Eindruck von polizeilichem Gewaltmissbrauch, Forderungen nach verstärkter Menschenrechtsbildung, so etwa die Initiative Schwarze Menschen in Deutschland 15 oder die Menschenrechtsorganisation Amnesty International 16. 

			In der öffentlichen Debatte erlebt sich die Polizei selbst dabei schnell nur als Institution, die Menschenrechte in erster Linie verletzt, ­weniger als Organisation, die Menschenrechte alltäglich, aber eben auch bei schwierigen, konfliktgeladenen Einsätzen, in Situationen besonderer Hilfsbedürftigkeit oder gegenüber verletzlichen Gruppen achtet, schützt und gewährleistet. Was für den Bürger einen Akt der Befreiung darstellen, was ihn ermächtigen soll, sein eigenes und soziales Leben in Freiheit und Solidarität zu gestalten, das nimmt der Polizeibeamte und das nimmt die Polizei als Organisation leicht als Ausdruck eines Misstrauens ihnen gegenüber wahr. Als einer von mehreren Mechanismen der ­Prävention gegen den ­Missbrauch anvertrauter Macht wird die Forderung nach Menschenrechtsbildung vonseiten der Polizei daher oft wie ein Generalverdacht ihr gegenüber empfunden. Wenn jedoch umgekehrt etwa bei einer »GeSa« (Gefangenensammelstelle) ein »Käfig« mit Sichtschutz errichtet wird, sodass die dort in Gewahrsam genommenen Menschen nicht wehrlos den Blicken der dort eingesetzten Beamten und Beamtinnen ausgesetzt sind, dann bleibt dieser routinemäßige und oft sehr überlegte Schutz menschlicher Würde als Selbstverständlichkeit regelmäßig ohne Resonanz. 

			Die ambivalente Rolle, die dem Staat im Hinblick auf den Schutz der Menschenrechte zukommt17, wird vielfach (öffentlich, aber vielleicht auch behördenintern) nur zu einer Seite hin realisiert und diskutiert, nämlich dann, wenn Probleme nach außen dringen und das politisch gewünschte »geräuschlose« Funktionieren der Organisation infrage gestellt wird. Mediale Inszenierungen von Polizeiskandalen und oft einseitige Schuldzuweisungen sind unter solchen Umständen nicht unbedingt immer hilfreich. Sie mögen die Politik unter Druck setzen, aber in einer Organisation, deren Fehlerkultur unter anderem durch den Strafverfolgungszwang ein echtes Problem darstellt, können sie leicht zu einer Verteidigungs- und Abschottungsmentalität (»defensive Solidarität«) führen, in der eine echte Auseinandersetzung mit den komplexen Herausforderungen der eigenen Arbeit eher erschwert wird18. 

			Weil bei solchen Diskussionen – wie schon angedeutet – immer auch die Legitimität polizeilicher Arbeit und damit die Ausgestaltung staatlicher Herrschaft insgesamt zur Disposition stehen, geraten menschenrechtliche Gewährleistungen und dadurch auch die Menschenrechtsbildung überdies schnell in das Fahrwasser (nicht nur partei)politischer Auseinandersetzungen – so etwa im Kontext der NSU-Untersuchungsausschüsse19. In der konkreten Lehre schlägt sich diese Problematik in der Tatsache nieder, dass Menschenrechtsbildung innerhalb der Polizei immer wieder als Provokation wahrgenommen wird – und es an vielen Stellen einfach auch wirklich ist. Der Tutor, der zum Beispiel mit den vielen Ambivalenzen der menschlichen Freiheit ernst macht, der sich also gemeinsam mit (künftigen oder gestandenen) Polizistinnen und Polizisten auf die Suche nach den verborgenen Abgründen und Versuchungen ihres Berufes macht, braucht viel Mut, aber auch ebenso viel Vertrauen aufseiten seiner Gesprächspartnerinnen und -partner. Dass es etwas im Menschen geben kann, was ihn Macht genießen lässt, dass in der eigenen Gewaltausübung mehr liegen kann als nur und ausschließlich die Durchsetzung eines rechtmäßigen Zieles, diese und ähnliche Fragen gehören zu jener »Höllenfahrt der Selbsterkenntnis« (Kant), ohne die eine echte Klarheit über die Herausforderungen dieses besonderen, an Verantwortung so reichen Berufes wahrscheinlich nicht möglich sein wird.20

			3.3	Menschenrechtsbildung zwischen »lebenslangem Lernen« und »Lagebereinigung«

			Dazu kommt: Menschenrechtsbildung stellt einen wahrhaft lebenslangen Lernprozess dar (Art.3 Abs.1 UNDHRET)21. Menschenrechte, ihre Ausgestaltung und Auslegung sind nichts Statisches, sondern eingebettet in eine Geschichte, in der etwa bislang unbekannte Gefahren identifiziert, neue verletzliche Gruppen ausgemacht und die normativen Gehalte bereits verbürgter Menschenrechte tiefer ausgeschöpft werden. Diese Dynamik der Menschenrechte und damit auch der Menschenrechtsbildung kontras­tiert an vielen Stellen mit einem Selbstverständnis der Polizei im Sinne eines (»handarbeitenden«) Erfahrungsberufes. In der Selbstwahrnehmung kommt die Polizeibeamtin oder der Polizeibeamte »eigentlich« mit einem relativ überschaubaren und vor allem konstanten »Set« an Fertigkeiten und Fähigkeiten aus, das, einmal angeeignet, sich ziemlich resistent erweist gegen jede Form von Veränderung. Aus- wie Fortbildung funktionieren aus dieser recht verbreiteten Perspektive im Wesentlichen durch »Mimesis«­ (Rafael Behr), also durch Nachahmung von Praktiken und Routinen, die als sinnvoll, weil zur »Lagebereinigung« geeignet, erlebt werden. Unter diesen für jede Form von »Bildung« vielleicht nicht gerade günstigen Rahmenbedingungen ist die Bereitschaft, sich für Fragen des Menschenrechtsschutzes auch einfach nur »Zeit« zu nehmen, möglicherweise nicht unbedingt groß. Für entsprechenden »Dienstunterricht« zum Beispiel (wenn es ihn denn noch gibt) scheint es aus der eigenen, selbst erlebten und sich oft selbst bestätigenden Praxis heraus schlicht an Notwendigkeit sowie an Kapazitäten zu fehlen.

			3.4	Alltagstauglichkeit der Menschenrechtsbildung?

			Ein weiterer Grund, warum das Thema Menschenrechtsbildung vielleicht mit Schwierigkeiten zu kämpfen hat, hängt bisweilen an der nicht immer ganz von der Hand zu weisenden Erfahrung, dass es nicht immer gelingt, ihre Alltagstauglichkeit deutlich zu machen. Urteile des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) etwa zum Einsatz von Brechmitteln im Rahmen strafprozessualer Maßnahmen oder zur Sicherheitsverwahrung können diese immer wieder beschworene Praxisrelevanz zwar für sich reklamieren, betreffen aber nicht unbedingt das, was beispiels­weise die durchschnittliche Polizeibeamtin des Wach- und Wechseldienstes tagtäglich erlebt und tut. So sehr das Folterverbot im Zentrum des Menschen­rechtsschutzes steht, so sehr mit dem »Fall Daschner«22 ein in vielerlei Hinsicht bewegendes Beispiel für die polizeipraktische Relevanz dieser Norm vorliegt, so sehr diese Thematik unter den Bedingungen des Antiterrorkampfes wieder an Brisanz gewinnt, so interessant schließlich für jede Anwärterin und jeden Anwärter im Polizeidienst entsprechende Diskussionen sein mögen – eine Konzentration auf das Problem der Folter spitzt das Thema »Polizei und Menschenrechte« auf eine sehr seltene und sehr spezielle Ausnahmesituation zu; das gilt erst recht, wenn zum Beispiel im Rahmen der Ausbildung die »unmenschliche oder erniedrigende Behandlung und Strafe« (die menschenrechtlich ebenso geächtet ist) unberücksichtigt bleibt. Was auf diesem Wege leicht und schnell aus dem Blick gerät, ist jedoch ein entscheidender Aspekt der menschenrechtlichen Universalität: Menschenrechte schützen nicht nur jeden Menschen, sie schützen ihn immer und überall, müssen daher ihre Relevanz vor allem im Alltag entfalten23. Schon die einfache Höflichkeit eines Polizeibeamten kann zum Beispiel Ausdruck jener universalen Achtung sein, die dem »polizeilichen Gegenüber« die oft zutiefst demütigende Erfahrung der eigenen Bedeutungs­losigkeit und »Unsichtbarkeit« (Axel Honneth) erspart; umgekehrt kann eine »kleine« Ohrfeige, mit der ein Polizeibeamter einem Menschen im Polizeigewahrsam ins Gesicht schlägt24, durchaus verletzender sein, als vielleicht der eine oder die andere innerhalb der Polizei wahrhaben will.

			3.5	Menschenrechtsbildung im Angesicht humaner Deformationen

			Auf der anderen Seite ist nicht jede im Namen der Menschenrechte artikulierte Erwartung an die Arbeit der Polizei »lupenrein« und nicht jede Aufregung über ein angeblich menschenrechtlich problematisches Handeln von Polizistinnen und Polizisten ohne Weiteres schon gerechtfertigt: So muss beispielsweise der distanzierte Umgang mit einem Bürger, der bei einem »VU ohne«, also einem Verkehrsunfall ohne Personenschaden, gerade völlig aufgelöst ist, nicht gleich schon in die Nähe eines rücksichtslosen und womöglich menschenverachtenden Verhaltens gerückt werden. Manchmal ist solche »Kühle« einfach nur Resultat der Tatsache, dass zur polizeilichen Tätigkeit neben der »Gefühlsarbeit« auch die für ein rechtsstaatliches Verfahren elementare, aber eben zeitaufwendige und bürokratische Sachbearbeitung gehört; diesen Zugang zum Recht zu ebnen, also zum Beispiel sorgfältig und sachlich zu ermitteln und ebenso sorgfältig und sachlich die gewonnenen Ergebnisse zu dokumentieren, ist ein Stück verwirklichter Menschenrechtsschutz, aber eben oft genug auch eine Leistung, für die nicht jeder Bürger immer und sofort Verständnis hat – nicht zuletzt auch deswegen, weil solcher Menschenrechtsschutz nicht einfach deckungsgleich ist mit der Einlösung der jeweils eigenen Gerechtigkeitsvorstellungen. 

			Diese Schwierigkeit kann sich u. U. sogar noch verkomplizieren. Eine vermeintlich »grobe« Kommunikation vonseiten der Polizeibeamtin kann nämlich durchaus auch Ausdruck der unbequemen Tatsache sein, dass hier gerade wieder einmal jemand versucht, aus einem kleinen Blechschaden auf dem Parkplatz möglichst viel Versicherungsleistungen herauszuschlagen. Gleiches ist etwa auch für den bei einer Polizeikontrolle erhobenen Vorwurf des racial profiling (»Sie kontrollieren mich doch nur, weil ich Ausländer bin«) möglich: Dieser kann Ausdruck eines ehrlichen Unrechts- und Ungerechtigkeitsbewusstseins sein; ihm können aber durchaus auch Motive zugrunde liegen, die wenig mit dem selbstbewussten Anspruch auf Respekt den eigenen Menschenrechten gegenüber zu tun haben, wohl aber (zum Beispiel) mit einer gewissen Lust auf Provokation oder Profilierung gegenüber der eigenen Peergroup25. Und die »Aufmunterung« seitens »besorgter« Bürger, bei Einsätzen etwa in Flüchtlingsheimen endlich mal »so richtig durchzugreifen«, zeigt, dass auch in der Gesellschaft nicht immer ein »universalistisches« Verständnis der Menschenrechte und ihrer Schutzwürdigkeit vorhanden ist.

			In all dem liegt eine tiefere Problematik. Denn bisweilen wird von außen nicht recht gesehen und nicht recht gewürdigt, dass zur ­alltäglichen Arbeit der Polizeibeamtinnen und -beamten einfach auch viele ­Situationen gehören, in denen ihnen nicht nur »unschuldige« oder »ideale Opfer« begegnen, die zu schützen und denen zu helfen einem praktizierten Geist der Menschenrechte entspricht. Die Polizeikräfte blicken in ihrer Arbeit immer wieder in wahre Abgründe individueller, sozialer und gesellschaftlicher Fehlentwicklungen, Deformationen und Degenerationen. Wenn sie die sonst so sorgsam gehüteten Haus- oder Wohnungstüren des ­Privaten öffnen, wenn sie auf den Wegen und Irrwegen unseres Lebens und Zusammenlebens Streife fahren, dann stehen Polizistinnen und Polizisten regelmäßig vor dem dunklen Geheimnis menschlicher Verlogenheiten, Boshaftigkeiten, Grausamkeiten. Auf die Begegnung mit den vielen Schatten- und Nachtseiten des Menschen vorzubereiten, gehört zu den großen Herausforderungen der Menschenrechtsbildung und Ethik für die Polizei. Beide bleiben eigenartig naiv und – schlimmer noch – unglaubwürdig, wenn sie nicht über eine ausgearbeitete »Theorie des Bösen« verfügen. 

			Der sogenannte Praxisschock, der für viele am Anfang ihrer polizeilichen Laufbahn steht, ist auch ein Schrecken und Erschrecken über die unheimliche Ambivalenz des menschlichen Geistes und seiner Freiheit. Die darin begründete und bisweilen maßlose Destruktivität des Menschen aufzuhellen, insbesondere die künftigen Polizeibeamtinnen und -­beamten mit dieser Wirklichkeit, soweit es eben geht, vertraut zu machen, ist jedoch eine, wie mir scheint, noch unzureichend bewältigte Aufgabe der Ethik und Menschenrechtsbildung für die Polizei. Ohne eine entsprechende praemeditatio malorum, ohne eine innere Vorbereitung auf die »Übel« des menschlichen Lebens, bleiben erstens entsprechende Praxiserfahrungen eingekerkert in den bisweilen nur bedingt hilfreichen polizeiinternen Verarbeitungs- oder besser Abwehrmechanismen wie schwarzem Humor, Rationalisierungen oder Verdrängung. Und zweitens kann erst auf der Grundlage einer solchen »Theorie des Bösen« die alltägliche polizeiliche Praxis des Menschenrechtsschutzes überhaupt gesehen, verstanden und vor allem gewürdigt werden: Denn oft ist es schon Ausdruck von Achtung einem Menschen gegenüber, wenn die Polizeibeamten einfach nur ruhig und geduldig die vielen Lügen und Verlogenheiten ertragen, mit denen sie es oft genug zu tun haben. 

			3.6	Blinde Flecken der polizeilichen Menschenrechtsbildung?

			Diese und weitere Probleme26 im Hinblick auf die polizeiliche Menschenrechtspädagogik können vielleicht erklären, warum der Ruf nach einer Ausweitung und Intensivierung der polizeilichen Menschenrechtsbildung nicht nur von zivilgesellschaftlicher Seite, sondern auch vonseiten des internationalen Menschenrechtsschutzes nicht verstummt27. Dabei werden regelmäßig konkrete Themenfelder markiert, die aus dieser Perspektive in der polizeilichen Ausbildung tendenziell zu kurz geraten: 

			In erster Linie betrifft dies das Problem des Rassismus, das die Diskussion um den Menschenrechtsschutz in der polizeilichen Arbeit nicht nur in Deutschland dominiert. Hier liegt auch die eigentliche Wurzel für die immer wieder artikulierte Forderung nach so etwas wie human rights education for law enforcement (Menschenrechtsbildung für Strafverfolgungs­behörden). Der Rassismus stellt mit seiner Ideologie der Ungleichheit und Ungleichwertigkeit von Menschen und Menschengruppen den zentralen Angriff auf den Kern der Menschenrechtsidee dar. In der Bekämpfung von und dem Schutz vor rassistischer Diskriminierung und rassistischer Gewalt (hate crimes) liegt daher auch eine primäre menschenrechtliche Verpflichtung jedes Staates ebenso wie der Staatengemeinschaft. Von daher gehört auch ein – am Stand der internationalen Diskussion orientiertes28 – Verständnis von »Rassismus« zwingend in die polizeiliche Ausbildung29. Die zentrale Rolle, die das Rassismusproblem seit Beginn des ­modernen Menschenrechtsschutzes spielt, erklärt die Intensität, mit der rassistisch motivierte Übergriffe vonseiten der Strafverfolgungsbehörden, vor allem aber diskriminierende Polizeikontrollen (racial profiling) sowie ein sie begünstigender institutioneller Rassismus diskutiert und kritisiert werden. Auch dieses Phänomen, ebenso wie Wege seiner Bekämpfung, stärker im Rahmen der Ausbildung zu thematisieren, ist daher eine seit Langem erhobene Forderung des internationalen Menschenrechtsschutzes30. 

			Eine andere Empfehlung bezieht sich auf die Universalität, Unteilbarkeit, Gleichrangigkeit und Interdependenz aller Menschenrechte 31: Aus der Sicht des Menschenrechtsschutzes darf sich die Menschenrechtsbildung für die Polizei nicht auf Schulungen zu den klassischen »politischen« Rechten beschränken (»Halbierung der Menschenrechte«)32, sondern muss zum Beispiel auch die wirtschaftlichen, sozialen sowie kulturellen Menschenrechte (»WSK-Rechte«) mit einbeziehen33. 

			Ein weiteres Themenfeld betrifft die Schutzbedürftigkeit besonders verletzlicher Gruppen (vulnerable groups): Auch wenn alle Menschen die gleiche Würde und die gleichen grundlegenden Rechte haben, so unterscheiden sie sich doch im Hinblick auf das Risiko, Opfer von Menschenrechtsverletzungen zu werden. Das gilt etwa für Menschen mit Behinderung, Frauen und Kinder 34, deren spezielle Rechte daher ein besonderes Thema auch der polizeilichen Ausbildung sein sollten.

			4	Menschenrechtsbildung als Recht des Polizeibeamten – ein Versuch

			Ausgehend von den vorangegangenen Überlegungen, öffnet sich damit der Raum für eine Frage, die so gut wie nie gestellt wird, die mir aber wichtig zu sein scheint: Warum sollen die Polizeibeamtin und der Polizeibeamte eigentlich selbst ein Interesse an Menschenrechtsbildung haben? ­Inwiefern ist Menschenrechtsbildung für sie »gut«? »Gut« und nicht nur »klug«? »Klug« ist Menschenrechtsbildung: Klug sind die Kenntnis von Menschenrechten, das Bewusstsein ihres Wertes und die Fähigkeit zu ihrer Achtung und ihrem Schutz, weil all das zum Beispiel in Konfliktsituationen das Potenzial an Gewalt reduzieren hilft, also auch ein Element der Eigen­sicherung darstellt; »klug« ist Menschenrechtsbildung auch, weil sie Effizienzgewinne bei der polizeilichen Ermittlungstätigkeit verspricht, insofern eine diskriminierungsfreie Kontrollpraxis eine verbesserte »Trefferquote« aufweist35; und »klug« ist Menschenrechtsbildung für den Polizeibeamten schlicht auch deswegen, weil sie ihn vor disziplinar- oder womöglich strafrechtlichen Sanktionen schützt. Aber ist sie für ihn auch »gut«? Oder anders gefragt: Gibt es gute Gründe für den Polizeibeamten, die Menschenrechtsbildung nicht nur als Pflicht zu verstehen, die er schlicht erfüllen und befolgen muss, sondern auch als sein gutes »(Menschen-)Recht«? Als etwas, worauf er »pochen« soll und »pochen« darf, wenn es ihm verwehrt oder nur unzureichend gewährt wird? 

			4.1	Sich nicht selbst verachten müssen

			Dass Menschenrechtsbildung nicht nur eine Pflicht, sondern auch wirklich ein Recht ist, an dem der Polizeibeamte ein eigenes Interesse haben könnte, lässt sich vielleicht in einem ersten Schritt mit dem Schutz der Selbstachtung begründen. 

			Gerade dem Berufseinsteiger fällt es nachvollziehbarerweise schwer, zum Beispiel in der Diskriminierung eines Menschen durch einen Polizeibeamten mehr und anderes zu sehen als eben eine Diskriminierung. Was ihm hingegen nicht ohne Weiteres klar ist (und was eigenartigerweise auch in der öffentlichen Diskussion nur selten gesehen wird), das ist die »doppelte Ungerechtigkeit«, die in einer solchen ungerechtfertigten Ungleichbehandlung durch einen Polizeibeamten liegt. Eine solche »doppelte Ungerechtigkeit« liegt überall dort vor, »wo jemand ausdrücklich die Verpflichtung übernommen hat, einen Anderen in einer bestimmten Hinsicht zu schützen, folglich die Nichterfüllung dieser Verpflichtung schon Verletzung des Andern, mithin Unrecht wäre; er nun aber noch überdies jenen Andern, eben darin, wo er ihn schützen sollte, selbst angreift und verletzt«36. 

			Lebensweltlich ächten und verachten wir ein solches Tun als Verrat. Solcher Verrat ist nur möglich, wo zuvor ein besonderes Loyalitätsverhältnis besteht. Eben dieses Loyalitätsverhältnis wird durch den Verräter an einer für den Betroffenen besonders relevanten Stelle einseitig aufgekündigt (im Fall der Diskriminierung ist dies die Anerkennung als gleichwertiges Mitglied unserer Gemeinschaft). Verrat ist immer eine Form des Wortbruchs, das heißt, es handelt sich um den Bruch eines entweder stillschweigend oder explizit gegebenen Versprechens, im Fall des Polizeibeamten seines sogar in aller Öffentlichkeit und für alle Öffentlichkeit geleisteten Eides. 

			Im Hinblick auf die persönliche (natürlich nie erzwingbare) Relevanz der Menschenrechtsbildung für den Polizeibeamten bedeutet das: Sie hilft ihm, sich darüber bewusst zu werden, ab wann das eigene Tun den Charakter einer Menschenrechtsverletzung aufweist, ermöglicht es ihm also, eine Grenze zu erkennen, deren Überschreiten zu jener doppelten Ungerechtigkeit führt und daher den Charakter nicht nur einer Schädigung, sondern auch eines Verrats annimmt. Indem Menschenrechtsbildung den Polizeibeamten über diese Gefährdung aufklärt, schützt sie also sein Interesse, nicht verachtet zu werden und – vielleicht noch zentraler – sich nicht selbst verachten zu müssen. 

			4.2	Sich »richtig« wichtig nehmen

			Menschenrechtsbildung kann jedoch noch in einem zweiten Sinne als Schutz der Selbstachtung der Polizeibeamtin und des Polizeibeamten verstanden werden. Denn sie will dem künftigen, aber auch ­erfahrenen Beamten der Polizei helfen, sich wichtig zu nehmen, genauer: sich richtig wichtig zu nehmen. Menschenrechtsbildung dient also – so paradox es vielleicht klingen mag – tatsächlich auch seinem Empowerment. Menschenrechtsbildung ist eine »befreiende Pädagogik«, die auch vor der polizeilichen Ausbildung nicht haltmacht. Die Polizei rekrutiert ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ja aus einer Gesellschaft, deren Pathologien und Deformationen sie gleichzeitig im Rahmen von Gefahrenabwehr, Strafverfolgung und Opferschutz bekämpft. Mit jedem neuen Anwärter strömen in die Polizei neue Lebens- und Leidensgeschichten ein, die angereichert sind mit je individuellen Erfahrungen und mehr oder weniger gelungenen Verarbeitungen von Unfreiheit, Diskriminierung und Deklassierung, von Entfremdung, Demütigung, unter Umständen auch von Gewalt. Die belastbare Achtung gegenüber sich selbst ist daher nichts, was man als fraglose Selbstverständlichkeit einfach voraussetzen kann. Eine nicht bloß nach außen inszenierte, sondern wirklich trag- und widerstandsfähige Gewissheit der individuellen wie sozia­len Erheblichkeit der eigenen Existenz muss vielmehr im Rahmen von Theorie, Training und Praxis geklärt, gestärkt, unter Umständen auch ge­­schützt werden. 

			Menschenrechtsbildung, die hier ansetzt, ist kein einzelnes Modul, erst recht kein einzelnes Fach. Menschenrechtsbildung ausdrücklich als Recht des Polizeibeamten zu verstehen, beinhaltet vielmehr eine Pflicht ­von­seiten der Ausbildungsträger, nämlich den Auftrag, die gesamte Ausbildung so zu gestalten, dass die Anwärter lebendige Erfahrungen respektierter Würde machen können. Denn nur der, der selbst Achtung und Anerkennung erfährt, der also im Rahmen von Theorie, Training und Praxis das Bewusstsein der eigenen Würde »ausbilden« und stärken kann, nur der wird bereit sein, auch die Würde und die Rechte anderer zu achten und anzuerkennen37. 

			Menschenrechtsbildung ist also nie nur Bildung über Menschenrechte– verstanden als Vermittlung von Wissen –, auch nie nur Bildung für Menschenrechte – im Sinne einer Schulung entsprechender Haltungen und Fähigkeiten –, sondern auch und gerade Bildung durch Menschenrechte, erfordert also »Formen des Lernens und Unterrichtens, welche die Rechte sowohl der Lehrenden als auch der Lernenden achten«38. Eine solche Menschenrechtsbildung ermächtigt so zum Beispiel die künftigen Polizeibeamtinnen und -beamten ausdrücklich, diskriminierende Praktiken innerhalb ihrer Ausbildung, eventuell auch unter den Auszubildenden selbst, zu identifizieren und als Unrecht zu markieren. Diese Ermächtigung durch Menschenrechtsbildung ist vielleicht auch deswegen so wichtig (und daher ein »gutes Recht« des Polizeibeamten), weil zur Polizei auch eine Kultur der Angst gehört. Polizei ist eine Organisation, die geprägt ist von dem Gefühl, dass »jederzeit etwas Großes passieren« kann (Rafael Behr). In dieses latente Bewusstsein der Gefahr und der Gefährdung eingeschlossen ist dabei auch das – oft als unberechenbar empfundene – Agieren der Organisation selbst, insbesondere ihrer von politischen Vorgaben abhängigen oberen Hierarchieebenen39.

			4.3	Verstehen, wofür der Einsatz sich lohnt

			Das Recht auf Menschenrechtsbildung für die Polizei ergibt sich vielleicht drittens auch aus der besonderen Bindung des Polizeibeamten an das geltende Recht. Für ihn resultiert aus dieser Bindung ein Bündel an Verhaltens- und Unterlassenspflichten, die unter Umständen auch tief in seine moralische, psychische oder physische Integrität eingreifen. Im Diensteid bejahen die Polizeibeamten, staatlich gesetztes Recht auch dort umzusetzen, wo dieses Recht mit ihrer moralischen Überzeugung nicht übereinstimmt, wo sie Gefahr laufen, durch ihr Tun an der eigenen Seele Schaden zu nehmen, oder wo der von ihnen erwartete »volle persönliche Einsatz« sie dazu verpflichtet, Verwundungen, unter Umständen sogar den eigenen Tod in Kauf zu nehmen. 

			Bei dieser bisweilen so genannten Gefahrtragungspflicht des Polizeibeamten handelt es sich um eine moderne Variante jener Kardinaltugend, für die unsere heutige Zeit kaum noch Verständnis hat und die doch in die Tiefendimensionen der polizeilichen Erfahrung eingesenkt ist: die Tapferkeit40. Solche Tapferkeit ist jedoch nicht von sich aus schon ein Wert. Im Gegenteil: Die Gefahr, der sie sich aussetzt, die Verwundung, die sie auf sich zu nehmen bereit ist, das Wagnis, das zu ihr gehört – dieser ganze »Heroismus« verdient nur dann den Ehrentitel der fortitudo, der Tapferkeit, wenn solches Tun erstens »klug« und zweitens »gerecht« ist. In dieser moralischen Vorrangstellung der Klugheit und vor allem der Gerechtigkeit drückt sich eine tiefe Skepsis gegenüber der Tapferkeit aus: »Tapferkeit darf sich selbst nicht trauen.« Denn Tapferkeit droht ohne Bezug zur Gerechtigkeit in sich zu »verkehren«: Sie kann zu einem »Hebel des Bösen« werden, »denn je stärker sie ist, umso mehr neigt sie zur Unterdrückung des Schwächeren«41. Die Abhängigkeit der Tapferkeit von der Gerechtigkeit gilt erst recht dort, wo vom Menschen möglicherweise sogar der Einsatz des eigenen Lebens gefordert wird: »Der Mensch setzt seine Person nur um der zu wahrenden Gerechtigkeit willen Todesgefahren aus. Und darum hängt das Lob der Tapferkeit irgendwie von der Gerechtigkeit ab« (Thomas von Aquin)42. 

			Eben diese Abhängigkeit der Tapferkeit von der Gerechtigkeit also kann vielleicht das Recht auf Menschenrechtsbildung für den Polizeibeamten plausibel machen. Denn die Menschenrechte definieren einen wohlbegründeten Inbegriff dessen, was sich unter dem sonst sehr diffusen und missbrauchsanfälligen Begriff der »Gerechtigkeit« verstehen lässt. Im Rahmen der Menschenrechtsbildung kann der Polizeibeamte also verstehen, wofür sich sein – womöglich auch lebensgefährlicher – Einsatz lohnt, worin also der wahre Wert und der tiefe Sinn seiner Arbeit bestehen. Menschenrechte als Inbegriff dessen, was das Entscheiden und Handeln eines Beamten »gerecht«43 werden lässt, machen einen risikoreichen zu einem verantwortbaren Beruf, das heißt zu einem Beruf, dessen – physische, psychische wie moralische – Gefahren nicht einfach (womöglich leichtfertig) in Kauf genommen, sondern mit guten Gründen eingegangen und gerechtfertigt werden können44.

			4.4	Blockaden des Menschenrechtsschutzes erkennen und verändern 

			Wenn erstens Menschenrechte, ihre Achtung und ihr Schutz eine unverzichtbare Legitimation polizeilichen Handelns definieren, wenn zweitens Menschenrechte, ihre Achtung und ihr Schutz etwas sind, was es der einzelnen Polizeibeamtin und dem einzelnen Polizeibeamten ermöglicht, die mit ihrem Beruf einhergehenden Gefahren in einer vor sich selbst und vor anderen verantwortlichen Weise auf sich zu nehmen, wenn beides also richtig ist, dann heißt das: Im Rahmen der Menschenrechtsbildung müssen Polizeibeamte (auch) lernen, welche nicht nur materiellen, sondern auch rechtlichen, politischen oder organisationalen Bedingungen gewährleistet sein müssen, damit sie selbst und damit die Polizei als Ganzes Menschenrechte auch tatsächlich achten und schützen können. Anders gesagt: Menschenrechtsbildung muss dem Polizeibeamten ein Instrumentarium an die Hand geben, mit dem er (erstens) überhaupt sehen und verstehen kann, wie menschenrechtsbasierte Haltungen und Handlungen beispielsweise durch psychische oder organisationsstrukturelle Blockaden erschwert, gegebenenfalls sogar unmöglich gemacht werden. Der Polizeibeamte, 

			
					der kein Bewusstsein dafür hat, wie gesellschaftliche Diskussionen und politische Positionen, im Zusammenhang etwa mit der Flüchtlingskrise oder der aktuellen Sicherheitslage, zu rechtlichen wie moralischen Regressionen führen können45,

					der über keine Mittel verfügt, problematische Entwicklungen einer »cop culture« in der eigenen Dienstgruppe überhaupt als solche zu identifizieren46,

					der nicht weiß, wie bestimmte situative Konstellationen zu Gewaltexzessen führen können47, oder

					der keine Möglichkeiten hat, physischen, psychischen und moralischen Belastungen durch geeignete Interventionen (wie etwa Supervision) zu begegnen48,

			

			wer also in diesen und anderen Fällen durch seine Aus- wie Fortbildung allein gelassen wurde, der wird zumindest Schwierigkeiten haben, das Versprechen der Menschenrechte – und also sein Versprechen – durch seine Arbeit dauerhaft zu halten. 

			Daher gehört zur Menschenrechtsbildung unausweichlich auch die Schulung solcher Fähigkeiten, die es dem Polizeibeamten erlauben, die Bedingungen seiner Arbeit zu reflektieren, zu diskutieren und – zumindest im Rahmen seiner Möglichkeiten – zu verändern. Hier liegt nach meiner Ansicht auch der eigentliche Grund für eine wissenschaftliche Ausbildung der Polizei: Es genügt nicht, dem Polizeibeamten »beizubringen«, was er wie tun soll, er muss auch über die Kompetenz verfügen, den gesellschaftlichen, politischen sowie organisationalen Horizont, unter dem er tagtäglich Menschenrechte achten und schützen soll, zu verstehen, aber eventuell auch (wenn schon nicht zu korrigieren, so doch wenigstens) zu problematisieren. 

			5	Einige Ideen zur polizeilichen Menschenrechtsbildung

			Aus dem Voranstehenden lassen sich vielleicht einige Schlussfolgerungen ziehen hinsichtlich der Frage, wie sich das »Recht auf Menschenrechtsbildung« im Rahmen der polizeilichen Ausbildung umsetzen lässt. Die folgenden Ausführungen verstehen sich dabei als (unvollständige!) Ergänzung zu dem, was bereits oben in Abschnitt 2 zur Menschenrechtsbildung für die Polizei gesagt wurde.

			5.1	Menschenrechtsschutz ist (manchmal) wirklich schwer

			»Wer mit Ungeheuern kämpft, mag zusehn, dass er nicht dabei zumUngeheuer wird. Und wenn du lange in einen Abgrund blickst, blicktderAbgrundauchindich hinein.« 
(Friedrich Nietzsche)

			Der erste Satzder polizeilichen Menschenrechtsbildung muss meines Erachtens lauten: Menschenrechte zu achten und zu schützen, ist keine Kleinigkeit, sondern oft richtig schwer. Diese Aufgabe ist nicht nur schwer, weil die Polizei bisweilen in einem wahren Schattenreich arbeitet, zu dem die Abgründe des menschlichen Seins (siehe Abschnitt 3.6) ebenso gehören wie unbewältigte gesellschaftliche Konflikte, soziale Verwerfungen und globale Krisen; diese Arbeit ist nicht nur schwer, weil sie oft wirklich anstrengend ist und diese Belastungen durch die angespannte personelle Situation in der Polizei an nicht wenigen Stellen noch einmal erhöht werden; diese Arbeit ist wahrhaft und wirklich auch in sich schwer. Denn der Polizeibeamte muss in einer stets einmaligen Situation und unter stets einmaligen Bedingungen die hochanspruchsvolle Balance finden zwischen »Invasion« und »Protektion«: Er muss – besonders deutlich bei der Anwendung von körperlichem Zwang – in ein und derselben Maßnahme beides können; er muss schädigen und gleichzeitig schonen, er muss verletzen und gleichzeitig Verletzlichkeit schützen. Er bewegt sich in seiner Arbeit immer wieder in Zonen menschlicher Existenz, für die es gesellschaftlich keine Verhaltensorientierung gibt oder die sogar moralisch tabuisiert sind. Jede körperliche, unter Umständen bis in die Intimitätssphäre dringende Durchsuchung ist ein relativ einfaches und alltäg­liches Beispiel, wie die Polizeibeamtin lernen muss, bestimmte leibliche, moralische und rechtliche Grenzen zu überschreiten, also jene Zurückhaltung, jene Scham und jene Scheu zu überwinden, die unser »ziviles« Zusammenleben weitgehend bestimmen. Diese Verpflichtung zu Schutz und Schädigung gleichermaßen ist eine dem chirurgischen Eingriff vergleichbare Herausforderung,­ über die aufzuklären und deren Erfüllung immer wieder zu üben einen zentralen Bestandteil der polizeilichen ­Menschenrechtsbildung darstellt.49

			5.2	Menschenrechtsbildung als Aufklärung über den alltäglichen Schutz von Menschenrechten durch die Polizei

			Nicht weniger wichtig dürfte sein, dass dem künftigen Polizeibeamten die Gewissheit vermittelt wird, dass und wie er durch die fest etablierte Praxis der Polizei immer schon Menschenrechte achtet und schützt. Das Recht auf Menschenrechtsbildung ist das Recht des Polizeibeamten, wirklich zu verstehen, an wie vielen – oft auch unscheinbaren – Stellen und durch wie viele – oft auch unscheinbare – Gesten das polizeiliche Tun die Einlösung eines Versprechens ist, das dem »aufrechten Gang« und der »Solidarität« der Menschen untereinander dient. Und wirklich ist ja das meiste, was der einzelne Polizist in seiner Arbeit leistet, ein Schutz von Menschenrechten – sei es direkt oder indirekt. Menschenrechtsbildung hebt von daher an vielen Stellen »nur« ins ausdrückliche Bewusstsein, was die Polizei alltäglich und selbstverständlich und oft ohne großes Aufsehen praktiziert. Dort etwa, 

			
					wo die Polizeibeamtin oder der Polizeibeamte einfach nur eine Anzeige sorgfältig und gewissenhaft aufnimmt; 

					wo sie einem Menschen helfen, seine Opferrolle zu verlassen und zu seinem Recht zu kommen (access to justice);

					wo sie sich einem Hilfesuchenden verständlich und verständnisvoll zu­­wenden; 

					wo sie einem anderen Menschen zuhören, einen Perspektivwechsel vornehmen und sich in ihn hineinversetzen; 

					wo sie Wertschätzung zum Ausdruck bringen – untereinander ebenso wie gegenüber den unendlich vielen und unendlich verschiedenen Menschen, mit denen sie es tagtäglich zu tun haben; 

					wo sie in Konfliktsituationen nicht »auf Biegen und Brechen« die eigene Autorität aufrechterhalten, sondern ruhig und beruhigend vorgehen;

					wo sie schließlich Gewalt nicht »stumm« (Hannah Arendt) ausüben, sondern bei der Anwendung von Zwang einsatzbegleitend kommunizieren – 

			

			überall dort dürfen sie sicher sein, dass aus (Menschen-)Rechten Realität wird und aus bloßen Worten Wirklichkeit. Der künftige Polizeibeamte, dem etwa die alltägliche Belehrung nur als (womöglich lästige) Pflicht nahegebracht wird (anstatt als ein letztlich in der Würde und damit in der Subjektstellung des Menschen begründetes Recht), dem wird schlicht das Wissen um den kostbaren Wert (eines Teils) seiner Arbeit vorenthalten.

			5.3	Menschenrechtsbildung als Gefahrenradar

			Weil der Schutz der Menschenrechte einerseits schwer und weil dieses Tun für den Staat und die in ihm lebenden Menschen andererseits kostbar ist, deswegen gehört zur Menschenrechtsbildung für Polizistinnen und Polizisten auch die Vermittlung solcher Kenntnisse, die sie über mögliche Gefahren und Gefährdungen für den polizeilichen Menschenrechtsschutz »informieren« (vgl. schon Abschnitt 4.4). Menschenrechtsbildung muss sie befähigen, gerade im Namen der menschenrechtlichen Verpflichtung und der menschenrechtlichen Legitimation des Staates, jene Widerstände und Widrigkeiten zu identifizieren und zu kritisieren, die die Erfüllung ihrer Verantwortung erschweren oder vielleicht sogar unmöglich machen: So müssen Polizistinnen und Polizisten zu einer unaufgeregten Skepsis sich selbst gegenüber befähigt werden. Sie müssen also zum Beispiel wissen, dass eine positive Einstellung gegenüber Menschenrechten im Allgemeinen (auf die man sich schnell einigen kann) noch lange keine Gewähr dafür liefert, dass deren Relevanz auch in einer konkreten Situation gesehen und beachtet wird (principle application gap50). Sie müssen von daher im Interesse ihrer Integrität etwa in die Lage versetzt werden, die Führungs- und Kontrollmechanismen der eigenen Behörde oder Dienststelle daraufhin »abzuklopfen«, ob und inwieweit sie der Realisierung von Menschenrechten durch die Polizei dienlich sind51. Weiter müssen Polizistinnen und Polizisten in die Lage versetzt werden, berufsbedingte Einseitigkeiten in der Wahrnehmung bestimmter Bevölkerungsgruppen als solche zu erkennen. Das heißt, sie müssen zum Beispiel realisieren können, dass die von ihnen erwartete diskriminierungsfreie Praxis irgendwann eine Überforderung darstellen kann, wenn sie lange in Gebieten oder Tätigkeitsfeldern arbeiten, in denen sie etwa Menschen mit Migrationshintergrund fast ausschließlich als »Verdächtige« erleben. 

			5.4	Menschenrechtserfahrungen ermöglichen

			Der zuletzt genannte Aspekt leitet über zu einer Überlegung, die sich aus dem »Recht auf Menschenrechtsbildung« ergibt und die die »Werteorientierung« einer solchen Menschenrechtsbildung betrifft. Werte wurzeln nicht in Worten, sondern in Erfahrungen, genauer: in bestimmten entgrenzenden, unsere Identität verändernden und erweiternden Erfahrungen, Erfahrungen, die als »affektiv intensiv« und »subjektiv evident« erlebt werden (Hans Joas). Das gilt in einem besonderen Maße für die den Menschenrechten zugrunde liegenden Werte. Diese gründen zum einen in Erfahrungen des beeindruckend Guten, zum anderen aber auch in Erfahrungen der Ohnmacht, der Krankheit, des Zufalls, der Gewalt, der Schuld, der Einsamkeit, des Leiden- und schließlich auch des Sterbenmüssens. 

			Für eine Menschenrechtsbildung, die darauf ausgerichtet ist, die Werte und Einstellungen von künftigen Polizeibeamten zumindest ein wenig im Sinne des Menschenrechtsschutzes zu beeinflussen, heißt das: Sie darf das Erfahrungs- und Wertebildungsmonopol nicht der Praxis allein überlassen; sie muss mit den Studierenden »raus«: »raus« zu den Schauplätzen und Kampfplätzen unserer Gesellschaft, »raus« also etwa zu jenen Menschen und Menschengruppen, zu denen die Polizei nicht selten ein problematisches und manchmal vielleicht sogar ein feindliches Verhältnis hat. Menschenrechtsbildung muss den Anwärtern wie Polizeibeamten also zum Beispiel Erfahrungen ermöglichen, in denen ihnen geflüchtete Menschen nicht nur einseitig als Objekte von Kontrollen begegnen, sondern als Menschen mit einer Lebensgeschichte, die oft in traumatischer Weise verstrickt ist in die vielen Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten unserer gemeinsamen Welt. In diesem Zusammenhang ist die Einbeziehung von zivilgesellschaftlichen Gruppen augenscheinlich von ­besonderer Bedeutung. 

			Ein gutes Beispiel dafür ist der »Tag der Menschenrechte«, so wie er im zweiten Ausbildungsjahr verpflichtend für die Polizei in NRW eingeführt wurde. Solche Veranstaltungsformate, die sich spürbar abheben von der meist doch noch ziemlich verschulten Lehre, bieten den Studierenden (und Dozenten!) die Möglichkeit, in der Begegnung mit Vertretern zum Beispiel von Amnesty International oder von Migrantenselbstorganisationen die jeweils »andere Seite« kennenzulernen, also professionsbedingte Einseitigkeiten der eigenen Wirklichkeitswahrnehmung wenigstens ein Stück weit zu relativieren und zu kontextualisieren.52

			5.5	»Menschenrechtswissen«: Erforschen, Aufbereiten, Vermitteln

			Ein letzter, aber nicht abschließender Punkt: So wichtig die affektive Dimension ist, um die menschenrechtliche Verantwortung der Polizei nicht nur in den »Köpfen«, sondern auch in den »Herzen« der jungen wie der erfahrenen Polizeibeamtinnen und -beamten zu verankern, so wichtig die Stärkung einer menschenrechtsorientierten Einstellung für eine darauf gegründete polizeiliche Praxis ist, so wenig sollte die Dimension des Menschenrechtswissens unterschätzt werden. Es ist zumindest nicht auszuschließen, dass die Implikationen des Menschenrechtsschutzes für die Polizeiarbeit vielleicht noch nicht überall im gleichen Maße bekannt und bedacht sind. Das gilt unter Umständen schon für den Inhalt der Menschenrechtsverträge selbst. 

			Die in Abschnitt 3.6 angesprochene Tendenz, sich in Aus- und Fortbil­dung, nicht nur bei der Polizei, auf die politischen und Justizrechte zu beschränken (wie z.B. das Verbot willkürlicher Verhaftung, den Rechtsbehelf oder das Recht auf ein faires Verfahren), ohne die Interdependenz und Unteilbarkeit von Menschenrechten in den Blick zu nehmen, kann es bisweilen erschweren, dass der Polizeibeamte seine Verantwortung im Angesicht der vielfachen Verletzlichkeit und vielfachen Verletztheit von Menschen in vollem Maße erkennt: Dass und wie (zum Beispiel) eine obdachlose Frau Opfer einer sogenannten mehrdimensionalen oder intersektionalen53 Diskriminierung ist, kann ich nur dann »sehen«, wenn ich überhaupt weiß, welche Rechte hier etwa auch auf dem Wohnungs- oder Arbeitsmarkt missachtet werden; welche komplexe Verantwortung der Polizeibeamte einem kriminellen Jugendlichen gegenüber hat, ist ihm womöglich nur dann wirklich klar, wenn er weiß, dass es so etwas gibt wie den Vorrang des Kindeswohls bei sämtlichen behördlichen Maßnahmen (Art.3 Abs.1 UN Convention on the Rights of the Child/CRC)54, und wenn er weiß, dass dieser Vorrang auch für eine Altersgruppe gilt, die polizeilich nicht mehr als »Kinder« betrachtet wird.

			Aus diesen Überlegungen ergeben sich in mindestens zweifacher Hinsicht Forderungen für die Zukunft: 

			Zum einen gibt es beim Themenfeld »Polizei und Menschenrechte« einen nicht unerheblichen Forschungsbedarf. Was etwa die UN-Behindertenrechtskonvention (UN Convention on the Rights of Persons with Disabilities/CRPD)55 für das Verständnis von und den Umgang mit behinderten Menschen außerhalb wie innerhalb der Polizei (etwa gegenüber sogenannten PDUlern, also Beamten, die dauerhaft erkrankt und daher »polizeidienstunfähig« sind) bedeutet– das etwa dürfte im Augenblick immer noch nicht ausreichend geklärt sein. Dieser Umstand gibt den Polizei- beziehungsweise Verwaltungshochschulen die Möglichkeit, Menschenrechtsbildung als wichtige Impulsgeberin für ein forschendes Lernen zu nutzen und damit auch ihren eigenen Hochschulstatus noch einmal zu stärken.

			Angesichts der engen Grenzen, die den Dozentinnen und Dozenten an den Polizei- beziehungsweise Verwaltungshochschulen gesetzt sind, um solche Forschungen tatsächlich zu betreiben und deren Ergebnisse für eine qualitativ verbesserte Lehre umzusetzen, würde sich der Aufbau einer bundesweiten Arbeits- und Forschungsstelle empfehlen. Sie müsste die Diskussion des nationalen, europäischen und internationalen Menschenrechtsschutzes so aufbereiten, dass diese relativ »schlank« in die polizeiliche Ausbildung einfließen kann. Das beträfe nicht nur Entscheidungen des EGMR, auch Berichte und Empfehlungen gerade der vielen Menschenrechtsausschüsse auf europäischer und internationaler Ebene an die deutsche Bundesregierung bieten einen vielleicht noch nicht überall ausreichend genutzten Fundus, um die Konsequenzen des Menschenrechtsschutzes für die Polizeiarbeit sehr praxisnah und sehr alltagstauglich zu reflektieren und zu diskutieren56; Gleiches gilt für die Arbeit nationaler Schutzmechanismen, in Deutschland etwa die in Wiesbaden ansässige Nationale Stelle zur Verhütung von Folter. 

			Diesen Fundus didaktisch für die polizeiliche Aus- wie Fortbildung fruchtbar zu machen, wäre eine in ihrer Bedeutung kaum zu überschätzende Leistung. Das würde den künftigen wie erfahrenen Polizistinnen und Polizisten nicht nur reichhaltigen Stoff zur kritischen Reflexion der eigenen Arbeit bieten; darüber hinaus könnte es ihnen auch die Bestätigung und gute Gewissheit geben, dass »ihre« Polizei mit der von ihr geleisteten Arbeit trotz der beschriebenen Herausforderungen und Schwierigkeiten tatsächlich die »größte Menschenrechtsschutzorganisation« ist.
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			Wolfgang Schulte


			Die Bedeutung der Menschenrechte für die Polizeiarbeit in der historischen Entwicklung

			1	Einleitung

			Die Generalversammlung der Vereinten Nationen verabschiedet am 10.Dezember 1948 die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte. Ein halbes Jahr später übernimmt der Parlamentarische Rat zentrale Menschenrechte als Grundrechte in das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland (Art.1–19). Damit werden sie in der Bundesrepublik zur ­verbindlichen Vorgabe für staatliches Handeln und sind gleichzeitig durch die sogenannte Ewigkeitsklausel in ihrem Kernbestand dauerhaft geschützt. 

			Für die staatliche Exekutive und damit insbesondere für die Polizei bedeutete dies nach dem Ende der nationalsozialistischen Diktatur eine Umstellung der konkreten Alltagsarbeit und erforderte ein generell anderes rechtsstaatliches und demokratisches Selbstverständnis. Schließlich war die Polizei ein ganz wesentliches Machtinstrument des nationalsozialistischen Terrorregimes gewesen. Sie hatte in der Zeit bis 1945 nicht nur politische Gegner sowie sozial und »rassisch« ausgegrenzte Menschen verfolgt, sondern war nach Ausbruch des Zweiten Weltkrieges zu einem wesent­lichen Akteur des NS-Völkermordes geworden.1

			Der nachfolgende Beitrag versucht Antworten auf die Frage zu geben, wie die Polizeien in Deutschland2 sich in den vergangenen knapp 70 Jahren der Geschichte der Bundesrepublik auf die Anforderungen der Grundrechte eingestellt haben, die in erster Linie Abwehrrechte des Bürgers gegen den Staat sind. Dabei wird es vor allem darum gehen, sich genauer anzuschauen, inwieweit »Wort und Geist« des Grundgesetzes– und hier vor allem die Inhalte der Art.1–19– in die alltägliche Polizeiarbeit eingeflossen sind und die Polizei ein demokratieangemessenes, grundrechtskonformes Selbstverständnis entwickelt hat. Konkret soll dies mittels einiger­ Referenzpunkte untersucht werden: Dazu zählen der Umgang mit der Versammlungsfreiheit von den 1950er- bis zu den 1980er-Jahren, die Vorwürfe fremdenfeindlichen Verhaltens in den 1990er-Jahren, die Ermittlungspannen im Umfeld der NSU-Morde und schließlich der Vorwurf des Racial Profiling. Zunächst sollen jedoch kurz der Neuaufbau und die Struktur der Polizei(en) nach 1945 exemplarisch am Beispiel der britischen Besatzungszone beschrieben werden.

			2	Traditionslinien und Selbstverständnis der Polizei in der Nachkriegszeit

			Die britische Besatzungsmacht dezentralisiert die Polizei in ihrer Zone ab Sommer 1945 und richtet damit eine kommunalisierte Polizei auf Stadtkreis- beziehungsweise Landkreisebene ein. Personalpolitisch ergibt sich ein uneinheitliches Bild. Neben Neueinstellungen und der Wiedereinstellung vieler Weimarer Polizeibeamter, die mit der nationalsozialistischen Machtergreifung 1933 entlassen worden waren, versuchen die britischen Behörden, ehemalige NS-Polizisten aus der neuen Polizei herauszuhalten. Dies gelingt aber nur teilweise. Vielfach finden auch immer wieder entlassene NS-Beamte den Weg zurück in die Nachkriegspolizei, bis mit der sogenannten 131er-Regelung im Jahr 19513 auch diejenigen ehemaligen NS-Polizeibeamten einen Rechtsanspruch auf Wiedereinstellung erhalten, die es bis dato noch nicht in die neue(n) Polizei(en) geschafft hatten. 

			Insbesondere nachdem die Zuständigkeit für die Polizei ab 1947 schrittweise wieder auf die im Neuaufbau befindlichen deutschen Länder übergeht, erfolgt mit der Reaktivierung des »Weimarer Traditionsstranges« in der Polizei eine Rezeption von deren Strategie, Taktik und autoritären Problemlösungsstrategien in den Nachkriegspolizeien. So lassen sich rein militärische Einsatztaktiken und Bürgerkriegsszenarien, die von der Polizei zum Beispiel bei der Niederschlagung des Mitteldeutschen Aufstandes 19214 entwickelt worden waren, in den Ausbildungsplänen von Bereitschaftspolizeien und Bundesgrenzschutz bis in die 1970er-Jahre hinein verfolgen. In Ermangelung anderer demokratischer Vorbilder und einer immer stärker werdenden Abgrenzung zu den Entscheidungen der britischen Besatzungsmacht orientieren sich die neuen Länder beim Aufbau ihrer Polizei am Polizeibild der Weimarer Republik. Traditionslinien zu demokratischen Polizeireformern wie Carl Severing5 können jedoch nicht verschleiern, dass personelle Kontinuität und Rezeption des polizeilichen Selbstverständnisses der ersten deutschen Republik auch den militaristischen, obrigkeitsstaatlichen Habitus der Weimarer Polizei wiedererstehen lassen6 und zu einer Belastung für den demokratischen Neuanfang der Polizei werden. Für die konkrete Polizeiarbeit resultiert daraus bis in die 1970er-Jahre hinein eine asymmetrische, dem Prinzip von »Befehl und Gehorsam« folgende Interaktion nach innen wie nach außen, die nicht unbedingt britischen Vorstellungen von Polizeiarbeit entspricht und auch im Widerspruch zu den Anforderungen steht, die »Wort und Geist« des Grundgesetzes an die Polizei stellen. 

			Das bis heute prägende föderale Polizeisystem der Bundesrepublik mit seinen aktuell 16 Länder- und drei Bundespolizeien entsteht durch erste Verstaatlichungen der kommunalisierten Polizeien zu Beginn der 1950er-Jahre in den Ländern der ehemaligen britischen Zone; die süddeutschen Länder der ehemaligen amerikanischen Zone folgen bis Mitte der 1970er-Jahre. Re-Verstaatlichungsmaßnahmen durch Polizeiorganisationsgesetze7 beenden also die unterschiedlich langen, von den Alliierten angeordneten Kommunalisierungsphasen der Polizei in den verschiedenen Bundesländern und lassen das System der heutigen Länderpolizeien entstehen. Zuvor hatten die Alliierten gegenüber dem Parlamentarischen Rat im sogenannten Polizeibrief vom 14. April 1949 noch einmal die Grundzüge ihrer Polizeirichtlinien für die sich konstituierende Bundesrepublik umrissen. Danach sollte in der Bundesrepublik die Polizei auch in Zukunft dezentral und nichtmilitärisch aufgebaut, eine dauerhafte Trennung von Nachrichtendiensten und Polizei festgeschrieben und dem Bund gegenüber den Länderpolizeien keinerlei Weisungsbefugnis zugestanden werden. 

			Ein Recht des Bundes zur Aufstellung eigener Sonderpolizeien wie einer Zentralstelle für die Kriminalpolizei und von Bundesgrenzschutzbehörden, deren Errichtung in Art.87, Abs.1GG vorgesehen ist, wurde unter Genehmigungsvorbehalt durch die Alliierte Hohe Kommission gestellt. Grundsätzlich billigte der »Polizeibrief« dem Bund keine generelle Gesetzgebungshoheit im Bereich der Polizei zu.8 Aber es sollte keine zwei Jahre dauern, bis dieser Genehmigungsvorbehalt im Zuge des eskalierenden Kalten Krieges in Westeuropa und dem Ausbruch des Koreakrieges von den Alliierten aufgegeben wurde. Im Frühjahr 1951 werden innerhalb weniger Wochen das Bundeskriminalamt und der Bundesgrenzschutz gegründet.

			3	Umgang mit der Versammlungsfreiheit von den 1950er- bis zu den 1980er-Jahren

			Als ein erster Referenzpunkt für ein demokratieangemessenes und grundrechtskonformes Selbstverständnis der Polizei soll nun exemplarisch der Umgang mit der Versammlungsfreiheit in der Bundesrepublik bis in die 1990er-Jahre hinein untersucht werden.

			Die militärisch geprägte Ausbildung in den Bereitschaftspolizeien der 1950er-Jahre ist sichtbarer Ausdruck der politisch gewünschten Reaktivierung des weimar-preußischen Traditionsstranges für die Polizei, die durch personelle Kontinuität im Bereich der Ausbilder und Führungskräfte ebenfalls unterstützt wird. Eine Folge der starken militärischen Anteile dieses Traditionsbezuges ist die einseitig an »Befehl und Gehorsam« ausgerichtete asymmetrische Interaktion nach innen wie nach außen, die bis weit in die 1970er-Jahre in der Polizei spürbar bleibt, wenn auch die militärischen Anteile an der Ausbildung sich nach der Gründung der Bundeswehr Mitte der 1950er-Jahre deutlich abschwächen.9 

			Ein Beispiel für die autoritäre Fixierung der Polizei im Verhältnis zum Bürger ist der Umgang mit politischem Protest in der Bundesrepublik in den 1950er- und 1960er-Jahren. Gerade hier spiegeln sich die prägenden »Weimarer Erfahrungen«10 sowohl bei der polizeilichen Problemwahrnehmung wie auch das zeitgenössische polizeiliche Selbstverständnis im Umgang mit gesellschaftlichem Protest wider. Zwar kommt es nun nicht mehr– bis auf einen Einzelfall11– zu dem in der ­Weimarer Zeit in Extremfällen durchaus üblichen und wiederholt befohlenen Schusswaffengebrauch gegen Demonstranten. Jedoch schreitet die Polizei gegen politischen Protest auch schon bei kleineren Ordnungsstörungen unter Anwendung unmittelbaren körperlichen Zwanges rigoros ein.12 Für die Polizeiführung stellt der– bis 1967 zwar zahlenmäßig geringe– politische Protest in Form von Demonstrationen erst einmal grundsätzlich eine Störung der öffentlichen Ordnung dar, die sich– so die Annahme– in Form potenziell destruktiver, irrationaler Zusammenrottungen durchaus zu einer Gefahr für die staatliche Ordnung entwickeln können.13 In der ersten Hälfte der 1950er-Jahre wird der Protest gegen die sich abzeichnende Remilitarisierung der Bundesrepublik, der in großem Maße von der KPD und den ihr nahestehenden Organisationen mitgetragen wird, vor dem Hintergrund der Bürgerkriegsszenarien als Bedrohung der staatlichen Ordnung empfunden und durch Versammlungsverbote regelmäßig in die Illegalität gedrängt. Bezeichnend für das verbreitete antikommunistische politische Klima und auch das Demokratieverständnis dieser Zeit ist die Kommentierung von Polizeimaßnahmen auf dem Petersberg bei Bonn gegen eine FDJ-Versammlung im Juni 1951 durch den damaligen Bundesinnenminister Robert Lehr: »[…] die Unruhestifter haben die gebührende Prügel bekommen«14. 

			Nach dem Verbot der KPD im August 1956 durch das Bundesverfassungsgericht nimmt der öffentliche politische Protest zahlenmäßig weiter ab und beschränkt sich auf Ostermärsche (ab 1960) und vereinzelte Protestdemonstrationen wie beispielsweise gegen Fahrpreiserhöhungen in Heidelberg (1964) und Köln (1966).15 Gleichwohl stehen die Führungskräfte der Polizei– im Einklang mit vielen Politikern– dem politischen Protest in Form von Demonstrationen auch weiterhin misstrauisch gegenüber.16 Die Inanspruchnahme des Bürgerrechts der Versammlungsfreiheit aus Art.8GG spielt in der politischen Kultur der Bundesrepublik bis Mitte der 1960er-Jahre nur eine untergeordnete Rolle und wird von Politikern, staatlicher Eingriffsverwaltung und großen Teilen der Bevölkerung lediglich als unerwünschte Störung der öffentlichen Ordnung betrachtet. 

			In dieser »Era of good feeling«17 bis Mitte der 1960er-Jahre, die allgemein eine Phase wirtschaftspolitischer Stabilität mit enormen Wachstumsraten und innenpolitischer Ruhe in der Geschichte der Bundesrepublik charakterisiert, befindet sich auch die Polizei mit sich und der Gesellschaft »im Reinen«; ihr Selbstverständnis zeigt eine hochgradige Identifikation mit Staat und Gesellschaft.18 Umso kompromissloser und mit wenig Verständnis reagieren Polizei und staatliche Verwaltungen auf die wenigen Störungen dieser harmonischen Eintracht von Staat, Gesellschaft und Polizei, die gleichwohl immer wieder und zumeist in Form von sogenannten Jugendkrawallen auftreten. Kurt Gintzel charakterisiert den Umgang mit der Versammlungsfreiheit in dieser Zeit als »vorkonstitutionell«19; das Versammlungsrecht aus Art.8GG sei, so Gintzel an anderer Stelle, ein unerwünschtes, negatives Statusrecht: »Das Versammlungsrecht ist lange Zeit ausschließlich als negatives Statusrecht betrachtet worden. Seine Ausübung wurde geduldet, nicht gewünscht. Der Gebrauch der Versammlungsfreiheit galt als potentiell gefährlich, besonders wenn es um politische Aussagen ging. Von dieser Grundauffassung ist viel geblieben.«20 

			Beispiele für diese Sichtweise der Polizei, nach der politischer Protest, aber auch Regelverstöße gegen bürgerliche Ordnungsvorstellungen möglichst kompromisslos zu unterbinden sind, lassen sich in den ­Reaktionen auf örtlich und zeitlich begrenzte Protestaktionen finden, mit denen sich die Polizei bis Mitte der 1960er-Jahre phasenweise auseinandersetzen muss, so etwa die »Halbstarkenkrawalle« in Niedersachsen 1956–1959 und die »Schwabinger Krawalle« 1962.21 

			In der zweiten Hälfte der 1960er-Jahre nimmt der gesellschaftliche Protest mit der sogenannten 68er-Bewegung deutlich zu und stellt neue Herausforderungen für die Polizei dar. Doch anders als in den Jahren zuvor wird die Legitimität des polizeilichen Umgangs mit dem Protestgeschehen nicht nur von den Protestierenden selbst, sondern zunehmend auch von der Öffentlichkeit negiert. Denn beim Umgang mit dem politischen Protest in den Jahren 1967–1969 geht es nicht um die Niederschlagung einer kommunistischen Aufstandsbewegung mit militärischen Mitteln, auf die sich die Polizei in Weimarer Tradition seit Beginn der 1950er-Jahre vorbereitet hat und die auch in den 1960er-Jahren noch die Diskussionen um das Berufsverständnis prägt. Nun muss die Polizei ihr Handeln gegenüber der Öffentlichkeit rechtfertigen, da sie wegen ihres starren, pauschal repressiven, mit paramilitärischen Elementen versehenen und in einer Reihe von Fällen auch überzogenen Vorgehens nicht nur von den Protestierenden, sondern auch von Presse, Öffentlichkeit und Justiz kritisiert und verurteilt wird. Beispielhaft genannt seien hier die massiven Schlagstock- und Wasserwerfereinsätze der Polizei bei den Demonstrationen gegen den Besuch des Schahs von Persien im Juni 1967 in Berlin, gegen den Axel-­Springer-Verlag nach dem Attentat auf Rudi Dutschke Ostern 1968 in Hamburg und Berlin oder bei der »Schlacht am Tegeler Weg« 22 im November 1968 in Berlin. 

			Und so macht sich dann nach und nach bei den für die Polizei verantwortlichen Politikern, in der zuständigen Ministerialbürokratie sowie bei den Berufsvertretungen und Führungskräften der Polizei die Erkenntnis breit, dass im Umgang mit den Studentenprotesten der »68er«-Bewegung das noch von der Weimarer Tradition geprägte Selbstverständnis und Berufsbild der Polizei keine berufspraktischen Handlungsmuster mehr bereitstellt, die dem »Wort und Geist« des Grundgesetzes angemessen sind: Es passt in Anbetracht des sozialen Wandels in der Bundesrepublik und des verstärkten Bewusstseins der Bürger über ihre demokratischen Rechte, die immer selbstverständlicher in Anspruch genommen werden, nicht mehr in die politische Kultur der Bundesrepublik. 

			Eine besondere Dynamik erfährt das Protestgeschehen der »68er«-Bewegung nach dem 2. Juni 1967 durch den Tod des Studenten Benno Ohnesorg, der während einer Demonstration in West-Berlin gegen den Staatsbesuch des Schahs von Persien in einer angeblichen Notwehrsituation von dem Kriminalbeamten Karl-Heinz Kurras erschossen wurde. Für einen kleinen, linksextremistisch militanten Teil der protestierenden Studenten ist dies Anlass, in den Terrorismus der 1970er-Jahre ­abzugleiten (Bewegung 2. Juni). 

			Allgemein befördert die »68er«-Bewegung das gesamtgesellschaftliche Reformklima in der Bundesrepublik, das ab 1969 seine Fortsetzung in der ersten sozialliberalen Regierungskoalition unter Willy Brandt findet. Auch in der Polizei beginnt– angesichts der Erfahrungen mit dem Protestgeschehen Ende der 1960er-Jahre– die Diskussion um ein neues Selbstverständnis, um eine moderne, bürgernahe Polizei. Gleichwohl werden diese ersten Schritte in den 1970er-Jahren durch den aufkommenden Terrorismus der Roten Armee Fraktion (RAF) sehr rasch auf ihre technokratischen Anteile reduziert. Bezogen auf Art.8GG führt dieser Diskussions­prozess in Polizei und Innenverwaltung dazu, den Umgang mit der Versammlungsfreiheit­ zu überdenken und insgesamt auch demonstrationsfreundlichere, deeskalative Einsatzkonzepte in die Polizeiarbeit aufzunehmen. In den 1970er- und 1980er-Jahren erreicht das Protestgeschehen in der Bundesrepublik mit der aufkommenden Ökologie-, Antiatom- und Friedensbewegung einen bis dahin unerreichten und in einigen Fällen auch gewalttätigen Höhepunkt. Es wird zum Prüfstein für die veränderten Einsatzkonzepte. 

			Dabei gibt es bis Ende der 1980er-Jahre aufseiten von Polizei und Innenverwaltung immer wieder Auseinandersetzungen um die »richtige« Polizeilinie beim Umgang mit dem immens angewachsenen politischen Protest. Und zwar nicht nur zwischen den von verschiedenen Parteien regierten Bundesländern (»A«- und »B«-Länder)23, sondern auch innerhalb der Polizeiführung selbst. Quer zu dieser parteipolitischen Unterscheidung des Streits um den »richtigen« Weg, den die Polizei mit ihrer Einsatzphilosophie gehen sollte, entwickeln sich in einzelnen Bundesländern bis Mitte der 1980er-Jahre verwaltungs- und ordnungspolitische Maßnahmen, die eigentlich das polizeiliche Vorgehen gegen Gewalttäter unterstützen sollen, in der konkreten und praktischen Ausgestaltung durch die Polizei aber über das eigentliche Ziel hinausgehen und erneut drohen, die Inanspruchnahme der Versammlungsfreiheit nach Art.8GG restriktiv einzugrenzen und in Repressionen auszuarten. 

			Zu diesen Bestrebungen gehörte beispielsweise Anfang der 1980er-Jahre der Versuch Niedersachsens, eine Gesamthaftung von Demonstrationsteilnehmern für Schäden, die während einer Demonstration entstehen, ohne Prüfung einer konkreten und individuellen Beteiligung herbeizuführen und damit für den Einzelnen die Teilnahme an einer Demonstration zu einem finanziell unkalkulierbaren Risiko zu machen. Entsprechende Urteile des Oberlandesgerichts Celle aus den Jahren 1981 und 198224 wurden dann jedoch 1984 vom Bundesgerichtshof mit folgender (auszugsweisen) Begründung aufgehoben: »[…] Eine Ausdehnung der zivilrecht­lichen Haftung für die bei einer Großdemonstration angerichteten Schäden auf ›passiv‹ bleibende Sympathisanten wäre verfassungswidrig, weil sie die Ausübung des Demonstrationsrechtes mit einem unkalkulierbaren und untragbaren Risiko verbinden und so das Recht auf öffentliche Kundgebung der Meinung unzulässig beschränken würde.«25

			Auf einer ähnlichen Ebene liegt das ebenfalls Anfang der 1980er-Jahre in Baden-Württemberg und Niedersachsen eingeführte Verfahren, sogenannte Verwaltungskosten des Polizeieinsatzes gegenüber Teilnehmern von Sitzblockaden oder ähnlichen demonstrativen Akten geltend zu machen. Da aber eine Erstattung der Kosten für den Polizeieinsatz zum Beispiel bei Sportveranstaltungen, und hier vor allem bei Fußballspielen im Profifußball, unbekannt ist, liegt der Verdacht nahe, dass diese Maßnahmen nicht in erster Linie zur Kostendeckung des Polizeieinsatzes und damit zur Entlastung der Länderhaushalte beitragen, sondern dass sie vor allem eine abschreckende Wirkung entfalten sollen. Nordrhein-Westfalen verzichtet dann auch ausdrücklich auf eine Erstattung von Polizeikosten, »weil solche Kosten in einer Demokratie ›Allgemeinkosten‹ sind«26.

			Auflagen an Demonstrationsteilnehmer bezüglich passiver Bewaffnung und des Verbots der Vermummung führen ebenfalls immer wieder zu rechtlichen Auseinandersetzungen. Es ist unbestritten, dass die Polizei nicht nur das Recht, sondern die Pflicht hat, durch die Kontrolle anreisender Demonstrationsteilnehmer Waffen von einer Demonstration fernzuhalten. Wenn jedoch durch eine extensive Auslegung des Waffenbegriffs27 und die Einstufung normaler, üblicher Bekleidungsgegenstände als passive Bewaffnung28 friedliche Demonstrationsteilnehmer pauschal in einen Topf mit Gewalttätern geworfen werden, dann steigt nicht nur das konfliktfördernde »Frustpotenzial« auf der Seite der Demonstrierenden, sondern auch der nachfolgende juristische Klärungsbedarf. Wenn überdies die Kontrollen nach derartigen Gegenständen auch noch Hunderte von Kilometern vom eigentlichen Veranstaltungsort entfernt besonders gründlich, mehrfach und zeitaufwendig mit dem Effekt durchgeführt werden, dass die Demonstranten den Veranstaltungsort gar nicht erst erreichen, dann liegt der Verdacht durchaus nahe, dass hier die Absicht der Polizei vorliegt, »über die interpretatorische Aufblähung des Grundrechtsvorbehalts ›friedlich und ohne Waffen‹ in Art.8 Abs.1GG den von diesem Grundrecht zugestandenen Freiheitsraum empfindlich einzuschränken«29. 

			Diese Auseinandersetzung zwischen den Vertretern einer eher repressiven auf der einen und einer eher demonstrationsfreundlichen, deeskalativen Linie auf der anderen Seite lassen den juristischen Klärungsbedarf stark ansteigen30, der 1985 im sogenannten Brokdorf-Beschluss (BVerfGE 69, 315–372) einer abschließenden juristischen Bewertung zugeführt wird, die bis heute Gültigkeit besitzt. Danach ist die Polizei gehalten, sich erst einmal grundsätzlich demonstrationsfreundlich, kooperativ und deeskalativ zu verhalten. Gleichwohl braucht es einige Zeit, bis diese Vorgaben bei allen Polizeien ankommen. So gibt es immer wieder Rückfälle in die alte »vorkonstitutionelle«31 Polizeilinie, wie zum Beispiel beim sogenannten Hamburger Kessel, als am 8. Juni 1986 über 800 Demonstrierende im Rahmen einer Antiatomkraftdemonstration von der Polizei auf dem Heiliggeistfeld in Hamburg eingekesselt und zum Teil über 13 Stunden festgehalten wurden. Das Verwaltungsgericht Hamburg erklärte den Einsatz der Polizei für rechtswidrig und verwarnte vier verantwortliche Polizeiführer wegen 861-facher Freiheitsberaubung.32 

			4	Fremdenfeindliche Übergriffe und Straftaten von ­Polizeibeamten in den 1990er-Jahren33

			Nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten 1990 lässt sich in der Bundesrepublik Deutschland in der ersten Hälfte der 1990er-Jahre ein signifikanter Anstieg fremdenfeindlicher Straftaten beobachten.34 Leider ist die Polizei nicht nur mit der externen Aufklärung und Verhinderung derartiger Straftaten beschäftigt, sondern es häufen sich Hinweise auf Übergriffe und Straftaten von Polizeibeamten beim Umgang mit Ausländern. Dies wird beispielsweise in mehreren Berichten der Menschenrechtsorganisation Amnesty International35, durch Veröffentlichungen des Vereins Aktion Courage in den Jahren von 1996 bis 199936 oder auch im Abschlussbericht des parlamentarischen Untersuchungsausschusses »Hamburger Polizei« 1996 dokumentiert37. Dabei werden insbesondere die Berichte von Amnesty International vonseiten der Politik und der Polizei heftig kritisiert. Diese Kontroversen spiegeln sich in den unterschiedlichen Deutungs- und Erklärungsmustern aus dieser Zeit wider, wie Hans-Gerd Jaschke darlegt: 

			
					»Die Theorie der ›schwarzen Schafe‹ geht davon aus, fremdenfeindliche Vorkommnisse in der Polizei beruhten auf Einzelfällen, die streng geahndet würden.

					Die Relativierungs-These zieht einen Vergleich zu anderen Berufsgruppen. Sie betont, Fremdenfeindlichkeit sei keine spezifische Erscheinungsform bei der Polizei, auch andere Berufsgruppen seien genauso davon betroffen.

					Die Spiegelbild-These behauptet, die Polizei sei ein Abbild der Gesellschaft, sie sei nicht besser und nicht schlechter als die Gesellschaft selbst, deshalb seien Defizite und personelle Mängel quasi selbstverständlich auch in den Reihen der Polizei zu finden.

					Die Manipulations-These schließlich hält die Fremdenfeindlichkeit in der Polizei für ein Medien-Konstrukt.«38

			

			Neben diesen vier Erklärungsmustern gibt es noch ein weiteres, häufig von Polizeibeamten verwendetes argumentatives Muster, um den Vorwurf der Fremdenfeindlichkeit in den eigenen Reihen zu entkräften:

			
					Die Freispruch-These stellt darauf ab, dass im Zusammenhang mit fremdenfeindlichen Vorwürfen eine erhebliche Zahl der Ermittlungen und Strafverfahren gegen Polizeibeamte eingestellt werden beziehungsweise mit einem Freispruch vor Gericht enden.

			

			Sicherlich entbehren alle fünf Thesen nicht von vornherein jeder Grundlage. Denn natürlich erscheinen fremdenfeindliche Übergriffe durch Polizeibeamte erst einmal als Einzelfälle, natürlich spiegeln sich gesellschaft­liche Problemfelder wie Fremdenfeindlichkeit auch in der Polizeiorganisation­ wider, natürlich gibt es auch in anderen Berufsgruppen fremdenfeindliche Attitüden und Verhaltensweisen, natürlich sind Medien an der Vermarktung von Gewaltphänomenen interessiert und natürlich gibt es die Verfahrenseinstellungen und Freisprüche vor Gericht für die angeklagten Polizisten. Doch, wenn man die Thesen »auf ihre polizeiinterne und externe Funktion hin betrachtet, dann zeigt sich ihre Halb-Wahrheit«39: Denn die »Theorie der ›schwarzen Schafe‹« vernachlässigt Mentalitäten und Einstellungen und setzt darüber hinaus »kontrafaktisch« (Jaschke) die Kenntnis der Gesamtheit fremdenfeindlicher Straftaten voraus. »Relativierungs-« und »Spiegelbildthese« negieren die Ansprüche an ein besonders demokratieangemessenes Verhalten der Polizei und die Manipulationsvorwürfe gegenüber den Medien entlasten davon, sich überhaupt noch mit den Vorwürfen auseinandersetzen zu müssen, so Jaschke. Und schließlich ist an der »Freispruch-These« schon erstaunlich, wie aufgrund von Freisprüchen und Verfahrenseinstellungen auf die Nichtexistenz des dahinter liegenden Kriminalitätsphänomens geschlossen wird; eine Denkweise, die ansonsten Polizeibeamten in Bezug auf andere Kriminalitätsphänomene völlig fremd ist. Gemeinsam ist allen fünf Thesen, dass sie die Frage nach der Bedeutung von Fremdenfeindlichkeit in der Polizei beiseiteschieben und sowohl sozialwissenschaftliche Forschungen wie auch Fortbildungsmaßnahmen zu diesem Thema erschweren.40 

			Um die sozialwissenschaftliche Forschung in diesem Bereich voranzubringen und um den Handlungsbedarf hinsichtlich einer konstruktiven Lösung des Problems einzulösen, initiierte im Oktober 1994 der Arbeitskreis II der Konferenz der Innenminister und Senatoren des Bundes und der Länder ein Forschungsprojekt über die spezifischen Ursachen und Ausdrucksformen rassistischer und fremdenfeindlicher Verhaltensweisen in der Polizei. In dem von Manfred Bornewasser und Roland Eckert im Sommer 1995 vorgelegten Abschlussbericht41 werden derartige Bedingungen und Situationen in erster Linie als Kumulationen von Belastungen erkannt, die insbesondere in Ballungszentren auftreten und manche Polizeibeamte beim Umgang mit Fremden tendenziell überfordern.42 Die Lösung des Problems sehen Bornewasser/Eckert in ihrem Bericht in erster Linie in strukturellen Veränderungen in der Polizeiorganisation in Verbindung mit Personalentwicklungsmaßnahmen. Demgegenüber unterstreichen Hans-Gerd Jaschke sowie Klaus Ahlheim und Bardo Heger die Bedeutung von Bildungsmaßnahmen, die zur Steigerung der sozialen Kompetenz und zur Genese und Funktion von Vorurteilen konzipiert werden sollen.43

			5	Institutioneller Rassismus und Racial Profiling in der Polizei?

			Nachdem im November 2011 die zwei männlichen Mitglieder des »Nationalsozialistischen Untergrundes« (NSU) Selbstmord begangen hatten, war nicht mehr zu übersehen, dass offensichtlich das Trio des NSU44 in den vorangegangenen knapp zehn Jahren insgesamt zehn Morde, zwei Sprengstoffanschläge und mehrere Banküberfälle begangen hatte. Und das alles, ohne dass die Ermittlungsbehörden von Polizei und Verfassungsschutz sie jahrelang auch nur ansatzweise mit den Taten in Verbindung gebracht hätten. Die nachfolgenden polizeiinternen und parlamentarischen Untersuchungsausschüsse brachten nicht nur eine Fülle von »Ermittlungspannen« zutage, sondern auch, dass sich die Untersuchungen von Polizei und Sicherheitsbehörden vor allem auf den Familien- und Freundeskreis der NSU-Opfer, auf ausländische kriminelle und politische Banden beziehungsweise auf die internationale Drogen- und Schutzgeldmafia konzentrierten.45 Die einseitige Zielrichtung der Ermittlungen, durch die die rechtsextreme und rechtsterroristische Szene offensichtlich völlig ausgeklammert worden war, lässt Mitglieder des vom Deutschen Bundestag eingesetzten NSU-Untersuchungsausschusses von strukturellen, rassistischen Vorurteilen sprechen, welche die notwendige Offenheit der Ermittlungen zu den Morden und Sprengstoffattentaten des NSU behindert habe46; andere sprechen von institutionellem Rassismus47 beziehungsweise von gruppenbezogenen Vorurteilsstrukturen bei den Ermittlungsbehörden.48 Zur Durchsetzung des rechtsstaatlichen Anspruchs, grundsätzlich ergebnisoffen und unbelastet von Vorurteilsstrukturen in alle Richtungen zu ermitteln, fordern Sozialwissenschaftler erneut, rassismuskritisches Wissen und den reflexiven Umgang mit Vorurteilsstrukturen stärker in die Aus- und Fortbildung von Polizeibeamtinnen und -beamten miteinzubeziehen.49 

			Letzteres gilt auch und besonders für den Vorwurf des »Racial Profiling«, mit der eine Praxis bezeichnet wird, bei der Personen einzig und allein aufgrund ihrer äußeren Erscheinung respektive einer vermuteten Zugehörigkeit zu einer ethnischen, religiösen Gruppe oder ihrer Herkunft aus einem anderen Kulturraum für polizeiliche Maßnahmen, etwa anlasslose Personenkontrollen, ausgewählt werden.50 Dieser Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz gemäß Art.3, Abs.3GG hat seit 2010 zu mehreren Verwaltungsgerichtsverfahren gegen Polizeibeamte geführt, die zum Teil noch nicht abgeschlossen sind, aber verschiedene Maßnahmen zur Vermeidung des Vorwurfs eines »Racial Profiling« implizieren. So soll neben der Schaffung einer unabhängigen bundesweiten Beschwerdestelle für alle Formen von Beschwerden gegen die Polizei und der Schaffung eines verbindlichen Antidiskriminierungsgesetzes für staatliche Akteure auch die Aus- und Fortbildung der Polizei weiter gestärkt werden.51 Hier sollten Themen zur interkulturellen Kompetenz ebenso behandelt werden wie das bereits angesprochene rassismuskritische Wissen und die vertiefende Kenntnis aktueller Menschenrechtsstandards

			6	Fazit

			Die Grundrechte aus Art.1–19GG stellen besondere Anforderungen an das Handeln der staatlichen Exekutive. Die Polizei muss sich dabei ständig der Herausforderung stellen, ihre Arbeit bezüglich des Anspruchs an ein grundrechtskonformes Handeln überprüfen zu lassen und notwendige Veränderungen vorzunehmen. Die oben angeführten Beispiele, die als Referenzpunkte für grundrechtskonformes Verhalten der Polizei dienen, haben gezeigt, inwieweit im Laufe der vergangenen Jahrzehnte »Wort und Geist« des Grundgesetzes in die praktische Alltagsarbeit der Polizei eingeflossen sind, insbesondere im Umgang mit dem Grundrecht der Versammlungsfreiheit. 

			Das heute von allen Polizeien der Bundesrepublik angestrebte Ziel, sich zu einer »Bürgerpolizei« zu entwickeln, setzt den selbstkritischen und reflektierten Umgang mit einem demokratischen Selbstverständnis auch und gerade vor dem Hintergrund der aktuellen gesellschaftlichen und politischen Problemstellungen, etwa den Flucht- und Migrationsbewegungen, Globalisierung und Klimawandel, voraus. 

			Wissenschaftler fordern darüber hinaus, rassismuskritisches Wissen und den reflexiven Umgang mit Vorurteilsstrukturen in die Aus- und Fortbildung von Polizeibeamtinnen und -beamten stärker miteinzubeziehen.

			Anmerkungen

			Alle im Folgenden angegebenen Internetquellen wurden am 08.03.2019 zuletzt aufgerufen.
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			Die Polizeibehörden in Deutschland und diePolizeikooperation im Föderalismus

			1	Die Polizei in einem föderalistisch strukturierten Staat

			Die Polizei gibt es in Deutschland nicht. Vielmehr existieren je nach Zählweise bis zu 20 verschiedene Polizeien. Zu nennen sind zunächst die Polizeibehörden der 16 deutschen Länder (Bayerische Polizei, Polizei NRW usw.). Hinzu kommen noch weitere Polizeibehörden auf Bundesebene wie das Bundeskriminalamt (BKA) oder die Bundespolizei (ehemals Bundesgrenzschutz). Weniger bekannt sein dürften die Polizei beim Deutschen Bundestag und das Zollkriminalamt in der Generalzolldirektion, das ebenfalls polizeiliche Aufgaben wahrnimmt. Der Behördenaufbau und die Arbeitsfelder der verschiedenen Polizeien weichen mitunter stark voneinander ab. Dennoch gibt es gemeinsame Strukturmerkmale und Prinzipien. Zur Gewinnung eines Überblicks sollen nachfolgend der Aufbau und die Strukturen der deutschen Polizei im föderalen System der Bundesrepublik Deutschland vorgestellt werden.1

			Die Bundesrepublik Deutschland ist ein Bundesstaat (Art.20 Abs.1GG). Aufgrund dieser staatsorganisationsrechtlichen Grundnorm werden die staatlichen Aufgaben von verschiedenen, eigenständigen staatlichen Ebenen, dem Bund und den Ländern, wahrgenommen, denen durch das Grundgesetz genaue Zuständigkeiten und Befugnisse zugewiesen werden. Bund und Länder arbeiten dabei im Sinne des Gemeinwohls eng zusammen. Dieses System bezeichnet man als Föderalismus. 

			Ein föderalistisches System verhindert eine zu starke Ballung von Macht an einer Stelle im Staatsgefüge und verteilt die staatlichen Befugnisse stattdessen auf mehrere Machtzentren. Diese Form der vertikalen Gewaltenteilung2 hat besondere Bedeutung für den Bereich der Polizei, ist diese immerhin doch gleichsam der »Vollzugsarm«, also das Exekutivorgan, des staatlichen Gewaltmonopols. Eine solche Form der »Machtverteilung sichert Demokratie«3. Zugleich ermöglicht die Verortung der Polizei bei den 16Ländern eine bessere­ Berücksichtigung lokaler Besonderheiten und Traditionen, als dies in einem bundesweit einheitlichen Polizeikörper möglich wäre.

			Ihren besonderen Ausdruck findet die Entscheidung für den Föderalismus in der Grundnorm des Art.30GG, demzufolge »die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben« grundsätzlich »Sache der Länder« ist. Nur, soweit das Grundgesetz dem Bund ausdrücklich Kompetenzen verleiht, kann dieser durch eigene Organe in Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung tätig werden. Der Regelfall einer Länderzuständigkeit gilt insbesondere für die Gefahrenabwehr als wichtigstes Tätigkeitsfeld der Polizei. Darin unterscheidet sich Deutschland von zentralisierten Staaten wie etwa Frankreich, das nahezu seine gesamte Polizei von Paris aus steuert. Dass der Schwerpunkt des Polizeiwesens in Deutschland auf Ebene der Länder angesiedelt ist, lässt sich sehr gut an der Zahl der Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten ablesen. Während der Bund lediglich 31 000 Polizistinnen und Polizisten beschäftigt, sind es in den Polizeieinrichtungen der Länder rund 221 000. Damit kommt bundesweit rein statistisch eine Polizistin oder ein Polizist auf rund 327 Bürger.4 

			2	Die Polizei in den Ländern

			Die 16 deutschen Landespolizeien unterscheiden sich teils erheblich. Ein Grund liegt darin, dass beispielsweise ein großes Flächenland wie Niedersachsen mit– in Relation zur Fläche– wenigen Einwohnern ein völlig anderes soziales und damit auch polizeiliches Umfeld bildet als etwa der Stadtstaat Berlin, wo auf verhältnismäßig geringem Raum über dreiMil­lionen Menschen leben. Doch nicht nur Topografie und ­Siedlungsgeografie, sondern auch das Einsatzgeschehen und die Kriminalitätsbelastung divergieren zwischen den Ländern mitunter stark. 

			2.1	Polizeidichte

			Betrachtet man die statistischen Daten zur Fläche der Länder, ihrer Einwohnerzahl und den eingesetzten Polizeikräften, so fällt zunächst auf, dass mit steigender Einwohnerzahl auch die absolute Zahl der Polizeivollzugsbeamten anwächst.5 Bremen beschäftigte im Jahr 2016 bei 678 753 Einwohnern lediglich 2 768 Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte, Berlin (3,57Millionen Einwohner) 16 416, Niedersachsen (7,95 Millionen Einwohner) 18 067 und Bayern (12,93 Millionen Einwohner) insgesamt 41 370Polizeivollzugsbeamte. Demgegenüber verfügte das bevölkerungsreichste Bundesland, Nordrhein-Westfalen (17,89 Millionen Einwohner), 2016 über einen Personalbestand von 40 202 Polizeivollzugsbeamten und -beamtinnen. Diese absoluten Beschäftigtenzahlen täuschen allerdings ein wenig über die tatsächliche Polizeidichte hinweg. Denn, obwohl in Bremen und Berlin insgesamt weniger Polizistinnen und Polizisten ihren Dienst versehen, ist die Polizeidichte mit einer Polizeivollzugskraft pro 218 (Berlin) beziehungsweise 245 Einwohner (Bremen) deutlich höher als in Bayern (313 Einwohner), Niedersachsen (440 Einwohner) oder Nordrhein-Westfalen (445 Einwohner).6 

			Neben den feststehenden Parameter der Einwohnerzahl treten noch politische und fiskalische Umstände, die Einfluss auf die Personalstärke der Polizeien ausüben. So ist ein limitierender Faktor für die Einstellung von Polizistinnen und Polizisten auch die Finanzausstattung des jeweiligen Landes. Dadurch wird die Mittelbereitstellung für die Polizei zu einer politischen Frage, die insbesondere in Zeiten knapper öffentlicher Kassen und der sogenannten Schuldenbremse mit anderen wichtigen Politikfeldern (Bildung, Schuldenabbau, Soziales) konkurriert. Nach zeitweiligen Phasen des Stellenabbaus scheint die politische Wertschätzung der Inneren Sicherheit in jüngster Zeit allerdings wieder ­Konjunktur zu haben.7

			2.2	Rechtsgrundlagen

			Als Folge der Föderalstruktur im Polizeibereich ist die nähere Ausformung des Polizeirechts der Landesgesetzgebung vorbehalten. Demgemäß haben alle deutschen Länder, aber auch der Bund, eigene Polizeigesetze erlassen. Einen gewissen Harmonisierungseffekt übte ein von der Innenministerkonferenz 1977 beschlossener Musterentwurf eines einheitlichen Polizeigesetzes (MEPolG)8 aus, dessen Prägekraft heutzutage aber allenfalls noch in den Grundstrukturen des Polizeirechts zu erkennen ist. Im Detail ihrer Regelungen über die polizeilichen Befugnisse weisen die einzelnen Polizeigesetze aber mitunter deutliche Unterschiede auf, etwa was die Zulässigkeit und Voraussetzungen einer Rasterfahndung (automatisierter Abgleich personenbezogener Daten aus diversen Dateien) oder des sogenannten finalen Rettungsschusses (Schusswaffengebrauch gegen einen Täter, der mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit tödlich wirken wird) betrifft.9 

			2.3	Polizeisysteme: Trennsystem und Einheitssystem

			Unter dem Einfluss der divergierenden Vorstellungen der Besatzungsmächte erfolgte nach 1945 in Westdeutschland ein Neuaufbau der Polizei im Geiste einer verstärkten »Entpolizeilichung«. Kennzeichnend hierfür waren die Reduktion des polizeilichen Wirkungsbereiches (Ausgrenzung ganzer Wirkungsfelder, etwa im Sozialwesen und bei der Wirtschaftsaufsicht), die Ausgliederung der Ordnungsverwaltung (Verwaltungspolizei) in den meisten Ländern und schließlich eine Entkommunalisierung der Polizei. Dies hat dazu geführt, dass im Polizeirecht heute zwischen dem materiellen Polizeibegriff (= Aufgabe der Gefahrenabwehr) und dem institutionellen Polizeibegriff (= Zugehörigkeit zu den Polizeibehörden) zu unterscheiden ist, weil in der Mehrheit der Länder die Aufgabe der Gefahrenabwehr in den überwiegenden Verwaltungsbereichen nicht von Polizeibehörden wahrgenommen wird, sondern von Verwaltungsbehörden. Die Entpolizeilichung bot den meisten Ländern nämlich Anlass zu einer deutlichen organisatorischen Trennung zwischen der (uniformierten) Polizei im institutionellen Sinne und der Ordnungsverwaltung (Ordnungsbehörden, Sicherheitsbehörden, Verwaltungsbehörden) im sogenannten »Trennsystem«. Lediglich in Bayern, Nordrhein-Westfalen, Brandenburg und Thüringen sind dabei auch die materiellen Rechtsgrundlagen für die jeweilige Aufgabenwahrnehmung in getrennten Gesetzen niedergelegt. So gibt es in Nordrhein-Westfalen beispielsweise nebeneinander ein Polizeigesetz (PolG) und ein Ordnungsbehördengesetz (OBG). Ansonsten bleibt es bei einer übergreifenden normativen Klammer in einem Gesetz, so zum Beispiel in Niedersachsen, wo das Gefahrenabwehrgesetz gleichermaßen für die Polizei und die Behörden der Ordnungsverwaltung gilt. Innerhalb des »Trennsystems« gilt, dass die Gefahrenabwehr in der Regel durch die kommunalen Ordnungsbehörden wahrgenommen wird und die Polizeibehörden nur tätig werden, soweit die Abwehr der Gefahr durch eine Behörde der Ordnungsverwaltung nicht oder nicht rechtzeitig möglich erscheint oder diese ein ­Amtshilfeersuchen stellt.

			Eine kleinere Anzahl von Ländern– namentlich Baden-Württemberg, Bremen, das Saarland und Sachsen– verblieb dagegen bei einem materiell und institutionell einheitlich verstandenen Polizeibegriff und differenziert im sogenannten Einheitssystem demgemäß lediglich organisationsintern zwischen »Polizeibehörden« und dem »Polizeivollzugsdienst«. In diesem Sinne definiert beispielsweise §2 Nr.1 des bremischen Polizeigesetzes »Polizei« als »die Verwaltungsbehörden, soweit ihnen Aufgaben der Gefahrenabwehr übertragen worden sind (Polizeibehörden), sowie Behörden, Dienststellen und Beamte der Vollzugspolizei (Polizeivollzugsdienst), ferner Hilfspolizeibeamte«.

			2.4	Die Spartenteilung innerhalb der Polizei

			Üblicherweise werden die Polizeikräfte in die drei Tätigkeitssparten der Schutz-, Bereitschafts- und Kriminalpolizei eingeteilt. Innerhalb dieser Dreiteilung fällt der uniformierten Schutzpolizei die Aufgabe des polizeilichen Einzeldienstes zu. Dabei handelt es sich um den regulären Einsatz- und Streifendienst. Darüber hinaus ist sie regelmäßig für Verkehrsangelegenheiten zuständig. 

			Die Bereitschaftspolizei hingegen handelt in Verbandsstrukturen (Hundertschaften) und ist für geschlossene Einsätze sowie als Unterstützung anderer Polizeidienststellen vorgesehen. Bei ihren Einsatzgründen kann es sich um Demonstrationen, Unglücksfälle oder sonstige Großlagen handeln. Auch technische Einsatzeinheiten mit schwerem Gerät, Sonderfahrzeugen und Einsatzmitteln wie Wasserwerfer sind der Bereitschaftspolizei zugeordnet. Häufig ist auch die polizeiliche Aus- und Fortbildung bei der Bereitschaftspolizei angesiedelt. 

			Die Kriminalpolizei schließlich leistet die Ermittlungsarbeit bei Straftaten und ist im Bereich der Prävention tätig. Kriminalbeamtinnen und -beamte sind typischerweise in Zivil tätig, tragen also keine Uniformen. Der Aufbau der Kriminalpolizei variiert je nach Bundesland. Üblich ist aber die Aufteilung bestimmter Deliktsgruppen auf Fachkommissariate (z.B. polizeilicher Staatsschutz oder Eigentumsdelikte). Hinzu kommt noch der– je nach Landesrecht– in der Regel bei den Polizeipräsidien oder den Polizeidirektionen angesiedelte Kriminaldauerdienst (KDD), ein Bereitschaftsdienst der Kriminalpolizei, der die Ermittlungen im Rahmen des sogenannten Ersten Angriffs einleitet, bevor die Fachkommissariate übernehmen. Der KDD stellt als Bereitschaftsdienst »rund um die Uhr« die ständige Erreichbarkeit der Kriminalpolizei sicher.

			2.5	Aufbau der Polizeibehörden anhand von Beispielen

			Auch der Aufbau der Polizeibehörden ist in Bund und Ländern nicht einheitlich, doch lassen sich strukturelle Ähnlichkeiten herausarbeiten. So ist der Aufbau der Polizeibehörden in den meisten Ländern in den Polizeigesetzen geregelt, nur eine kleine Zahl (Bayern, Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen) hat hierfür gesonderte Polizeiorganisationsgesetze geschaffen. 

			Die Regel ist mittlerweile ein zweistufiger Verwaltungsaufbau: Dem jeweiligen Innenministerium als oberster Landesbehörde direkt unterstellt sind sowohl Landesoberbehörden, die Polizeiaufgaben zentral für das ganze Land wahrnehmen (z.B. die Landeskriminalämter oder die polizeilichen Ausbildungseinrichtungen), als auch untere Landesbehörden wie die Polizeipräsidien, Polizeidirektionen oder Kreispolizeibehörden. Auch wenn die Bezeichnung für diese unteren Landesbehörden in den Ländern untereinander abweicht, kennzeichnen sie gleichwohl dasselbe polizeiorganisatorische System: Die unteren Landesbehörden nehmen in ihren örtlichen Zuständigkeitsbereichen die polizeilichen Aufgaben weitgehend autark wahr, sind dabei aber weisungsabhängig. So können die Innenministerien der Länder, sofern eine Notwendigkeit dazu besteht, über Weisungen oder Erlasse direkten Einfluss auf die Polizeiarbeit vor Ort nehmen und damit eine einheitliche Gefahrenabwehrpraxis sichern. 

			Die Zuständigkeitsbereiche der unteren Polizeibehörden sind in ihrem räumlichen Zuschnitt unterschiedlich bemessen. So entsprechen etwa in Nordrhein-Westfalen die Kreispolizeibehörden der Gliederung der Landkreise. Einen anderen Weg ist aber beispielsweise Niedersachsen gegangen. Hier wurden sechs Flächenpolizeidirektionen (Braunschweig, Göttingen, Hannover, Lüneburg, Oldenburg, Osnabrück) geschaffen, deren Zuständigkeitsbereiche nicht deckungsgleich mit den sonstigen territorialen Strukturen der Landes- oder Kommunalverwaltung sind. 

			Unterhalb der Ebene der Polizeipräsidien, Polizeidirektionen oder Kreispolizeibehörden findet eine sachliche Gliederung in Polizei- und Kriminalinspektionen statt. Die Polizeiinspektionen organisieren in ihrem Zuständigkeitsbereich die Schutzpolizei in Polizeikommissariaten (in Berlin »Abschnitt«, in Hessen »Polizeirevier« genannt). Die kriminalpolizeilichen Aufgaben werden von den Kriminalinspektionen wahrgenommen, oftmals auch für den gesamten Zuständigkeitsbereich der unteren Landesbehörden. 

			3	Die Polizei auf der Ebene des Bundes

			Auf Ebene des Bundes lassen sich als wichtigste Polizeibehörden das Bundeskriminalamt (BKA) und die Bundespolizei unterscheiden.

			3.1	Das Bundeskriminalamt (BKA)

			Das BKA ist eine Bundesoberbehörde10 im Geschäftsbereich des Bundesinnenministeriums (BMI) mit Hauptsitz in Wiesbaden. Von den rund 5500 Beschäftigten sind ungefähr die Hälfte Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte. Aus seiner Funktion als Zentralstelle für die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten erwachsen dem BKA verschiedene Aufgaben, vor allem im Bereich der zentralen Informationssammlung und -auswertung. Dafür unterhält das BKA diverse Personen- und Sachdateien. Kernstück ist das elektronische Informationssystem der Polizei (INPOL) mit mehreren Millionen Personen- und Sachdatensätzen, auf das alle Polizeibehörden in Deutschland Zugriff haben. Eingriffe des BKA in die Grundrechte des Bürgers sind deswegen im Regelfall Informationseingriffe.11

			Beim BKA handelt es sich aber keineswegs um ein »deutsches FBI«, denn die primäre Zuständigkeit der Länder für die Gefahrenabwehr bleibt unberührt. Abgesehen von ausgewählten Bereichen der Strafverfolgung, wie politischen Gewalttaten gegen Verfassungsorgane, dem internationalen Terrorismus, dem internationalen Waffen- und Drogenhandel sowie der internationalen Geldwäsche und Falschgeldherstellung, wird das BKA nur koordinierend und unterstützend für die Polizeibehörden der Länder tätig. Die Aufgabe der Gefahrenabwehr obliegt dem BKA nur für den Bereich länderübergreifender Gefahren durch den internationalen Terrorismus. Außerdem nimmt das BKA Personen- und in geringem Umfang auch Objektschutzaufgaben (Schutz der Dienst- und der Wohnsitze sowie der jeweiligen Aufenthaltsräume des Bundespräsidenten sowie der Mitglieder der Bundesregierung) wahr. 

			Darüber hinaus ist das BKA zugleich nationales Zentralbüro für die Internationale Kriminalpolizeiliche Organisation (Interpol) und als solches zuständig für die Koordination der internationalen kriminalpolizeilichen Zusammenarbeit. Es unterhält ferner Einrichtungen für alle Bereiche kriminaltechnischer Untersuchungen und für die kriminaltechnische Forschung. Schließlich erstellt das BKA auch kriminalpolizeiliche Analysen und Statistiken inklusive der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) für Deutschland, die auf der Grundlage der von den 16 Landeskriminalämtern gelieferten Daten der Länder erstellt wird.12 

			3.2	Die Bundespolizei

			Die in bundeseigener Verwaltung geführte Bundespolizei ist eine Polizei des Bundes im Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern (§1 Abs.1 Satz2BPolG). Sie besteht bereits seit 1951. Erst 2005 wurde jedoch ihr früherer Name »Bundesgrenzschutz« im Zuge gestiegener Aufgaben und Verwendungsbereiche in »Bundespolizei« geändert. In der Bundespolizei leisten rund 31 000 Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte ihren Dienst.13 

			Die Bundespolizei ist eine Sonderpolizei. Das bedeutet, sie darf ihr Gepräge als Polizei mit begrenzten Aufgaben14 nicht verlieren und nicht in allgemeine Konkurrenz zur Polizei der Länder treten. Sie operiert zwar im gesamten Bundesgebiet, nimmt dabei jedoch nicht alle polizeilichen Handlungsfelder wahr, sondern nur ausgewählte, ihr zugewiesene Aufgaben. Die konkreten Rechtsgrundlagen für das Tätigwerden der Bundespolizei und die zugewiesenen Aufgabenbereiche finden sich im Bundespolizeigesetz (BPolG).15 

			Zunächst ist insoweit die seit Gründung der Behörde wahrgenommene Aufgabe als Grenzschutzbehörde zu nennen. Hiervon erfasst ist die Abwehr von Gefahren für die Sicherheit der Außengrenzen der Bundesrepublik Deutschland und bis zu 30 km im Grenzhinterland. Außerdem nimmt die Bundespolizei bahnpolizeiliche Aufgaben auf Bahnhöfen und Schienenwegen wahr. Hinzu kommen polizeiliche Aufgaben auf See und zur Sicherheit des Luftverkehrs. So ist die Bundespolizei See zum Zwecke des grenzpolizeilichen Schutzes des deutschen Staatsgebiets und als Schifffahrtspolizei (etwa bei Verstößen gegen Umweltschutzbestimmungen) mit Schiffen und Hubschraubern auf Nord- und Ostsee präsent. Die Sicherheit des Flugverkehrs gewährleistet die Bundespolizei durch den polizeilichen Dienst an Flughäfen oder an Bord von Passagierflugzeugen (Flug­sicherheitsbegleiter). Überdies ist die Bundespolizei für den (Objekt-)Schutz von Bundeseinrichtungen, beispielsweise des Bundespräsidialamtes und des Bundesverfassungsgerichts, zuständig und hat eine Reservefunktion im Notstands- und Verteidigungsfall inne. 

			Darüber hinaus ist die Bundespolizei auch außerhalb der deutschen Staatsgrenzen im Einsatz. Die Verwendung im Ausland erfolgt entweder für nichtmilitärische internationale Polizeimissionen oder zum Schutz deutscher Botschaften und der dort tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes.

			Der Status der Bundespolizei als Sonderpolizei des Bundes mit begrenzten Aufgaben wird auch in ihrer inneren Struktur deutlich. Entsprechend dem Aufbau bei den Polizeibehörden der Länder gibt es auch bei der Bundespolizei Polizeidirektionen, denen Inspektionen unterstellt sind. Neben den acht Flächenpolizeidirektionen (mit Sitz in Bad Bramstedt, Hannover, Berlin, Pirna, Sankt Augustin, Koblenz, Stuttgart, München), deren Zuständigkeit sich bisweilen auf mehrere Länder erstreckt, gibt es drei Bundespolizeidirektionen, deren Zuschnitt sachlich bedingt ist. So wurde zum einen die Bundespolizeidirektion Flughafen Frankfurt am Main eingerichtet, was aus der Aufgabe der Bundespolizei zur Gewährleistung der Sicherheit des Luftverkehrs resultiert. Zum anderen gibt es die Direktion Bundesbereitschaftspolizei in Fuldatal, welche seit 2008 die zehn Einsatzabteilungen der Bundespolizei führt, koordiniert und unterstützt. Als personalstärkste Bundespolizeidirektion (mit über 6 200 ­Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, davon rund 5 100 Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte) sorgt sie vor allem für einen effizienten Einsatz der Einheiten der Bundesbereitschaftspolizei. Seit dem 01.08.2017 existiert die »Bundespolizeidirektion 11« in Berlin, in der alle Spezialkräfte der Bundespolizei, beispielsweise die GSG 9 oder der Bundespolizei-Flugdienst, gebündelt sind. Für die speziellen seepolizeilichen Aufgaben, beispielsweise den grenzpolizeilichen Schutz an der Seegrenze der Nord- und Ostsee, die Überwachung und Kontrolle des Seeverkehrs und die Fischereiüberwachung, gibt es unter dem Dach der Bundespolizeidirektion Bad Bramstedt den Direktionsbereich Bundespolizei See.

			Diese elf Bundespolizeidirektionen sind der Bundesoberbehörde »Bundespolizeipräsidium« unterstellt, die ihren Hauptsitz in Potsdam hat. Die Bundespolizei ist also, insoweit anders als die Polizei in den meisten Ländern, nicht in zwei, sondern in drei Hierarchieebenen gegliedert: Als oberste Bundesbehörde fungiert das Bundesinnenministerium, dann folgt das Bundespolizeipräsidium als Bundesoberbehörde und schließlich bilden die Bundespolizeidirektionen die unteren Bundesbehörden. 

			4	Polizeikooperation im Föderalismus

			Ein föderalistisch strukturiertes Polizeimodell ist ohne Kooperation nicht funktionsfähig. Neben diversen Formen der Zusammenarbeit von Bund und Ländern lässt sich aber auch eine Tendenz zur Zentralisierung be­­stimmter polizeilicher Aufgaben beobachten.

			4.1	Zentralisierungstendenzen

			Angesichts der gestiegenen Bedrohungen durch den Terrorismus und die organisierte Kriminalität hat sich auch die allgemeine Sicherheitslage geändert, was eine Tendenz zur Zentralisierung von Sicherheitsaufgaben beim Bund befördert hat. Als weitere Faktoren werden die offenen EU-Binnengrenzen, die zunehmende internationale Verflechtung von Kriminalität sowie länderübergreifende Straftaten genannt.16 Vor diesem Hintergrund gerät die vom Grundgesetz vorgesehene föderalistische Ordnung (Art.30GG) im Bereich der Gefahrenabwehr zunehmend unter Legitimationsdruck.

			Sinnfälliger Ausdruck dieser Zentralisierungstendenz im Sicherheitsbereich ist insbesondere eine zunehmende Stärkung des BKA. Ursprünglich als reine Zentralstelle zur Koordination der deutschen Polizeien konzipiert, dann schrittweise mit Aufgaben der Strafverfolgung betraut, wird das BKA seit der Föderalismusreform 2006 und dem BKA-Terrorgesetz aus dem Jahr 200917 sogar im Rahmen der Gefahrenabwehr tätig. Die gestiegene Bedeutung dieser Bundesbehörde für die Innere Sicherheit wird darüber hinaus deutlich, wenn man sich die Konzeption zentraler Instrumente der Terrorismus- und Extremismusbekämpfung anschaut. 

			Die sogenannte Antiterrordatei (ATD), die als Verbunddatei Erkenntnisse deutscher Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder über den internationalen Terrorismus und der ihm zugerechnete Personen zusammenführt und von allen teilnehmenden Behörden abrufbar ist, wird zentral beim BKA geführt. Auch beim Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum (GETZ) von Bund und Ländern liegt die Federführung beim BKA, und zwar in Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV). Der Bund hat somit bei den zentralen Neuerungen der deutschen Sicherheitsarchitektur maßgeblichen Gestaltungsspielraum erhalten und ist so zum treibenden Faktor im Bereich der Inneren Sicherheit geworden.

			4.2	Formen föderaler Kooperation

			Die föderale Kooperation im Bereich der Inneren Sicherheit betrifft sowohl die Beziehungen zwischen Bund und Ländern als auch zwischen den einzelnen Ländern. Die Kriminalitätsentwicklung ist zunehmend geprägt durch Täter, die mobil oder ortsunabhängig agieren (Stichwort: Internetkriminalität) und durch Gefahrenlagen, die einzelne Länderpolizeistrukturen überfordern. Dieser Umstand gebietet ein gemeinsames Tätigwerden und gegenseitige Unterstützung der Sicherheitsbehörden, weshalb sich mittlerweile mehrere institutionalisierte Formen der Polizeikooperation herausgebildet haben, von denen einige nachfolgend beispielhaft beleuchtet werden sollen.

			Eine bereits seit 1954 in der Bundesrepublik etablierte Einrichtung zur Abstimmung der polizeilichen Kooperation auf höchster Ebene ist die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder (kurz Innenministerkonferenz). Sie tagt im Regelfall zweimal jährlich. Auf der Innenministerkonferenz werden sicherheitspolitische Beschlüsse gefasst, die wichtige Impulse für die deutsche Sicherheitsarchitektur setzen. Bei der Beschlussfassung gilt das Prinzip der Einstimmigkeit, denn ein Konsens ist nötig, um eine Umsetzung der Beschlüsse durch die Länder sicherzustellen. Der Bundesinnenminister nimmt an der Innenministerkonferenz teil, hat jedoch kein Stimmrecht.

			Als Ergebnis der Beratungen der Innenministerkonferenz bestehen mittlerweile seit über 60 Jahren etwa Verwaltungsabkommen zwischen dem Bund und den Ländern über die Bereitschaftspolizei.18 Danach kommt der Bund beispielsweise maßgeblich für die Kosten der Einsatzmittel, Fahrzeuge und Ausrüstung der Bereitschaftspolizei auf. Dadurch wird sichergestellt, dass die Länder über eine einheitliche polizeiliche Ausrüstung verfügen und eine länderübergreifende Zusammenarbeit problemlos möglich wird. Die Länder tragen für ihre Bereitschaftspolizeien allerdings die Kosten für Unterkunft, Ausbildung et cetera. So kann jedes Land und ebenso die Bundespolizei eigene Bereitschaftspolizeikräfte vorhalten, doch sind die Ausrüstung und Ausbildung der Bereitschaftspolizeien bundesweit einheitlich, was die föderalen Einsatzeinheiten befähigt, gemeinsam polizeiliche Großlagen zu bewältigen. 

			Institutionelles Spiegelbild der Polizeikooperation im Bereich der polizeilichen Ausbildung ist die Deutsche Hochschule der Polizei (DHPol) in Münster-Hiltrup. Hier werden die Führungskräfte für den höheren Dienst aller deutschen Polizeiverbände ausgebildet. In einem zweijährigen Masterstudium »Polizeimanagement« werden die theoretischen und praktischen Inhalte für Führungsaufgaben in der Polizei vermittelt. Zugleich ist eine kritisch-wissenschaftliche Auseinandersetzung gewünscht.19 Die einheitlichen Ausbildungsrichtlinien der DHPol stellen bundesweit gleiche Qualitätsstandards in der Leitungsebene der Polizei sicher. 

			Darüber hinaus existieren zahlreiche weitere Formen der Kooperation auf spezialisierter Ebene. Als ein Beispiel kann hier die 1991 durch Beschluss der Innenministerkonferenz errichtete Zentrale Informationsstelle Sporteinsätze (ZIS) genannt werden, die ihren Sitz in Duisburg hat und von der Polizei Nordrhein-Westfalen unterhalten wird.20 Der Schwerpunkt ihrer Arbeit ist der Informationsaustausch mit nationalen wie internationalen Behörden und Dienststellen (z.B. den in jedem Bundesland installierten Landesinformationsstellen Sporteinsätze), um die Sicherheit der Zuschauer an einem Veranstaltungsort, insbesondere bei internationalen und national bedeutsamen Fußballspielen, zu gewährleisten. Hierzu gehört auch die Bereitstellung der Datei »Gewalttäter Sport«. Auf der Grundlage der von den Polizeien des Bundes, der Länder und auch aus dem Ausland übermittelten Daten werden in dieser Datei Personen erfasst, die durch Straftaten und Ausschreitungen in Zusammenhang mit Sportveranstaltungen aufgefallen sind.21 Eine Koordination des nationalen und internationalen Austausches der Polizeibehörden durch die ZIS ist insbesondere im Bereich gewaltbereiter Fußballanhänger wichtig, weil es im Rahmen von Fußballgroßveranstaltungen immer wieder zu länderübergreifenden ­Reisebewegungen sogenannter Problemfans kommt. 

			4.3	Musterpolizeigesetz

			Bereits 1977 hatte die Innenministerkonferenz einen »Musterentwurf eines einheitlichen Polizeigesetzes des Bundes und der Länder« verabschiedet, um auf eine Vereinheitlichung der landesrechtlich geregelten polizeilichen Befugnisse hinzuwirken. Hintergrund war seinerzeit die terroristische Bedrohung durch die RAF, welche die Notwendigkeit länderübergreifender Polizeieinsätze vor Augen geführt hatte. Auch wenn die einschlägigen Rechtsnormen im Landesrecht in den Folgejahren bisweilen mit Blick auf die Orientierungsmarken dieses Musterentwurfs geändert worden sind, hat er seine Wirkkraft doch mittlerweile eingebüßt und die Polizeigesetze haben sich wieder von diesem Musterentwurf entfernt. Dennoch keimt in Wellenbewegungen immer wieder die Forderung auf, die Idee eines Musterentwurfs mit neuem Leben zu füllen. 

			So hat die Innenministerkonferenz etwa erst 2017 im Zusammenhang mit islamistischem Terrorismus gesetzgeberische Handlungsempfehlungen beschlossen, die darauf abzielen, »zur Erarbeitung eines Musterpolizeigesetzes eine länderoffene Arbeitsgruppe unter Beteiligung des BMI einzurichten, um hohe gemeinsame gesetzliche Standards und eine effektive Erhöhung der öffentlichen Sicherheit zu erreichen«.22 Dementsprechend hat sich auch der Koalitionsvertrag von 2018 die Erarbeitung eines Musterpolizeigesetzes zum Ziel gesetzt.23 Einen systembildenden Nutzen über die gegenwärtige Bedrohung hinaus wird ein solcher Musterentwurf aber nur haben können, wenn er sich nicht auf Einzelmaßnahmen zur Terrorbekämpfung beschränkt, sondern das gesamte Regelungssystem in den Blick nimmt und vor allem auch unbestimmte Rechtsbegriffe des Polizeirechts einer rechtsstaatlich notwendigen Konkretisierung zuführt. Hierbei wird die zur Erarbeitung des Musterpolizeigesetzes eingesetzte Arbeitsgruppe etwa auch Vorschläge zur Handhabung der kürzlich in Bayern eingeführten »dringenden Gefahr« unterbreiten müssen. Politische Konflikte, die einer Umsetzung des Musterentwurfs in die Praxis entgegenstehen könnten, sind damit bereits vorgezeichnet. 

			4.4	Zusammenarbeit der Behörden auf europäischer Ebene

			Als Konsequenz der veränderten Sicherheitslage zeichnet sich längst auch eine Europäisierung der Gefahrenabwehr ab. Der fortschreitende europäische Einigungsprozess mit dem infolge des Zusatzübereinkommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen24 bewirkten Abbaus der Kontrollen an den Binnengrenzen bedingt eine wesentlich engere Kooperation der EU-Mitgliedstaaten auch auf polizeilichem Gebiet. Mit dem 2005 in Prüm geschlossenen Vertrag über die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, der grenzüberschreitenden Kriminalität und der illegalen Migration (»SchengenIII«), haben sich die Vertragsstaaten zum gegenseitigen Austausch von Informationen (DNA-Analyse-Dateien, Fingerabdrücke) verpflichtet und Bestimmungen über den Einsatz sogenannter Sky Marshals (bewaffnete Flugsicherheitsbegleiter) getroffen.25 

			Weil es sich bei der verstärkten Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres um klassische Kernbereiche staatlicher Aufgabenwahrnehmung handelt, betont Art.67Abs.1 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)26 die Achtung der Grundrechte sowie der verschiedenen Rechtsordnungen und -traditionen der EU-Mitgliedstaaten. Als ein »Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts« stellt die EU dabei sicher, dass der freie Personenverkehr an den Binnengrenzen möglich ist. Gleichzeitig entwickelt sie »eine gemeinsame Politik in den Bereichen Asyl, Einwanderung und Kontrolle an den Außengrenzen« (Art.67 Abs.2 AEUV). Zudem wirkt die Union darauf hin, »ein hohes Maß an Sicherheit zu gewährleisten«, was insbesondere durch »Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität sowie von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit« sowie durch Maßnahmen »zur Koordinierung und Zusammenarbeit von Polizeibehörden und Organen der Strafrechtspflege« erreicht werden soll (Art.67 Abs.3 AEUV). Angesprochen ist hiermit auch der Ausbau eines Europäischen Polizeiamts (Europol) zur Unterstützung und Stärkung der Tätigkeit der Polizeibehörden der Mitgliedstaaten und deren Zusammenarbeit.27 Die Bundesrepublik hat das Europol-Übereinkommen28 1997 durch Bundesgesetz ratifiziert. Dieses Übereinkommen ist nicht Bestandteil des Unionsrechts, sondern ein völkerrechtlicher Vertrag, der sich an den politischen Zielsetzungen von Art.88 AEUV29 orientiert.

			Über die Stärkung europäischer Behörden mit polizeilichen Aufgaben, zum Beispiel der Grenzschutzagentur der Europäischen Union (Frontex) im Kampf gegen illegale Migration30, hinaus bedürfen die verschiedenen Polizeistrukturen in den Mitgliedstaaten, auch wenn dabei zentrale Souveränitätsinteressen involviert sind, dringend einer Koordinierung und Harmonisierung, weil eine Gewährleistung der Inneren Sicherheit in Europa nicht mehr allein auf nationaler Ebene realisierbar ist. Erste Ansätze in diese Richtung bilden für das Gebiet der grenzüberschreitenden Ermittlung und Verfolgung von schwerer Kriminalität auf europäischer Ebene die Justizbehörde Eurojust mit Sitz in Den Haag und das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF), eine funktionell unabhängige Dienststelle der Europäischen Kommission, sowie für das Gebiet der Gefahrenabwehr die Errichtung eines Visa-Informationssystems zum Austausch von Informationen über Kurzvisa. Weil aber der Bereich der öffentlichen Sicherheit immer auch den Kern der Staatlichkeit berührt, sind die Mitgliedstaaten hier zurückhaltend bei der Übertragung weiterer hoheitlicher Befugnisse auf die Union. Auch verfassungsrechtlich bestehen in vielen EU-Mitgliedstaaten an dieser Stelle hohe Hürden.31

			5	Ausblick

			Ob über das Feld der Koordinierung der Polizeistrukturen und der verstärkten Zusammenarbeit der europäischen Behörden hinaus einmal eine europäische Polizei entstehen kann, ist offen. Sicher ist aber, dass auf den Trend zu einer Internationalisierung von Terrorismus und Kriminalität europäische Antworten gefunden werden müssen. Der »Polizei-Föderalismus« in Deutschland könnte diesbezüglich zahlreiche Anregungen bieten. 

			Anmerkungen

			Alle im Folgenden angegebenen Internetquellen wurden am 08.03.2019 zuletzt aufgerufen.
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			Perspektive

			Matthias Wehr


			Die Polizeibehörden in Deutschland und diePolizeikooperation im Föderalismus

			Der Polizei kommt eine Schlüsselfunktion bei der Gewährleistung der Inneren Sicherheit zu. Mit ihren Hauptaufgabengebieten der Gefahrenabwehr und der Strafverfolgung ist sie ein wesentlicher Akteur der Staatsaufgabe Sicherheit, das heißt der Verpflichtung des Staates, die Sicherheit der Bevölkerung zu gewährleisten. Aufgrund ihrer augenfälligen Präsenz im öffentlichen Raum versinnbildlicht die Polizei den »handelnden Staat« und repräsentiert angesichts ihrer weitreichenden Befugnisse wie kein anderer Teil der öffentlichen Verwaltung das staatliche Gewaltmonopol, das heißt die grundsätzlich staatlichen Organen in engen gesetzlichen Grenzen vorbehaltene Legitimation zur Anwendung physischer Gewalt.

			Zugleich ist »Polizei« aber ein Sammelbegriff für eine Mehrzahl unterschiedlicher Organisationseinheiten im Bundesstaat. 

			Im allgemeinen Sprachgebrauch wird der Begriff »Polizei« vielfach mit der uniformierten Schutzpolizei assoziiert, die auf öffentlichen Straßen wahrnehmbar präsent ist und etwa in Notfällen um Hilfe angerufen wird oder Verkehrs- und Personenkontrollen durchführt. Der organisationsrechtliche Begriff der Polizei in Bundes- oder Landesgesetzen ist umfassender, ohne dass jedoch eine einheitliche Terminologie existierte. Entsprechend der Begrifflichkeit in den meisten Polizeigesetzen soll hier nur der Polizeivollzugsdienst (bzw. die Vollzugspolizei) betrachtet werden. Dessen typische Merkmale sind die Eingliederung in die staatliche Verwaltung (in der Regel in das Ressort der Innenminister), die Aufgabe der Gefahrenabwehr und/oder der Strafverfolgung sowie die Befugnis zur Anwendung unmittelbaren Zwangs einschließlich des Schusswaffengebrauchs. Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte haben durch ein eigenes Laufbahnrecht, besondere Bestimmungen über die Polizeidienstunfähigkeit und eine herabgesetzte Altersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand eine den spezifischen Anforderungen ihres Amtes entsprechende Sonderstellung. Diese Besonderheiten ermöglichen im Wesentlichen die Abgrenzung von anderen Bundes-, Landes- oder kommunalen Behörden, die vergleichbare Aufgaben wahrnehmen.

			1	Polizeibehörden in Deutschland

			Nach Art.30GG ist die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben Sache der Länder, soweit das Grundgesetz keine andere Regelung trifft oder zulässt. Daraus ergibt sich, dass auch die Polizei grundsätzlich und hauptsächlich Ländersache ist, denn für den polizeilichen Bereich formuliert das Grundgesetz nur punktuell einzelne Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen des Bundes. Diese Entscheidung zugunsten einer prinzipiell den Ländern vorbehaltenen Polizeigewalt weist den Polizeien des Bundes (Bundeskriminalamt, Bundespolizei und Polizei beim Deutschen Bundestag) die Rolle von Sonderpolizeien mit begrenzten Aufgaben zu, die nicht zu allgemeinen, mit den Landespolizeien konkurrierenden Bundespolizeien ausgebaut werden dürfen.1 

			1.1	Polizeibehörden der Länder

			Alle Bundesländer verfügen jeweils über eine staatliche Polizeiorganisation. Insgesamt gibt es in Deutschland 16 Länderpolizeien. Kommunale Vollzugspolizeien (Großstadtpolizeien), die in den westdeutschen Ländern nach 1945 existierten, wurden bis Mitte der 1970er-Jahre verstaatlicht und in die Verwaltungsorganisation der Länder eingegliedert.2 Lediglich im Land Bremen existiert neben der staatlichen Polizei Bremen mit der Ortspolizeibehörde Bremerhaven noch ein kommunaler Polizeivollzugsdienst. Daneben haben etliche Gemeinden kommunale Ordnungsdienste als Außendienst der Ordnungsämter eingerichtet. Soweit dessen Angehörige zu Hilfspolizeibeamten bestellt werden, verfügen sie bei Gefahrenabwehr und Erforschung von Ordnungswidrigkeiten– nicht aber bei der Strafverfolgung– über ähnliche Befugnisse wie Angehörige der Landespolizei. Sie sind– vielfach auch durch Uniform und Bezeichnung3– insofern den Landespolizeien angeglichen, gehören aber rechtlich und organisatorisch nicht zum Polizeivollzugsdienst.

			Hauptaufgabe der Polizei ist nach den Polizeigesetzen der Länder die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung und damit vor allem der Schutz elementarer Rechtsgüter (wie Leben, körperliche Unversehrtheit, Freiheit und Eigentum) sowie der Rechtsordnung. Das schließt die Gefahrenvorsorge ebenso ein wie die vorbeugende Bekämpfung von Straftaten. Bei der Abwehr konkreter Gefahren ist die Polizei grundsätzlich nur subsidiär zuständig. Ihr Einschreiten ist auf unaufschiebbare Maßnahmen in den Fällen begrenzt, in denen ein Eingreifen der primär zuständigen Verwaltungsbehörde nicht oder nicht rechtzeitig möglich erscheint. 

			Außerdem ist die Polizei ein Organ der Strafverfolgung unter der Leitung der Staatsanwaltschaft. Diese ist »Herrin des Ermittlungsverfahrens«, die Polizei fungiert als ihr »verlängerter Arm« bei der Erforschung von Straftaten. In unaufschiebbaren Fällen verfügt die Polizei nach §163 Abs.1 StPO über das »Recht des ersten Zugriffs« auch ohne Einschaltung der Staatsanwaltschaft, soweit zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht einer Straftat vorliegen. 

			Ferner hat die Polizei die Aufgabe der Erforschung von Ordnungswidrigkeiten, das heißt, sie wird als Ermittlungsorgan für die Behörden tätig, die für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zuständig sind. 

			Funktionale Differenzierung

			Die Unterschiedlichkeit der Aufgaben bedingt eine polizeiinterne funktionale Differenzierung und Spezialisierung auf bestimmte Aufgabenfelder. Gemeinsam ist den Länderpolizeien, dass es eine Sparteneinteilung gibt: Der (uniformierten) Schutzpolizei, die mit Dienststellen und Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten in der Fläche präsent ist, obliegen unter anderem die unmittelbare Gefahrenabwehr, die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten sowie der erste Zugriff im Rahmen der Strafverfolgung. Besonders spezialisierte Zweige der Schutzpolizei sind etwa die Verkehrs- und die Wasserschutzpolizei. Die Kriminalpolizei ist insbesondere für die Verfolgung von (schweren) Straftaten, aber auch für die polizeiliche Kriminalprävention zuständig. Sie verfügt in der Regel über besondere Einsatzkräfte (Sondereinsatzkommandos/SEK, Mobile Einsatzkommandos/MEK) und ist intern nach bestimmten Deliktsfeldern (z.B. Fachkommissariate für Eigentums-, Tötungs-, Sexualdelikte etc.) gegliedert. Die Bereitschaftspolizei wird in den Fällen tätig, die, auch länderübergreifend (siehe die Abschnitte 2.2 und 2.3), den Einsatz von geschlossenen Verbänden erfordern, etwa bei politischen oder sportlichen Großveranstaltungen; sie unterstützt ferner die Schutzpolizei. 

			Behördenaufbau

			Die Organisation der Polizeien der Länder bildet die oben beschriebene funktionale Differenzierung sehr uneinheitlich ab. Die Organisationshoheit der Länder ermöglicht in Aufbau und Bezeichnung der polizeilichen Behördenstruktur föderale Vielfalt. Abhängig von Lage und Größe des Landes, von Verwaltungstraditionen und kriminal- oder auch finanzpolitischen Bedingungen, gesellschaftlichen und Kriminalitätsentwicklungen variieren die Vorstellungen darüber, welcher Behördenaufbau für eine effektive Aufgabenerledigung am besten geeignet ist. Deshalb lassen sich auch kaum allgemeingültige Aussagen über die Organisation der Landespolizeien treffen.4 

			Zu den Gemeinsamkeiten gehört, dass die politische Verantwortlichkeit für die Polizei bei den Innenministern und Innensenatoren der einzelnen Länder liegt. Die jeweiligen Ministerien beziehungsweise senatorischen Behörden bilden entweder als oberste Polizeibehörden die Spitze der Polizeiorganisation oder üben jedenfalls die Dienst- und Fachaufsicht aus. In allen Ländern gibt es dem Innenressort unmittelbar nachgeordnete zentrale Polizeibehörden oder -einrichtungen. Sie nehmen übergreifende Aufgaben für das Landesgebiet wahr. Dazu können etwa das Ausrüstungs- und Beschaffungswesen oder die polizeiliche Aus- und Fortbildung gehören, zuweilen auch die zentrale Leitung besonderer Aufgabenbereiche (z.B. für Bereitschafts- oder Wasserschutzpolizeien). 

			Die Länder unterhalten gemäß §1 Abs.2 BKAG ein Landeskriminalamt als zentrale Dienststelle der Kriminalpolizei, das für die Sicherung der Bund-Länder-Zusammenarbeit zuständig ist und darüber hinaus spezielle kriminalpolizeiliche Aufgaben (z.B. Bekämpfung der organisierten Kriminalität; Staatsschutz) wahrnehmen kann. Es ist zumeist als eigene Behörde ausgestaltet, gelegentlich aber in eine zentrale Behörde integriert. Beispielsweise wurden 2012 im Saarland die Landespolizeidirektion und das Landeskriminalamt im Landespolizeipräsidium zusammengeführt. In größeren Flächenländern existieren zudem regionale Polizeibehörden (Polizei­präsidien, -direktionen), welche die polizeilichen Aufgaben in einem Teil des Landesgebiets erfüllen. In kleineren Ländern wird die Fläche durch Dienststellen zentraler Behörden abgedeckt. So besteht die Polizei in Berlin aus einer Behörde, die aus historischen Gründen die Bezeichnung »Der Polizeipräsident in Berlin« führt. Sie ist intern in Direktionen gegliedert, die (unter anderem) für unterschiedliche Bezirke zuständig sind und über Dienststellen (Wachen) in insgesamt 37 Polizeiabschnitten verfügen. 

			1.2	Die Polizeibehörden des Bundes

			Polizeibehörden des Bundes sind das Bundeskriminalamt, die Bundespolizei und die Polizei beim Deutschen Bundestag. Für deren Vollzugsbeamtinnen und -beamte gelten die Sonderregelungen des Bundespolizeibeamtengesetzes (BPolBG).

			Das Bundeskriminalamt (BKA)

			Das BKA ist eine dem Bundesministerium des Innern (BMI) nachgeordnete Behörde ohne eigenen Verwaltungsunterbau mit Standorten in Wiesbaden, Meckenheim und Berlin. Es ist im Jahr 1951 auf der Grundlage von Art.73 Abs.1 Nr.10 und Art.87 Abs.1 Satz2GG errichtet worden. Nach dem als allgemeine Aufgabennorm verstandenen §1 Abs.1 BKAG5 dient es der »Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten«. Sein tatsächlicher Aufgabenumfang im repressiven und präventiven Bereich geht aber darüber hinaus. 

			Als »Zentralstelle für das polizeiliche Auskunfts- und Nachrichtenwesen und für die Kriminalpolizei« unterstützt das BKA gemäß §2 BKAG »die Polizeien des Bundes und der Länder bei der Verhütung und Verfolgung von Straftaten mit länderübergreifender, internationaler oder erheblicher Bedeutung«. Zu dieser Funktion gehören das Sammeln und Auswerten von Informationen. Darüber hinaus unterhält das BKA erkennungsdienstliche und kriminaltechnische Einrichtungen, erstellt Gutachten in Strafverfahren und hat den Auftrag zur wissenschaftlichen Erforschung und Entwicklung von Methoden der Kriminalitätsbekämpfung. Daneben ist das BKA für die internationale polizeiliche Zusammenarbeit zuständig (§3 BKAG), insbesondere den grenzüberschreitenden Informationsaustausch mit der internationalen kriminalpolizeilichen Organisation Interpol, der Strafverfolgungsbehörde der Europäischen Union Europol sowie den Strafverfolgungsbehörden anderer Staaten und im Rahmen des Schengener Informationssystems6.

			Doch ist die Aufgabenstellung des BKA nicht auf informatorische und koordinierende Tätigkeiten beschränkt. §4 BKAG weist dem Amt die Stellung als Strafverfolgungsbehörde mit strafprozessualen Befugnissen bei bestimmten schweren Straftaten zu. Dies gilt namentlich für Fälle mit internationalem Bezug, Delikte, welche die äußere Sicherheit der Bundesrepublik gefährden, politisch motivierte Schwerkriminalität gegen Verfassungsorgane des Bundes, deren Gäste und diplomatische Vertreter anderer Staaten sowie für bestimmte Fälle der Computerkriminalität, soweit sie sich gegen die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder gegen kritische Infrastrukturen, etwa Anlagen und Systeme der Energie- oder Wasserversorgung, richtet. Im Zusammenhang mit diesen Strafverfolgungsaufgaben obliegt dem BKA auch der Zeugenschutz (§7 BKAG). 

			Ferner sind dem BKA auch (rein) präventive Aufgaben zugewiesen. Zum einen ist es nach §5 BKAG für den Schutz der Mitglieder der Verfassungsorgane des Bundes und ausländischer Staatsgäste zuständig. Zum anderen kann es die Aufgabe, Gefahren des internationalen Terrorismus abzuwehren, übernehmen, wenn eine länderübergreifende Gefahr vorliegt, eine landespolizeiliche Zuständigkeit (noch) nicht erkennbar ist oder es von einem anderen Bundesland zur Übernahme der Gefahrenabwehr ersucht wird (§5 BKAG).

			Die Bundespolizei

			Die Bundespolizei ist eine Sonderpolizei des Bundes mit vorrangig präventivem Aufgabenbereich. An ihrem Anfang stand 1951 die Errichtung von Bundesgrenzschutzbehörden mit quasi militärischem Gepräge und »Kombattantenstatus«7. Zu den Aufgaben des Bundesgrenzschutzes gehörte damals vor allem die Sicherung der Grenze der Bundesrepublik zur DDR. 

			Mittlerweile hat sich die Bundespolizei zu einer multifunktionalen Polizei des Bundes entwickelt, deren Dienststellen in der gesamten Bundesrepublik vertreten sind. Der Aufgabenzuwachs ist durch die Umbenennung von »Bundesgrenzschutz« in »Bundespolizei« im Jahr 2005 auch begrifflich zum Ausdruck gekommen. 

			Die Aufbauorganisation der Bundespolizei differenziert nicht nach unterschiedlichen Aufgaben; diese werden vielmehr regional verteilt von allen Dienststellen wahrgenommen. Als Oberbehörde, die unmittelbar dem BMI unterstellt ist, fungiert das Bundespolizeipräsidium in Potsdam. Ihm unterstehen neben der Bundespolizeiakademie in Lübeck als zentraler Aus- und Fortbildungseinrichtung derzeit elf Bundespolizeidirektionen. Neun von ihnen haben regionale Zuständigkeiten und jeweils nachgeordnete Inspektionen und Reviere. Hinzu kommt die Direktion Bundesbereitschaftspolizei in Fuldatal mit zehn Bundespolizeiabteilungen sowie seit 2017 die Bundespolizeidirektion 11 mit Sitz in Berlin, in der alle Spezialkräfte der Bundespolizei (z.B. die GSG 98 ) unter einheitlicher Führung zusammengefasst werden.

			Zu den Aufgaben der Bundespolizei zählt seit jeher der grenzpolizeiliche Schutz des Bundesgebietes gemäß §2 Bundespolizeigesetz (BPolG)9. Wesentlich erweitert wurde ihre Zuständigkeit (1990/92) mit der Übertragung der Aufgabe der Bahnpolizei (§3 BPolG). Sie ist ferner als Luftsicherheitsbehörde auf 14 deutschen Flughäfen zum Schutz vor Angriffen auf die Sicherheit des Luftverkehrs tätig und kann Flugsicherheitsbegleiter an Bord deutscher Flugzeuge einsetzen (§§4, 4a BPolG). Außerdem ist sie im Einvernehmen mit den beteiligten Ländern für den (Objekt-)Schutz der Amtssitze von Verfassungsorganen und Bundesministerien zuständig, soweit angemessener Schutz anderweitig nicht gewährleistet ist (§5 BPolG). §6 BPolG weist schließlich der Bundespolizei eine Auffangzuständigkeit für völkerrechtlich zulässige Maßnahmen auf See außerhalb des deutschen Küstenmeeres zu, welche ihre Zuständigkeit nach besonderen seerechtlichen Bestimmungen ergänzen. Dazu gehört etwa die Verfolgung von Straftaten, die auf unter deutscher Flagge fahrenden Schiffen begangen werden. Hinzu kommen spezialgesetzlich zugewiesene Aufgaben, die zumeist im Zusammenhang mit dem Grenzschutz stehen, wie etwa die Abschiebung oder Rückführung von Ausländern nach unerlaubter­ ­Einreise. Daneben­ erfüllt die Bundespolizei wichtige Unterstützungsfunktionen (sogenannte Verwendungen) für Behörden des Bundes und der Länder (§§9–11 BPolG) sowie nach Maßgabe völkerrechtlicher Vereinbarungen auch für internatio­nale und überstaatliche Organisationen wie etwa die Europäische Union (§8 BPolG). In diesem Rahmen unterstützt die Bundespolizei zum Beispiel die Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex)10 bei der Überwachung und dem Schutz der EU-Außengrenzen.

			Die Polizei beim Deutschen Bundestag

			Eine Sonderstellung unter den Polizeien in Deutschland nimmt die Polizei beim Deutschen Bundestag ein. Sie ist keinem Ministerium unterstellt, und für sie gilt auch kein Polizeigesetz.11 Vielmehr übt der Präsident des Deutschen Bundestags durch sie gemäß Art.40 Abs.2 Satz1GG »das Hausrecht und die Polizeigewalt im Gebäude des Bundestags aus«. Diese Aufgabe umfasst die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung in allen Gebäuden und Liegenschaften, in denen der Deutsche Bundestag jeweils zusammentritt. Die Zuordnung dieser Aufgabe zum Präsidenten des Deutschen Bundestags soll den Schutz der Räume des Bundestags gegen Eingriffe der Exekutive und der Judikative sicherstellen.12 Insofern handelt es sich um eine besondere Ausprägung des Grundsatzes der Gewaltenteilung. 

			Weitere Vollzugsbehörden des Bundes

			Neben den genannten Vollzugspolizeien gibt es weitere Bundesbehörden mit Vollzugsaufgaben, die dem polizeilichen Dienst in unterschiedlichem Umfang angenähert sind. Dazu gehört etwa das Bundesamt für Güterverkehr (BAG), dessen Vollzugskräfte unter anderem die Einhaltung der für den Güterverkehr geltenden Regelungen sowie die Mautpflicht überwachen. Die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) ist in der Funktion als Strompolizei für die Erhaltung der Bundeswasserstraßen als Verkehrswege zuständig und hat als Schifffahrtspolizei für die Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs sowie für die Abwehr von der Schifffahrt ausgehender Gefahren Sorge zu tragen. Beamtinnen und Beamte beider Behörden, soweit sie mit Vollzugsaufgaben betraut sind, gehören zu den Vollzugsbeamten des Bundes mit der Befugnis zur Anwendung unmittelbaren Zwangs, die im Falle der WSV auch den Gebrauch von Schusswaffen einschließt. Gleiches gilt auch für den Zollfahndungsdienst (Zollkriminalamt und Zollfahndungsämter) sowie die Kontrolleinheiten der Hauptzollämter, die über präventive und repressive Befugnisse etwa bei der Überwachung des grenzüberschreitenden Waren- und Geldverkehrs sowie bei der Bekämpfung der Schwarzarbeit verfügen. Die Beamten dieser Behörden sind aber keine Polizeivollzugsbeamten im Sinne des Bundespolizeibeamtengesetzes (BPolBG)13.

			2	Die Polizeikooperation im Föderalismus 

			Die föderale Ordnung grenzt im Interesse klarer Verantwortlichkeiten die Zuständigkeiten von Bund und Ländern voneinander ab und lässt eine Mischverwaltung durch beide Ebenen nur in Ausnahmefällen zu. Das aber schließt eine Zusammenarbeit der Länder untereinander und mit dem Bund indes keineswegs aus. Der vom Grundgesetz verfasste Bundesstaat ist vielmehr auf Kooperation angelegt. Dies gilt auch für die Erfüllung des polizeilichen Schutzauftrags, der im Sinne eines Sicherheitsföderalismus eine gesamtstaatliche Aufgabe ist. Das Grundgesetz sieht in Teilen eine Kooperation ausdrücklich vor (Art.35 Abs.2 und 3 sowie Art.91GG) und lässt sie im Übrigen im Rahmen der allgemein- und sonderpolizeilichen Zuständigkeiten in weitem Umfang zu.

			Die Formen der polizeilichen Zusammenarbeit von Bund und Ländern sind vielfältig, erfassen alle Ebenen der polizeilichen Aufgabenerfüllung und beziehen zum Teil andere mit Sicherheitsaufgaben betraute Behörden mit ein. 

			2.1	Politisch-strategische Zusammenarbeit

			Auf politischer Ebene ist die Ständige Konferenz der Innenminister und Innensenatoren der Länder, kurz Innenministerkonferenz (IMKM14), das Gremium für die Zusammenarbeit von Bund und Ländern im Bereich der Innenpolitik. Der Bundesinnenminister ist zwar formal lediglich ständiger Gast ohne Stimmrecht, doch von maßgeblichem politischen Einfluss. Sechs Arbeitskreise (AK) unterstützen die IMK und bereiten deren Beschlüsse vor und nach. In dem für polizeiliche Angelegenheiten zuständigen AK II sind auch die Präsidenten des BKA und der Deutschen Hochschule der Polizei (DHPol) vertreten. In den Unterausschüssen des AK II werden themenbezogen die Grundlagen der polizeilichen Zusammenarbeit und der strategischen Ausrichtung erörtert und koordiniert.

			2.2	Institutionelle Zusammenarbeit

			Die polizeilichen Kooperationsbeziehungen sind in Teilen durch Behörden und Einrichtungen institutionalisiert. An erster Stelle zu nennen ist hier das BKA, dessen Funktion als Zentralstelle für das polizeiliche ­Auskunfts- und Nachrichtenwesen und für die Kriminalpolizei ganz auf die Unterstützung von Landes- und Bundespolizeien bei der Erledigung der präventiven und repressiven Aufgaben ausgerichtet ist. Insbesondere führt es das länderübergreifende polizeiliche Informationssystem INPOL15 als das wichtigste Instrument der informationellen Zusammenarbeit der Polizeien des Bundes und der Länder. 

			Als eine Form der institutionalisierten Zusammenarbeit können auch die Bereitschaftspolizeien angesehen werden, die von den Ländern auf der Grundlage von Verwaltungsabkommen mit dem Bund als eigenständige (geschlossene) Einheiten innerhalb der Landespolizeien bereitgestellt werden. Ihre Funktion im länderübergreifenden Einsatz, auch im Verbund mit der Bundesbereitschaftspolizei (siehe Abschnitt 2.3), erfordert vergleichbare Organisationsstrukturen sowie eine Abstimmung über Personalstärke und Ausstattung, die von Bund und Ländern in gemeinsam erarbeiteten Richtlinien festgelegt werden. Der Bund beschafft und finanziert die Führungs- und Einsatzmittel, während die Länder die übrigen Kosten, etwa für Personal, Unterkünfte und Ausbildungsstätten, tragen. Die Einhaltung der Verwaltungsabkommen und die Koordination gemeinsamer Einsätze werden vom Inspekteur der Bereitschaftspolizei der Länder (IBPdL) gewährleistet, der als Beauftragter des Bundesinnenministers ein Polizeivollzugsbeamter des Bundes ist (§1 Abs.1 BPolBG). 

			Im Bereich der polizeilichen Ausbildung haben Bund und Länder durch Verwaltungsabkommen die DHPol in Münster als zentrale Aus- und Fortbildungsstätte für die Polizeibeamtinnen und -beamten des höheren Dienstes geschaffen. Sie ist eine Einrichtung des Landes Nordrhein-Westfalen mit dem Status einer Universität und zugleich eine gemeinsame Hochschule des Bundes und der Länder. 

			Eine gemeinsame Bildungsstätte (nur) der Länder ist die Wasserschutzpolizei-Schule in Hamburg. Sie bietet auf der Grundlage eines Länderabkommens Seminare und Lehrgänge zur Aus- und Fortbildung der Wasserschutzpolizeien der Länder an.

			2.3	Gegenseitige Unterstützung in besonderen Lagen

			Deutlichen Ausdruck findet der »Sicherheitsföderalismus« in den Regelungen des Grundgesetzes, die gegenseitige Unterstützungs- und Beistandsverpflichtungen in besonderen Lagen begründen. Dies betrifft in erster Linie die Bereitschaftspolizeien So sieht Art.35 Abs.2 Satz1GG die Möglichkeit für ein Land vor, in Fällen von besonderer Bedeutung, die von der jeweiligen Landespolizei allein nicht bewältigt werden können, zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung Kräfte und Einrichtungen des Bundesgrenzschutzes (Bundespolizei) anzufordern. Eine Unterstützung durch andere Landespolizeien ist nicht explizit geregelt, doch lassen alle Landespolizeigesetze in den von Art.35 Abs.2 Satz1GG erfassten Fällen den Einsatz von Polizeivollzugsbeamten aus anderen Bundesländern zu. Anwendungsbeispiele hierfür sind Veranstaltungen, die ein besonderes Schutzbedürfnis oder Gefahrenpotenzial aufweisen, etwa internationale politische Gipfeltreffen, Großdemonstrationen oder sportliche Großveranstaltungen.16

			Eine Unterstützung durch Landespolizeien und Bundesgrenzschutz, ergänzt um nichtpolizeiliche Kräfte und die Bundeswehr, kann ein Land nach Art.35 Abs.2 Satz2GG bei Naturkatastrophen und besonders schweren Unglücksfällen einfordern. Dasselbe gilt im Falle des Inneren Notstands nach Art.91 Abs.1GG, wenn also Gefahren für den Bestand der freiheitlich demokratischen Grundordnung des Bundes oder eines Landes drohen. Der Einsatz der Unterstützungskräfte erfolgt grundsätzlich unter der Leitung des unterstützten Landes. In Ausnahmefällen kann auch die Bundesregierung Unterstützungskräfte der Länder anfordern (Art.35 Abs.3GG) oder gar ihren Weisungen unterstellen (Art.91 Abs.2GG).

			2.4	Sicherheitskooperationen

			Charakteristisch für die gegenseitigen Beistandspflichten von Bund und Ländern ist der Umstand, dass landesfremde Polizeien unter einer zentralen Leitung zur Bewältigung der einem Land obliegenden Aufgaben eingesetzt werden und dabei dem Recht unterliegen, das für die Polizei des unterstützten Landes gilt. Daneben gibt es aber auch die Kooperation durch Koordination der jeweiligen Aufgabenerfüllung. In diesem Fall agiert jede Polizei eigenverantwortlich im Rahmen ihres Aufgabenbereichs nach dem für sie geltenden Recht– und ohne eine zentrale Leitungsinstanz– inAbstimmung mit anderen Behörden. Derartige Formen der Zusammenarbeit gibt es zum Beispiel als Sicherheitskooperationen zwischen ­Landes- und/oder Bundespolizeien. Darüber hinaus sind Polizeien aber auch kooperativ mit anderen Sicherheitsbehörden vernetzt (siehe Abschnitt 2.5).

			Sicherheitskooperationen gewinnen insbesondere dort an Bedeutung, wo die sachlichen Zuständigkeiten der jeweiligen Polizeien örtlich aneinandergrenzen wie im Grenzgebiet benachbarter Länder oder sich räumlich überschneiden wie im Verhältnis der Bundespolizei zu den Landespolizeien (z.B. im Bereich von Bahnhöfen, Flughäfen oder an der Grenze der Bundesrepublik). Kriminalität oder Gefahrenlagen, welche die sachlichen oder örtlichen Zuständigkeitsgrenzen einzelner Polizeien überschreiten, kann nur durch aufeinander abgestimmtes Verhalten wirksam begegnet werden. Grundlage hierfür sind in der Regel vertragliche Vereinbarungen der Länder untereinander oder mit dem Bund. Darin finden sich Regelungen über eine Intensivierung des Informationsaustauschs, die gemeinsame Erstellung von Lagebildern, gemeinsame Streifen, Abstimmung von Fahndungs- und Ermittlungsmaßnahmen und vieles mehr.17 

			2.5	Erweiterte Zusammenarbeit in Netzwerken

			Neben die vielfältigen Kooperationsbeziehungen der Polizeien, die allein auf die Erfüllung polizeilicher Aufgaben ausgerichtet sind, treten zahlreiche Gremien, Ausschüsse und Einrichtungen, in welchen die Polizeien projektorientiert, anlassbezogen oder dauerhaft mit anderen Institutionen und Behörden mit Sicherheitsaufgaben zusammenarbeiten. Aus bundesstaatlicher Perspektive von Interesse sind dabei diejenigen ständigen Einrichtungen, in welchen sachliche Zuständigkeiten von Bund und Ländern informell oder operativ zusammenwirken.

			Zu nennen ist hier insbesondere das in Cuxhaven ansässige Maritime Sicherheitszentrum (MSZ), »ein Kommunikations- und Kooperationsnetzwerk der operativen Kräfte des Bundes und der Küstenländer für maritime Sicherheit«18, das durch eine Verwaltungsvereinbarung des Bundes mit den Küstenländern errichtet wurde. Neben den Wasserschutzpolizeien der beteiligten Länder sind in ihm die Bundespolizei, die WSV, der Zoll, die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) als Fischereiaufsicht, die Deutsche Marine und das Havariekommando vertreten. Als eine Art Dachorganisation bündelt das MSZ die zwischen Bund und Ländern sowie unterschiedlichen Ressorts aufgeteilten Zuständigkeiten im Bereich der maritimen Sicherheit.

			Um die Zusammenarbeit bei der Terrorismusbekämpfung zu verbessern, wurden sogenannte Gemeinsame Zentren von Bund und Ländern geschaffen. Sie sollen insbesondere den Informationsfluss zwischen den beteiligten Behörden optimieren, den persönlichen Austausch der in die Zentren entsandten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter intensivieren, deren fachliche Expertise bündeln, zur Verbesserung der Früherkennung von Gefahren beitragen und die Erörterung operativer Maßnahmen erleichtern. 

			Das Gemeinsame Terrorabwehrzentrum des Bundes und der Länder (GTAZ)19 dient hierbei der Bekämpfung des islamistischen Terrorismus. In ihm sind neben BKA, Bundespolizei und den Landeskriminalämtern die Nachrichtendienste des Bundes und die Verfassungsschutzbehörden der Länder, das Zollkriminalamt, das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) sowie der Generalbundesanwalt vertreten, die in Arbeitsgruppen mit operativen, analytischen und strategischen Aufgabenstellungen­ organisiert sind. Nach dem Vorbild des GTAZ wurde im Gefolge der Aufdeckung der NSU-Mordserie zunächst das Gemeinsame Abwehrzentrum gegen Rechtsextremismus/-terrorismus geschaffen, das in dem 2013 gegründeten Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum (GETZT 20 ) aufgegangen ist. Dieser Arbeitskreis von über 40 Landes- und Bundesbehörden hat die Bekämpfung von Rechts-, Links- und Ausländerextremismus beziehungsweise -terrorismus sowie die Bekämpfung von Spionage und Proliferation zur Aufgabe.

			Ergänzt wird diese Vernetzung namentlich der Polizeien und der Nachrichtendienste durch beim BKA geführte gemeinsame Dateien (Antiterrordatei und Rechtsextremismusdatei).

			3	Schlussbetrachtung

			Der Beitrag beleuchtet Organisation und Aufgabenstruktur der Polizeibehörden von Bund und Ländern und exemplarisch deren Kooperationsbeziehungen. Zutage tritt dabei die Komplexität der polizeilichen Sicherheitsarchitektur in Deutschland, die auch eine Folge der Systementscheidung des Grundgesetzes zugunsten eines föderalen und damit vertikal gewaltenteilenden Staates ist. Er steht in Fragen der Inneren Sicherheit unter erheblichem Bewährungsdruck. Unverkennbar sind dabei Zentralisierungstendenzen, bedingt oder befördert durch den Aufgabenzuwachs bei den Polizeien des Bundes, die Europäisierung der Sicherheitszusammenarbeit, grenzüberschreitende Kriminalität und internationalen Terrorismus sowie auch durch vermutete oder erkannte Sicherheitsdefizite aufgrund oder trotz einer Vielzahl von Zuständigkeiten21, schließlich wohl auch aufgrund einer den (meisten) Ländern überlegenen Finanzkraft des Bundes. Ob diese Entwicklung den Bundesstaat Bundesrepublik Deutschland sicherer macht, ist eine politische und damit offene Frage.

			Anmerkungen

			Alle im Folgenden angegebenen Internetquellen wurden am 08.03.2019 zuletzt aufgerufen.
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			Gewalt durch und gegen Polizistinnen und Polizisten

			Polizei, Gewalt und Menschenrechte

			Unter dem Vorzeichen des Schutzes von Bürgerinnen und Bürgern gegenüber polizeilicher Gewaltausübung wird seit Langem diskutiert, in welchem Zusammenhang Polizei, Gewalt und Menschenrechte stehen. Dabei wird in der Regel– jedenfalls in als rechtsstaatlich zu bezeichnenden Systemen– nicht der bloße Umstand fokussiert, dass die Polizei im Vollzug ihrer Tätigkeit auch Zwangsmittel und Gewalt einsetzt (etwa zur Festnahme eines Tatverdächtigen); vielmehr geht es um die Beleuchtung der Frage des illegitimen und in der Intensität unangemessenen Einsatzes von Gewalt, durch den Betroffene in ihren grundlegenden Rechten verletzt werden können.

			Als wesentliche Trägerin des staatlichen Gewaltmonopols hat die Polizei ein spezifisches Verhältnis zur Gewalt. Sie kann und muss in bestimmten Situationen sogenannten unmittelbaren Zwang anwenden. Dies kann durch körperliche Gewalt, durch Hilfsmittel (wie Handschellen) oder auch durch Waffen geschehen. Das Erfordernis unmittelbaren Zwangs kann sowohl bei der Strafverfolgung als auch zur Abwendung einer unmittelbar drohenden Gefahr entstehen. Gewaltanwendung greift in grundlegende Rechte der betroffenen Personen ein, insbesondere das Recht auf körperliche Unversehrtheit sowie das der Freiheit der Person. Die legitime Anwendung unmittelbaren Zwanges bedarf einer Rechtsgrundlage, die in Deutschland in erster Linie in den Polizeigesetzen der Länder festgelegt ist (vgl. den Beitrag von Matthias Wehr, S.108 ff.). Zwang darf demnach nur eingesetzt werden, wenn es dazu keine milderen Alternativen gibt, und seine Anwendung unterliegt stets dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Menschenrechtsfragen werden vor allem mit Blick auf jene Fälle polizeilicher Gewaltanwendung aufgeworfen, in denen mindestens eines der genannten Merkmale fehlt. Dann ist von »Gewaltexzessen« der Polizei oder auch von »Polizeibrutalität« die Rede.

			In den letzten zehn Jahren ist in Deutschland eine weitere Diskussion um das Thema »Polizei und Gewalt« verstärkt in Gang gekommen. Diese bezieht sich nicht auf (exzessive) Gewaltanwendung durch Polizistinnen und Polizisten, sondern auf Gewalterfahrungen, die diese selbst im Dienst machen. Häufig ist davon die Rede, dass der Respekt gegenüber staatlicher Autorität im Schwinden begriffen sei und dass sich dies in einer steigenden Gewalt gegenüber der Polizei äußere. Eine Kampagne der Gewerkschaft der Polizei hat dies denn auch unter der Überschrift »Auch Mensch. Polizei im Spannungsfeld«1 thematisiert. Die Kampagne ist ein Appell, Polizistinnen und Polizisten als Vertreter der staatlichen Gewalt nicht als Feindbild zu betrachten, sondern »als Menschen« und damit als »Menschenrechts­besitzer«, die durch Bedrohung und Gewalt in diesen Rechten ebenso verletzbar sind wie die übrige Gesellschaft. 

			Im Folgenden sollen beide Aspekte näher beleuchtet werden– die Gefährdung von Menschen- und Bürgerrechten durch gewaltsames polizeiliches Handeln einerseits sowie auf der anderen Seite die Bedrohung von Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten durch gewalttätige Angriffe.

			Polizeiliche Ausübung illegitimer Gewalt

			Gewaltausübungen durch die Polizei stehen bereits lange im öffentlichen Fokus, insofern sie als illegitim oder unverhältnismäßig wahrgenommen werden. Hiervon abzugrenzen sind diejenigen Gewaltanwendungen, welche im Sinne der gesetzlichen Befugnisse zum polizeilichen Zwang als rechtmäßig gelten. In der Alltagspraxis sind diese beiden Formen polizeilicher Gewalt allerdings nicht immer klar voneinander zu unterscheiden. Die Notwendigkeit, die Anwendung polizeilicher Zwangshandlungen kritisch zu hinterfragen, ergibt sich schon allein aus dem Umstand, dass die über Polizeiorganisationen ausgeübte Gewalt weder von der Organisation selbst für Außenstehende transparent bearbeitet wird, noch externe und unabhängige Kontrollorgane existieren, wie es zum Beispiel in anderen Ländern, etwa den USA, bereits der Fall ist. 

			Während einzelne Fälle von unangemessener und überzogener Gewalt seitens der Polizei wiederkehrend in der öffentlichen Debatte thematisiert werden2, sind gesicherte Erkenntnisse zu Formen und Verbreitung illegitimer Gewalt durch Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte (PVB) hierzulande rar gesät. Nur in begrenztem Maße bieten behördliche Statistiken wie zum Beispiel die seit 1953 vom Bundeskriminalamt (BKA) jährlich veröffentlichte Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS)3 eine Annäherung an das Thema. In der PKS sind für das Berichtsjahr 2017 demnach insgesamt 1 466 Fälle der Körperverletzung im Amt nach §340 StGB registriert. Ersichtlich wird dabei in der Statistik, dass die Zahl der Körperverletzungen durch Polizeibeamtinnen und -beamte seit einigen Jahren stetig abnimmt. 

			Abb. 1: Fälle von Körperverletzung im Amt nach §340 StGB im Zeitraum von 2006 bis 2017
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			Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik des BKA

			Allerdings ist die Polizeiliche Kriminalstatistik im Hinblick auf die Angaben der von Polizistinnen und Polizisten begangenen Delikte der Körperverletzung im Amt nicht eindeutig, da in dieser Kategorie auch die aller anderen Amtsträger, wie zum Beispiel Beschäftigte der Feuerwehr, erfasst werden. Weiterhin handelt es sich bei der PKS um eine Verdächtigenstatistik, das heißt, dass hier Fälle erfasst werden, bei denen der Ausgang des strafrechtlichen Verfahrens noch offen ist und somit auch eine Schuld oder Unschuld noch nicht bewiesen ist. Schließlich können auf Basis der PKS keine gesicherten Aussagen über das tatsächliche Ausmaß übermäßiger Polizeigewalt getroffen werden, da die durch Anzeigen von Betroffenen oder Dritten bekannt gewordenen Fälle erfasst werden, nicht alle Fälle aber zur Anklage kommen, da beispielweise die Beweislast zu gering ist. Es ist allerdings grundsätzlich zu vermuten, dass die Anzeigebereitschaft von Dritten gegen die Polizei eher gering ausfällt, unter anderem aufgrund der schlechten Erfolgsaussichten für entsprechende Strafanzeigen.4 Schließlich gibt es selten Anzeigen unter Kolleginnen und Kollegen, weil diese kaum Unterstützung dafür in den eigenen Reihen erfahren.5 

			Überdies geraten Erfahrungsberichte von Opfern nur vereinzelt in die Öffentlichkeit. Die Menschenrechtsorganisation Amnesty ­International hat hierzu Informationen gesammelt und mehrere Berichte zu Todesfällen in Polizeigewahrsam, übermäßiger Polizeigewalt und ­Missbrauchsfällen in den Jahren 1995, 1997, 2004 und 2010 veröffentlicht. In der jüngsten Veröffentlichung mit dem Titel »Täter unbekannt« kommt die Menschenrechtsorganisation zu dem Schluss, dass »die Ermittlungsmethoden und -abläufe in Fällen mutmaßlicher polizeilicher Misshandlung beziehungsweise unverhältnismäßiger Gewaltanwendung bedauerlicherweise noch nicht den Grundsätzen entsprechen, die in den von Deutschland un­terzeichneten Menschenrechtsabkommen verankert sind«6. Kritisierte Aspekte betreffen unter anderem die mangelnde Identifizierbarkeit von Polizeibeamtinnen und -beamten sowie den Mangel an Unabhängigkeit bei Ermittlungen. 

			In der Polizeiforschung besteht ein Konsens, dass Polizeiübergriffe von vielen verschiedenen Faktoren beeinflusst werden. Hierunter ­fallen beispielsweise Arbeitsbedingungen sowie individuelle ­Eigenschaften von Polizistinnen und Polizisten. In den 1990er-Jahren und im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts haben sich Studien aus dem deutschsprachigen Raum infolge der Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte und dem daraus resultierenden öffentlichen Vorwurf der Fremdenfeindlichkeit unter anderem mit den ­besonderen Arbeitsbelastungen von Polizeibeamtinnen und -beamten beschäftigt. Die Untersuchungen förderten zutage, dass eigene Opfererfahrungen und Arbeitszufriedenheit einen Einfluss auf Einstellungen zur Gewaltanwendung durch Polizeibeamtinnen oder -beamte haben7 sowie auch auf das eigene Selbstwertempfinden und den Grad der Identifikation mit der Polizei8. Eine Dunkelfeldstudie9 kommt außerdem zu dem Ergebnis, dass männliche Polizeivollzugsbeamte häufiger Gewalt einsetzen als weibliche. Weiterhin spielen hiernach persönliche Eigenschaften insofern eine Rolle, als Polizeibeamte mit einer höheren Risikobereitschaft häufiger auf gewaltvolle Maßnahmen zurückgreifen.10

			Eine an institutionelle Bedingungen geknüpfte Perspektive blickt dagegen auf kulturelle Aspekte polizeilichen Arbeitens und gewaltvollen Handelns. Hierbei wird meist unterschieden zwischen verschiedenen Polizeieinheiten und den damit verknüpften kulturellen Prägungen, das heißt gemeinsam geteilten Ritualen, Werten und Verhaltensweisen. Zunächst einmal sind es vor allem die operativen Kräfte, welche mit größeren Konfliktpotenzialen konfrontiert sind als ihre im Innendienst tätigen Kolleginnen und Kollegen.11

			Unter den operativen Kräften sind es wiederum die geschlossenen Spezialeinheiten wie zum Beispiel das SEK (Spezialeinsatzkommando) oder die Bereitschaftspolizei, denen aufgrund der spezifischen Einsatzsituationen eher physische als kommunikative Kompetenzen abverlangt werden. Um mit den besonderen Spannungen des Arbeitsalltags umgehen zu können, bilden sich in entsprechenden Einheiten mitunter informelle Handlungsmuster heraus. Insofern zeichnen sich geschlossene, operativ agierende Polizeikräfte tendenziell durch eine eher geringe Einschreitschwelle sowie einen starken Gruppenzusammenhalt aus. In der ­Literatur wird hiermit ein bestimmter Männlichkeitstypus verbunden, der sich durch eine körperliche Risikobereitschaft und die Suche nach einer identitätsstiftenden Auseinandersetzung hervortut.12

			Letztlich fokussiert insbesondere die internationale Forschung auf spezifische Interaktions- und Situationsbedingungen bei der Untersuchung illegitimer Polizeigewalt. In diesem Zusammenhang spielen­ zugestandene Autorität und wahrgenommener Respekt eine maßgebliche Rolle. Entsprechend der »Authority Maintenance Theory«13 kann das Verhalten einer Person für übermäßige Polizeigewalt ausschlaggebend sein. Verhalten sich so zum Beispiel Zivilpersonen gegenüber Polizeibeamten provokant oder werden gar handgreiflich, ist es wahrscheinlicher, dass sie bei der Wahl und Ausübung der polizeilichen Maßnahmen und ­Mittel weniger in positiver Hinsicht profitieren als die den Polizeibeamtinnen und -beamten gegenüber konform handelnden Personen, zum Beispiel im Rahmen einer Ausweiskontrolle. Das Niveau der Gewaltanwendung wird wiederum durch das Niveau der Autoritätsverletzung bestimmt14; solange Provokationen nicht auf einer persönlichen Ebene stattfinden, machen Polizeivollzugsbeamte eher auf formellen Vorgaben basierend Gebrauch von polizeilichem Zwang (Androhung von Zwangsmaßnahmen, Wiederholung der Androhung und Durchführung). Fühlen sich Polizeivollzugsbeamte jedoch persönlich angegriffen, können gewaltvolle Maßnahmen der Machtdemonstration dienen; entsprechende Handlungspraktiken (etwa die Art und Weise, wie Handschellen angelegt werden) erscheinen weniger rational und sollen eine erzieherische Wirkung erzielen.

			Weitere relevante situative Faktoren für den Einsatz gewaltvoller Maßnahmen seitens der Polizei betreffen die jeweilige Einsatzsituation (so erhöht beispielsweise das Einschreiten bei nicht häuslichen Streitigkeiten die Wahrscheinlichkeit der Anwendung polizeilicher Gewalt), die Gruppengröße der Interaktionspartnerinnen und -partner (je größer die Gruppe, desto eher neigen Polizeivollzugsbeamte zu Gewaltmaßnahmen) sowie die Einschätzung, inwiefern die zivilen Akteurinnen und Akteure gefährlich sein könnten. Letzteres wird unter anderem beeinflusst von Faktoren wie dem Alkoholisierungsgrad einer Person oder davon, ob je­­mand bereits bekannt ist wegen Ausübung von Gewalt.15

			Festzustellen ist, dass es insbesondere in Deutschland weitergehender Forschungen bedarf zu den Entstehungsbedingungen übermäßiger polizeilicher Gewaltanwendung, welche sowohl Interaktionsprozesse als auch institutionelle Bedingungen in den Blick nehmen. 

			Im Zusammenhang mit Gewalthandlungen durch die Polizei­ werden hierzulande wiederkehrend Präventions- und Interventionsmöglichkeiten diskutiert. Als eine Möglichkeit, mehr Transparenz­ und Aufklärungschancen in Fällen von übermäßiger Polizeigewalt­­ zu schaffen, werden Beschwerdestellen für Betroffene gesehen.16 Anders als zum Beispiel in Großbritannien existieren aber in Deutschland bisher nur wenige unabhängige, das heißt institutionell nicht an die Polizei gebundene Beschwerdestellen. Wie gut das Angebot einer unabhängigen Beschwerdestelle von den Bürgerinnen und Bürgern angenommen wird, hat sich beispielsweise in Rheinland-Pfalz gezeigt. Seit 2014 ist dort der Bürgerbeauftragte des Landtags in Rheinland-Pfalz gleichzeitig Beauftragter für die Landespolizei, das heißt Anlaufstelle für die Bürgerinnen und Bürger bei Beschwerden über die Arbeit der Polizei.17 In den ersten beiden Tätigkeitsjahren des Beauftragten konnte ein deutlicher Anstieg der Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern verzeichnet werden, verglichen mit der Zahl der Eingaben beim Bürgerbeauftragten in früheren Jahren.18 Besagte Beschwerdestelle bietet zudem auch Angehörigen der Polizei die Möglichkeit, im dienstlichen Kontext stehende Konflikte zu melden. Methodisch zielt die Arbeit des Bürgerbeauftragten dabei in erster Linie auf die Mediation zwischen den Konfliktparteien.

			Insgesamt sind die Befugnisse der unabhängigen Polizeibeschwerdestellen in Deutschland jedoch nicht mit denen in anderen europäischen Ländern vergleichbar, in denen Beschwerdestellen die Befugnisse einer Ermittlungsbehörde haben, welche »nach Artikel 2 und 3 der ­Europäischen Konvention für Menschenrechte Todesfälle und Misshandlungsvorwürfe untersucht, ohne zu den Beschuldigten institutionell-hierarchische Beziehungen zu haben oder praktisch von ihnen abhängig zu sein«19. Befugnisse für die unabhängigen Beschwerdestellen in Deutschland, wie etwa Akteneinsicht bei den den Innenministerien der Länder nachgeordneten Polizeibehörden, fehlen entsprechend nahezu gänzlich.

			Da auch Polizistenkultur und polizeispezifische Männlichkeitsnormen als Erklärungsansätze für übermäßige Polizeigewalt herangezogen werden können20, sind zukünftig interne Maßnahmen zu entwickeln, welche negative Aspekte informeller Berufspraktiken aufgreifen und Fehlverhalten enttabuisieren. Hierbei kommt polizeilichen Führungskräften eine zentrale Rolle zu, denn Veränderungen von organisationsinternen Strukturen und Prozessen erfordern eine Anpassung an die Bedürfnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie an die äußeren (lokalen) Bedingungen der alltäglichen Aufgabenerfüllung und dürfen nicht auf der Ebene symbolpolitischen Handelns verbleiben. 

			Gewalthandlungen gegen Polizistinnen und Polizisten

			Wie bereits eingangs erwähnt, üben Polizeivollzugsbeamte nicht nur Ge­­walt aus, sondern können ihrerseits auch Opfer von Gewalthandlungen sein. 

			Gewalt gegen Polizistinnen und Polizisten als Gegenstand ­öffentlicher Diskussion

			In den vergangenen Jahren ist Gewalt gegen Polizeibeamte zu einem Thema in der allgemeinen Öffentlichkeit, in den Medien, der Politik, in der Gesetzgebung und nicht zuletzt innerhalb der Polizei geworden. Die eher seltenen Fälle, bei denen PVB durch Gewalttaten im Dienst getötet wurden,21 sind extreme Vorkommnisse, die ein hohes Maß an Aufmerksamkeit auf sich ziehen, für die Problematik insgesamt jedoch kaum charakteristisch sind. In der medialen und politischen Diskussion wird häufig die Sichtweise vertreten, dass Gewalt gegen PVB in Deutschland weitverbreitet sei und weiter zunehme und dass diese Entwicklung sich im Kontext eines allgemeinen Verlusts an Respekt gegenüber der staatlichen Autorität vollziehe. Der Gesetzgeber sei gefordert, durch Strafandrohungen und das Schließen möglicher Strafbarkeitslücken zu einem besseren Schutz von PVB beizutragen und zugleich Wertschätzung gegenüber der Polizei zum Ausdruck zu bringen und den Unrechtsgehalt von Angriffen zu verdeutlichen.22

			Häufigkeit, Verbreitung und Erscheinungsformen

			Zu Gewalthandlungen gegenüber der Polizei liegen Erkenntnisse sowohl aus der jährlich vom Bundeskriminalamt (BKA) herausgegebenen Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) vor als auch aus sogenannten Dunkelfeldstudien, in denen PVB nach ihren Gewalterfahrungen gefragt werden. Für längere Zeiträume bietet die PKS Daten zum Straftatbestand des Widerstandes gegen die Staatsgewalt (§113 StGB). Dieses Delikt kann zwar auch gegenüber anderen Amtsträgern als Polizistinnen und Polizisten begangen werden, doch sind weit überwiegend PVB betroffen. Abbildung 2 stellt die Fallzahlen von Widerstand gegen die Staatsgewalt in den Jahren 1993 bis 2017 dar. Während die Zahl der registrierten Delikte etwa seit Mitte der 1990er-Jahre merklich anwuchs, war sie seit 2008 stark rückläufig und ist erst in jüngster Zeit wieder angestiegen.

			Abb. 2: Fälle von Widerstand gegen die Staatsgewalt, 1993–2017
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			Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik des BKA

			Seit dem Jahr 2011 werden PVB, die im Dienst Opfer von Gewalthandlungen geworden sind, in der PKS gesondert erfasst. Abbildung 3 stellt die Opferzahlen für die Deliktsbereiche Bedrohung, Körperverletzung (einfache und gefährliche/schwere) sowie Mord/Totschlag dar. Bei den Körperverletzungs- und Tötungsdelikten sind auch Versuche inbegriffen, die insbesondere bei Mord und Totschlag nahezu das gesamte Fallaufkommen ausmachen; tatsächlich getötet wurden in keinem der hier dargestellten Jahre mehr als zwei Beamte im Dienst.

			Auch bei der schweren und gefährlichen Körperverletzung sind die Anteile versuchter Straftaten hoch; 2017 waren 2 274 von insgesamt 4 186 Opfern, also 54,3 Prozent, von versuchten Taten betroffen. Insgesamt weisen die Daten der PKS für die letzten Jahre auf einen Anstieg der Fallzahlen hin, dies allerdings vor allem im Bereich der relativ leichteren Straftaten (einfache Körperverletzungsdelikte).

			Abb. 3: Opfer von Gewaltdelikten zum Nachteil von PVB, 2011–2017 (inkl. Versuche23)
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			Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik des BKA

			Das BKA veröffentlicht jährliche Lagebilder »Gewalt gegen Polizei­voll­zugsbeamtinnen/-beamte«. Der Bericht des Bundeskriminalamts24 für das Jahr 2016 weist 36 755 versuchte und vollendete Gewalthandlungen gegenüber insgesamt 71 315 PVB aus. Im gleichen Zeitraum wurden 32 838 Tatverdächtige registriert, die zu rund 87 Prozent männlich und zu etwa 35Prozent jünger als 25 Jahre waren. 91,5 Prozent begingen nach polizeilichen Erkenntnissen ihre Taten allein, 73,4 Prozent waren zuvor bereits polizeilich in Erscheinung getreten und 56,4 Prozent waren während der Tat alkoholisiert. In einer »Gesamtbewertung« weist das BKA einerseits auf ein »gestiegenes Ausmaß der gegen PVB gerichteten Gewalthandlungen« hin, andererseits auf den »Umstand, dass Gewalt gegen PVB meist im Rahmen dynamischer Interaktionsprozesse und/oder Affektsituationen ausgeübt wird«.25

			Über die Daten der PKS hinaus liegen Erkenntnisse aus sozialwissen­schaftlichen Studien vor. So wurde im Jahr 2010 in zehn Bundesländern eine Befragung von 20 938 PVB zu ihren Gewalterfahrungen im Dienst durchgeführt.26 50,7 Prozent hatten demnach im Verlauf des Jahres 2009 im Dienst körperliche Gewalt in Form von Treten, Schlagen, Stoßen oder Festhalten erfahren; 1,9 Prozent waren in diesem Zeitraum mit einer Schusswaffe bedroht worden, gegen 0,4 Prozent der Befragten war eine Schusswaffe eingesetzt worden. 12,9 Prozent der Befragten waren in den Jahren 2005–2009 mindestens einmal durch einen Gewaltübergriff dienstunfähig geworden; bei 5,0 Prozent hatte die gewaltbedingte Dienstunfähigkeit über mindestens sieben Tage bestanden. 2012 wurde eine Online-Befragung unter PVB in Nordrhein-Westfalen durchgeführt.27 Sie fasste unter den Begriff »Gewalt« sowohl tätliche Angriffe (wie Treten, ­Schlagen oder Werfen eines Gegenstands) als auch nichttätliche Angriffe (wie Beleidigen, Anschreien oder Androhen von körperlicher Gewalt). Von den 14 648 Befragten, die regelmäßige Bürgerkontakte hatten, erlebten 54,3 Prozent im Jahr 2011 mindestens einen tätlichen Angriff und 79,5Prozent mindestens einen nichttätlichen Angriff; durchschnittlich ereigneten sich pro Person innerhalb eines Jahres 2,3 tätliche und 13,7 nichttätliche Angriffe.

			Inwieweit in jüngerer Zeit Gewalthandlungen gegenüber der ­Polizei tatsächlich zugenommen haben, ist in der Fachdiskussion umstritten. Während einerseits auf die in der Polizeilichen Kriminalstatistik wie auch in der Strafverfolgungsstatistik steigenden Zahlen von Taten, Tatverdächtigen und Verurteilten hingewiesen wird,28 geben andere Autoren zu bedenken, dass es sich dabei um von der Polizei im Kontext einer fortdauernden politischen Debatte hervorgebrachte Daten handelt, die möglicherweise auch ein sich wandelndes Registrierungsverhalten widerspiegeln29. Zuzustimmen ist sicherlich Zöller30, der das Thema der Gewalt gegenüber PVB als »stark emotional besetzt« bezeichnet, was eine sachlich-nüchterne Diskussion über den gesellschaftlichen Umgang mit diesem Problem erschwere.

			Risikofaktoren und Tatdynamiken

			Die oben erwähnte Befragung von PVB im Jahr 2010 hat in weitgehender Übereinstimmung mit der PKS des BKA gezeigt, dass die Täter von Gewalthandlungen gegenüber PVB überwiegend männlich, jüngeren Alters und polizeilich bereits bekannt sind sowie zudem häufig unter Alkoholeinfluss stehen. Im Hinblick auf Situationen, in denen PVB durch Gewalteinwirkung vorübergehend dienstunfähig wurden, trat in der Befragung zutage, dass die oftmals im Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit stehenden Einsatzanlässe, wie politische Demonstrationen und Großveranstaltungen im Sport, gegenüber alltäglicheren Einsatzanlässen eine quantitativ nachgeordnete Bedeutung haben. 7,5 Prozent der zu vorübergehender Dienstunfähigkeit führenden Gewaltvorkommnisse ereigneten sich im Kontext von Demonstrationen, weitere 7,8 Prozent bei sportlichen oder sonstigen Großveranstaltungen. Größere Anteile hatten u.a. Überprüfungen und Festnahmen von Verdächtigen (16,9 Prozent), Einsätze bei Schlägereien (13,1 Prozent) und Fällen häuslicher Gewalt (13,0Prozent), das Einschreiten bei Ordnungsstörungen (11,3 Prozent) oder auch polizeiliche Einsätze im Zusammenhang mit Verkehrsunfällen und Verkehrsüberwachung (9,0 Prozent).31 

			Außerdem ergab die Befragung, dass die Wahrscheinlichkeit von Ge­­walterfahrungen für männliche PVB höher ist als für weibliche, sie lag ferner höher bei körperlich kräftigen PVB, bei PVB mit Migrationshintergrund und bei Tätigkeiten im Einsatz- und Streifendienst beziehungsweise in besonderen Einsatzeinheiten (z.B. Hundertschaften). 

			Vertiefende Analysen zu polizeilichen Einsätzen im Bereich häuslicher Gewalt auf der Basis der Befragung aus dem Jahr 2010 haben gezeigt, dass dort das Gewaltrisiko für PVB beim Zusammentreffen mit alkoholisierten Tätern sowie Tätern mit Migrationshintergrund erhöht war; männliche polizeiliche Zweierteams wiesen eine erhöhte Gefährdung auf, während die Anwesenheit von Beamtinnen das Risiko minderte32. Verschiedene Studien, die auch die Perspektive von Gewalttätern gegenüber PVB einbeziehen,33 weisen darauf hin, dass Gewaltvorkommnisse vielfach aus sich aufschaukelnden Interaktionen zwischen PVB und Zivilpersonen erwachsen.

			Was tun? Intervention und Prävention

			Was wird unternommen, was kann unternommen werden, um Gewalt gegen Polizistinnen und Polizisten zu verhindern beziehungsweise zu mindern? 

			Auf gesetzgeberischer Ebene hat die Diskussion um Gewalt gegen PVB ihren Niederschlag in Verschärfungen strafrechtlicher Bestimmungen in den Jahren 2011 und 2017 gefunden (§§113, 114 StGB). So wurde unter anderem die Strafrahmenobergrenze beim Regelfall des Widerstands angehoben (§113 StGB). Für einen besonders schweren Fall reicht es nunmehr, wenn eine Person bei einer Widerstandshandlung ein »gefährliches Werkzeug« auch ohne jegliche Verwendungsabsicht mit sich führt. Mit dem §114 StGB (Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte) wurde eine Norm geschaffen, die Angriffe bei jeglichen Diensthandlungen mit einer Freiheitsstrafe bedroht. Diese Reformen werden allerdings in der Fachdiskussion sowohl im Hinblick auf ihre gewaltpräventiven Wirkungen als auch hinsichtlich einer privilegierten strafrechtlichen Behandlung von PVB vielfach kritisch bewertet.34 

			Jenseits legislativer Reformen sind Ansätze zur Prävention von Gewalthandlungen gegen PVB und gewaltbedingten Verletzungen auch in der polizeilichen Aus- und Weiterbildung zu sehen; dies betrifft insbesondere die Bereiche der Eigensicherung und der Kommunikation und Deeskalation. Darüber hinaus wird in Deutschland seit einigen Jahren auch der Einsatz von am Körper mitgeführten Videokameras (Bodycams) als Ansatz der Prävention diskutiert. Die wahrnehmbare Dokumentation des Handelns soll das »polizeiliche Gegenüber« von Gewalthandlungen Abstand nehmen lassen.35 

			Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

			Die Ausführungen in diesem Kapitel haben deutlich gemacht, dass die Zusammenhänge von polizeilicher Tätigkeit, Gewaltanwendung und Menschenrechten vielfältig und komplex sind. Polizeiliches Handeln greift bisweilen in grundlegende Rechte von Bürgerinnen und Bürgern ein, muss dies zum Teil auch tun, doch gibt es darüber hinaus auch durch die polizeilichen Befugnisse nicht legitimierte Formen der Gewaltanwendung. Zum Ausmaß illegitimer polizeilicher Gewaltanwendung in Deutschland liegen keine verlässlichen Daten vor. Ursachen und Entstehungsbedingungen polizeilicher Übergriffe lassen sich– folgt man der internationalen Forschung– neben individuellen und überindividuellen (strukturellen, kulturellen) Merkmalen nicht zuletzt auch in situativen Gegebenheiten und in Charakteristika der Interaktion zwischen Polizei und Zivilpersonen festmachen.

			Parallel zur Thematik möglicher exzessiver Polizeigewalt hat sich vor allem in jüngerer Zeit eine Diskussion um Gewalt gegen Polizistinnen und Polizisten und um deren mögliche Zunahme entwickelt. Zur Gewalt gegen Polizeibeamte liegen kriminalstatistische Daten und solche aus Befragungen der PVB selbst vor. Letztere weisen darauf hin, dass innerhalb eines Jahres etwa 50 Prozent der Beamtinnen und Beamten im Dienst körperliche Gewalt durch ein »polizeiliches Gegenüber« erfahren und insofern unter anderem in ihrem Recht auf körperliche Unversehrtheit verletzt werden. Gravierende Verletzungsfolgen durch Gewaltvorkommnisse treten dabei häufiger ein bei alltäglichen Einsatzanlässen, wie etwa dem Einschreiten bei Ordnungsstörungen und Schlägereien, häuslicher Gewalt oder bei der Verkehrsüberwachung, als bei Großveranstaltungen wie beispielsweise Demonstrationen oder Fußballspielen mit gewaltaffinen Fangruppierungen. 

			Beide Perspektiven auf den Zusammenhang von polizeilicher Tätigkeit, Menschenrechten und Gewalt sind einerseits klar zu unterscheiden. Die Frage der Abwehrrechte des Individuums gegen den Staat stellt sich in Bezug auf polizeiliche Gewaltübergriffe, nicht aber in Bezug auf Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte. Auf der anderen Seite sind beide Perspektiven ebenso deutlich miteinander verknüpft. Studien zu Polizeigewalt wie solche zur Gewalt gegenüber der Polizei betonen, dass Anwendung von Gewalt letztlich als Interaktionsgeschehen begriffen werden muss und dass der konkreten Handlungssituation große, wenn auch bislang nur in Teilen hinreichend erforschte Bedeutung zukommt.36
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		Corina Gombel/ Jasmin Dunkhorst

			Polizistinnen als Durchsetzerinnen des staatlichen Gewaltmonopols

			»Frauen haben eine andere Qualität in die Polizei gebracht, diein ­großenTeilen­ deeskalierend wirkt. Letztendlich darf es keine ­Unterschiede ­zwischen den Geschlechtern geben. Jede Kollegin und jeder Kollege muss seine speziellen­ Fähigkeiten individuell einsetzen, wobeiFrauennochdazu­ermutigtwerden sollten.«(Corina Gombel)

			»Als Polizistin muss ich lebenslang lernbereit sein und mich zur werteorientierten­ Aufgabenwahrnehmung verpflichten. Für mich erfordert dies auch, die persönlichen Lebensentwürfe mit dem Anspruch an die Aufgaben­erledigung in Einklang zu bringen. Zentrale Bedeutung hat dabei für mich die Aus- und Fortbildung der Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten.«(Jasmin Dunkhorst)

			Hermann Hesse schrieb einmal: »Eigensinn macht Spaß«, und verstand dies als Ansporn für die Erhaltung der individuellen Freiheit. Die in der Folge dargestellten Perspektiven und Meinungen, Fakten und dargestellten Ereignisse entspringen unserem »Eigensinn« und Leitmotiven unserer Berufsausübung. Wir haben uns als Polizeibeamtinnen auch immer ganz persönlich mit den Grenzen und Freiheiten auseinandersetzten müssen, sodass wir ganz bewusst unsere eigenen Perspektiven zum Thema Polizei und Menschenrechte darstellen.

			 »Die« Polizei gibt es in Deutschland nicht, denn Polizei ist Ländersache und wird heute wie vor über 100 Jahren durchaus sehr unterschiedlich in Fragen der Aus- und Fortbildung, Kultur und Strategie gelebt. Allerdings sind die Länderpolizeien in Deutschland schon längst auf dem Weg, in Form von Kooperationen einen gemeinsamen Nutzen in Bereichen wie Aus- und Fortbildung, Ressourcen und Einsatztaktiken zu erwirken. So arbeiten die Polizeien der südlichen Bundesländer beispielsweise im Bereich der Brandermittlung zusammen, bundesweit werden Großeinsatzlagen gemeinsam durchgeführt wie zuletzt beim G-20-Gipfel, und regelmäßig unterstützen sich die Polizeien der Bundesländer beispielsweise auch im Rahmen von Großveranstaltungen wie Spielen der Fußballbundesliga. 

			»Die« sogenannte Polizei genießt, wie unterschiedliche Befragungen in der Bevölkerung zeigen, ein relativ hohes Ansehen und auch eine Laufbahn als Polizistin oder Polizist ist immer noch eines der beliebtesten Berufsziele bei Schulabgängerinnen und Schulabgängern. Gerade mit Blick auf die noch immer nicht erreichte Parität bei den Einstellungen in den Polizeidienst und damit auch auf lange Sicht in der Personalstruktur (zurzeit beträgt der Frauenanteil bundesweit rund 20 Prozent)– von bestimmten (Führungs-)Funktionen ganz zu schweigen– ist die Fokussierung auf eine Gruppe »Frauen« häufig nicht hilfreich. Wir haben es grundsätzlich mit Menschen zu tun. Natürlich sollen geschlechterspezifische Unterschiede und Berufssozialisationen und feststellbare Stereotype nicht unbeachtet bleiben. So zeigt etwa die historische Betrachtung die Ursachen für unterschiedliche Bewertungen von Männern und Frauen in der Polizei auf. Idealerweise wäre eigentlich eine geschlechterdifferenzierte Betrachtung von Polizei und Menschenrechten obsolet– ist sie aber nicht …

			1	Frauen in der Polizei– früher und heute

			Dass es Frauen bei der Schutzpolizei gibt, haben wir nicht zuletzt der Frauenbewegung in den 1970er-Jahren zu verdanken. 1979 wurde beispielsweise beim Sozialministerium in Hessen eine Zentralstelle für Frauenfragen eingerichtet und somit die hessische Frauenpolitik institutionalisiert. 1981 folgte der Kabinettsbeschluss zur Förderung von Frauen im Landesdienst und im Oktober 1981 wurden erste Frauen bei der Schutzpolizei eingestellt. Die Landesregierung in Hessen begründete den Vorstoß mit den positiven Erfahrungen und der vollständigen Integration der Weiblichen Kriminalpolizei (WKP) in die Kriminalpolizei im Rahmen der Neuordnung der Polizei in der Bundesrepublik in den 1970er-Jahren. 

			In der weiblichen Polizei gab es bereits seit 1903 in Deutschland »Polizeiassistentinnen«1, später auch »Polizeimatronen« oder »Polizeifürsorgerinnen« genannt. Zielrichtung war damals die Durchsetzung von Sittlichkeit, die Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten, allgemeine Fürsorge und Gefangenenfürsorge. Die Tätigkeitsinhalte der Polizeiassistentinnen bestanden denn auch weniger in der Kriminalitätsbekämpfung, sondern vorwiegend im fürsorgerischen Bereich, beispielsweise bei der Begleitung ärztlicher Untersuchungen von Prostituierten oder der Betreuung von Mädchen und Frauen, die von der Polizei aufgegriffen wurden. Die damalige Frauenbewegung hatte zum Ziel, Frauen und Minderjährige in der Strafverfolgung unter den spezifischen Schutz von Frauen zu stellen, sie kämpfte daher dafür, Frauen in die Polizei zu integrieren. Die Aufhebung der polizeilichen Reglementierung der Prostitution durch die (männliche) Sittenpolizei, der es oblag, die eigentlich verbotene Prostitution zu kontrollieren, waren genauso Ziele wie die Schaffung qualifizierter Arbeitsstellen und bessere Bildungschancen.2

			In der Zeit von 1923 bis 1925 wurde im Zuge der britischen Besetzung des Rheinlandes (infolge des Versailler Vertrages) in Köln nach britischem Vorbild die erste weibliche Polizei in Deutschland eingerichtet und mit englischen und deutschen Beamtinnen besetzt. Die Leiterin dieser sogenannten Frauenwohlfahrtspolizei war die Kölner Polizeifürsorgerin Josephine Erkens.3 In den anderen deutschen Ländern gestaltete sich in den 1920er-Jahren die Institutionalisierung weiblicher Polizeien nach unterschiedlichen Modellen: In Baden und Sachsen wurde eine uniformierte weibliche Polizei eingerichtet, in Hamburg und Preußen eine Weibliche Kriminalpolizei als selbstständige Kriminalinspektion unter weiblicher Leitung. Frauen in der Polizei galten in Teilen Deutschlands als Wegweiserinnen für das Leitbild »Freund und Helfer« und sollten eine Abkehr von polizeistaatlichen Methoden und der starken Militärorientierung einläuten. 

			Während der Zeit des Nationalsozialismus kam es zur Neuordnung und zum Ausbau der weiblichen Polizei, wodurch sich ihre Zuständigkeiten änderten. Ende 1937 wurde die Weibliche Kriminalpolizei (WKP) in die sich radikalisierende Kriminalpolizei einbezogen, alle anderen Formen weiblicher Polizei wurden aufgelöst. Die WKP war vor allem zuständig für Jugendkonzentrationslager, insbesondere sogenannte Mädchenschutzlager. Das Rollenverständnis »weibliche Polizei« war dadurch geprägt, »Ergänzung« für die männliche Polizei zu sein, als Beamtinnen besondere Aufgaben zu haben und vor allem die Erfahrungen aus der Fürsorgearbeit einzubringen, um die Umsetzung rassepolitischer Ideologien unter dem Deckmantel der Kriminalprävention zu ermöglichen4. Diese Art der Mittäterinnenschaft und der damit verbundene Missbrauch von Menschenrechten wurden nach 1945 nicht wirklich diskutiert und aufgezeigt.5

			Nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelte sich der Aufbau der »weib­lichen Polizei« ganz unterschiedlich, je nach Besatzungszone und im Westen anders als im Osten Deutschlands. Spätestens Mitte der 1970er-Jahre war dann im Zuge der Neuorganisation der Polizei in der Bundesrepublik die Weibliche Kriminalpolizei aufgelöst und in die allgemeine Kriminalpolizei überführt. 1978 stellte Berlin als erstes Bundesland, Frauen in der Schutzpolizei ein, 1979 folgte Hamburg, 1981 Niedersachsen und Hessen, 1982 Nordrhein-Westfalen. Im Laufe der 1980er-Jahre schlossen sich die anderen Bundesländer an. Am längsten dauerte es in Bayern, wo erst ab 1990 Schutzpolizistinnen eingestellt wurden. 

			In der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) wurden in den Nachkriegsjahren Frauen als Verkehrspolizistinnen mit dem Ziel der Unterstützung der örtlichen Polizei, aber auch zur Attraktivitätssteigerung eingestellt. Die Angehörigen der uniformierten weiblichen Verkehrspolizei, die ab Juli 1945 in vielen ostdeutschen Großstädten eingesetzt waren, wurden »im Volksmund liebevoll, aber auch despektierlich ›Winkermiezen‹ genannt.«6 »Die Vorgesetzten achteten darauf, dass die eingesetzten Reglerinnen gute Uniformen besaßen und auch entsprechend frisiert und geschminkt waren, um das positive Bild zu verstärken.«7 So kam den Verkehrspolizistinnen in der SBZ in den Nachkriegsjahren eine wichtige Rolle in der Propaganda zu. Sie sollten »eine der Bevölkerung zugewandte Staatsgewalt repräsentieren und nicht zuletzt gegenüber Westbesuchern für den ostdeutschen ›neuen Staat‹ als die bessere Alternative werben«.8 

			Der Frauenanteil in der Volkspolizei der DDR stieg von Anfang 1965 bis 1967 von 6 auf 7,8 Prozent und bis 1970 auf 9,3 Prozent. Der qualitative Unterschied lag vor allem in der Art der Beschäftigung: Waren Frauen bisher vor allem im Verwaltungsbereich tätig gewesen, wurden sie nun auch operativ eingesetzt– vor allem in der Kriminal- und Verkehrspolizei– und hatten deutlich bessere Qualifikations- und Karrieremöglichkeiten.9 Damit galten die Frauen in der Polizei als Zeichen der Gleichberechtigung in der DDR. Mit Slogans wie »Frauen, die lenken und führen können« sollten selbstbewusste Frauen in den Mittelpunkt gestellt werden, die ihren anstrengenden Beruf mit Familienpflichten, weitergehenden Qualifizierungen und oft noch sportlichen oder politischen Aktivitäten verbanden.10

			Was die Bundesrepublik angeht, so darf man nicht verschweigen, dass die in den 1960er-Jahren rückläufige Zahl der männlichen Bewerber Einfluss auf die Entscheidung hatte, Frauen in die Schutzpolizei einzustellen. So wurden 1969 in Düsseldorf erste Anwärterinnen gemeinsam mit männlichen Quereinsteigern für die allgemeine Kriminalpolizei eingestellt. Dies bedeutete gleiche Ausgangssituation, Ausbildung und polizeiliche Sozialisation. 

			Doch damals hatten die Frauen nicht nur mit Stiefeln und ­Handtaschen, Röcken und Kopfbedeckungen zu kämpfen, die sie uniformtechnisch zu ertragen hatten, sondern sie waren auch sonst häufig in der Diskussion. Oft wurden sie, aufoktroyiert oder selbst geschaffen, mit dem Image konfrontiert, »Sonderpersonal« zu sein oder einer Quote zu bedürfen oder in bestimmten polizeilichen Arbeitsfeldern nicht eingesetzt werden zu ­können. 

			»[…] Alles ist auf grün abgestimmt, der Schlips, der Anorak, erdfarbene Hosen und senfgelbes Hemd, Applikationen unseres Bundeslandes am linken Oberarm und auf der Brusttasche. Bügelfalten teilen mich schnurgerade ein vom Hals bis zu den dienstlich gelieferten Socken. […] Ich benutze Kajalstift und auberginefarbenen Lidschatten, lege gegen die Dienstvorschrift einen mittelgroßen Ohranhänger an, toupiere mir die Haare und sprühe reichlich Haarlack hinein. Etwas unzivil Wildes muss schon an mir sein, wenn ich sonst so uniformiert bin. Mein äußeres Erscheinungsbild unterliegt der ständigen Kontrolle meiner Kollegen. Wenn Haare, Schminke oder zwei Pfund an der Hüfte mal nicht stimmen, so teilen sie es mir augenblicklich mit. Größere Pflegeausfälle kann ich mir nicht leisten.«11

			Diese und ähnliche Erinnerungen und Erfahrungsberichte, wie gut oder mäßig der Einstieg in die Männerdomäne »Polizei« den Frauen gelungen ist, teilen wohl viele der Kolleginnen, die in ihrem jeweiligen Bundesland zwischen 1978 und 1990 als erste Schutzpolizistinnen ihren Dienst aufgenommen haben. 

			Mittlerweile sind Frauen in der Polizei unverzichtbar– gut ein Drittel beträgt ihr Anteil bei Neueinstellungen, die Auswahl erfolgt nach Geeignetheit und nicht nach Geschlecht. Positiv betrachtet, könnte man meinen, dass mit der Berufsorientierungsinitiative »Girls’ Day«12 auch bei der Polizei doch alles im grünen Bereich zu sein scheint, weil Polizei als ein typisch männliches Berufsfeld gar nicht mehr gesehen wird. Doch muss man letztlich auch feststellen, dass die Veränderung von polizeilichen Leitbildern oder Polizeikonzepten aufgrund des gleichberechtigten Zuganges von Frauen zum Beruf vermutlich mehr Zeit in Anspruch genommen hat und noch nimmt, als man es politisch und gesellschaftlich gerne wahrhaben möchte. 

			So ist etwa die kontrovers geführte Diskussion um Frauenquoten zu erklären. Keine Frau möchte wirklich bevorzugt behandelt werden, wenn unter dem Strich steht, dass sie nicht so gut ist wie der männliche Konkurrent. Aber eigentlich kann es sich auch keine Frau leisten, wenn sie mindestens so gut ist wie ihr männlicher Kollege, benachteiligt zu werden beziehungsweise darauf zu warten, dass sich durch sehr langsam einstellende Parität die Dinge schon von allein regeln werden. Was die Besetzung von Führungsfunktionen in der Polizei betrifft, so hat sich in der Zwischenzeit einiges getan, allerdings ist auch noch deutlich »Luft nach oben« zu verspüren. Die sogenannte Gerechtigkeit ist vermutlich für die eine oder andere Polizeibeamtin nicht ausreichend spürbar, auch scheint der Polizeiberuf offenbar noch immer eine typische Männerdomäne, zieht man Evaluationsergebnisse aus Befragungen heran: Demnach trauen sich immer noch nicht wenige Frauen die polizeilichen Aufgabenstellungen nicht oder nicht ausreichend zu. Bedauerlich, wenn man bedenkt, dass die Bewerberinnen in der Regel in den Auswahlverfahren erfolgreicher abschneiden als ihre männlichen Konkurrenten.

			Und ist Geschlechtergerechtigkeit nicht auch ein Menschenrecht? Art.3 Abs.2 Grundgesetz lautet: »Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.« Dieses Grundrecht ist keine Option, sondern geltendes Recht und unter anderem gestützt durch die Entscheidung der Europäischen Union zur Beseitigung der Ungleichheiten durch die Einführung von Frauenquoten in den Führungsetagen börsennotierter Unternehmen (zur Förderung von Frauen im Polizeidienst siehe auch den Beitrag von Sarah Elsuni, S.158 f.). 

			Berufliche Sozialisation

			Viele Jahre fehlte eine geschlechtsspezifische Betrachtung der polizeilichen Sozialisation. Die Fixierung auf traditionelle Rollenbilder von Mann und Frau scheint heute nicht mehr so offensichtlich gegeben, Emanzipation und Aufklärung sind gegenwärtig und politisch verankert. Warum also die Geschlechterfrage noch groß diskutieren oder sie gar in Verbindung mit der Rolle von Polizistinnen als »Menschenrechtswahrerinnen« bringen? 

			So einfach ist es dann eben doch nicht und so leicht werden Rollenbilder auch nicht abgelegt. Frauen machten und machen es sich untereinander auch nicht immer leicht, wie es die sogenannte Krabbenkorb-Metapher beschreibt: »Alle sollen artig im Korb bleiben, keine soll es wagen, den Kopf hinauszustrecken oder gar den Korb zu verlassen und Erfolg zu haben. Frauen wollen Harmonie um jeden Preis. Dabei sollen möglichst alle gleich sein und gleich bleiben.«13 Frauen verharren möglicherweise so lange in einem Sonderstatus in männlichen Gremien, bis der Anteil von einem Drittel Frauen in allen Führungsgremien überschritten ist und sie nicht mehr als Exotinnen wahrgenommen werden. 

			Die Darstellung in den Medien zeigt uns, wo wir stehen: »Ich führe ein erfolgreiches Familienunternehmen …«, nur nicht bei Thyssenkrupp. Gibt man »Frauen in der Polizei« als Suchbegriff bei Google ein, tauchen schnell schlüpfrige Cartoons auf und noch in der letzten Frühbesprechung konnte man die männlichen Kollegen über die immer attraktiver werdenden Ratsbewerberinnen14 fachsimpeln hören … 

			Und schockierend wie einleuchtend zugleich: Noch immer beschreiben Kinder in Aufsätzen die Rollen von Jungen und Mädchen mit den gleichen Stereotypen wie vor 20 Jahren: Jungen dürfen sich schmutzig machen und auf Bäume klettern, Mädchen haben besseres Benehmen und sind attraktiv.15 

			Das Geschlecht ist offenbar ein Garant für die Aufrechterhaltung unserer nach wie vor von Ideologien geprägten sozialen Realität. Geschlechterrollenkonflikte finden wir häufig in typischen Frauen- und Männerberufen, sie sind erlebbar in der Diskrepanz zwischen der erwünschten und der tatsächlich erlebten Behandlung durch andere. Dazu kommt die Diskrepanz zwischen dem Selbstbild und den von außen gestellten Erwartungen. Das Image eines Berufes hängt dabei einerseits ab vom jeweils darin vorherrschenden Frauen- und Männeranteil, andererseits aber auch von den mit dem Beruf assoziierten männlichen und weiblichen Eigenschaften. Erinnern wir uns an die Historie des Polizeiberufs, man könnte es nachhaltig nennen … Frauen können im Polizeiberuf nur sehr begrenzt auf eine gemeinsame Vergangenheit mit den Männern zurückblicken, umgekehrt gilt dies ebenso. Noch 1986 heißt es im Erfahrungsbericht der Arbeitsgruppe der Innenministerkonferenz zu den Modellversuchen mit Schutzpolizistinnen in einigen Bundesländern (z.B. Nordrhein-Westfalen, Hessen, Baden-Württemberg, Niedersachsen und Bremen): »Frauen sind für den Dienst in der Schutzpolizei geeignet und können in allen Bereichen eingesetzt werden. Die gemischte Streife hat sich bewährt, lediglich bei Einsätzen in geschlossenen Einheiten [Einsatzhundertschaften der Polizeien, die beispielsweise eingesetzt werden bei Großveranstaltungen wie Demonstrationen oder Fußballspielen– d. Verf.] zeigen Frauen teilweise mangelndes Durchsetzungsvermögen und körperliche Schwäche.«16

			Die Manifestation der alten Geschlechterrollen und damit eine Fokussierung auf das Einbringen von frauenspezifischen Fähigkeiten wie Einfühlungsvermögen und kommunikativer Kompetenz sind nicht immer von Vorteil, da dies für manche Kollegin zu einer Einschränkung und Festlegung auf bestimmte Tätigkeiten im Polizeiberuf geführt hat. So sind beispielsweise auch heute Frauen in den Kommissariaten für Opferschutz und Prävention besonders häufig tätig. Andererseits sind Bemerkungen wie: »Gerade eben habe ich eine gleichgeschlechtliche Streifenbesatzung gesehen… Die beiden Kolleginnen haben einen guten Job gemacht …« heute nicht mehr die Regel. Auch bei den männlichen Kollegen herrscht inzwischen überwiegend die Ansicht, dass hinsichtlich der Qualität der Arbeit und der Zusammenarbeit keine Geschlechterunterschiede festzustellen sind.

			Zuschreibung von Geschlechterstereotypen

			Die Zahl durchsetzungsschwacher und durchsetzungsstarker Persönlichkeiten unter den männlichen wie weiblichen Polizeikräften ist vermutlich annähernd gleich. Festzustellen ist, dass Polizistinnen, die ihre Rolle und ihre Situation in diesem vermeintlichen Männerberuf reflektieren, häufig ihre tatsächlichen persönlichen Stärken entdecken und ihre vielleicht auch geschlechterspezifischen (vielleicht aber auch nur erziehungsbedingten) Kompetenzen, die sie zuvor möglicherweise gar nicht für sich beansprucht hätten. »Zu Beginn meiner Karriere wollte ich männlicher als die Männer sein, meine Familie und insbesondere meine Eltern haben mir oft gesagt, dass sie mich– meine Art zu reden– gar nicht wieder erkennen würden. Mit der Erfahrung und dem Austausch mit anderen Kolleginnen habe ich eine selbstbewusste Rolle in den Beruf gefunden und sicherlich auch ein Stück Weiblichkeit zurückgewonnen.«17

			Weniger das Geschlecht als solches, sondern die beiden Geschlechtern zugeschriebenen Stereotype und das auf diese Zuschreibung ausgerichtete Verhalten scheinen ursächlich für die unterschiedliche Sichtweise von Kompetenzen und Fertigkeiten von Frauen und Männern innerhalb der Polizei. Männer schätzen sich häufiger selbstbewusster ein, während sich beide Geschlechter die mit dem Berufsbild beziehungsweise dem Leitbild als »Freund und Helfer«– und nicht als geschlechtlich– konnotierten Eigenschaften zuschreiben wie freundlich, authentisch und verständnisvoll. Frauen und Männer in der Polizei scheinen auf gleiche Weise karriereorientiert zu sein– Frauenfördermaßnahmen werden allerdings vom Großteil der männlichen Kollegen, teilweise auch von den Kolleginnen, abgelehnt. Die Frauenförderpläne der Hessischen Polizei dokumentieren beispielsweise, dass Frauen ab der Besoldungsgruppe A 10 (Polizei/­KriminaloberkommissarIn) unterrepräsentiert sind. Männer lehnen die Maßnahmen aus verständlichen Gründen ab: Der Kuchen kann nur einmal verteilt werden und die Förderung einer Frau bedeutet die Nichtförderung eines Mannes.18 Das vorhandene Beurteilungssystem bei der Polizei soll hier die Bestenauslese ermöglichen, letztlich wurden aber in der Vergangenheit überdurchschnittlich viele Polizeibeamtinnen schlechter beurteilt als vergleichsweise Männer– und ohne gute Beurteilung ist die Karriereleiter nicht zu erklimmen. Der Zusatz »bei gleicher Eignung, Leistung und Befähigung sind Frauen zu bevorzugen«, der sich unter jeder Stellenausschreibung wiederfindet, wird möglicherweise so ausgehebelt beziehungsweise führt zu einer breiten Ablehnung von Fördermaßnahmen. 

			Ob aus mangelndem Selbstbewusstsein oder aufgrund des eigenen perfektionistischen Anspruchs– Frauen zögern bei den Möglichkeiten, neue Aufgaben oder Funktionen zu übernehmen, während Männer sich häufig Herausforderungen stellen, auch wenn sie den Anforderungsprofilen nicht immer entsprechen. Dies spiegeln die langjährigen Erfahrungen der Verfasserinnen als Frauenbeauftragte durch ihre Mitarbeit in Auswahlgremien.19­

			Vereinbarkeit von Beruf und Familie

			Hinsichtlich der Vereinbarkeit von Beruf und Familie stellen sich sowohl Männer als auch Frauen schwierigen Rahmenbedingungen. Diese scheinen aber insbesondere für die Frauen im Polizeiberuf, auch wenn sie vor der Familiengründung beziehungsweise Geburt eines Kindes in gleicher Weise berufstätig, erfolgreich und einsatzfähig waren, bewusst und unbewusst eine Rückkehr zu traditionellen Rollenmustern nach sich zu ziehen. Dann heißt es für viele Polizistinnen: »Willkommen in der Teilzeitfalle«, denn Beschäftigte in Teilzeit werden schlechter beurteilt, weil sie weniger wahrgenommen werden.20 Es bedarf jedoch noch einiger Anstrengung, trotz Teilzeit und durchaus positiver Errungenschaften wie Telearbeits­plätzen, in den »strategisch« wichtigen Kreisen wahrgenommen zu werden, da diese noch sehr tradiert durch Besprechungsgremien agieren und eine Nichtteilnahme daran Karriereverläufe ins Stocken geraten lassen kann. 

			Dabei sind die Beschränkungen nicht nur »hausgemacht«, sondern auch ein Zeichen verfehlter Behördenpolitik und gesellschaftlicher Möglichkeiten hinsichtlich der Schaffung von Rahmenbedingungen zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Es ist ein strukturelles Problem, wenn beispielsweise in einem Kriminalkommissariat mit 20 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bereits fünf in Telearbeit und drei in Teilzeit arbeiten und jemand dauererkrankt ist und deshalb keine weiteren Telearbeitsplätze eingerichtet werden können, was sich dahingehend auswirkt, dass Frauen (und mittlerweile auch Männer) in der Erziehungsphase ihre Wochenarbeitsstunden viele Jahre reduzieren und keine Tätigkeiten mit einem größeren Verantwortungsbereich übernehmen. So manche Kollegin möchte gerne mehr Stunden arbeiten, zumal sich die zum Teil jahrzehntelange Teilzeit auch nachteilig auf die Altersvorsorge auswirkt. Es ist jedoch nicht die Schuld oder das Problem der Mitarbeiterinnen, sondern eine Aufgabe für die gesamte Behörde, hier Maßnahmen einzuführen, die zu einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf führen. Bestrebungen, grundsätzlich jeden möglichen Arbeitsplatz in der öffentlichen Verwaltung mobil und damit heimarbeitsfähig zu machen, wären ein Schritt in die richtige Richtung, ebenso Führungsfunktionen in Teilzeit oder als Jobsharingmodelle. 

			Aus- und Fortbildung

			Grundsätzlich ist die Ausbildung für den Polizeiberuf für beide Geschlechter identisch, dennoch werden immer wieder frauenspezifische Fortbildungsbedarfe identifiziert. In Nordrhein-Westfalen beispielsweise werden seit Zulassung der Frauen zum Dienst in der Schutzpolizei (1982) Seminare angeboten, die Polizistinnen unter anderem zum Thema »selbstbewusste Kommunikation« schulen und geschlechterstereotype Vorstellungen sowie einschränkende Glaubenssätze (z.B. alles auf die »Müssen-und-Sollen-Seite« zu hieven) aufzeigen und relativieren. Die Polizeiakademie Hessen führt seit 15 Jahren Seminare zum Thema »Karriereplanung für Polizeivollzugsbeamtinnen« durch. Eine der Einstiegsaufgaben bezieht sich jeweils auf Vorteile von und Vorurteile über Frauen bei der Polizei. 

			Unbestritten ist die Fähigkeit von Frauen im Polizeivollzugsdienst, durch kommunikatives Geschick, empathisches Handeln und ­einfühlsames Vorgehen einen wertvollen Beitrag als Durchsetzerinnen des staatlichen Gewaltmonopols zu leisten. Statt sich in »Nischen« polizeilicher Verwendung zu tummeln, zum Beispiel als Sachbearbeiterin in einem Kommissariat oder in einer Stabsstelle, lernen die Kolleginnen durch entsprechende Fortbildungsangebote, ihre Eignung und Leistungsbefähigung zur Übernahme höher qualifizierter Tätigkeiten und Führungsaufgaben zu erkennen. Auf die Frage, warum spezielle Fortbildungsangebote für Frauen entwickelt werden mussten, gibt es eine einfache Antwort: Die Polizei als Arbeitgeberin ist verpflichtet, wirtschaftlich zu agieren. Dazu benötigt sie das höchstmögliche Potenzial ihrer Beschäftigten, was sich in diesem Fall nur mit zielgruppenspezifischen Fortbildungsangeboten erreichen lässt. Auch Personalentwicklungsinstrumente wie Coaching, Mentoringprogramme, die Möglichkeit der Wahrnehmung von Führungsaufgaben in Teilzeit oder in der Doppelspitze, Hospitationen, die Übernahme von Arbeits- und Projektgruppen und Aufgaben mit Außenwirkung gehören in dieses Feld.

			2	Durchsetzerinnen des staatlichen Gewaltmonopols

			»Die Polizei ist übrigens die größte Menschenrechtsorganisation«21 oder, so könnte man es auch aus der Perspektive der Frauen im Polizeidienst formulieren: Alles, was wir als Polizistinnen tun, tun wir für die Menschenrechte. Doch jeder Eingriff in die persönliche Unversehrtheit oder Privatsphäre durch Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte ist gleichwohl auch ein Eingriff in die Menschenrechte. Dieser muss qua Gesetz legitimiert sein. 

			Eine mögliche Perspektive bei der Analyse der Menschenrechtswahrung durch Polizeibeamtinnen ist die Betrachtung der Faktoren innerhalb der Polizei sowie ihres gesellschaftlichen Umfelds. Innerhalb der Polizei wirkt die berufliche Sozialisation der Frauen noch immer in die Gegenwart fort, was sich insbesondere an der überrepräsentativen Verwendung in Kommissariaten zu Jugendkriminalität oder Gewalt im sozialen Nah­raum ablesen lässt. Wie bereits geschildert, lag der Schwerpunkt der weiblichen Polizeiarbeit in der Historie zunächst auf Fürsorgetätigkeiten, in der Regel auf Frauen und Kinder bezogen. Doch darüber hinaus konnten die Frauen in der Polizei im Laufe der Zeit ebenso die notwendigen fachlichen Kompetenzen in anderen Arbeitsfeldern nachweisen. Die veränderte Wahrnehmung durch das gesellschaftliche Umfeld, Polizistinnen nicht mehr nur in Sonderfunktionen, etwa als Verkehrsreglerinnen oder Betreuerinnen, zu sehen, sondern sie als für alle Facetten des Berufs gleichberechtigt verantwortlich zu betrachten, ist als ein menschenrechtsförderlicher Faktor zu bewerten. Dagegen können ein schlechtes innerpolizeiliches Klima oder chancenungleiche strukturelle Verhältnisse Nährboden für menschenrechtsverletzendes Verhalten sein. Überforderte Kolleginnen und Kollegen, die durch ihre Mehrfachbelastung gestresst sind, können ihrer Aufgabe nicht unbedingt in vollem Umfang gerecht werden.22 

			Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte

			Eine weitere Perspektive ist der Anstieg der Gewaltbereitschaft in der Gesellschaft insgesamt und insbesondere auch gegenüber der Polizei. Eine umfangreiche Studie aus dem Jahr 2013 hat das Vorkommen von Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte in der Mehrzahl bei der Schutzpolizei dokumentiert (77 Prozent der weiblichen und 77,4 ­Prozent der männlichen PVB des Wachdienstes berichteten über mindestens eine Gewalt­erfahrung); die tätlichen Angriffsformen fielen überwiegend in den Deliktsbereich »Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte« (85,3Prozent). Dabei lag der Anteil der betroffenen Beamtinnen unter dem Gesamtanteil der Polizeibeamtinnen in der Schutzpolizei.23 Dies mag durch die geringere Anzahl der Frauen im relevanten Außendienst begründet sein, die möglichen besonderen Kompetenzen der Polizistinnen im Bereich der Deeskalation oder aber auch in einer noch immer vorhandenen Hemmschwelle der überwiegend männlichen Täter gegenüber Frauen, so die Schlussfolgerungen der Studie.

			Inzwischen gibt es im Strafgesetzbuch den neu gefassten §113, der Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte schon bei der normalen Ausübung ihres Dienstes unter Schutz stellt.24 Wie sich so eine »normale Ausübung« darstellt, zeigt das folgende Beispiel: Streifendienst. Eine gemischte Streife wird zur Verstärkung gerufen– Einsatzgrund häusliche Gewalt. In diesem Fall zeigt sich die häusliche Gewalt in Gestalt eines gewaltbereiten und alkoholisierten Ex-Ehemannes, der trotz vorliegenden Abstandgebots die Wohnung seiner Ex-Frau aufsucht. Durch die anwesenden Polizei­beamten soll der Mann zur Wache verbracht werden, dagegen wehrt er sich massiv. Bei der Verbringung in den Streifenwagen eskaliert die Situation. Die zur Verstärkung herbeigerufene Polizeibeamtin gab im Anschluss Folgendes an: »Ich nahm seinen rechten Fuß, lehnte mich vor und wollte so den N. in den Streifenwagen drücken. Der N. hat das gesehen, zog seinen Fuß zurück, winkelte ihn an und trat mir augenscheinlich gezielt und gewollt mit beschuhtem Fuß ins Gesicht. Aufgrund der Stärke des Trittes bin ich mit dem Hinterkopf gegen die Autotür geschlagen. Mir floss sofort Blut aus Mund und Nase, sodass ich mich in einen anderen Streifenwagen setzte. Innerhalb kürzester Zeit schwollen meine Oberlippe und Nase an. Ich kriegte noch mit, dass die Kollegen noch einige Zeit brauchten, bis der N. endgültig in den Streifenwagen verbracht war. Ich selbst wurde mit einem Krankenwagen ins Krankenhaus nach A. gebracht. Bei mir wurden eine Nasenbeinfraktur, eine Gehirnerschütterung und ein Platzhämatom am Hinterkopf sowie eine aufgeplatzte Oberlippe diagnostiziert. Abschließend kann ich sagen, dass der N. uns während der gesamten Maßnahme mehrfach als ›Idioten‹ und ›Arschlöcher‹ beschimpft hatte. Auch äußerte er, dass seine Ex-Frau dafür büßen würde.«25

			Das Beispiel bestätigt ein Forschungsbericht zum Thema »Gewalt gegen Polizeibeamte«, die als zentrales Motiv eine generelle Feindseligkeit gegenüber der Polizei identifizieren, wodurch die Rolle der Polizei als »Freund und Helfer« konterkariert wird.26 Zudem ist der geschilderte Fall besonders symptomatisch für dieses Phänomen. Weiter kann ein solcher Gewaltangriff zu einer doppelten Frustration bei den eingesetzten Polizeibeamten führen, da in zwei Drittel aller Übergriffe auf sie die Täter bereits bekannt und durch ähnliche Taten schon in Erscheinung getreten sind27 und andererseits die polizeilichen Maßnahmen in der Regel kaum zum Erfolg führen28. Auch hier zeigen die Befragungsergebnisse des Forschungsberichts, dass in der Folge von Gewalterfahrungen bei der Dienstausübung auch Resignation und Abstumpfen als Gewöhnungseffekt eintreten können. 

			Protektion und Prävention

			Auf der Suche nach Maßnahmen gegen die gestiegene Gewaltbereitschaft findet in Deutschland wie in anderen europäischen Ländern die mobile Videoüberwachung mittels Körperkamera (Bodycam) Anwendung, etwa in Bahnhöfen29. In Nordrhein-Westfalen befindet sich dieses Einsatzmittel in der Einführung im Rahmen eines Projektes. Polizeiliches Ziel ist es, durch den Einsatz von Bodycams den Verlauf von Kontrollmaßnahmen zu deeskalieren und so die eingesetzten Polizistinnen und Polizisten vor gewalttätigen Übergriffen zu schützen. Als polizeiliches Einsatzmittel bewirkt die Kamera bei den eingesetzten Beamten insgesamt ein gestiegenes Sicherheitsgefühl und wird sowohl von Bürgerinnen und Bürgern als auch vom polizeilichen Gegenüber als Bestandteil polizeilicher Arbeit wahrgenommen. Die ersten Einsatzerfahrungen mit den Bodycams sind positiv und bestätigen das grundsätzliche Potenzial zur Deeskalation. 

			Hessen war 2013 das erste Bundesland, in dem Bodycams erprobt wurden. 2015 wurden sie landesweit eingeführt. Inzwischen werden sie bundesweit eingesetzt.30

			Im Rahmen der Herbsttagung 2018 der Innen- und Justizminister der unionsregierten Länder zogen die Beteiligten eine kurze Bilanz zum Einsatz der Bodycams. Hervorgehoben wurde vor allem die präventive Wirkung der Kameras, die an den Uniformen der Polizei angebracht werden. Nach verschiedenen Versuchseinsätzen berichteten insbesondere Polizistinnen, dass allein die Präsenz der Bodycam schon Wirkung zeige und die Hemmschwelle, Polizeibeamte anzugreifen oder gewalttätig zu werden, spürbar gestiegen sei.

			Das unter diesen Faktoren durchzusetzende Gewaltmonopol ­erfordert eine ständige berufsethische Auseinandersetzung mit dem erlebten Polizeialltag. Alltägliche Szenarien, wie beispielsweise die Aufnahme eines schweren Verkehrsunfalles mit Behinderungen durch Gaffer oder die Verweigerung des Gesprächs mit einer Polizeibeamtin aufgrund ihres Ge­­schlechts, verlangen gleichermaßen die Wahrung von Menschenrechten auf der einen Seite und die Einschränkung dieser auf der anderen Seite. Grundrechtsabwägungen zwischen dem Schutz von Eigentum der Bürgerinnen und Bürger und der Unversehrtheit der eingesetzten Polizeikräfte stehen zudem besonders im Fokus der gesellschaftlichen Aufmerksamkeit und sind Anlass zu Kritik an der Polizei. Diese Abwägungen gehören zwar zum polizeilichen Alltag, sind aber in der Ausprägung wie beispielsweise bei den schweren Ausschreitungen während des G-20-Gipfels im Sommer 2017 in Hamburg bisher die Ausnahme in Deutschland.

			3	Schlussbetrachtung

			Die tägliche Lektüre von Beiträgen in den verschiedensten Nachrichtenportalen führt vor Augen, dass die Herausforderungen für die Polizeiarbeit weder geringer noch einfacher werden. Terror, Flüchtlingskrisen, illegale Autorennen, Gaffer, Familiendramen und Wirtschaftskriminalität oder Cyberattacken machen die Sinnhaftigkeit des Berufs zwar deutlich, lassen aber häufig auch angesichts der mangelnden Erfolgsaussichten Zweifel aufkommen. Sich in diesem Kontext immer neu zu motivieren und unter Einschränkung der eigenen Menschenrechte dafür einzutreten, ist Aufgabe der Durchsetzerinnen und selbstredend auch der Durchsetzer des staatlichen Gewaltmonopols. 

			Was aber heißt eigentlich Durchsetzen? Wo fängt es an und woran wird bemerkbar, dass die Kompetenzen dafür vorhanden sind? Die Kompetenzen erwirbt man nicht erst mit Beginn des Studiums, mit der Entscheidung, sich dem Staat als »Staatsdiener(in)« zur Verfügung zu stellen. Vielmehr sind sie der persönlichen, familiären, kulturellen, schulischen und gesellschaftlichen Sozialisation entsprungen. Sie bilden eine Art Grundqualifikation, die eine Person als geeignet oder als nicht geeignet für den Polizeiberuf einstuft. Das Anforderungsprofil für Polizeibewerberinnen und Polizeibewerber wird pädagogisch, psychologisch und polizeifachlich definiert. 

			Wachsende Fähigkeiten mit jedem Tag im Polizeidienst sowie die nach außen sichtbare Zugehörigkeit und Erkennbarkeit durch die Uniform geben Autorität und Sicherheit, egal ob beim Objektschutz vor einem Konsulat oder bei der Absicherung einer Unfallstelle oder in der Auseinandersetzung mit häuslicher Gewalt.

			Durchsetzerin des staatlichen Gewaltmonopols zu sein, ist manchmal nicht viel mehr, als anwesend zu sein, und manchmal nur unter Einsatz der eigenen Gesundheit möglich. Klar ist, dass wir mehr Polizei brauchen und dies nicht ohne Frauen geht. Den Rahmen dafür zu schaffen, Polizei­nachwuchs in ausreichender Zahl und mit entsprechender Kompetenz zu bekommen, ist Aufgabe der Politik. Den Nachwuchskräften die notwendige Wertschätzung der Menschenrechte zu vermitteln, die Bereitschaft, sich dafür einzusetzen und damit auch einen Teil ihrer Menschenrechte zu dokumentieren, ist Aufgabe von Politik, Gesellschaft und jeder Polizistin/jedem Polizisten selbst. Dies ist auch ein Anspruch an polizeiliche Führungskräfte, egal welchen Geschlechts, denn sie haben neben Fürsorgepflichten auch die Pflicht, ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch Weiterbildung und Unterstützung für diese Aufgaben zu befähigen. 

			Sich für die Menschenrechte einzusetzen, ist keine Frage des Geschlechts. Es gibt auch keine Hinweise, ob das eine oder das andere Geschlecht dies besser oder schlechter kann. Unzweifelhaft ist, dass sich Menschen, Rahmenbedingungen und Werte mit der Zeit verändern werden und manchmal auch müssen. 

			Wo stehen wir Polizeibeamtinnen in zehn Jahren und wie sind wir in Bezug auf die Menschenrechte aufgestellt? Da Kriminalität weder vor Landesgrenzen haltmacht noch vor dem Geschlecht, werden wir enger aneinanderrücken müssen. Wir, das sind die Polizeien der Länder und des Bundes, aber auch die Frauen und Männer, die sich diesen Aufgaben verschrieben und sich diese in Teilen auch als Berufung auferlegt haben. 

			Gleichzeitig wird es noch wichtiger werden, die Familienarbeit mehr wertzuschätzen, denn durch den prognostizierten weiteren Rückgang der Geburtenraten und im Hinblick auf den demografischen Wandel in Deutschland muss man alles tun, damit familienpflichtigen Frauen und Männern die schnelle Rückkehr an ihren Arbeitsplatz beziehungsweise in den Dienst ermöglicht wird. Andererseits zeigen sich auch Entwicklungen einer Generation »Y«, die für sich reklamiert, selbst über sich und die eigene Zeit zu bestimmen, da Selbstbestimmung das Statussymbol dieser Generation ist.31 

			Polizei ist vielfach von der Politik abhängig und die wird ihren Beitrag leisten müssen, um die Möglichkeit der Vereinbarkeit von Beruf und Familienpflichten und auch der veränderten Ansprüche der Bevölkerung an »ihre« Polizei, aber auch der Rechte der einzelnen Polizeibeamtinnen und -beamten an ihren Dienstherrn zu verwirklichen. Wir werden Dinge ausschöpfen, bei denen wir uns heute noch nicht einmal trauen, sie an- oder gar auszusprechen.
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			Sarah Elsuni


			Was hat Geschlecht mit Polizeiarbeit zu tun? 

			Ein Blick auf Rechte von Frauen im Kontext polizeilicher Tätigkeiten

			1	Einleitung

			Vielfach lassen sich auch heute noch gesellschaftliche und strukturelle Ungleichheiten feststellen. Geschlecht ist– ebenso wie beispielsweise Herkunft, Hautfarbe, Behinderung, sexuelle Orientierung/Identität– eine der Demarkationsdimensionen, die sich durch die gesamte Gesellschaft ziehen. Sie ist für die eigene geschlechtliche Identitätsentwicklung und -positionierung von Individuen ebenso maßgeblich wie für die Wahrnehmung durch andere. Nicht zuletzt hat sie Einfluss auf die gesellschaftliche Positionierung, die eine Person einnimmt beziehungsweise die ihr zukommt. Die Zuweisung einer Person zu einem Geschlecht durch gesellschaftliche Normen sowie durch das eigene geschlechtliche Empfinden und Leben bedeutet für die Person daher auch, mit unterschiedlichen Reaktionen konfrontiert zu werden. Dabei geht es nicht nur um individuelle Reak­tionen von anderen Menschen, sondern auch um gesellschaftliche Erwartungen sowie um Fragen von Zugängen und Teilhabe, Chancen und Ressourcen. Hier kann es zu Ungleichbehandlungen von Menschen kommen, denen aufgrund ihres gelebten oder wahrgenommenen beziehungsweise zugeschriebenen Geschlechts gleichzeitig eine bestimmte gesellschaftliche, hierarchisierte Position zugeschrieben wird. Im Geschlechterverhältnis Mann/Frau bedeutet dies in der heutigen Gesellschaft– so etwa im Arbeitsleben– zu oft immer noch die Schlechterstellung respektive Ungleichbehandlung von Frauen.1

			Recht stellt ein wichtiges und gewichtiges Instrument dar bei der Bekämpfung von Ungleichheiten und Ungleichbehandlungen. Dabei kommen Grund- und Menschenrechten (hierzu zählen auch Antidiskriminierungsrechte) eine besondere Bedeutung zu. Sie zielen auf die Verhinderung und Reduzierung von– politisch, rechtlich und gesellschaftlich nicht gewünschten– Benachteiligungen und Verletzungen, die gerade aufgrund der Zuschreibung zu einer Diskriminierungsdimension (wie etwa Geschlecht, ethnische Herkunft oder Behinderung) insofern vulnerable Personen treffen. Mit Blick auf bestehende gesellschaftliche oder strukturelle Nachteile kann das Recht bestimmte Rechte vorsehen, die von Nachteilen betroffene Personengruppen explizit adressieren, um eben diese Nachteile zu beseitigen oder auszugleichen. 

			Die Bedeutung, die die Geschlechtlichkeit für die Polizeiarbeit hat, sowie die Antworten, die das Recht hierauf bietet, beleuchtet der vorliegende Beitrag in zwei unterschiedlichen Zugängen. Zunächst werden die Besonderheiten erläutert, die sich für Polizistinnen im Rahmen des Anstellungsverhältnisses beziehungsweise für Anwärterinnen für den Polizeidienst ergeben. Rechtlicher Ausgangspunkt ist dabei der Gleichheitssatz, der in verschiedenen menschenrechtlichen Rahmenregelungen und im deutschen Grundgesetz festgeschrieben ist und der Konkretisierungen in spezifischen Instrumentarien zur diskriminierungsfreien Einstellung von Frauen in den Polizeidienst beziehungsweise zur diskriminierungsfreien Durchführung der Beschäftigungsverhältnisse von Polizistinnen findet. Sodann richtet sich der Blick auf Frauen als Adressatinnen polizeilicher Tätigkeit: Anhand der Beispiele körperliche Durchsuchungen, häusliche Gewalt und Prostitution werden Schlaglichter geworfen auf drei unterschiedliche, an das Geschlecht anknüpfende Problemlagen und mit der Frage nach rechtlichen Regelungsansätzen verbunden. 

			2	Rechte von Frauen in der Polizei

			In der Bundesrepublik sind Frauen erst seit Ende der 1970er-/Anfang der 1980er-Jahre umfassend in den Polizeidienst aufgenommen worden. Dieser Prozess dauerte bis Anfang der 1990er-Jahre, bis auch in Bayern als letztem Bundesland Frauen zum Dienst in der Schutzpolizei zugelassen wurden. Zuvor war es Frauen– wenn überhaupt– nur möglich, in bestimmten Dezernaten der Kriminalpolizei zu arbeiten, die sich schwerpunktmäßig etwa mit Jugendlichen oder mit Prostitution befassten.2

			Auch wenn die umfassende Möglichkeit der Anstellung von Polizistinnen inzwischen gelebte Normalität ist, so heißt dies nicht, dass ein paritätischer Frauenanteil in der Polizei erreicht ist. Zwar steigt die Anzahl von Frauen im Polizeidienst stetig, aber auch nur langsam. Und noch immer gibt es einige Problemfelder im Kontext der Einstellung beziehungsweise der Durchführung des Beschäftigungsverhältnisses, denen sich speziell Frauen in der Polizei ausgesetzt sehen (können) und die dazu führen können, dass das Phänomen der sogenannten Gläsernen Decke auch weiterhin Realität in Polizeibehörden ist.3 

			2.1	Gleichheit als rechtliche Regel: Gleichheitsgrundsätze in Menschenrechtspakten und im Grundgesetz

			Wie begegnet das Recht dem leider immer noch existierenden Phänomen, dass Frauen und Männer im Arbeitsleben unterschiedliche Behandlungen erfahren? 

			Das moderne (Menschen-)Recht basiert auf der Grundlage der Gleichheit aller Menschen: Es geht von der Vorstellung des autonomen und gleichen Rechtssubjekts aus. Gleichheit ist dabei nicht in einem deskriptiven Sinne zu verstehen. Vielmehr geht es in einem rechtlichen Grundverständnis um normative Gleichheit, um die Anerkennung der Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz. Dieser allgemeine Gleichheitssatz, als wesentlicher Grundsatz internationaler Menschenrechte in Art.26 Satz1 des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte (IPbpR) verankert, wird durch das ebenfalls als Menschenrecht gestaltete Diskriminierungsverbot konkretisiert, das eine Diskriminierung hinsichtlich der aufgeführten Diskriminierungsdimensionen wie »Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, nationale oder soziale Herkunft« für den Regelungskontext des Vertragsdokuments untersagt.4 

			Für den Bereich der Arbeit rückt menschenrechtlich vor allem der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (IPwskR) in den Fokus. Dieser Menschenrechtsvertrag, der 1976 in Kraft getreten ist, benennt in Art.6 das Recht auf Arbeit und in Art.7 das Recht auf faire Arbeitsbedingungen sowie die Verpflichtung der Vertragsstaaten, diese Rechte anzuerkennen. Art.2 Abs.2 IPwskR verpflichtet die Vertragsstaaten zur Gewährleistung der Ausübung dieser Rechte ohne Diskriminierung, unter anderem hinsichtlich des Geschlechts. Darüber hinaus verpflichtet Art.3 IPwskR die Staaten, die Gleichberechtigung von Mann und Frau in der Ausübung dieser Rechte sicherzustellen. Mit dem Inkrafttreten des Zusatzprotokolls im Jahr 2013 ist grundsätzlich auch die Möglichkeit der Individualbeschwerde gegeben, wodurch der subjektive Rechtscharakter der Regelungen des IPwskR bestätigt wurde. Die Bundesrepublik Deutschland hat dieses Zusatzprotokoll jedoch nicht ratifiziert. Dennoch stellen die Rechte des IPwskR einzuhaltende Verpflichtungen für die Bundesrepublik Deutschland dar.

			Der Grundsatz der Gleichbehandlung im Grundgesetz

			So wie die internationalen Menschenrechtspakte formuliert auf anderer Regelungsebene das deutsche Grundgesetz die normative Gleichheit als grundlegendes Recht, genauer: als Grundrecht. Der allgemeine Gleichheitssatz, der in Art.3 Abs.1 des Grundgesetzes (GG) sowie in unterschiedlichen Ausprägungen auch in allen Landesverfassungen verankert ist, schreibt das Gebot der rechtlichen Gleichheit aller Menschen fest. Gleichheit in diesem Sinne bedeutet im Grundsatz die Gleichbehandlung von Gleichem beziehungsweise die Ungleichheitsbehandlung von Ungleichem. Dem Verständnis normativer Gleichheit ist damit die Anerkennung von Differenzen inhärent. Gleich behandelt darf nur werden, was auch vergleichbar ist; ebenso ist im Sinne rechtlicher Gleichheit dann nicht Vergleichbares auch unterschiedlich zu behandeln. Hiervon kann nur in den Fällen, in denen eine ausreichende Rechtfertigung für eine Ungleichbehandlung vorliegt, abgewichen werden; die Voraussetzungen für die Rechtfertigung sind dabei hoch gesetzt.5 Art.3 Abs.3 Satz1GG konkretisiert den allgemeinen Gleichheitssatz durch das Verbot der Benachteiligung sowie der Bevorzugung unter anderem aufgrund des Geschlechts. 

			Dem menschen- sowie verfassungsrechtlich verankerten Gleichheitssatz entspricht das für die Einstellung in den öffentlichen Dienst maßgebliche Leistungsprinzip, wonach jede_r Deutsche nach seiner_ihrer Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amt hat (Art.33 Abs.2GG), sowie die Regel, dass Anwärter_innen gleichen Anforderung und Bewertungen ausgesetzt­ sein müssen. 

			Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz

			Das 2006 in Deutschland in Kraft getretene Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) setzt die Gleichheitsrechte, die in den internationalen Menschenrechtspakten, dem Grundgesetz, vor allem aber auch in den sogenannten Antidiskriminierungsrichtlinien der Europäischen Union6 vorgesehen sind, konkretisierend auf der Ebene des einfachen Bundesrechts um. Das AGG verbietet in §7 Abs.1 in Verbindung mit §1 Benachteiligungen wegen des Geschlechts im Rahmen von Beschäftigungsverhältnissen.7 Dies gilt nicht nur bei der Begründung eines Anstellungs- oder Verbeamtungsverhältnisses, sondern auch für den beruflichen Aufstieg im Rahmen von Beförderungen. 

			Entsprechende Maßnahmen und Entscheidungen müssen sich an all den genannten Regelungen messen lassen.

			2.2	Gleichheit und Diskriminierungsfreiheit bei der Einstellung in den Polizeidienst

			Im Auswahlverfahren für die Einstellung in den Polizeidienst weisen die formalen Anforderungen an männliche und weibliche Bewerbende wie Qualifikation oder Schulabschluss keine Unterschiede auf. Anders gestaltet sich dies aber für den Sporttest, wenn etwa bei der Laufprüfung unterschiedliche Tabellen mit den Minimalwerten zum Bestehen des Tests und den Noten für die jeweiligen Leistungen angewendet werden mit der Begründung der unterschiedlichen körperlichen Voraussetzungen von Männern und Frauen. Nun könnte argumentiert werden, dass genau dies doch eine Ungleichbehandlung darstellt, die das Recht gerade verhindern möchte. Jedoch stellt der Sporttest insgesamt an Bewerberinnen die gleichen Anforderungen wie an die männlichen Mitbewerber, berücksichtigt zugleich aber die körperlichen Differenzen.8 Diese Regelung übersetzt somit den in Art.3 Abs.1GG angelegten Grundsatz normativer Gleichheit, wonach Vergleichbares gleich, nicht Vergleichbares aber eben auch ungleich zu behandeln ist. 

			Nachteilsbeseitigung im Auswahl- und Beförderungsverfahren: ­Quotenregel­ungen zur Förderung von Frauen im Polizeidienst

			Über den allgemeinen Gleichheitssatz in Art.3 Abs.1GG hinaus verweist Art.3 Abs.2GG konkret auf die Gleichberechtigung von Mann und Frau und sieht einen sich an den Staat richtenden Auftrag zur Förderung der tatsächlichen, nicht nur formalen Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern sowie zur Beseitigung bestehender Nachteile vor.9 Hieraus ergeben sich bestimmte Förderpflichten für den Staat, denen im vorliegenden Fall– der Staat als Arbeitgeber– durch besondere Rechte nachgekommen wurde, um im Rahmen von Einstellungsprozessen aufgrund des Geschlechts bestehende (gesellschaftliche, strukturelle, organisatorische) Nachteile auszugleichen und somit zu gerechten Einstellungsergebnissen beizutragen. Prominentes und oft diskutiertes Beispiel sind sogenannte Quotenregelungen, die im Rahmen von Auswahlentscheidungen unter bestimmten Voraussetzungen eine bevorzugte Einstellung von Frauen in den öffentlichen Dienst oder ihre bevorzugte Beförderung vorsehen. Diese Regelungen sind in Bund und Ländern in unterschiedlichen Ausgestaltungen in den jeweiligen Gleichstellungsgesetzen enthalten.10

			Quotenregelungen sind dabei immer an strenge Voraussetzungen gebunden. Die bevorzugte Einstellung oder Beförderung von Frauen ist nur bei Vorliegen gleicher Qualifikation der Bewerbenden erlaubt, was wiederum dem Leistungsgrundsatz Rechnung trägt. Zudem darf es sich nicht um eine starre Quote handeln. Im jeweiligen Verfahren muss eine Einzelfallprüfung vorgesehen sein, in der besondere Gründe des Bewerbers, der nicht von der Quotenregelung profitiert, vorgetragen werden können, die wiederum die bevorzugte Einstellung der Mitbewerberin im Einzelfall ausschließen können. Die Voraussetzungen, die sich für eine zulässige Quotenregelung ergeben, wurden maßgeblich durch die Entscheidungen des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) ent­wickelt.11

			2.3	Diskriminierungsfreie Durchführung des Arbeitsverhältnisses

			Neben den Prozessen der Einstellung und der beruflichen Beförderung muss die Durchführung des Arbeitsverhältnisses ohne ­Benachteiligungen erfolgen. Auch hier lassen sich in der Praxis Problemfelder finden. Un­­gleichbehandlungen, die im Folgenden skizziert werden, müssen sich wiederum an den menschen- und verfassungsrechtlichen Vorgaben normativer Gleichheit messen lassen. 

			Beurteilungen

			Eine von der Hans-Böckler-Stiftung herausgegebene Studie aus dem Jahr 2013 analysiert umfassend die Beurteilung von Frauen und Männern im Polizeivollzugsdienst und kommt zu dem Ergebnis, dass »die statistischen Daten zu Beurteilungen darauf hinweisen, dass Frauen im Polizeivollzugsdienst in der Mehrheit der untersuchten Bereiche schlechter beurteilt wurden als ihre männlichen Kollegen. Dies trifft auch auf Teilzeitbeschäftigte im Vergleich zu Vollzeitbeschäftigten zu. In der Gesamtsicht erreichten die männlichen Polizeibeamten höhere Anteile an den Bestbeurteilten und dürften daher bessere Beförderungs- und Einkommenschancen haben als die weiblichen.«12 Hierfür benennt die Studie unterschiedliche Gründe, beispielsweise die durch die Beurteilungsrichtlinien ermöglichten subjektiven Beurteilungsspielräume: Diese lassen das– unbewusste oder bewusste– Einbringen leistungsfremder Aspekte in die Beurteilung zu, sodass sich ungleiche Beurteilungsergebnisse vielfach auf Sichtweisen seitens der Beurteilenden zurückführen lassen, die »mit einem männlich geprägten Berufsverständnis, Geschlechter(rollen)stereotypen und ­gruppenspezifischen Interessen«13­ begründet sein können.

			Dies wiederum hat Auswirkungen auf die Beförderungs- und Einkommenschancen von Polizistinnen: Durch schlechtere Beurteilungen bleibt Frauen im Polizeivollzugsdienst der Weg in Führungspositionen in größerem Maße versperrt, als dies für ihre männlichen Kollegen gilt.14 

			Teilzeitarbeit und Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

			Die »Familienunfreundlichkeit« des Polizeiberufs führt zu weiteren Problemen, die sich real vor allem für Frauen negativ auswirken. Zwar handelt es sich bei Fragen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie nicht zwingend und automatisch um »Frauenfragen«. Aufgrund der Übernahme von reproduktiven Aufgaben hauptsächlich durch Frauen sehen sich aber insbesondere diese den negativen Folgen ausgesetzt. Probleme resultieren zum Beispiel aus einer Reduzierung der Arbeitszeit zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familienpflichten. Denn auch im Polizeiberuf sind Teilzeitstellen die schlechtere Ausgangsbasis für eine Chance zur Beförderung. Einen Grund hierfür benennt ebenfalls die erwähnte Studie der Hans-Böckler-Stiftung: Laut den untersuchten statistischen Daten wurden (in der Regel weibliche) Teilzeitbeschäftigte grundsätzlich schlechter als (mehrheitlich männliche) Vollzeitbeschäftigte bewertet, wobei in die Beurteilungen abermals leistungsfremde Aspekte einflossen, die oftmals auf Geschlechterstereotypen der Beurteilenden beruhten.15 

			Auch hier ist es Aufgabe des Rechts, an der Beseitigung dieser mittelbaren Benachteiligung von Frauen mitzuwirken. Rechtliche Gleichheit zielt neben der Beseitigung unmittelbarer Diskriminierungen, die in direkter Benennung etwa der Geschlechtszugehörigkeit einer Person erfolgen, gerade auch auf die Beseitigung von negativen Folgen scheinbar neutraler Regelungen oder Maßnahmen. Dies sind zum Beispiel Regelungen, die jenseits von Kategorien wie Geschlecht vermeintlich neutral »nur« die Frage der Voll- oder Teilzeitarbeit mit Konsequenzen versehen, die sich aber gerade für Personen eines bestimmten (ggf. zugeschriebenen) Geschlechts negativ auswirken. Beschrieben wird dies durch die Rechtsfigur der mittelbaren Diskriminierung, die sowohl verfassungsrechtlich in Art.3 Abs.2GG als auch einfachgesetzlich in §3 Abs.2 AGG verankert ist.

			Sexuelle Belästigung

			Polizistinnen sehen sich einem ungleich größeren Risiko als ihre männlichen Kollegen ausgesetzt, Opfer sexueller Belästigung zu werden. Die sexuelle Belästigung kann dabei »von außen«, beispielsweise im Rahmen von Einsätzen erfolgen, ebenso aber auch »von innen«, durch Kolleg_innen und Vorgesetzte. 

			Das AGG16 benennt sexuelle Belästigung in §3 Abs.4 klar als Diskriminierung gemäß §7 Abs.1 AGG und sieht unterschiedliche Rechtsfolgen vor. §12 AGG enthält eine Aufzählung von Schutz- und ­Verhaltenspflichten seitens der Arbeitgebenden, so etwa die Pflicht, alle im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zur Unter­bindung der sexuellen Belästigung zu ergreifen, worunter auch die Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder Kündigung belästigender Kolle­g_innen zählen kann (§12 Abs.4 AGG). §13 Abs.1 AGG sieht ein internes Beschwerderecht vor, dessen Verfahren effektiv und schützend zu gestalten ist, sodass Befürchtungen und Ängsten entgegengewirkt werden kann, die oftmals verhindern, dass Vorfälle sexueller Belästigungen– gerade auch im beruflichen Umfeld– öffentlich gemacht werden. In Fällen, in denen Arbeitgebende den Verstoß gegen das AGG zu vertreten haben, können Entschädigungs- und Schadensersatzansprüche entstehen (vgl. §15 AGG). Zudem kann für die Opfer sexueller Belästigungen gem. §14 AGG ein Leistungsverweigerungsrecht ohne gleichzeitigen Verlust des Entgelts bestehen, sofern die Ausübung der Tätigkeit bei unterbliebenen oder offensichtlich ungeeigneten Maßnahmen zur Unterbindung der Belästigung nicht zumutbar ist. 

			3	Rechte von Frauen als Adressatinnen polizeilicher ­Tätigkeit

			Der Grundsatz der Gleichbehandlung gilt selbstverständlich auch für den Bereich der polizeilichen Tätigkeit; Personen dürfen von Polizist_innen nicht willkürlich und schon gar nicht wegen ihres Geschlechts oder anderer Kategorien wie Herkunft oder Behinderung ungleich behandelt werden (vgl. Art.3GG). Vor diesem Hintergrund sollen im Folgenden drei Bereiche erörtert werden, in denen das Frausein eine besondere Bedeutung erhält. Denn Geschlecht als relevante soziale Kategorie kann dazu führen, dass es spezielle Erfahrungen gibt, die insbesondere Frauen– aufgrund ihres Geschlechts– erleben und die es im Rahmen polizeilicher Tätigkeit zu beachten gilt. 

			Anzumerken ist, dass sich solche geschlechtsspezifischen Erfahrungen, wie weiter unten am Beispiel häuslicher Gewalt erörtert, vielfach nicht ausschließlich der polizeilichen Tätigkeit zuordnen lassen. Insbesondere im repressiven Tätigkeitsbereich, also bei Maßnahmen zur Verfolgung von Straftaten, ist die Grenze zur Justiz fließend, sodass eine klar abgrenzbare Darlegung von Rechten nur gegenüber der Polizei schwer möglich ist.17 Ebenso ist hier die Abgrenzung zwischen repressiver und präventiver (also der Gefahrenabwehr dienender) Tätigkeit nicht immer eindeutig, was vor allem für die Fragen der Befugnisse polizeilicher Tätigkeit und der hiergegen gerichteten Rechtsschutzmöglichkeiten von Belang ist.

			3.1	(Körperliche) Durchsuchung von Personen

			Die Polizeigesetze von Bund und Ländern sehen für die körperliche Durchsuchung durch die Polizei vor, dass Personen grundsätzlich nur von Personen gleichen Geschlechts durchsucht werden dürfen, sofern eine sofortige Durchsuchung nicht zum Schutz gegen eine Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist.18 Damit besteht also das Recht von Frauen, von Polizistinnen durchsucht zu werden– ebenso wie das für Männer, von Polizisten­ durchsucht zu werden.

			3.2	Häusliche Gewalt

			Regelungsrahmen: Gewalt gegen Frauen als Menschenrechtsverletzung

			Gewalt gegen Frauen, worunter sich unterschiedliche Gewaltformen wie sexualisierte, körperliche, verbale und/oder häusliche Gewalt fassen lassen, ist ein gesamtgesellschaftliches Problem, das trotz der Häufigkeit, in der es auftritt, noch immer oftmals tabuisiert wird. Eine 2014 veröffentlichte EU-weite Studie der European Union Agency For Fundamental Rights (FRA) zu geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen kommt zu dem Ergebnis, dass rund ein Drittel aller der in der Erhebung befragten Frauen (befragt wurden 42 000 Frauen in den 28 EU-Mitglied­staaten) seit ihrem 15. Lebensjahr körperliche und/oder sexuelle Gewalt erfahren haben. Zu­­dem gab über ein Fünftel aller befragten Frauen an, in einer (aktuellen oder früheren) Partnerschaft körperliche und/oder sexualisierte Gewalt durch den_die Partner_in erfahren zu haben.19 Bereits dies verdeutlicht, dass es sich bei Gewalt gegen Frauen, einschließlich Fällen von partnerschaftlicher und häuslicher Gewalt, um ein strukturelles Phänomen handelt und nicht um vereinzelte Individualtaten. Und auch wenn Männer Opfer von sexualisierter und häuslicher Gewalt werden können, so weisen Statistiken klar darauf hin, dass vor allem Frauen und Kinder von Gewalt betroffen sind und diese vor allem durch Männer ausgeübt wird.20

			Gewalt, und dies gilt grundlegend auch für geschlechtsbezogene Ge­­walt21, ist eine Verletzung elementarer Grund- und Menschenrechte.22 Für die Bereiche der Gewalt gegen Frauen und der häuslichen Gewalt gilt ein solches Verständnis als Verletzung internationaler Menschenrechte jedoch erst seit vergleichsweise kurzer Zeit. Der Grund, weshalb dies überhaupt »erstritten« werden musste– insbesondere durch Frauenrechtsorganisa­tionen in den 1980er-Jahren im Rahmen der UN-Menschenrechtskonferenzen –, liegt in der Ausgestaltung von internationalen Menschenrechten als Rechte, die Individuen vor staatlichen Verletzungshandlungen schützen. Gewalt gegen Frauen und insbesondere häusliche Gewalt ­erfolgen ­allerdings nicht durch staatliche Organe. Insofern ging es im Diskurs internationaler Menschenrechte darum, eine zurechenbare staatliche Verantwortung (Staatenverantwortlichkeit) an der bestehenden Situation im Bereich häuslicher Gewalt herauszuarbeiten und diese nicht mehr nur als ein ­privates, sondern als flächendeckendes, strukturelles Phänomen anzuerkennen. Es ging darum, auch die durch nicht staatliche Akteure ausgeübte Gewalt als (staatlich ermöglichte) Menschenrechtsverletzung wahrzunehmen und diese in internationale Menschenrechtsverträge einzubeziehen. Mit Erfolg: 1989 wurde Gewalt gegen Frauen als Verletzung des Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) durch den Vertragsausschuss explizit anerkannt.23 

			Auch über das CEDAW-Abkommen hinaus sind die Vertragsstaaten von Menschenrechtsverträgen wie dem Internationalen Pakt über ­bürgerliche und politische Rechte (IPbpR), dem Internationalen Pakt über ­wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (IPwskR) und der UN-Antifolterkonvention (CAT)24 verpflichtet, durch alle geeigneten Maßnahmen effektiven Schutz vor häuslicher Gewalt zu gewährleisten und sicherzustellen. Eine neue Dimension menschenrechtlicher Anerkennung von Gewalt gegen Frauen beziehungsweise häuslicher Gewalt wurde erreicht durch das 2011 in Kraft getretene Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (die sog. Istanbul-Konvention), das für den regionalen Kontext der Bundesrepublik Deutschland erstmals solche Gewaltformen normativ in einem Menschenrechtsvertrag als Verletzung festschreibt.25 

			Aus den Menschenrechtsverträgen ergibt sich die Verpflichtung der Vertragsstaaten, neben materiellen Regelungen zur Verhinderung oder Ahndung von (häuslicher) Gewalt gegen Frauen– in der Bundesrepublik Deutschland durch das zivilrechtliche Gewaltschutzgesetz oder die Reform(en) des Sexualstrafrechts umgesetzt– unter anderem auch ein effektives Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungssystem vorzusehen. An dieser Stelle gerät die Arbeit der Polizei in den Blick, die sich an den menschenrechtlichen Verpflichtungen messen lassen muss. 

			Häusliche Gewalt und polizeiliches Handeln

			In akuten Gefahrensituationen von häuslicher Gewalt nimmt die ­Polizei eine bedeutsame Rolle ein: Sie bietet vor Ort Hilfe, wenn der Notruf gewählt wurde, oder nimmt Anzeigen an anderen Orten (z.B. auf der Polizeiwache) entgegen. Polizist_innen stehen damit zu einem frühen Zeitpunkt einer möglichen Interventionskette in Kontakt mit Täter_innen und Opfern häuslicher Gewalt. Die Art und Ausführung des polizeilichen Vorgehens ist daher relevant für das Erleben der traumatischen Erfahrung für das Gewaltopfer26 sowie für das weitere Verfahren. 

			Die Polizei verfügt über die in den jeweiligen ­Landespolizeigesetzen verankerte Kompetenz, gewaltausübende Personen der Wohnung zu verweisen,27 die der Auflösung akuter Gewaltsituationen sowie einer Er­­möglichung der Durchsetzung des sich aus dem ­Gewaltschutzgesetz ergebenden zivilrecht­lichen Wohnungsverweisungsanspruchs beziehungsweise weiterer Interventionen dienen soll. Darüber hinaus kann sich infolge der Verweisungsverfügung ein polizeilicher Auftrag zur Kontrolle der Letzteren ergeben.

			Zwar nicht als subjektives Recht einklagbar, aber im Bereich der Umsetzung internationaler Menschenrechtsverpflichtungen zu verorten sind die inzwischen vermehrt eingerichteten Sonderdezernate in Staatsanwaltschaften und teilweise auch Polizeibehörden, die sich mit der Bearbeitung von Fällen sexualisierter beziehungsweise häuslicher Gewalt befassen und deren Mitarbeiter_innen geschult sind zum Thema und für einen sensiblen Umgang mit den Opfern.28 Insbesondere vor dem Hintergrund der häufig auftretenden Stigmatisierung zumal von weiblichen Opfern sexualisierter und häuslicher Gewalt zeigt sich die Gefahr, dass den Opfern– anders als etwa bei Eigentumsdelikten– mit negativen Vorannahmen und Misstrauen auch durch ermittelnde Personen begegnet wird. Mythen wie »Wer sich auch so aufreizend anzieht …«, »Sie hat ihn wohl auch provoziert«, »Häusliche Gewalt ist Privatsache«, »Da gehören immer zwei dazu und es gibt auch immer eine Vorgeschichte« halten sich beständig. Eine vorbereitete und gleichzeitig unvoreingenommene sowie sensibilisierte Begegnung seitens Polizei und Justiz vereinfacht und ermöglicht Opfern häuslicher und/oder sexualisierter Gewalt, das staatliche Verfahren gegen die Täter_innen in Gang zu setzen, ohne sich zugleich der großen Gefahr einer Retraumatisierung durch das Ermittlungs- und Gerichtsverfahren aussetzen zu müssen.29 Entsprechende Schulungen und Sensibilisierungen von Justiz und Polizei werden daher auch als essenzielle Voraussetzungen für eine effektive Verwirklichung der Menschenrechtsverpflichtungen angesehen.30 

			3.3	Menschenwürdige Behandlung besonders vulnerabler Personen am Beispiel Prostitution

			Das Recht auf menschenwürdige Behandlung durch staatliche Organe und damit auch durch die Polizei kommt allen Menschen zu– unabhängig von ihrem Geschlecht. Mit Blick auf das Geschlecht lassen sich jedoch beispielsweise Prostituierte als ein besonders vulnerabler Personenkreis ausmachen, der im Rahmen von Kontrollen und Razzien einer Konfrontation mit polizeilicher Tätigkeit häufiger ausgesetzt ist31 und dessen Vulnerabilität faktisch durch oft vorliegende Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse, so zu Bordellbetreibenden, Zuhältern und/oder Freiern, verstärkt wird. 

			Eine menschenwürdige Behandlung (durch staatliche Organe wie die Polizei) ist unter anderem dann nicht gegeben, wenn eine Person erniedrigt wird; dies ist der Fall, wenn durch die Behandlung Ängste, Schmerzen oder Unterlegenheitsgefühle hervorgerufen werden, die geeignet sind, die Person zu demütigen, ihren Widerstand zu brechen oder sie zu entwürdigen. Das Recht auf menschenwürdige Behandlung ergibt sich unstreitig aus dem Verbot der Folter und der erniedrigenden Behandlung, das etwa in Art.1 Abs.1 und Art.2 Abs.1, 2 CAT, Art.7 IPbpR und Art.3 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) verankert ist.32 Im nationalen Kontext der Bundesrepublik Deutschland wird dies verfassungsrechtlich durch Art.1GG gestärkt, der in Satz2 eine staatliche Achtungspflicht der Menschenwürde und damit der Subjektqualität von Personen vorsieht. 

			Bei der Frage, ob es sich bei einer erniedrigenden Behandlung um eine Menschenrechtsverletzung handelt, ist die Intensität der Verletzungshandlung relevant. Für eine Einstufung als »erniedrigend« im Sinne menschen- und grundrechtlicher Regelungen ist durch eine bilanzierende Gesamtbetrachtung auf sämtliche Umstände der Tat, wie die Dauer der Behandlung und ihre Wirkungen, abzustellen. Für körperliche Verletzungen durch die Polizei wird dies oftmals zu bejahen sein. So entschied beispielsweise der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR), dass die auf einem Polizeikommissariat in Brüssel durch Polizisten erteilte Ohrfeige eine erniedrigende Behandlung darstelle, die gegen Art.3 EMRK verstößt.33 

			Ob die Schwelle für die Einstufung einer Behandlung als erniedrigend auch durch eine verbale oder nicht körperliche Misshandlung erfolgen kann, ist aus rechtlicher Sicht dabei durchaus fraglich und jedenfalls immer im Einzelfall zu prüfen. Doch gerade für den Bereich der polizeilichen Tätigkeit– auch jenseits der rechtlich relevanten Grenzen– gilt es, im Umgang mit besonders vulnerablen Personen wie etwa Prostituierten nicht aus dem Blick zu verlieren, dass gesellschaftliche, aber auch persönliche Abhängigkeits- und Machtverhältnisse– und daraus resultierende Verletzbarkeiten von Menschen, die oftmals auch mit Geschlecht als sozia­ler Dimension verbunden sind– keine Re-Produktion durch polizeiliche Tätigkeit erfahren dürfen. 

			4	Fazit

			Die arbeitsrechtliche Situation von Frauen in der Polizei ist in der Bundes­republik Deutschland im Grunde gut reguliert. Gleichstellung ist seit Langem als Grundsatz im Arbeitsrecht verankert und Bund und Länder sind als öffentliche Arbeitgeber an strengere Vorgaben gebunden, als dies für den privatwirtschaftlichen Arbeitsmarkt gilt. Dass dennoch weiterhin geschlechtsspezifische Problematiken wie Belästigung, Gewalt oder sogenannte Gläserne Decken existieren, zeigt, dass gesellschaftliche, vergeschlechtlichte Machtstrukturen sich auch im Bereich der Polizei wiederfinden und es nicht ausreicht, entsprechende Rechte zur Gleichstellung »nur auf dem Papier« zu haben. Diese Rechte gilt es auch zu mobilisieren und zu leben. Rechte– und dies gilt gerade für die nationale Rechtsebene, die vor allem im Arbeitsreicht subjektive und einklagbare Rechtsansprüche vorsieht– können ein starkes Instrument sein, um sich gegen Diskriminierungen und Verletzungen zu wehren. 

			Für den im zweiten Teil des Beitrags vorgenommenen Blick auf Frauen als Adressatinnen polizeilicher Tätigkeit gilt dies hingegen nicht in gleichem Maße. Hierbei handelt es sich um ein kaum beachtetes, nicht umfassend erforschtes Thema (und die erörterten Beispiele spiegeln den fragmentierten Blick auf den Facettenreichtum des Themas wider). Diese Forschungslücken gilt es aus juristischer und sozialwissenschaftlicher Perspektive noch zu schließen. Zudem kennt der national-rechtliche Schutzrahmen– anders als im Arbeitsrecht– keine gesonderte Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Erfahrungen. Jedoch zeigt das Beispiel der häuslichen Gewalt, dass agenda setting und Formulierungen von Rechtsforderungen über Jahre hinweg erfolgreich sein können und zur Berücksichtigung von geschlechtsspezifischen Erfahrungen im menschenrechtlichen Diskurs führen können. Neben einer großen symbolischen Wirkung und der (globalen) Vermittlung menschenrechtlicher Werte entfalten Grund- und Menschenrechte als subjektive Rechte auch hier die Möglichkeit für Personen, erlebte Verletzungen durch die Mobilisierung dieser Rechte bekämpfen zu können. Dies gilt allerdings nicht für alle Themen und für alle Personen in gleicher Weise. Gerade für vulnerable (nicht nur weibliche) Personen ist es in Ermangelung finanzieller, persönlicher und struktureller Ressourcen gleichsam schwieriger, sich mit rechtlichen Mitteln gegen »den Staat«– die Polizei und durch sie erfahrene Verletzungen– zur Wehr zu setzen.

			Anmerkungen

			Alle im Folgenden angegebenen Internetquellen wurden am 08.03.2019 zuletzt aufgerufen.
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					27	Exemplarisch seien hier genannt: §29a Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG) Berlin, §31 Abs.2 Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) (Internetlinks zu den Gesetzestexten siehe Anm.18).

				

				
					28	Ebenso wichtig bei der Bekämpfung von häuslicher Gewalt sind Kooperationsnetzwerke staatlicher und nicht staatlicher Akteure (z.B. Kontakt- und Beratungsstellen). Beispiele sind die Landeskoordinierungsstelle gegen häusliche und sexualisierte Gewalt in Mecklenburg-Vorpommern CORA und das BerlinerIn­­ter­ventionsprojekt gegen häusliche Gewalt unter Trägerschaft von BIG e.V.

				

				
					29	Vgl. dazu die vom Polizeipräsidenten in Berlin und dem Berliner Interventionsprojekt gegen häusliche Gewalt (BIG e.V.) 1999 herausgegebenen »Leitlinien für polizeiliches Handeln in Fällen häuslicher Gewalt«, online abrufbar unter:http://www.big-berlin.info/sites/default/files/medien/polizeiliche_leitlinien.pdf

				

				
					30	Vgl. Committee on the Elimination of all Discrimination against Women, General recommendation No. 19, Nr.24 Abs.(b), online abrufbar unter:https://www.ohchr.org/en/hrbodies/cedaw/pages/recommendations.aspx

				

				
					31	Die behördlichen Kontrollen dürften sich durch die Melde- und Kontrollpflichten des am 1. Juli 2017 in Deutschland in Kraft getretenen Gesetzes zum Schutz von in der Prostitution tätigen Personen (ProstSCHG) häufen und intensivieren. Zur Kritik an dem Gesetz vgl. etwa die Stellungnahme des Deutschen Juristinnenbundes (DJB) zum damaligen Gesetzesentwurf vom 04.09.2015, online abrufbar unter:https://www.djb.de/st-pm/st/st15-10/

				

				
					32	Einfachgesetzlich wird dies etwa in polizeirechtlichen Vorschriften konkretisiert, die die Anwendung unmittelbaren Zwangs zur Erzwingung von Aussagen untersagen. Zu dem Wortlaut der zitierten Artikel siehe die angegebenen Webseiten in Anm.24 (CAT), Anm.4 (IPbpR), Anm.4 (EMRK). 

				

				
					33	Siehe Urteil des EGMR (GK) vom 28.09.2015, Bsw. Nr.23380/09, Bouyid gegen Belgien, deutsche Übersetzung online abrufbar unter:https://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22itemid%22:[%22001-174251%22]}

				

			

		


		
			Hartmut Aden

			Unabhängige Polizeibeschwerdestellen und Polizeibeauftragte 

			1	Einleitung

			Gerne schmücken sich die Polizeibehörden moderner Rechtsstaaten damit, dass sie dem Recht und auch den Menschenrechten zur Durchsetzung verhelfen. Sie dürfen aber Grund- und Menschenrechte auch einschränken, wenn dies zur Durchsetzung des Rechts erforderlich ist. So darf die Polizei auch in Rechtsstaaten unter bestimmten Voraussetzungen Personen die Freiheit entziehen, wenn sie schwere Straftaten begangen haben oder wenn von ihnen gravierende Gefahren ausgehen. Polizeibehörden sind Repräsentanten des staatlichen Gewaltmonopols: Nur wenige staatliche Stellen dürfen Anweisungen notfalls auch unter Anwendung von physischem Zwang durchsetzen, in erster Linie die Polizei. Unter strengen Voraussetzungen können dabei auch Waffen eingesetzt werden. 

			Bei so weitreichenden Befugnissen sind Konflikte und Unzufriedenheit kaum zu vermeiden. Wenn Menschen nicht verstehen, warum sie nicht demonstrieren dürfen oder zur Polizeidienststelle mitkommen sollen, werden sie das polizeiliche Handeln nur widerwillig akzeptieren. Auch Polizistinnen und Polizisten verhalten sich nicht immer freundlich und vorbildlich. Überarbeitung, die Bewältigung einer schwierigen Konfliktsituation oder auch Vorurteile gegenüber den Menschen, mit denen sie zu tun haben, können Ursachen für ein unangemessenes Verhalten sein. In manchen Fällen werden dabei Menschenrechte verletzt. Aber auch, wenn Betroffene ein polizeiliches Handeln nur unverständlich oder übertrieben finden, kann sich Unzufriedenheit mit der Polizei aufbauen.

			Aus diesen Gründen gibt es in vielen Ländern spezielle Verfahren und Institutionen für die Aufarbeitung von Beschwerden gegen die Polizei und von Konflikten zwischen Polizei und Teilen der Bevölkerung.1 In Deutschland sind in den letzten Jahren in Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg Stellen außerhalb der Polizei eingerichtet worden, die solche Fälle unabhängig aufarbeiten sollen. In den übrigen Bundesländern und auf Bundesebene erfolgt die Aufarbeitung bisher in der Regel innerhalb der Polizei, obwohl dies mit internationalen Standards kaum mehr vereinbar ist. 

			Die Frage, wie Verwaltungen, die gegenüber der Bevölkerung mit weitreichenden Machtbefugnissen ausgestattet sind, durch externe Kontrolle zu verantwortlichem Handeln angehalten werden können, stellt sich nicht nur für die Polizei. Durch den schnell voranschreitenden Einsatz von moderner Informationstechnik, die zunehmende internationale Vernetzung und die gewachsene Autonomie von Verwaltungen gegenüber politischer Führung durch komplexer gewordene Aufgaben und eine veränderte Verwaltungssteuerung (New Public Management/Neues Steuerungsmodell/Verwaltungsmodernisierung2 ) stellt sich die Frage nach einer effektiven Kontrolle des Verwaltungshandelns für alle Verwaltungen. Die Thematik der unabhängigen Polizeibeschwerdestellen ist daher Teil einer wissenschaftlichen und politischen Diskussion, die international unter dem Begriff Public Accountability geführt wird. Unabhängige Stellen zur Aufarbeitung von Beschwerden über die Polizei sind in dieser Perspektive Foren, in denen Accountability hergestellt wird.3 

			Dieser Beitrag geht den Fragen nach, warum die unabhängige Aufarbeitung von Beschwerden über die Polizei ein Menschenrecht ist und wie Institutionen zur Umsetzung dieses Menschenrechts vor dem Hintergrund der internationalen Diskussion zur Public Accountability ausgestaltet werden können.

			2	Zufriedenheit und Unzufriedenheit mit der Arbeit der Polizei

			Abhängig von den persönlichen Erfahrungen haben Menschen eine eher positive oder negative Einstellung gegenüber der Polizei. In Diktaturen muss die Bevölkerung jederzeit mit willkürlichen Verhaftungen oder anderen staatlichen Sanktionen rechnen. Angst vor der Polizei und eine negative Einstellung weiter Bevölkerungskreise gegenüber dieser Institution des staatlichen Gewaltmonopols sind dann eine logische­ Konsequenz.

			In Rechtsstaaten sind solche negativen Erfahrungen seltener. In der Europäischen Union genießt die Polizei nach offiziellen europaweiten Umfragen bei ca. 70Prozent der Bevölkerung Vertrauen, in Deutschland sogar bei knapp 80Prozent.4 Im Umkehrschluss bedeutet dies allerdings auch, dass fast 30 Prozent der EU-Bevölkerung und rund 20 Prozent der deutschen Bevölkerung der Polizei nicht vertrauen. Bereits diese Zahlen zeigen, dass Unzufriedenheit mit und Misstrauen gegenüber der Polizei keine Themen sind, die vernachlässigt werden könnten. Berichte über Fälle, in denen Menschenrechte durch Polizeihandeln verletzt wurden, bestätigen diesen Befund– auch für Deutschland.5 Wer sich schon einmal von der Polizei ungerecht behandelt gefühlt hat oder sogar durch einen Polizeieinsatz verletzt wurde, kann eine negative Einstellung gegenüber der gesamten Institution entwickeln. Konfliktträchtige Problemfelder sind zum Beispiel die Behandlung von Menschen im Polizeigewahrsam, politische Demonstrationen, Kontrollsituationen, die als diskriminierend empfunden werden, sowie der Umgang mit Obdachlosen und Menschen mit ungeregeltem Aufenthaltsstatus. Manche der Betroffenen haben eine nur geringe Beschwerdemacht: Wer wenig gebildet ist oder sogar auf der Straße lebt, wird kaum wissen, wie oder bei wem eine Beschwerde über polizeiliches Handeln möglich ist– und dafür auch nicht die Hilfe eines Anwalts in Anspruch nehmen können. 

			3	Unabhängige Beschwerdebearbeitung als Menschenrecht­

			In Deutschland ist das Recht, sich über staatliche Stellen zu beschweren, ein Grundrecht. Art.17 des Grundgesetzes (GG) gibt allen Menschen das Recht, »sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden«. Das Grundgesetz verpflichtet den Deutschen Bundestag, zur Verwirklichung dieses Grundrechts einen Petitionsausschuss einzurichten (Art.45cGG). Für Behörden schreibt das Grundgesetz allerdings nicht explizit vor, dass Beschwerden im Rahmen des Petitionsrechts von einer unabhängigen Stelle untersucht werden müssen.

			Viele Behörden haben standardisierte Verfahren zur Bearbeitung von Beschwerden über ihre Arbeit eingerichtet. Für deutsche Polizeibehörden gibt es keine einheitlichen Standards im Hinblick auf das Beschwerdemanagement. Ob und wie Stellen eingerichtet werden, die Beschwerden in Fällen mutmaßlichen polizeilichen Fehlverhaltens entgegennehmen und bearbeiten, ist den Bundesländern für ihre jeweilige Landespolizei überlassen6 sowie dem Bund für die Bundespolizei und das Bundeskriminalamt. 

			In der Regel sind diese Stellen innerhalb der Behörde angesiedelt, was einer der Schwachpunkte des heutigen polizeieigenen Beschwerdemanagements ist: Wer nicht zum Aufenthalt in Deutschland berechtigt ist, wird kaum zu einer Polizeidienststelle gehen, um dort eine Beschwerde einzureichen– schon allein aus Furcht vor den aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen einer Entdeckung. Auch Menschen, die durch negative Erfahrungen mit der Polizei traumatisiert sind, werden sich kaum trauen, eine Polizeidienststelle aufzusuchen, um sich über Kollegen der dort anzutreffenden Beamten zu beschweren.

			Die unabhängige Untersuchung von Beschwerden über die Polizei ist bereits aus diesen Gründen zweckmäßig. Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR), der in den 47Mitgliedstaaten des Europarats die Einhaltung der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) überprüft, folgt der Anspruch auf eine von der Polizei unabhängige Untersuchung auch aus Art.3 EMRK. Dieser verbietet staatlichen Stellen, Menschen zu foltern oder unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zu unterwerfen. Für Fälle, in denen der Vorwurf erhoben wird, dass Polizeibedienstete gegen diese Vorschrift verstoßen haben, fordert der Gerichtshof wirksame Untersuchungen, die nur dann mit der nötigen Objektivität durchgeführt werden können, wenn die untersuchenden Stellen von der Polizei unabhängig sind.7 Damit ist die Unabhängigkeit der Untersuchung, jedenfalls, wenn es um Vorwürfe einer Verletzung des Art.3 EMRK geht, Bestandteil des Menschenrechtsschutzes.

			Deutschland ist in den letzten Jahren wiederholt von internationalen Gremien aufgefordert worden, das polizeiliche Beschwerdemanagement so um- und auszubauen, dass es den Anforderungen an eine unabhängige Untersuchung gerecht wird, so vom Europäischen Komitee zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT). In dem Bericht über seinen Besuch in Deutschland Ende 2015 erkennt das Komitee die Einrichtung der Stelle eines unabhängigen Beauftragten für die Landespolizei in Rheinland-Pfalz ausdrücklich als Schritt in die richtige Richtung an, macht aber auch deutlich, dass Deutschland den Anforderungen ansonsten noch nicht vollständig gerecht wird.8 

			Der Menschenrechtskommissar des Europarats hat 2009 in seiner Stellungnahme zur effektiven Aufarbeitung von Beschwerden über die Polizei insgesamt fünf Prinzipien für die Beschwerdebearbeitung definiert: Neben der Unabhängigkeit fordert er die adäquate Untersuchung und nötigenfalls Sanktionierung der Vorfälle, eine zeitnahe Aufarbeitung, Transparenz der Untersuchungen und die Einbeziehung der Opfer.9

			4	Beauftragte, Ombudsleute, Kommissionen und weitere Modelle

			Bisher hat sich international kein einheitlicher Standard entwickelt, wie unabhängige Stellen zur Untersuchung von Beschwerden gegen die Polizei organisiert sein sollen.10 Die institutionellen Modelle hängen auch von den jeweiligen Besonderheiten des politisch-administrativen Systems eines Landes ab. In manchen Ländern wurden in den letzten Jahrzehnten parallel oder nacheinander verschiedene Modelle erprobt.

			Mehrere europäische Staaten haben in den letzten Jahrzehnten Stellen für die unabhängige Untersuchung von Beschwerden über die Polizei eingerichtet oder grundlegend reformiert. Die so entstandenen Institutionen orientieren sich teils am Ombudsmannmodell (u.a. in ­Nordirland), teils wurden spezifische Beschwerdebehörden (z.B. in Dänemark) oder Kommissionen (z.B. für England und Wales) eingerichtet.11 Die Independent Police Complaints Commission for England and Wales (IPCC) wurde im Jahr 2002 durch den Police Reform Act geschaffen. Durch den Policing and CrimeAct 2017 wurde das Kommissionsmodell aber aufgegeben und durch eine stärker hierarchisch konzipierte Behördenstruktur ersetzt. Seit Anfang 2018 heißt diese Institution daher Independent Office for Police ­Conduct.12 

			Die französische Commission Nationale de Déontologie de la Sécurité (CNDS) bestand zwischen 2000 und 2011. Die CNDS hatte einen vergleichsweise umfassenden Zuständigkeitsbereich, der nicht nur Polizeibeamte (Police Nationale und Gendarmerie), sondern auch Gefängniswärter und Bedienstete privater Sicherheitsunternehmen einschloss.13 Im Jahr 2011 wurde die CNDS in eine neue, noch breiter aufgestellte Institution namens Défenseur des Droits integriert, die über die Einhaltung von Menschenrechtsstandards bei einer Vielzahl öffentlicher Verwaltungen wacht. Eine der Abteilungen befasst sich mit der Berufsethik in Sicherheitsberufen.14

			Auch in den USA, wo seit den 1980er-Jahren vorwiegend in größeren Städten mehr als 100 unabhängige Polizeibeschwerdeinstitutionen entstanden sind, gibt es kein einheitliches Modell.15 Das US-amerikanische Polizeisystem ist durch eine Vielzahl weitgehend autonomer lokaler Polizeibehörden geprägt. Der Zentralstaat verfügt nur über Polizeikräfte für übergreifende Angelegenheiten, insbesondere das Federal Bureau of Investigation (FBI). Daher liegen Konzeption und Einrichtung eines Beschwerdemanagements vor allem in den Händen der Städte und der ländlichen Verwaltungsbezirke (Counties) und damit der Kommunalpolitik für ihr jeweiliges Police oder Sheriff Department. In den USA hat ehrenamtliches zivilgesellschaftliches Engagement einen hohen Stellenwert16 und auch in den Institutionen außerhalb der Polizei spielen Ehrenamtliche bei der Aufarbeitung von Beschwerden zumeist eine zentrale Rolle. Die National Association for Civilian Oversight of Law Enforcement (NACOLE) organisiert jährlich einen Kongress für den Erfahrungsaustausch zwischen den unabhängigen Beschwerdeinstitutionen sowie weitere Fortbildungsangebote.17 Vorfälle, bei denen Personen durch unangemessenes Polizeihandeln zu Schaden kommen, waren auch in den USA immer wieder Anlass zur Weiterentwicklung des Polizeibeschwerdesystems. Obwohl in New York City seit den 1990er-Jahren eine sehr große Polizeibeschwerdestelle außerhalb des Police Departments besteht (Civilian Complaint Review Board, CCRB), wurde 2014 nach dem Amtsantritt von Bill De Blasio als Bürgermeister zusätzlich die Institution eines Inspector General geschaffen, der die Tätigkeit des Police Department aus einer unabhängigen Position heraus überwachen soll.18

			In Deutschland wurde für Public-Accountability-Institutionen in den letzten Jahrzehnten zumeist das Beauftragtenmodell gewählt, das z.B. im Datenschutzbereich etabliert ist. Aufgrund der so vorliegenden umfangreichen Erfahrungen liegt es nahe, auch unabhängige Polizeibeschwerdestellen nach diesem Modell zu konzipieren. Vorschläge für die Etablierung unabhängiger Beschwerdeinstitutionen, die nicht nur Ansprechpartner für die Bevölkerung bei Problemen mit der Polizei sind, sondern auch Eingaben von Polizeibediensteten selbst aufgreifen, orientieren sich auch an der Institution des Wehrbeauftragten für die Bundeswehr, die im Grundgesetz verankert ist (Art 45bGG).19 Die Beauftragten werden zumeist vom Parlament gewählt und üben die Funktion hauptberuflich aus. Je nach Priorität, die ihrer Arbeit zugemessen wird, billigt das Parlament ihnen einen mehr oder minder großen Stab hauptamtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu. Die Stellen der Beauftragten in Deutschland sind damit ähnlich konzipiert und organisiert wie die Ombudsleute in anderen Ländern oder der Europäischen Union.20 In Hamburg gab es von 1998 bis 2001 eine Beschwerdekommission (Polizeikommission) mit drei ehrenamtlich tätigen Mitgliedern. Diese wurde aber aus politischen Gründen nach einem Regierungswechsel wieder abgeschafft.21

			In Rheinland-Pfalz wurde die Funktion eines Landesbeauftragten für die Polizei im Jahr 2014 dem dort bereits etablierten Bürgerbeauftragten zusätzlich übertragen.22 Auch Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg haben inzwischen ähnliche Modelle umgesetzt: In Schleswig-­Holstein ist die Bürgerbeauftragte für soziale Angelegenheiten des Landes seit Oktober 2016 zugleich Landesbeauftragte für die Landespolizei Schleswig-Holstein.23 In Baden-Württemberg wurde 2017 das Amt des Bürgerbeauftragten neu eingerichtet und auch mit der Zuständigkeit für die Polizei betraut.24 Zuständigkeitsbereiche, Ermittlungsbefugnisse und Ausstattung sind in allen drei Fällen allerdings begrenzt. Die Beauftragten haben nur wenige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ihre Ermittlungskompetenzen beschränken sich weitgehend auf Anfragen an das zuständige Ministerium. Für gravierende Fälle, in denen gegen die betroffenen Polizeibediensteten ein Straf- oder Disziplinarverfahren läuft, sind sie nicht zuständig. Den internationalen Anforderungen an eine unabhängige Aufarbeitung von Beschwerden über Menschenrechtsverletzungen genügen sie daher noch nicht vollständig. 

			Die Zusammenführung von Beschwerden über verschiedene Behörden bei den Bürgerbeauftragten der Länder hat einerseits den Vorteil, dass Erfahrungen in der Aufarbeitung dieser Beschwerden auch für die Aufarbeitung von Problemen mit der Polizei genutzt werden können. Andererseits hat dieses Modell den Nachteil, dass die speziellen Belange und Probleme der Polizei nur ein Thema unter vielen sind. 

			5	Unterstützung der parlamentarischen Verwaltungskontrolle

			Unabhängige Beschwerdestellen ersetzen nicht die Kontrollfunktionen des Parlaments. Sie können diese aber unterstützen. Für den Wehrbeauftragten beispielsweise definiert das Grundgesetz nicht nur den Schutz der Grundrechte als Aufgabe, sondern auch dessen Rolle »als Hilfsorgan des Bundestages bei der Ausübung der parlamentarischen Kontrolle« (Art.45b Satz1GG).

			Menschen, die mit dem Verhalten staatlicher Behörden unzufrieden sind, können sich nach dem Grundrecht gemäß Art.17GG an die staatliche Stelle selbst oder an die Parlamente wenden. In den Parlamenten befassen sich die Petitionsausschüsse mit diesen Eingaben. 

			Die Fachausschüsse der Parlamente nehmen Kontrollfunktionen gegenüber den Behörden im Geschäftsbereich der zuständigen Ministerien wahr. Für die Polizeibehörden des Bundes und der Länder üben die Innenausschüsse des Bundestages beziehungsweise der Landtage diese Kontrollfunktionen aus. Die Fachausschüsse haben aber so viele verschiedene Aufgaben, insbesondere bei der Gesetzgebung, dass sie nur relativ geringe Arbeitskapazitäten für die kritische Begleitung der Alltagsarbeit der Behörden in ihrem Zuständigkeitsbereich aufbringen können. In der Regel befassen sich Parlamente nur dann mit der Arbeit einzelner Behörden, wenn Änderungen anstehen oder Probleme, Versäumnisse oder Skandale öffentlich diskutiert werden. Zumeist werden Regierungs- und Verwaltungsvertreter befragt. Nach gravierenderen Vorkommnissen können Untersuchungsausschüsse eingesetzt werden (im Bundestag gemäß Art.44GG), was bei Polizei- und Sicherheitsthemen immer wieder vorkommt, so in den letzten Jahren auf Bundes- und Landesebene für die Aufarbeitung von Behördenversagen im Zusammenhang mit der Nicht­entdeckung der Serie schwerster Straftaten des rechtsextremen »Nationalsozialistischen Untergrunds«.25

			Beim Parlament angesiedelte Beschwerdestellen und Beauftragte können die fehlenden Arbeitskapazitäten der Parlamentsausschüsse für die Begleitung und Kontrolle der Verwaltungstätigkeit ein Stück weit ausgleichen. Sie können die Petitions- und Fachausschüsse bei der Aufarbeitung von Einzelfällen entlasten und die Abgeordneten bei der Erarbeitung von politischen Schlussfolgerungen aus den aufgearbeiteten Fällen beraten.

			6	Welche Fälle sollen von unabhängigen Polizei­beschwerdestellen bearbeitet werden?

			Die Frage, mit welchen Fällen sich Polizeibeschwerdestellen befassen, ist zentral für die Ausgestaltung solcher Institutionen. Empirisch sind unterschiedliche Modelle zu beobachten.

			Dies betrifft bereits die Frage, unter welchen Voraussetzungen sich die Beschwerdestellen mit Fällen befassen dürfen. Eng gefasst ist die Zuständigkeit, wenn eine Beschwerdestelle nur Fällen von rechtswidrigem Polizeihandeln nachgehen darf. Fälle, in denen Menschen aus anderen Gründen unzufrieden mit Polizeihandeln sind, wären dann ausgeschlossen, beispielsweise unfreundliches Verhalten oder Fälle, in denen Polizeihandeln zwar noch rechtmäßig ist, aber doch unterhalb üblicher professioneller Standards liegt. Die unabhängigen Beschwerdestellen in US-Großstädten sind zumeist auch für Fälle unterhalb der Schwelle zur Rechtswidrigkeit zuständig,26 nicht aber für Delikte wie Korruption, bei denen die Allgemeinheit geschädigt wird, oder wenn Polizeibedienstete in ihrer Freizeit Straftaten begehen.

			Der Zuständigkeitsbereich hängt auch davon ab, wer nach den jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen Beschwerden vorbringen darf– nur Betroffene oder auch Dritte, die einen Missstand beobachten, etwa Nichtregierungsorganisationen oder Einzelpersonen, die ein polizeiliches Fehlverhalten beobachten, aber nicht selbst betroffen sind. Dürfen nur Betroffene sich an die Beschwerdestelle wenden, so werden Fälle ausgeschlossen, in denen Menschen aufgrund ihrer Bildung oder sozialen Lage nicht wissen, wie und bei wem solche Beschwerden vorgebracht werden können. Durch eine intensive Öffentlichkeitsarbeit können Beschwerdestellen eine solche Beschränkung des Zugangsrechts nur teilweise kompensieren. Haben auch Nichtregierungsorganisationen, zum Beispiel Menschenrechtsverbände, die Möglichkeit, Beschwerden vorzutragen, so ist die Wahrscheinlichkeit größer, dass auch solche Vorkommnisse untersucht werden, bei denen die Betroffenen zu Gruppen mit geringer Beschwerdemacht zählen. Wenn die Beschwerdestelle Fälle auch von sich aus aufgreifen kann (Selbstbefassungsrecht), erhöht dies ebenfalls die Wahrscheinlichkeit, dass alle relevanten Fälle polizeilichen Fehlverhaltens unabhängig untersucht werden.

			Reichweite, Intensität und Konsequenzen der Arbeit von Polizeibeschwerdestellen hängen auch davon ab, ob sie Fälle weiter untersuchen dürfen, bei denen der Verdacht besteht, dass Polizeibeamte eine Straftat begangen oder ihre Dienstpflichten verletzt haben. In diesen Fällen werden Straf- beziehungsweise Disziplinarverfahren eingeleitet. Manche Beschwerdestellen müssen ihre Untersuchungen dann unterbrechen, bis die parallelen Verfahren abgeschlossen sind. Dies kann lange dauern– und in der Praxis enden solche Verfahren häufig ohne Sanktionen. Wenn die Beweislage in Fällen polizeilichen Fehlverhaltens schwierig ist, etwa weil es keine externen Zeugen, Bild- oder Videodokumentationen gibt, werden die Ermittlungsverfahren im Zweifel eingestellt oder Strafverfahren enden mit Freispruch.27 Daher dürfte der Erfolg von Polizeibeschwerdestellen in Zukunft auch davon abhängen, dass neue Wege gefunden werden, um parallele Untersuchungen zu ermöglichen, ohne die in einem Rechtsstaat ebenfalls erforderlichen Funktionen von Straf- und Diszi­plinarverfahren zur Aufarbeitung individuellen Fehlverhaltens zu behindern.28

			7	Sanktionieren oder Lernen aus Fehlern?

			Die Diskussion über die Funktion unabhängiger Polizeibeschwerdestellen wird durch zwei mögliche Zielrichtungen ihrer Arbeit geprägt, die sich überlagern, teilweise aber auch miteinander in Konflikt stehen: Einerseits sollen Fälle vermieden werden, in denen gravierendes polizeiliches Fehlverhalten nicht sanktioniert wird, weil es der Aufklärung an der nötigen Unabhängigkeit und Neutralität mangelt. Dieses Anliegen steht im Mittelpunkt der Kritik an der polizeiinternen Beschwerdebearbeitung, wie sie von Menschenrechtsorganisationen erhoben wird, und auch der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte.29 Andererseits sollen polizeiliche Ausbildungsstandards, Einsatzkonzepte und Handlungsroutinen so verbessert werden, dass ein ähnliches Fehlverhalten zukünftig vermieden wird. Hier steht der Umbau der Polizei hin zu einer in Menschenrechtsfragen lernbereiten und lernfähigen Organisation im Mittelpunkt des Interesses.30

			Diese beiden möglichen Zielrichtungen einer unabhängigen Beschwerdebearbeitung schließen sich zwar nicht kategorisch aus, stehen aber in einem potenziellen Spannungsfeld. Besteht das Ziel der unabhängigen Beschwerdebearbeitung darin, angemessene Sanktionen zu ermöglichen, so sind Polizeibeamtinnen und -beamte, die eines Fehlverhaltens verdächtigt werden, in einem Rechtsstaat nicht verpflichtet, selbst an der Aufklärung mitzuwirken. Sie müssen sich nicht selbst belasten und haben das Recht, zu schweigen. Faktisch schweigen aber oft auch Kolleginnen und Kollegen aus dem Umfeld der Verdächtigen, da sie diese aus Solidarität nicht belasten möchten. In Deutschland kommt noch hinzu, dass Polizeibeamtinnen und -beamte sich selbst wegen einer Strafvereitelung im Amt (§258a des Strafgesetzbuches) strafbar machen können, wenn sie eine wahrgenommene Straftat nicht sogleich anzeigen. Dies fördert eine Arbeitsatmosphäre, in der Fehlverhalten eher »unter den Teppich gekehrt« als konstruktiv aufgearbeitet wird.31

			Zu berücksichtigen ist außerdem, dass Fehlverhalten in Polizeiorganisationen oft aus rein individueller Perspektive wahrgenommen wird gemäß der vielfach noch vertretenen »Schwarze-Schafe«-Theorie (im englischen polizeilichen Sprachgebrauch »rotten apples theory«)32, der zufolge in der Regel Einzelpersonen für polizeiliches Fehlverhalten individuell verantwortlich sind. Die Lösung ist dann für die Polizeiorganisation einfach: Das Problem kann durch individuelle Sanktionen, bis hin zur Entlassung aus dem Dienst, behoben werden. Ausgeblendet werden auf diese Weise aber mögliche strukturelle Defizite in der Organisation der Polizeiarbeit, die Fehlverhalten verursachen oder begünstigen. Eine an der Entwicklung einer Fehlerkultur orientierte Position schaut dagegen eher übergreifend auf Mängel in der gesamten Organisation selbst, die individuelles Fehlverhalten begünstigen oder sogar verursachen. So beruht beispielsweise eine unangemessene polizeiliche Gewaltanwendung bei einer Demonstration zwar letztendlich auf dem konkreten Handeln von Polizisten, wenn sie Menschen mit dem Schlagstock oder mit Tränengas verletzen. Dieses individuelle Handeln wiederum kann auf ein falsches Einsatzkonzept zurückgehen, das Möglichkeiten für eine kommunikative Konfliktlösung und Deeskalationsstrategien nicht hinreichend vorsieht oder nutzt. Auch Überarbeitung durch ungünstige Dienstpläne oder zu wenig Personal und die Traumatisierung von Polizistinnen und Polizisten durch Erlebnisse bei früheren Einsätzen können individuelles Fehlverhalten verursachen, für das letztlich die Organisation Polizei die Verantwortung zu tragen hat. Das Eingestehen von Fehlern durch die Organisation Polizei und die Fähigkeit, Konsequenzen daraus zu ziehen und dies im Sinne einer Public ­Accountability in der Öffentlichkeit darzulegen, sind Ansatzpunkte, um das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Polizeiarbeit zu stärken.33

			Doch gerade in Deutschland ändert sich die polizeiliche Fehlerkultur nur langsam. Eine moderne Fehlerkultur schaut nach einer Beschwerde von außen weniger auf die individuelle Verantwortung als auf die dahinter­liegenden Ursachen, die zum Fehlverhalten oder zumindest zur Unzufriedenheit Außenstehender geführt haben. Sind Polizeibehörden in der Lage, aus Fehlern zu lernen, so kann der Effekt für die Einhaltung von Menschenrechtsstandards sogar größer sein als bei der wirksamen Sanktionierung individuellen Fehlverhaltens von Polizistinnen und Polizisten.

			Für Fälle, die mittels einer verbesserten Fehlerkultur nicht vermieden werden können, braucht ein Rechtsstaat, der sich an der Einhaltung der Menschenrechte messen lassen will, auch unabhängige Untersuchungsmechanismen und wirksame Sanktionsmöglichkeiten. Diese stärken am Ende das Vertrauen der Bevölkerung in den Rechtsstaat und die Institution Polizei.

			8	Fazit und Ausblick

			Weltweit und auch in Deutschland ist ein Trend hin zur Einrichtung unabhängiger Beschwerdestellen zu beobachten, bei denen Menschen ihre Unzufriedenheit über die Polizeiarbeit vortragen können beziehungsweise Beschwerden über polizeiliches Fehlverhalten einreichen können. Die Ausgestaltung dieser Stellen ist sehr unterschiedlich. Einheitliche Standards haben sich bisher nicht entwickelt. Die Vielfalt bietet Chancen, die Vor- und Nachteile der verschiedenen Modelle wissenschaftlich zu untersuchen und politisch zu bewerten. Auch wenn die in Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg eingerichteten Beschwerdestellen außerhalb der Polizei bisher nur begrenzte Befugnisse haben, sind auch sie Teil dieses Experimentierfelds. Tragen sie dazu bei, die polizeiliche Fehlerkultur zu verbessern, so könnte dies auch ein Beitrag zur Reduzierung der Fälle sein, in denen die Polizei Menschenrechte nicht schützt, sondern im Rahmen ihrer weitreichenden Befugnisse verletzt. Zugleich kann sich so auch die Polizei in Deutschland den internationalen Standards einer Public Accountability annähern, nach denen öffentliche Verwaltungen unabhängige Foren über ihre Arbeit zu informieren haben, Nachfragen beantworten und sich der Bewertung durch diese Foren unterwerfen müssen.34
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			Internationale Menschenrechte und ­Rechtsdurchsetzung durch die Polizei

		


		
			Philip Czech

			Internationale Menschenrechte undSicherheit

			1	Einleitung

			Menschenrechte und Sicherheit stehen in einem spannungsreichen Verhältnis zueinander. Die internationalen Menschenrechte sind darauf ausgerichtet, dem Einzelnen einen Bereich zu garantieren, in dem er vor staatlichem Zugriff geschützt ist. Sie markieren somit deutliche Grenzen, die insbesondere von den Sicherheitsbehörden zu respektieren sind. Auf der anderen Seite setzt der Genuss der individuellen Freiheit ein gewisses Maß an Sicherheit voraus, für die zu sorgen wiederum in erster Linie von der Polizei erwartet wird. Nicht zuletzt die Terroranschläge, die seit dem 11.September 2001 die Welt erschüttert haben, führten zu einer verstärkten Hervorhebung der staatlichen Aufgabe, die Sicherheit der Bevölkerung zu gewährleisten. Neben der wachsenden Verletzlichkeit der komplexen, global vernetzten Gesellschaften hat auch das gewandelte Sicherheits­bedürfnis der Öffentlichkeit zu diesem Paradigmenwechsel beigetragen. Die Betonung der Sicherheit gerät dabei zwangsläufig in ein Spannungsverhältnis zur menschenrechtlich verbürgten Freiheit jedes Einzelnen. 

			Um den Einfluss der internationalen Menschenrechte auf die gesetz­lichen Aufgaben und Befugnisse der Sicherheitsbehörden und insbesondere der Polizei sowie deren praktische Handhabung zu verdeutlichen, sollen im Folgenden zunächst die Konturen des internationalen Menschenrechtsschutzes nachgezeichnet werden. Im Anschluss daran ist zu klären, inwiefern sich ein Anspruch der Bürgerinnen und Bürger auf die Gewährleistung von Sicherheit begründen lässt. Dabei steht die Frage im Fokus, ob sich aus den menschenrechtlichen Schutzpflichten des Staates auch ein Menschenrecht auf Sicherheit ableiten lässt. Abschließend wird erörtert, welche Folgen sich für staatliches Handeln aus den Leitlinien der internationalen Menschenrechte ergeben hinsichtlich der notwendigen Interessenabwägung zwischen Freiheit des Einzelnen und öffentlicher Sicherheit. 

			2	Internationale Menschenrechte als Freiheitsgarantien

			2.1	Ursprünge und Entwicklung der Menschenrechte

			Die rechtliche, politische und gesellschaftliche Bedeutung der internationalen Menschenrechte besteht darin, dass sie allen Menschen ungeachtet ihrer angeborenen oder zugeschriebenen Merkmale grundlegende Rechte einräumen, die universell gültig sind. Es handelt sich um Rechte, die jeder Mensch schon allein kraft seines Menschseins für sich in Anspruch nehmen kann, ohne dass sie ihm vom Staat verliehen werden müssten. Die Idee der Menschenrechte hat ihren Ursprung in der Philosophie der Aufklärung. Diese geistige Strömung, die nicht zuletzt die Grundlagen für die Entwicklung des modernen Staats und seiner Rechtsordnung schuf, strebte nach einer rationalen, auf Vernunft und Erkenntnis beruhenden Weltsicht. Das in der Zeit der Aufklärung entwickelte Naturrecht ging davon aus, dass jeder Mensch von Natur aus unveräußerliche Freiheiten und Rechte innehat wie etwa auf Leben, Freiheit und Eigentum, auf die er auch nicht verzichten kann. Aus der Anerkennung der Menschenwürde, die jeder Person kraft Geburt zukommt, folgte die Forderung nach Freiheit als Bedingung für die freie Entfaltung jedes Menschen nach seinen besten Fähigkeiten. 

			Diese Gedanken standen in engem Zusammenhang mit der neuen, von der Religion losgelösten Begründung der Legitimation des Staates durch die Idee des Gesellschaftsvertrags, woran sich bereits eine Verknüpfung zwischen Freiheit und Sicherheit zeigt.1 Nach dieser Theorie schließen sich die Menschen zu einem Gemeinwesen zusammen, dem sie ein Gewaltmonopol einräumen und das ihnen im Austausch für den Verzicht auf ihr Recht zur Selbstverteidigung Sicherheit garantiert. Die Androhung oder Ausübung von staatlichem Zwang gilt nur so lange als rechtmäßig, als sie dazu dient, die Freiheit des Einzelnen vor Übergriffen durch seine Mitbürgerinnen und Mitbürger zu schützen. Unter dem Eindruck der absolutistischen Machtkonzentration und der daraus erwachsenden Erkenntnis, dass auch der Staat eine Bedrohung darstellen kann, wurde die Theorie des Gesellschaftsvertrags dahingehend weiterentwickelt, dass der Staat nicht mehr nur die Sicherheit garantieren müsse, sondern auch die individuelle Freiheit. Der Legitimationsgrund der Sicherheitsgewährleistung wurde so ergänzt um jenen der Freiheitsgewährleistung. Dem Staat kommt demnach die Aufgabe zu, die grundlegenden Menschenrechte– vor allem Leben, Freiheit und Eigentum– zu schützen, und die Legitimität seines Gewaltmonopols hängt davon ab, dass er dieser Aufgabe auch wirklich entspricht.

			Während es bis ins 20. Jahrhundert jedem Staat selbst überlassen blieb, welchen Stellenwert er den Menschenrechten einräumte, änderte sich dies nach dem Zweiten Weltkrieg grundlegend. Die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten ungeachtet der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion war eines der zentralen Anliegen der im Oktober 1945 gegründeten Vereinten Nationen (United Nations, UN). Mit der im Dezember 1948 von der UN-Generalversammlung in Paris verkündeten Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) anerkannte die Staatengemeinschaft erstmals einen umfassenden Katalog konkreter Rechte, die jedem Menschen zustehen sollten, und legte damit einen Grundstein für die weitere Entwicklung. Da die AEMR in Form einer rechtlich unverbind­lichen Resolution beschlossen wurde, waren die Bemühungen um eine Verankerung der Menschenrechte im internationalen Recht mit ihr keineswegs abgeschlossen. 1966 gelang es, die wichtigsten Menschenrechte in zwei völkerrechtlichen Konventionen festzuschreiben: dem Internationalen Pakt über die bürgerlichen und politischen Rechte (IPbpR) sowie dem Internationalen Pakt über die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte (IPwskR). Neben diesen allgemeinen Menschenrechtskatalogen wurden im Rahmen der Vereinten Nationen zahlreiche weitere Verträge ausgehandelt, die sich auf die Situation bestimmter Gruppen beziehen. Ohne hier alle aufzählen zu können, seien nur die Genfer Flüchtlingskonvention (GFK), die UN-Antifolterkonvention (FoK), die UN-Kinderrechtskonvention (KRK) oder die UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) erwähnt. Parallel zu dieser weltumspannenden Ebene der Vereinten Nationen wurden auch im Rahmen regionaler Organisationen menschenrechtliche Konventionen ausgehandelt. In Europa war dabei der Europarat federführend, der mit der im November 1950 in Rom unterzeichneten Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) das rechtlich effektivste und wichtigste Instrument geschaffen hat. Mittlerweile verfügt auch die Europäische Union mit der Europäischen Grundrechtecharta (GRC) über einen eigenen Grundrechtekatalog.

			Die Bedeutung dieser Verankerung der Menschenrechte auf interna­tionaler Ebene liegt vor allem in der Anerkennung der gemeinsamen Verantwortung der Staatengemeinschaft für die Achtung und den Schutz der Menschenrechte. In Anbetracht der Gräueltaten des NS-Regimes hatte sich die Ansicht durchgesetzt, dass diese Angelegenheit nicht länger allein Sache jedes Staates sein kann. Die Einzelperson wurde nun als ­partielles Subjekt des Völkerrechts anerkannt, das Rechte gegen seinen eigenen Staat durchsetzen kann. Damit ist ein zweiter ­wesentlicher Aspekt dieser Entwicklung angesprochen: die Durchsetzbarkeit der ­Menschenrechte. 

			2.2	Internationale Mechanismen zur Durchsetzung der­Menschenrechte

			Menschenrechte können nur dann wirksam werden, wenn die Möglichkeit besteht, sie vor einer von allen Streitparteien anerkannten Instanz durchzusetzen. Die meisten Menschenrechtskonventionen sehen daher Überwachungsmechanismen vor. Dazu werden entweder politische Gremien eingerichtet, die mit Vertretern der Mitgliedstaaten besetzt sind, oder internationale Gerichte beziehungsweise Expertenausschüsse. So kontrollieren mehrere Organe der Vereinten Nationen die weltweite Einhaltung der Menschenrechte. Neben dem 2006 eingerichteten Menschenrechtsrat, der als politisches Organ regelmäßig die allgemeine Menschenrechtslage in allen 193 Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen überprüft, bestehen zahlreiche unabhängige Expertenausschüsse, die jeweils über die Durchsetzung einer bestimmten Konvention wachen.2 Als Institutionen des Europarats haben vor allem der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) und das Antifolterkomitee (European Committee for the ­Prevention of Torture, CPT) eine herausragende Bedeutung erlangt. 

			Was die Arbeitsweise und Verfahren dieser Organe betrifft, ist danach zu unterscheiden, ob sie von Einzelpersonen angerufen werden können oder lediglich Staatenberichte behandelt werden. Ein Individualbeschwerderecht hat sich als sehr effektives Mittel zur Durchsetzung der Menschenrechte erwiesen– zumindest dann, wenn ein verbindliches Urteil erwirkt werden kann. Dies gilt vor allem für die Anrufung des EGMR, dessen Urteile von den betroffenen Staaten in aller Regel befolgt und umgesetzt werden. Mit seiner Rechtsprechung setzt der Gerichtshof Standards, die sich auf die Rechtsordnungen der europäischen Staaten maßgeblich auswirken. Auf einzelne Urteile des EGMR wird im Folgenden wegen ihrer Bedeutung hingewiesen. 

			Die unterschiedlichen Ausschüsse der Vereinten Nationen beschäftigen sich hingegen in erster Linie damit, die Einhaltung der ­internationalen Menschenrechtsabkommen zu überwachen, indem sie regelmäßige Staatenberichte (unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft) zum Stand der Umsetzung der jeweiligen Konvention einholen. Ob sie daneben auch Beschwerden von Einzelpersonen entgegennehmen können, die eine Verletzung ihrer Menschenrechte geltend machen, hängt davon ab, ob der betroffene Staat dieser Möglichkeit zugestimmt hat. Die meisten Staaten sind dabei sehr zurückhaltend. Zudem entscheiden die Fachausschüsse der Vereinten Nationen nicht mit (völker)rechtlich verbindlichen Urteilen, sondern sie geben Stellungnahmen oder Empfehlungen für Verbesserungen ab. Damit ist die Durchsetzung der Menschenrechte auf UN-Ebene im Wesentlichen eine Angelegenheit der Politik und Diplomatie. 

			Neben den auf Staatenberichten beziehungsweise Individualbeschwerden beruhenden Verfahren gibt es noch die auf Prävention schwerer Menschenrechtsverletzungen abzielenden Besuchsmechanismen. Sowohl das Antifolterkomitee des Europarats als auch jenes der Vereinten Nationen entsenden dazu Expertendelegationen. Durch unangekündigte Besuche von Haftanstalten, Polizeistationen, psychiatrischen Krankenhäusern und anderen Orten der Freiheitsentziehung und darauf beruhenden Empfehlungen an den betroffenen Staat wirken sie auf eine Einhaltung menschenrechtlicher Mindeststandards hin. 

			2.3	Stoßrichtung und Inhalt der internationalen Menschenrechte

			Ihren ideengeschichtlichen Ursprüngen entsprechend, richten sich die internationalen Menschenrechte in erster Linie gegen die staatliche Herrschaftsgewalt. Die klassischen bürgerlichen und politischen Rechte (dazu gehören unter anderem das Recht auf Leben und körperliche sowie see­lische Unversehrtheit, persönliche Freiheit, Privatsphäre, Eigentum, Meinungs-, Versammlungs- und Religionsfreiheit) sind darauf ausgerichtet, dem Einzelnen eine geschützte Freiheitssphäre zu gewährleisten. Neben diesen primär auf eine Abwehr staatlicher Eingriffe in die Freiheit des Individuums gerichteten Menschenrechten sind heute auch wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte wie beispielsweise das Recht auf Arbeit, Gesundheitsversorgung oder Bildung und kollektive Rechte (etwa das Recht auf Entwicklung und Selbstbestimmung der Völker) anerkannt. Alle diese Menschenrechte werden als gleichwertig, unteilbar und voneinander abhängig (interdependent) angesehen.3 Dies kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass zumindest in Europa der Fokus nach wie vor auf den klassischen bürgerlichen und politischen Rechten liegt. Zwar lässt sich nicht leugnen, dass sich etwa auch soziale Rechte auf die innere Sicherheit auswirken können, doch geht es in der Diskussion um die Sicherheit primär um die klassischen Abwehrrechte gegenüber dem Staat. Damit soll jedoch keineswegs in Abrede gestellt werden, dass Sicherheit auch aus anderen Gesichtspunkten und insbesondere aus einer sozialen und wirtschaftlichen Perspektive gesehen werden kann. 

			Für die alltägliche Arbeit der Sicherheitsbehörden besonders relevant ist das Recht auf Privatleben.4 Nachdem dieses Grundrecht ursprünglich vor allem auf den Schutz der Wohnung und des Briefverkehrs abzielte, hat sich seine Bedeutung inzwischen auf verschiedene Formen der modernen Kommunikation, den Datenschutz und den Schutz vor elektronischer Überwachung ausgeweitet. Nicht nur Hausdurchsuchungen und Telefonüberwachung müssen sich heute an diesem Menschenrecht messen lassen, sondern auch Videoüberwachung im öffentlichen Raum, die Speicherung von Verbindungsdaten, die Kontrolle des Nutzerverhaltens im Internet, die Auswertung von DNA-Proben oder ganz generell die Erhebung, Verarbeitung und Weitergabe personenbezogener Daten. Stets geht es dabei um die Wahrung eines privaten Bereichs, in den sich der Einzelne zurückziehen kann und der geschützt ist vor willkürlichen Zugriffen. 

			Führen Ermittlungen zu einem Verdacht gegen eine Person, stellt sich die Frage, unter welchen Voraussetzungen eine Freiheitsentziehung in einem Rechtsstaat zulässig ist. Maßgeblich ist hier das Recht auf persönliche Freiheit.5 Es schützt vor willkürlicher Verhaftung, indem es eine Freiheitsentziehung nur unter bestimmten Voraussetzungen gestattet– zum Beispiel einem hinreichend konkreten Tatverdacht oder einer rechtskräftigen Verurteilung –, die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen verlangt, eine richterliche Kontrolle vorsieht und der inhaftierten Person gewisse Rechte einräumt. Im Strafverfahren, aber auch schon in dessen Vorfeld, sind die Unschuldsvermutung und das Recht auf ein faires Verfahren zu beachten. Dies umfasst insbesondere die Unterstützung durch einen Verteidiger, die Möglichkeit der Befragung von Zeugen und das Verbot der Selbstbelastung.6 

			Ein weiterer Aspekt, der allen diesen Menschenrechten innewohnt, ist die Rechtsweggarantie. Demnach muss sich jede Person, die sich durch eine staatliche Maßnahme in einem Recht als verletzt erachtet, an ein unabhängiges Gericht wenden können. Dieses muss in einem fairen Verfahren über die Rechtmäßigkeit des Eingriffs entscheiden und gegebenenfalls Abhilfe schaffen. 

			Obwohl die oben angeführten Menschenrechte als Abwehrrechte gegen die Staatsgewalt konzipiert sind, erschöpfen sie sich nicht darin, die Freiheit des Einzelnen vor Übergriffen durch den Staat zu schützen. In modernen Gesellschaften wird tagtäglich sichtbar, dass die Menschenrechte auch durch Privatpersonen bedroht werden können. Beleidigungen oder die Veröffentlichung von Bildmaterial in sogenannten sozialen Netzwerken können ebenso Menschenrechtsverletzungen begründen wie gewaltsame Übergriffe. Zudem erwächst aus der zunehmenden Machtfülle internationaler Unternehmen eine Bedrohung der individuellen Freiheit, der nur durch den Staat begegnet werden kann. Daraus wiederum kann sich eine staatliche Verpflichtung ergeben, den Einzelnen vor Eingriffen in seine Rechte zu schützen, die von anderen Rechtssubjekten– seien es Privatpersonen, Unternehmen oder Organisationen– ausgehen. Solche »positiven Verpflichtungen« ergeben sich aus allen menschenrechtlichen Garantien. So resultiert aus dem Recht auf Leben und auf körperliche Unversehrtheit beispielsweise eine Verpflichtung der Polizei, bei entsprechend­ konkreten Hinweisen auf häusliche Gewalt gegen den Täter vorzugehen und dem Opfer ausreichenden Schutz zu bieten.7 Polizistinnen und Polizisten kommen also mit ihrem Handeln in vielen Fällen der staatlichen Verpflichtung nach, die Menschenrechte gegen Übergriffe durch andere Privatpersonen zu schützen. Diese Funktion erscheint heute so selbstverständlich, dass sie oft übersehen und die Polizei ganz im Gegenteil vielfach ­primär als Bedrohung der Menschenrechte gesehen wird. In der Diskussion über die richtige Balance zwischen menschenrechtlicher Freiheit auf der einen und Aufrechterhaltung der Sicherheit auf der anderen Seite muss jedoch berücksichtigt werden, dass polizeiliche Befugnisse nicht zuletzt dem Schutz der Menschenrechte dienen. 

			2.4	Zulässige Einschränkungen der Menschenrechte

			Da die Freiheit jedes Einzelnen dort endet, wo sie in Konflikt mit der Freiheit des anderen gerät, können die Menschenrechte nicht absolut gelten. Die Interessen des Einzelnen können Einschränkungen der individuellen Freiheit erfordern, vor allem, wenn sie sich zu einem Gemeinwohlinteresse verdichten. Eingriffe staatlicherseits sind unter gewissen Voraussetzungen zulässig, die sich bei den unterschiedlichen Rechten im Detail unterscheiden. Zentral ist dabei stets die Gesetzmäßigkeit, die auch als Rechtsstaatlichkeit verstanden werden kann, und die Verhältnismäßigkeit, die eine Abwägung der Schwere der Beeinträchtigung des Einzelnen gegen die öffentlichen Interessen erfordert. 

			Einschränkungen der Menschenrechte bedürfen aus mehreren ­Gründen einer gesetzlichen Grundlage. Zunächst soll es Sache des demokratisch legitimierten Gesetzgebers– und nicht der Exekutive– sein, festzulegen, welche Maßnahmen unter welchen Voraussetzungen zulässig sind. Den Behörden sollen möglichst genaue Anleitungen für die praktische Anwendung, zum Beispiel Durchsuchungsmaßnahmen oder Festnahmen seitens der Polizei, gegeben werden, um der Gefahr von Willkür vorzubeugen.8 Eine präzise Festlegung, welche Maßnahmen unter welchen Voraussetzungen zulässig sind, ist auch notwendig, damit Bürgerinnen und Bürger erkennen können, wann sie damit rechnen müssen, ins Visier der Behörden zu geraten. Zudem ist nur so möglich, dass Gerichte die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben überprüfen können. 

			Das Verhältnismäßigkeitsprinzip verlangt, dass jede Einschränkung eines Menschenrechts einem legitimen Zweck dient und zu dessen Verwirklichung geeignet, erforderlich und angemessen ist. Jeder staatliche Eingriff muss also zunächst seine Tauglichkeit erweisen, das angestrebte Ziel zu erreichen. Bloße Hoffnungen auf Fahndungserfolge oder präventive Wirkungen reichen dazu nicht aus. Vielmehr muss zumindest plausibel sein, dass sich der angestrebte Zweck auf diesem Weg erreichen lässt. Dem Gesetzgeber kommt dabei ein gewisser Gestaltungsspielraum zu, doch darf er keine Maßnahmen vorsehen, die von vornherein ungeeignet sind, das angepeilte Ziel zu erreichen, oder insofern überschießend, als sich dieses auch mit geringfügigeren Eingriffen in die Menschenrechte verwirk­lichen ließe. Aus der Erforderlichkeit ergibt sich, dass jeder Eingriff so schonend wie möglich gestaltet werden muss und die Sicherheitsbehörden sich im Zweifel mit Maßnahmen begnügen müssen, die weniger stark in die Menschenrechte eingreifen.9 Die dritte Komponente des Verhältnismäßigkeitsprinzips, die Angemessenheit, fordert ein vertretbares Verhältnis zwischen der Einschränkung der Freiheit und dem Zugewinn an Sicherheit. Daher ist beispielsweise bei einer Festnahme und der Aufrechterhaltung der Untersuchungshaft darauf abzustellen, wie konkret der Tatverdacht und wie schwerwiegend die mutmaßliche Straftat ist. Je länger die Haft dauert, desto gewichtigere Gründe müssen für ihre Fortsetzung sprechen.10 Dieser Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist sowohl vom Gesetzgeber zu beachten, wenn er die Voraussetzungen für Eingriffe in die Menschenrechte regelt, als auch von den Behörden, wenn sie konkrete Maßnahmen setzen. 

			Nicht alle Menschenrechte dürfen eingeschränkt werden. Eine absolute Grenze zieht insbesondere das Folterverbot.11 Die Folter ebenso wie jedwede Form grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zielen darauf ab, den Willen des Menschen zu brechen und ihm seine Individualität zu nehmen. Darin liegt ein fundamentaler Verstoß gegen die Menschenwürde. Dies gilt nicht nur für bewusste Misshandlungen, sondern für jede Anwendung physischer Gewalt durch staatliche Organe, die nicht durch das Verhalten der betroffenen Person unbedingt notwendig gemacht wurde.12 Absolut ist das Folterverbot in zweierlei Hinsicht: Zum einen ist ein Abweichen davon selbst im Notstandsfall ausgeschlossen, also bei Krieg oder anderen das Gemeinwesen bedrohenden Ereignissen. Und zum anderen kommen Abwägungen gegen Sicherheitsinteressen oder die Interessen möglicher Opfer ebenso wenig infrage wie Einschränkungen wegen des Verhaltens des Verdächtigen. Daher ist die im Zusammenhang mit dem Frankfurter Entführungsfall Jakob von Metzler im Jahr 2002 (Fall »Daschner«) heftig diskutierte sogenannte Rettungsfolter– im konkreten Fall die staatliche Androhung von Gewalt oder Schmerzen gegenüber dem Entführer zur Erlangung von Informationen über das Versteck der Geisel– aus menschenrechtlicher Sicht absolut ausgeschlossen.13 Aus der uneingeschränkten Geltung des Folterverbots folgt auch, dass selbst überführte Terroristen nicht an ein Land ausgeliefert oder dorthin abgeschoben werden dürfen, wo ihnen Folter oder Misshandlung drohen.14

			3	Sicherheit: bloße Staatsaufgabe oder auch Menschenrecht?

			Ohne Zweifel ist die Gewährleistung von Sicherheit für die Bevölkerung eine zentrale Staatsaufgabe. Fraglich ist allerdings, ob sich aus dieser Aufgabe oder aus den menschenrechtlichen Schutzpflichten auch ein Menschenrecht auf Sicherheit ableiten lässt. Ein solches wird angesichts neuartiger Bedrohungen durch die organisierte Kriminalität und vor allem durch den internationalen Terrorismus von Politikern und Vertretern der Sicherheitsapparate, aber auch von Staatsrechtlern immer wieder behauptet. Ohne Sicherheit gäbe es keine Freiheit, so lautet das dahinterstehende Argument, mit dem eine Ausdehnung polizeilicher Aufgaben und Befugnisse gerechtfertigt werden soll. Sicherheit wäre daher eine Art »Meta-Grundrecht«, das aus den allen Freiheitsrechten innewohnenden Verpflichtungen des Staates, die gewährten Freiheiten vor Übergriffen durch andere zu schützen, abgeleitet werden könne und allen diesen Grundrechten vorgehe, weil Sicherheit erst die Voraussetzung für deren Genuss schaffe.15

			Die Bedeutung eines solchen Grundrechts auf Sicherheit läge vor allem darin, dass sich damit Eingriffe in die Menschenrechte ohne wirkliche Abwägung im Rahmen der Verhältnismäßigkeit (wie oben dargelegt) legitimieren ließen. Das ist problematisch, weil es zu einer Umkehr ihrer Stoßrichtung führt: Die gegen staatliche Übergriffe gerichteten Abwehrrechte würden dazu herangezogen, die Befugnisse des Staates zu erweitern. Jede noch so massive Einschränkung der Menschenrechte ließe sich als gebotene Maßnahme des Menschenrechtsschutzes darstellen. Damit verbunden ist eine Verlagerung der Argumentationslast. Während nach dem herkömmlichen Verständnis jeder Eingriff in die Menschenrechte einer Rechtfertigung bedarf, würde durch die Annahme eines Menschenrechts auf Sicherheit dieses auf eine Ebene mit der Freiheitsausübung gestellt. Dann aber könnten unter Berufung darauf Sicherheitsinteressen beliebig auf Kosten der Freiheitsrechte verwirklicht werden. Die herkömmliche Verhältnismäßigkeitsprüfung würde dabei auch deshalb an ihre Grenzen stoßen, weil sich Sicherheit nie absolut erreichen lässt und jede Freiheitsausübung ein potenzielles Sicherheitsrisiko darstellt. Dann wäre plötzlich die Freiheitsausübung rechtfertigungsbedürftig und nicht mehr deren Einschränkung. 

			Ein Grundrecht auf Sicherheit findet in den menschenrechtlichen Konventionen keine Stütze. An ihrer prinzipiellen Konstruktion als Abwehrrechte ändert sich auch durch die staatlichen Schutzpflichten nichts, die sich aus ihnen ableiten lassen. Denn zu einer Handlungspflicht verdichten sich diese nur im Fall einer konkreten, den Behörden bekannten ­Gefährdung der Sicherheit. Abgesehen davon, liegt es aber im ­Ermessen der Polizei und der sonstigen Sicherheitsbehörden, mit welchen ­Maßnahmen siedie öffentliche Ordnung und Sicherheit aufrechterhalten, und im Ermessen der Politik, welche Befugnisse sie zur Erreichung dieses Ziels einräumt. Eine Pflicht zu präventiven, von einem konkreten Verdacht losgelösten Maßnahmen kann sich aus diesen Schutzpflichten nicht ergeben. Die bestehenden Schutzpflichten sprechen vielmehr insofern gegen die Annahme eines eigenständigen Menschenrechts auf Sicherheit, als sie dem Einzelnen ausreichende Ansprüche auf Abwehr konkreter Gefährdungen einräumen. 

			4	Zum Verhältnis zwischen Freiheit und Sicherheit

			4.1	Unvermeidbare Kompromisse

			Die auch in Deutschland in den vergangenen Jahren angestiegene Terrorgefahr wirkt sich stark auf das subjektive Sicherheitsgefühl der Bevölkerung aus und bewegt die Politik dazu, den Sicherheitsbehörden immer mehr Befugnisse einzuräumen. Da deren Ausübung regelmäßig mit den Freiheitsrechten kollidiert, besteht ein komplexes Spannungsverhältnis zwischen innerer Sicherheit und menschenrechtlich garantierter Freiheit. 

			Wie die richtige Balance zwischen Freiheit und Sicherheit hergestellt werden kann, ist sowohl in der Politik als auch in der Rechtswissenschaft höchst umstritten. Klar ist nur, dass eine Balance gefunden werden muss. Denn sowohl absolute Sicherheit als auch absolute Freiheit lassen sich weder erreichen noch wäre dies erstrebenswert. Für die Sicherheit folgt dies schon daraus, dass sie stets relativ ist, weil sich Risiken nicht völlig vermeiden lassen. Zudem kann eine zu starke Ausweitung staatlicher Befugnisse im Dienste der Aufrechterhaltung der Sicherheit wiederum Unsicherheit nach sich ziehen. Denn wenn der Einzelne der steten Gefahr staatlicher Eingriffe in seine Freiheitsrechte unterliegt, führt dies zu einer Unberechenbarkeit der öffentlichen Gewalt, die der Sicherheit abträglich ist.16 Was die Freiheit angeht, lässt auch sie sich nicht absolut verwirklichen, da die Freiheit des einen ihre Grenzen in der Freiheit des anderen finden muss. Grenzenlose Freiheit würde damit auch grenzenlose Unsicherheit nach sich ziehen, da niemand vor Übergriffen geschützt wäre. 

			Wie der notwendige Ausgleich zwischen Freiheit und Sicherheit getroffen werden sollte, ist eine politische und gesellschaftliche Frage. Die internationalen Menschenrechte geben dafür Leitlinien vor. Aus ihnen folgt, dass sicherheitspolitisch motivierte Eingriffe in die Freiheit guter Gründe bedürfen. Rechtfertigen muss sich nicht die Ausübung der Freiheit, sondern deren Einschränkung. Dabei ist es zunächst Sache des Gesetzgebers, die Rahmenbedingungen des polizeilichen und geheimdienstlichen Handelns festzulegen. Dadurch wird die notwendige demokratische Legitimation hergestellt, denn das Parlament sollte der Ort sein, an dem– begleitet von einer kritischen Öffentlichkeit– ausgehandelt wird, welche Einschränkungen der individuellen Freiheit zum Schutz der Sicherheit der Gesellschaft hingenommen werden können und müssen. Gerade eine so wichtige Frage wie jene des Verhältnisses zwischen Freiheitsrechten und Wahrung der Sicherheit sollte in einem transparenten parlamentarischen Prozess ausgehandelt werden. Problematisch ist es daher, wenn der Gesetzgeber versucht, weitreichende Überwachungsbefugnisse wie beispielsweise die Erlaubnis zur geheimen Infiltration von Computern und Mobiltelefonen (»Staats­trojaner«) möglichst unauffällig zu beschließen, um öffentliche Debatten zu vermeiden. Das Gesetz muss genau vorgeben, unter welchen Voraussetzungen welche Maßnahmen zulässig sind. Dabei ist darauf zu achten, dass nur solche Eingriffe zugelassen werden, die zur Erreichung des Ziels geeignet und notwendig sind. Im Zweifelsfall kann es geboten sein, die Geltung eines solchen Gesetzes zeitlich zu limitieren und eine Evaluierung vorzusehen, um die Wirksamkeit evidenzbasiert bestimmen zu können. 

			Auch von den Sicherheitsbehörden erfordert die Anwendung von Gesetzen, die dem Staat weitreichende Befugnisse gegenüber den Bürgern einräumen, stete Abwägungen. Auf der einen Seite steht das öffentliche Interesse an der Wahrung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, das vor allem eine effektive Verhütung und Aufklärung strafbarer Handlungen verlangt. Auf der anderen Seite dürfen die Interessen jener nicht außer Acht gelassen werden, die– ob schuldig oder nicht– ins Visier der Polizei geraten. Das Ergebnis dieser Interessenabwägung hängt immer von den konkreten Umständen des Einzelfalls ab. Wie schwerwiegend eine Straftat oder wie akut die Gefahr eines befürchteten Anschlags ist, kann dabei ebenso relevant sein wie das Verhalten der von einer polizeilichen Maßnahme betroffenen Person. Einem dringend Tatverdächtigen wird mehr zuzumuten sein als einem offensichtlich Unschuldigen. Den Rahmen für diese Abwägung steckt das Gesetz, doch sind konkrete Wertungen bei dessen Anwendung unvermeidbar. 

			4.2	Präventive Maßnahmen im Rechtsstaat

			Besondere Herausforderungen bringt die zunehmende Verlagerung sicherheitsbehördlicher Aktivitäten von einem repressiven (verfolgenden) zu einem präventiven (vorbeugenden) Handeln mit sich. Nach dem traditionellen Verständnis von Sicherheit ging es um den Schutz ­bestehender Rechtsgüter gegen rechtswidrige Beeinträchtigungen durch Dritte. Im Vordergrund standen die Aufklärung strafbarer Handlungen und die Bestrafung der Verantwortlichen. Dieses Verständnis hat sich nicht zuletzt angesichts der– tatsächlich oder nur vermeintlich– gestiegenen Terrorgefahr gewandelt. Die Aufrechterhaltung der Sicherheit kann sich demnach nicht länger auf repressive Maßnahmen beschränken. Vielmehr wird von den Behörden erwartet, schon präventiv tätig zu werden, um Gefahren möglichst im Vorfeld zu erkennen und gegen potenzielle Täter (»Gefährder«) vorzugehen, bevor diese ihre Pläne in die Tat umsetzen. 

			Es kann nicht bestritten werden, dass der Staat zur Abwehr von ernsten Gefahren für die Bevölkerung eine gewisse Wehrhaftigkeit zeigen muss. Dennoch kann mit dieser Ausweitung präventiven Handelns die Gefahr einer Aushöhlung menschenrechtlicher Standards verbunden sein. Denn hier stößt die herkömmliche Interessenabwägung, wonach die Schwere eines Eingriffs in die Grundrechte nicht außer Verhältnis zu den bedrohten Schutzgütern stehen darf, an ihre Grenzen. Dies liegt zunächst an der vielfach unklaren Bedrohungslage. Oft ist lediglich bekannt, dass ein Anschlag geplant ist. Wie akut das Risiko tatsächlich ist, welcher Schaden befürchtet werden muss und wie sich die Bedrohung abwenden lässt, liegt jedoch regelmäßig im Dunkeln. Damit haben es aber die Behörden in der Hand, das Gewicht der öffentlichen Interessen zu bestimmen, das in die Waagschale geworfen wird. Je bedrohlicher die Gefährdungen von den Sicherheitsbehörden oder von der Politik dargestellt werden, desto eher lassen sich Einschränkungen der Freiheitsrechte begründen. Ein weiteres Problem liegt darin, dass der Kreis der von präventiven polizeilichen Maßnahmen betroffenen Personen potenziell unbeschränkt ist. Während ein repressives Handeln der Polizei primär Personen betrifft, die bereits eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit begangen haben, und sich der Kreis jener, die trotz ihres Wohlverhaltens in das Visier der Sicherheitsbehörden geraten, begrenzen lässt, erfasst die breit gefächerte präventive Überwachung zur Gefahrenabwehr jedermann. Es reicht also nicht, sich an die Gesetze zu halten, um sich der Wahrung der eigenen Privatsphäre vor staatlichen Eingriffen sicher sein zu können. Die Videoüberwachung öffentlicher Orte oder die massenhafte Speicherung von Verbindungsdaten auf Vorrat sind nur zwei Beispiele. Die Kategorie des konkreten Tatverdachts, die ansonsten Grund und Grenze für Ermittlungsmaßnahmen ist, kann hier nicht herangezogen werden, womit ein zentrales Element der Interessenabwägung entfällt. Umso wichtiger ist es, dass der Gesetzgeber solche Maßnahmen an präzise und strenge Voraussetzungen knüpft und Rechtsschutzmöglichkeiten vorsieht. Besondere Bedeutung kommt hier auch der Kontrolle durch unabhängige Richterinnen und Richter zu, die aber nur dann eine Garantie gegen Willkür der Behörden gewährleisten kann, wenn deren Befugnisse klar umschrieben sind.17

			Problematisch sind solche präventiven Ermittlungsmaßahmen häufig auch wegen des fehlenden Rechtsschutzes. Dieser läuft regelmäßig ins Leere, wenn und solange die betroffene Person nicht über die gegen sie gerichteten Maßnahmen informiert wird. Als Ausgleich kann daher eine Verständigung nach Abschluss der Ermittlungen geboten sein. Wenn die überwachte Person im Nachhinein darüber informiert wird, dass sie zum Ziel geheimer sicherheitsbehördlicher Überwachungsmaßnahmen geworden ist und welche Informationen dabei gesammelt wurden, wird ihr da­­mit zumindest eine nachprüfende gerichtliche Kontrolle ermöglicht. Auch besondere Mechanismen wie unabhängige Rechtsschutzbeauftragte können eingerichtet werden, um dieses Rechtsschutzdefizit zumindest bis zu einem gewissen Grad abzumindern.18

			5	Fazit

			Eine funktionierende Demokratie setzt eine freiheitliche Gesellschaftsordnung voraus. Damit sich der Einzelne frei entfalten und am demokratischen Willensbildungsprozess beteiligen kann, muss er sich sowohl frei als auch sicher fühlen. Die richtige Balance zwischen Freiheit und Sicherheit zu finden, stellt Gesellschaft, Politik und Sicherheitsbehörden stets vor neue Herausforderungen. Geboten ist in erster Linie eine differenzierte öffentliche Diskussion im Bewusstsein, dass die internationalen Menschenrechte eine unverzichtbare Grundlage unserer offenen, pluralistischen Gesellschaft sind. Die darin zum Ausdruck kommenden Werte gilt es zu verteidigen. In der Hoffnung auf einen Gewinn an Sicherheit leichtfertig auf menschenrechtliche Errungenschaften zu verzichten, wäre ebenso fatal wie das Versäumnis, den Sicherheitsbehörden die notwendigen Werkzeuge zur Verteidigung unserer Freiheit an die Hand zu geben.
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					6	Siehe Art.10 und 11 AEMR, Art.14 IPbpR, Art.6 EMRK, Art.47 und 48 GRC.

				

				
					7	Siehe dazu z.B. die Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) vom 18.09.2014, Bljakaj u.a. gegen Kroatien, Bsw. Nr.74448/12, online unter: http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-146392, deutsche Übersetzung in: Newsletter Menschenrechte (NLMR), H. 5 (2014), S.379; sowie vom 09.06.2009, Opuz gegen die Türkei, Bsw. Nr.33401/02, online unter: http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-92945, deutsche Übersetzung in: NLMR, H. 3 (2009), S.154. 

				

				
					8	Siehe dazu das Urteil des EGMR vom 12.01.2010, Gillan und Quinton gegen das ­Vereinigte Königreich, Bsw. Nr.4158/05, online unter:http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-96585, deutsche Übersetzung in: NLMR, H. 1 (2010), S.26.

				

				
					9	Vgl. das Urteil des EGMR vom 02.09.2010, Uzun gegen Deutschland, Bsw. Nr.35623/05, online unter: http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-100293, ­deutsche Übersetzung in: NLMR, H. 5 (2010), S.271, Europäische Grundrechte Zeitschrift (EuGRZ) 2011, S.115, zu gegen den Beschwerdeführer durchgeführten Überwachungsmaßnahmen, insbesondere der Anbringung eines GPS-Senders am Fahrzeug eines Terrorverdächtigen. 

				

				
					10	Siehe dazu das Urteil des EGMR (GK) vom 05.07.2016, Buzadji gegen Moldawien, Bsw. Nr.23755/07, online unter: http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-164928, deutsche Übersetzung in: NLMR, H. 4 (2016), S.342.

				

				
					11	Art.5 AEMR, FoK, Art.7 IPbpR, Art.3 EMRK, Art.4 GRC.

				

				
					12	Vgl. das Urteil des EGMR (GK) vom 28.09.2015, Bouyid gegen Belgien, Bsw. Nr.23380/09, online unter:http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-157670, deutsche Übersetzung in: NLMR, H. 5 (2015), S.403, zur impulsiven Verabreichung einer Ohrfeige beim polizeilichen Verhör eines Jugendlichen, der sich respektlos und provokant verhalten hatte.

				

				
					13	Zum Fall Daschner vgl. Urteil des EGMR (GK) vom 01.06.2010, Gäfgen gegen Deutschland, Bsw. Nr.22978/05, online unter: http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-99015, deutsche Übersetzung in: NLMR, H. 3 (2010), S.173, Europäische Grundrechte Zeitschrift (EuGRZ) 2010, S.417, sowie Neue Juristische Wochenschrift (NJW), H. 43 (2010), S.3145. Zur Debatte über die ausnahmsweise Zulässigkeit der Folter vgl. Peter Nitschke (Hrsg.), Rettungsfolter im modernen Rechtsstaat? Eine Verortung, Bochum 2005.

				

				
					14	Siehe die Urteile des EGMR vom 17.01.2012, Othman (Abu Qatada) gegen das Vereinigte Königreich, Bsw. Nr.8139/09, online unter: http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-108629, deutsche Übersetzung in: NLMR, H. 1 (2012), S.15, Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht (NVwZ), H. 8 (2013), S.487; und vom 03.12.2009, Daoudi gegen Frankreich, Bsw. Nr.19576/08, online unter: http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-96005, deutsche Übersetzung in: NLMR, H. 6 (2009), S.351.

				

				
					15	Diese These geht vor allem auf den deutschen Staatsrechtslehrer Josef Isensee zurück, siehe ders., Das Grundrecht auf Sicherheit. Zu den Schutzpflichten des freiheitlichen Verfassungsstaates, Berlin 1983.

				

				
					16	Vgl. das Urteil des EGMR vom 12.01.2016, Szabó und Vissy gegen Ungarn, Bsw. Nr.37138/14, online unter: http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-160020, deutsche Übersetzung in: NLMR, H. 1 (2016), S.45, Neue Juristische Online-Zeitschrift (NJOZ), H. 42 (2017), S.1372.

				

				
					17	Vgl. Urteil des EGMR (GK) vom 04.12.2015, Roman Zakharov gegen Russland, Bsw. Nr.47143/06, online unter: http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-159324, deutsche Übersetzung in: NLMR, H. 6 (2015), S.509; sowie Zulässigkeitsentscheidung des EGMR vom 29.06.2009, Weber und Saravia gegen Deutschland, Bsw. Nr.54934/00, online unter:http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-76586, deutsche Übersetzung in NLMR, H. 4 (2006), S.177, zu den Überwachungsbefugnissen des BND nach dem G-10-Gesetz.

				

				
					18	Vgl. das Urteil des EGMR vom 13.09.2018, Big Brother Watch u.a. gegen das ­Vereinigte Königreich, Bsw. Nr.58170/13, online unter:http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-186048, deutsche Übersetzung in: NLMR, H. 5 (2018) S.428.
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			Die Einhaltung von Menschenrechten in der internationalen polizeilichen Zusammenarbeit und in der europäischen polizeilichen Kooperation 

			1	Internationale und europäische polizeiliche Zusammenarbeit im Überblick

			Unter den Begriff der internationalen und europäischen polizeilichen Zusammenarbeit fallen unterschiedliche Formen der Kooperation, die von bilateralen Übereinkommen und Polizeiverträgen bis hin zur Einrichtung von Institutionen mit eigener Rechtspersönlichkeit reichen. Diese Initiativen verfolgen sowohl das Ziel einer effektiven Strafverfolgung als auch das der vorbeugenden Abwehr von Straftaten über das Gebiet einzelner Staaten hinaus. Ursprünglich erschöpfte sich diese transnationale polizeiliche Zusammenarbeit in der Sammlung, der Auswertung und dem Austausch von Daten und Informationen. Mittlerweile geht der Trend neben der operativen Zusammenarbeit (Art.87 AEUV) zu einer Übertragung von polizeilichen Aufgaben und Kompetenzen auf zwischen- oder überstaatliche Einrichtungen.

			Polizeiliche Ermittlungsmaßnahmen, die mehrere Staaten tangieren, berühren häufig grund- und menschenrechtssensible Bereiche und werfen– neben einer Vielzahl anderer Probleme– die Frage auf, wo und wie die von einer solchen Maßnahme Betroffenen effektiven (gerichtlichen) Rechtsschutz im Falle einer behaupteten Verletzung ihrer Rechte erlangen können. Für diese Personen ist es daher von großer Bedeutung, ob der Rechtsweg zu den nationalen Gerichten auch bei grenzüberschreitenden beziehungsweise internationalen polizeilichen Maßnahmen eröffnet ist. Im Anschluss stellt sich die Frage, ob der Rechtsschutz vor den eigenen staatlichen Gerichten gewährleistet ist oder ob sich die betroffene Person ins Ausland, das heißt vor die Gerichte eines anderen Staates, begeben muss. Hier sähe sie sich nicht nur einem fremden Rechtssystem gegenüber, sondern hätte darüber hinaus mit sprachlichen, logistischen und, dadurch bedingt, auch finanziellen Hürden zu kämpfen.

			Für das Handeln von Institutionen der Europäischen Union im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit sind die nationalen Gerichte im Regelfall nicht zuständig, was die Frage nach einem effektiven Rechtsschutz auf Unionsebene aufwirft. Während einer fünf Jahre währenden Übergangsphase nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon (bis zum 01.12.2014) fehlte dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) in Luxemburg die Kompetenz, grundrechtsrelevante Maßnahmen des Europäischen Polizeiamtes (Europol) zu überprüfen. Auch heute noch sind die Kontrollkompetenzen der Gerichte auf der Ebene der Union, insbesondere die verfahrensrechtlichen Voraussetzungen, nicht abschließend geklärt.

			Die Gewährung effektiven Rechtsschutzes hängt maßgeblich davon ab, welchem Völkerrechtssubjekt das Handeln von Staaten im Ausland beziehungsweise das Handeln von anderen Staaten im Inland zuzurechnen sind. Nur, wenn eine solche Zurechnung rechtlich gelingt, handelt es sich um einen Akt staatlicher Hoheitsgewalt, der vor den jeweiligen nationalen Gerichten angegriffen werden kann.

			Die deutsche Gerichtsbarkeit kann nicht angerufen werden, soweit der Grundsatz der Staatenimmunität greift; dieser besagt, dass die nationalen Rechtsordnungen generell Rechtsschutz nur gegenüber Handlungen eigener Hoheitsträger gewähren.

			2	Exterritoriale Anwendung von Menschenrechten

			Über die Einhaltung der in der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) und ihren Zusatzprotokollen garantierten Menschenrechte wacht der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in Straßburg, der von jeder Person in den 47 Vertragsstaaten des Europarates nach Erschöpfung des nationalen Rechtsschutzes direkt mit der Behauptung einer Verletzung eines Menschenrechtes durch staatliche Stellen ­angerufen werden kann (Art.34 EMRK). Die Individualbeschwerde richtet sich gegen den jeweiligen Staat, nicht gegen das handelnde Organ, etwa Polizeibeamte.

			Art.1 EMRK eröffnet und begrenzt zugleich die Verpflichtung eines Vertragsstaates zur Einhaltung der Menschenrechte auf den Bereich, in dem dieser seine Hoheitsgewalt tatsächlich ausübt. Dahinter steht der Gedanke, dass Staaten nur im Rahmen ihrer eigenen Souveränität (Hoheitsrechte) in der Lage sind, die Einhaltung der Konventionsrechte zu gewährleisten.1

			Unter Hoheitsgewalt (»Jurisdiktion«) ist im weitesten Sinne jedes dem Staat völkerrechtlich zuzurechnende Handeln seiner Organe und der für sie tätigen Personen zu verstehen.2 Der Begriff beinhaltet eine personale und eine räumliche Komponente.3 Während die Personalhoheit alle der Hoheitsgewalt unterworfenen Personen erfasst, bestimmt sich die Gebietshoheit primär nach dem sogenannten Territorialprinzip: Die Hoheitsgewalt und Verantwortlichkeit eines Staates endet danach grundsätzlich an den Grenzen seines Territoriums.4 Dabei besteht eine Vermutung, dass die Staaten auf ihrem gesamten Staatsgebiet Hoheitsgewalt ausüben.5

			Staaten können allerdings im Rahmen ihrer Mitgliedschaft in internationalen Organisationen, etwa den Vereinten Nationen, außerhalb ihrer Staatsgrenze operieren, etwa zur Durchführung eines Einsatzes zur Friedenssicherung. In diesen Fällen kann fraglich sein, welchem Völkerrechtssubjekt (Mitgliedstaat oder internationale Organisation) ein Handeln im Ausland zuzurechnen ist.6 Maßgeblich ist, wer im Hinblick auf die im Rahmen der Mission erfolgte Handlung den »operational command« innehat. Das gilt auch für internationale Polizeieinsätze.

			So hat der EGMR Handlungen der Truppenkontingente von Vertragsstaaten im Rahmen der Kosovo Force der NATO (KFOR) und der UN-Mission im Kosovo (UNMIK) jeweils allein als Handlungen der Vereinten Nationen angesehen. Die gegen diese Handlungen gerichteten Individualbeschwerden stufte der EGMR als unzulässig ein; es fehlte ein tauglicher Beschwerdegegner (ratione personae), da Individualbeschwerden nur gegen einen (oder mehrere) Vertragsstaat(en) der EMRK gerichtet werden können, nicht aber gegen eine internationale Organisation.7 

			Anders entschied der EGMR hingegen im Fall von britischen Besatzungstruppen im Irak (2003): Deren Handeln rechnete der Gerichtshof trotz zahlreicher Resolutionen des UN-Sicherheitsrates, die das Vereinigte Königreich zu Handlungen im Irak ermächtigten, nicht den Vereinten Nationen, sondern allein dem Vereinigten Königreich zu.8

			3	Achtung und Durchsetzung der Menschenrechte in der internationalen und europäischen Polizeikooperation

			3.1	Interpol

			3.1.1	Materieller Rechtsrahmen

			Die Internationale Kriminalpolizeiliche Organisation (International Criminal Police Organization– ICPO– Interpol) ist ein weltweiter Zusammenschluss natio­naler Polizeiorganisationen mit einem Handlungs- und Informationszentrum in Lyon (Frankreich). Wesentliche Rechtsgrundlage für die Struktur und Tätigkeit von Interpol ist weder ein Regierungsabkommen noch ein förmlicher völkerrechtlicher Vertrag, sondern die sogenannte ­Constitution (Interpol-Verfassung– IntV)– eine 1956 von den Gründungsstaaten getroffene internationale Vereinbarung (Satzung). Neben den Zielen und Aufgaben von Interpol statuiert die IntV den generellen Handlungsspielraum der Polizeiorganisation sowie die sich aus den Menschenrechten und nationalen Gesetzen ergebenden Grenzen ihrer Tätigkeit.

			Interpol verfügt grundsätzlich über keine normative oder institutionelle Einbindung in einen größeren Rechtsrahmen. Die Gewährleistungen der EMRK, der GRCh, des IPbpR und der einzelstaatlichen Verfassungen sind in der Regel nicht unmittelbar auf Interpol und seine Organe anwendbar. Der Rechtsrahmen für die Handlungen von Interpol stellt daher im Wesentlichen ein von den Mitgliedstaaten und Organen entwickeltes »Produkt der Selbstbindung« dar.9

			3.1.2	Organisationsinterne Selbstverpflichtungen

			Interpol verpflichtet sich gemäß seiner Constitution zur Beachtung und Einhaltung menschenrechtlicher Garantien (Art.2 Abs.1: »in the spirit of the ›Universal Declaration of Human Rights‹«). Um die Geltung menschenrechtlicher Bestimmungen sicherzustellen, hat Interpol konkrete interne Nutzungsbedingungen von Datenmaterial erlassen (Rules on the Processing of Data– RPD). In diesen hat die Generalversammlung (General Assembly)– das höchste Organ von Interpol, in dem die Staaten repräsentiert sind– allgemeine Grundsätze und Maßstäbe zum Daten- und Menschenrechtsschutz statuiert. So liegt nach Art.11 RPD die Verantwortung für die Beachtung der Menschenrechte vor allem bei den mitgliedstaatlichen Kontaktbüros von Interpol.

			3.1.3	Völkerrechtliche Bindungen

			Nach wie vor ungeklärt ist, ob über die normative Selbstverpflichtung hinaus eine direkte Bindung von Interpol und seiner Bediensteten an völkerrechtliche Bestimmungen, insbesondere Menschenrechtsübereinkommen, besteht. Wäre das der Fall, würde dies– neben bereits existierenden internen Kontrollverfahren– zum »Türöffner für eine […] Geltendmachung von Rechtsverletzungen vor nationalen oder internationalen Gerichten«10.

			Als problematisch wird die Berücksichtigung konkreter Standards für die Arbeit von Interpol im komplexen Bereich internationaler Fahndungen beurteilt.11 Interpol hat das Recht auf den Schutz personenbezogener Daten anerkannt12 und unterliegt– zumindest mittelbar– auch dem völkerrechtlichen Folterverbot.13 Demgegenüber stellt das in Art.6 Abs.1 EMRK und Art.14 Abs.1 IPbpR verbürgte Recht auf ein faires ­Verfahren für Interpol kein verbindliches Völkerrecht dar (beide Abkommen richten sich nur an die Vertragsstaaten),14 wenngleich der Rechtsprechung des EGMR traditionell eine Orientierungsfunktion für die Tätigkeit von Interpol zukommt.15

			3.1.4	Rechtsschutz

			Als interne Kontrollorgane für die Einhaltung der Vorgaben für die Datennutzung und damit auch der in den RPD verbürgten menschenrechtlichen Grundsätze fungieren das Generalsekretariat mit Sitz in Lyon als Koordinationsstelle der nationalen Zentral- und Kontaktbüros und nachgelagert die Commission for the Control of Interpol’s Files (CCF). Seit März 2017 besteht ein quasijustizielles Rechtsschutzverfahren in Bezug auf personenbezogene Daten (Zugang/Berichtigung/Löschung).16 Dem General­sekretariat obliegt eine mehrstufige Überprüfung der von den Mitgliedstaaten an Interpol in Form von Ausschreibungen (»notices«) und Funksprüchen (»diffusions«) gerichteten Suchaufträge. Aufgrund der hohen Anzahl eingehender Ersuchen (etwa 15 000 pro Jahr) ist diese allerdings meist auf die Einhaltung von Formalien beschränkt.17

			3.2	Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung (Europol)

			Europol ist eine Agentur der Europäischen Union mit eigener Rechtspersönlichkeit, deren Ziel und Aufgabe in der Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den nationalen Polizeibehörden der EU-Mitgliedstaaten besteht (vgl. Art.88 AEUV). Rechtsgrundlage ist eine Verordnung der Europäischen Union.18 

			In erster Linie sammelt, verarbeitet und analysiert Europol Informationen einschließlich strafrechtlich relevanter Erkenntnisse und tauscht sich mit Dritt- und EU-Staaten sowie anderen Unionseinrichtungen aus. An der Kommunikation sind die Staaten über sogenannte nationale Verbindungsstellen (in Deutschland das Bundeskriminalamt)19 und -beamte beteiligt, die nationale Interessen wahren und den Informationsaustausch mit Europol unterstützen. Daneben ist Europol mit der Koordinierung, Organisation und Durchführung von Ermittlungsmaßnahmen betraut und kann die Bildung sogenannter Gemeinsamer Ermittlungsgruppen (GEG) anregen und an diesen mitwirken.

			Als Agentur der Europäischen Union unterliegt Europol der Bindung an die Charta der Grundrechte der Europäischen Union (vgl. Art.51 Abs.1 Satz1 GRCh)20. Die Garantien der Charta können bei der Wahrnehmung zugewiesener Aufgaben durch Europol relevant werden, weil es dadurch insbesondere zu Eingriffen in die körperliche Unversehrtheit (Art.3 GRCh), die Freiheit (Art.6 GRCh), das Eigentum (Art.17 GRCh) oder den Schutz personenbezogener Daten (Art.8 GRCh) kommen kann.21

			3.2.1 Kooperation über das Informationssystem

			Bei dem von Europol verwendeten System zur Datenverarbeitung handelt es sich nicht um ein Fahndungs-, sondern um ein aktives Recherche- und Informationssystem. Auf die gespeicherten personenbezogenen Daten haben auch die nationalen Verbindungsstellen Zugriff. In Deutschland ermächtigt §2 Abs.3 EuropolG22 die Behörden der Bundespolizei und des Zollfahndungsdienstes sowie die Polizeien der Länder zum unmittelbaren Datenaustausch mit den deutschen Verbindungsbeamten bei Europol, soweit dies zur Beschleunigung des Geschäftsganges erforderlich und ein nationaler Koordinierungsbedarf nicht erkennbar ist.23 Da regelmäßig sensible Informationen betroffen sind, ist neben der Einhaltung des Datenschutzniveaus die Frage zu klären, wem die Verantwortung und Kontrolle über den Datenbestand obliegt und welche prozessualen Möglichkeiten eine Person hat, wenn sie betreffende Daten zu Unrecht oder falsch gespeichert werden.

			Im Bereich der Datenverarbeitung ist Europol grundsätzlich allein für den Datenschutz verantwortlich, zum Teil besteht aber auch eine geteilte Verantwortlichkeit zwischen Europol und den EU-Mitgliedstaaten. So liegt die datenschutzrechtliche Verantwortung bezüglich der Qualität und der Rechtmäßigkeit der Übermittlung personenbezogener Daten entweder bei dem Mitgliedstaat, der an Europol übermittelt hat, oder sie ist Europol selbst für die Übermittlung an Mitgliedstaaten, Drittstaaten oder internationale Organisationen zugewiesen.

			Bei der Durchsetzung der dem Einzelnen durch die Europol-Verordnung24 zugesprochenen datenschutzrechtlichen Ansprüche gegen Europol spielen insbesondere der zum Europol-Personal zählende Datenschutzbeauftragte (Art.41 VO), die sogenannten nationalen Kontrollbehörden (Art.42 VO) und der Europäische Datenschutzbeauftragte (Art.43 VO) eine wichtige Rolle. Der Europäische Datenschutzbeauftragte (EDSB) ist für den Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten natürlicher Personen bei der Datenverarbeitung durch Europol verantwortlich und arbeitet mit den nationalen Kontrollbehörden zusammen (Art.44, 45 VO).

			Besondere Bedeutung für den Rechtsschutz kommt dem EDSB als Beschwerdestelle zu, an die sich natürliche Personen unmittelbar wenden können, wenn Europol ihrem Antrag auf Auskunft (Art.36 VO), Berichtigung, Vervollständigung, Aktualisierung, Löschung beziehungsweise Einschränkung auf Verarbeitung (Art.37 VO) der zu ihrer Person bei Europol verarbeiteten personenbezogenen Daten nicht entspricht (Art.43 Abs.2 Buchstabe a bis c VO). Betroffene können direkt eine Beschwerde beim EDSB einlegen, wenn sie der Ansicht sind, dass die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten durch Europol gegen die GrCh oder die Grundsätze der Europol-Verordnung verstößt (Art.47 Abs.1 VO). Gegen die (ablehnende) Entscheidung des EDSB kann Klage vor dem Gerichtshof der Europäischen Union erhoben werden (Art.48 VO; Nichtigkeitsklage, Art.263 Abs.4 AEUV)25.

			Die Europol-Verordnung sieht ferner eine Stärkung der Kontrolle von Europol in datenschutzrelevanten Angelegenheiten sowohl durch das Europäische Parlament (EP) als auch durch die nationalen Parlamente vor. Der vom EDSB erstellte Jahresbericht über seine Europol betreffenden Kontrolltätigkeiten wird unter anderem dem EP vorgelegt. Dieses kann ferner durch den EDSB mit datenschutzrechtlichen Angelegenheiten befasst werden, worauf allerdings kein Anspruch besteht. 

			Bedeutend ist auch die Aufgabe der vom jeweiligen Mitgliedstaat zu benennenden nationalen Kontrollbehörde. Diese überwacht ­unabhängig die Zulässigkeit der Übermittlung und des Abrufs personenbezogener Daten sowie jedweder Datenübermittlung an Europol nach nationalem Recht und überprüft diese auf eine mögliche Verletzung von Rechten betroffener Personen (Art.42 Abs.1 VO). In Deutschland nimmt diese Aufgabe der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit wahr (§5 Abs.1 EuropolG). Jede Person hat auch das Recht, die nationale Kontrollbehörde um Überprüfung der Rechtmäßigkeit jeglicher Datenübermittlung an oder -kommunikation mit Europol sowie um den Abruf von sie betreffenden personenbezogenen Daten durch den betreffenden Mitgliedstaat zu ersuchen (Art.42 Abs.4 VO). Zur Durchführung ihrer Kontrollen steht der nationalen Kontrollbehörde der Zugang zu Diensträumen und Akten der jeweiligen zu Europol entsandten Verbindungsbeamten zu.

			3.2.2	Teilnahme an gemeinsamen Ermittlungsgruppen (GEG)

			Die Bildung einer sogenannten GEG erfolgt auf Ebene der EU insbesondere auf der Rechtsgrundlage von Art.13 des EU-Rechtshilfeübereinkommens (EURhÜbk), der auf nationaler Ebene durch §93 des Gesetzes über die internationale Rechthilfe in Strafsachen (IRG) umgesetzt ist. 

			Art.5 Abs.1 VO ermöglicht Europol-Bediensteten die Teilnahme an einer GEG der Mitgliedstaaten, sofern diese mit der Verfolgung einer Straftat befasst ist, die in den Aufgabenbereich von Europol fällt. Die Bedingungen für eine solche Mitwirkung werden in der jeweiligen Vereinbarung zur Einsetzung der GEG festgelegt.26 Über ihre Zugriffsmöglichkeit auf die bei Europol gespeicherten Daten können die Mitarbeiter von Europol die Mitglieder der GEG mit den für den konkreten Einsatz erforderlichen Informationen versorgen. Mitarbeiter von Europol dürfen innerhalb der Grenzen mitgliedstaatlicher Rechtsvorschriften an allen Maßnahmen der GEG teilnehmen mit Ausnahme von Zwangsmaßnahmen, die den nationalen Ermittlungsbeamten vorbehalten sind (Art.5 Abs.2 VO; Art.88 Abs.3 Satz2 AEUV).27

			3.2.3	Recht auf Auskunft

			Art.36 VO gewährt jeder Person ein Recht auf Zugang zu sie betreffenden personenbezogenen Daten, das heißt konkret ein Recht darauf, in angemessenen Abständen von der Verarbeitung solcher Daten durch Europol zu erfahren, indem sie einen Antrag bei der zu diesem Zweck benannten Behörde eines EU-Mitgliedstaats ihrer Wahl stellt (in Deutschland das Bundeskriminalamt). Auf den Antrag hin übermittelt Europol dem Antragsteller entsprechende Informationen, namentlich Bestätigung, Zweck und Rechtsgrundlage der Verarbeitung sowie geplante Speicherfrist, Empfänger und Herkunft der Daten, verbunden mit der Belehrung über das Recht auf Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung dieser Daten durch Europol. 

			Wird der Datenzugang verweigert oder eingeschränkt, unterrichtet Europol die betreffende Person schriftlich über die Gründe und über ihr Beschwerderecht beim EDSB (Abs.7). Es gibt jedoch auch Gründe für die Verweigerung oder Einschränkung der Bereitstellung solcher Informationen. Dazu zählen der Schutz der Sicherheit und der öffentlichen Ordnung oder die Bekämpfung von Straftaten oder der Schutz der Rechte und Freiheiten Dritter (Abs.6 Buchstaben b und d).

			3.2.4	Recht auf Berichtigung, Löschung und Einschränkung

			Gemäß Art.37 VO können Personen, die nach Art.36 VO auf sie betreffende personenbezogene, von Europol verarbeitete Daten zugegriffen haben, die Berichtigung von fehlerhaften Daten sowie deren Vervollständigung und Aktualisierung verlangen (Art.37 Abs.1). Werden diese Daten für den Erhebungs- oder Weiterverarbeitungszweck nicht mehr benötigt, kann ihre Löschung verlangt werden (Abs.2), es sei denn, es besteht ein berechtigter Grund zu der Annahme, dass dadurch die schutzwürdigen Interessen der Person beeinträchtigt würden, woraufhin lediglich die Verarbeitung der Daten eingeschränkt wird (Abs.3). Die entsprechenden Anträge sind von der betroffenen Person bei der zu diesem Zweck benannten Behörde in dem Mitgliedstaat ihrer Wahl zu stellen, die von dieser innerhalb eines Monats an Europol weitergeleitet werden. Kommt Europol dem Antrag nicht nach, wird die betroffene Person innerhalb von drei Monaten unter Angabe der Gründe von Europol darüber unterrichtet, verbunden mit dem Hinweis auf die Beschwerdemöglichkeit beim EDSB oder gerichtliche Rechtsschutzmöglichkeiten (Abs.9).

			3.2.5	Haftung und Recht auf Schadensersatz

			Da es für die betroffene Person im Einzelfall unklar sein kann, ob der infolge einer unrechtmäßigen Datenverarbeitung erlittene Schaden aus einer Maßnahme Europols oder aber eines EU-Mitgliedstaats resultiert, ordnet Art.50 Abs.1 Satz1 VO eine gesamtschuldnerische Haftung an. Das bedeutet, dass der Einzelne entscheiden kann, ob er von Europol nach Art.340 AEUV oder von dem Mitgliedstaat, in dem der Schadensfall eingetreten ist, nach dessen nationalen Rechtsvorschriften Schadensersatz fordert. Im ersten Fall ist Rechtsschutz durch Klageerhebung beim Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) zu erlangen, im zweiten Fall bei dem zuständigen nationalen Gericht (Art.50 Abs.1 Satz2 VO). Das hat den großen Vorteil, dass Meinungsverschiedenheiten darüber, wer letztlich für den Schadensersatz zuständig ist, unabhängig von seiner Gewährung an die geschädigte Person allein zwischen Europol und dem betreffenden Mitgliedstaat geklärt werden (Art.50 Abs.2 VO).

			Für die Schadensersatzklage (Art.268 i. V. m. Art.340 Abs.2 AEUV) in Form einer Amtshaftungsklage ist der Gerichtshof der Europäischen Union (Art.256 AEUV) zuständig.28 In Deutschland ist ein Amtshaftungsanspruch vor den Landgerichten (§839 BGB i. V. m. Art.34GG; §71 Abs.2 Nr.2 GVG) geltend zu machen.

			3.2.6	Sonstige Haftung von Europol

			Die Haftung für sonstige Rechtsverletzungen (z.B. Persönlichkeitsrechtsverletzungen außerhalb der Datenverarbeitung; Beschädigung von Eigentum im Zuge operativer Tätigkeiten) regelt Art.49 VO. Während sich die– wenig relevante29– vertragliche Haftung von Europol nach dem Recht bestimmt, das auf den betreffenden Vertrag anzuwenden ist (Abs.1), ist im Bereich der außervertraglichen Haftung der Schaden, der von Europol-Dienststellen oder -Bediensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursacht wird, ersatzfähig nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die den Rechtsordnungen der EU-Mitgliedstaaten gemeinsam sind (Abs.3). Unabhängig davon, welcher Bedienstete verantwortlich ist, ist die Klage eines Betroffenen gegen Europol zu richten. Zuständig für Streitfälle ist der Gerichtshof der Europäischen Union (Abs.4).

			4	Rechtsschutz bei mitgliedstaatlicher ­Zusammenarbeit auf der Basis des Schengener Durchführungsüberein­kommens (SDÜ) 

			Das Schengener Durchführungsübereinkommen (SDÜ)30 eröffnet zahlreiche Formen der polizeilichen Zusammenarbeit innerhalb des sogenannten Schengen-Verbundes.31 Hierzu zählt neben der Amtshilfe (Art.39 SDÜ) vor allem die Möglichkeit der grenzüberschreitenden Observation, das heißt die Fortführung einer im Inland begonnenen Observation in einem angrenzenden Schengenstaat für den Fall des Grenzübertritts der Zielperson (Art.40 SDÜ). Unter den Voraussetzungen des Art.41 SDÜ sind die inländischen Polizeibeamtinnen und -beamten außerdem befugt, die Verfolgung von Tatverdächtigen und von aus Untersuchungs- oder Strafhaft Entflohenen auf dem Gebiet eines angrenzenden Schengenstaates fortzusetzen (grenzüberschreitende Nacheile).32

			Für diese Fälle enthält Art.42 SDÜ eine Gleichstellungsklausel, die bestimmt, dass diejenigen Beamten, die im Hoheitsgebiet eines anderen Schengenstaates nach Art.40, 41 SDÜ tätig werden, während ihres Einsatzes den Beamten des anderen Schengenstaates in Bezug auf Straftaten gleichgestellt werden, denen diese Beamten zum Opfer fallen oder die sie begehen würden. Das meint, dass sich zum Beispiel österreichische Beamte, die einem Straftäter über die Grenze nach Deutschland gefolgt sind, gegebenenfalls nach den für deutsche Amtsträger geltenden Bestimmungen strafrechtlich verantworten müssen (z.B. Körperverletzung im Amt, §340 StGB). Einen etwaigen Schadensersatzanspruch aus Amtshaftung kann der oder die Geschädigte in diesem Fall gegen die Bundesrepublik Deutschland richten, die den entstandenen Schaden so zu ersetzen hat, als wäre er durch deutsche Beamte verursacht worden (vgl. Art.43 Abs.2 SDÜ). Österreich wäre andererseits gegenüber der Bundesrepublik Deutschland zur Erstattung des geleisteten Schadensersatzes verpflichtet (vgl. Art.43 Abs.3 SDÜ).33

			Das Schengener Informationssystem (SIS; Art.92–119 SDÜ) ist ein computergestütztes polizeiliches Fahndungssystem (u.a. für Personen und Fahrzeuge), auf das die Grenzkontroll- und Strafverfolgungsbehörden der Schengenstaaten unmittelbar zugreifen können. Das SIS besteht aus einem zentralen Rechner in Straßburg (C.SIS) und nationalen Systemen der einzelnen Staaten (N.SIS). In Deutschland ist die zuständige Stelle (SIRENE– Supplementary Information Request at the National Entry) beim BKA angesiedelt. Auskunftsansprüche über die im SIS gespeicherten Daten richten sich nach nationalem Recht (Art.109 Abs.1 SDÜ). Jede darin erfasste Person hat das Recht auf Berichtigung und Löschung unrichtiger personenbezogener Daten (Art.110 SDÜ). Art.111 Abs.1 SDÜ räumt jeder Person das Recht ein, im Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei wegen einer seine Person betreffenden Ausschreibung (Suchauftrag) Klage zu erheben. Seit 2013 ermöglicht das sogenannte SIS-II neben der Fahndung nach konkreten Gegenständen auch eine weitergehende Recherche, u.a. durch die Aufnahme biometrischer Daten. Im Juli 2018 wurde eine Verstärkung und Ausweitung des SIS beschlossen.

			5	Kooperative Einsatzformen auf vertraglicher Basis

			Deutschland hat mit seinen Nachbarstaaten bilaterale Polizeiverträge abgeschlossen.34 Sie dienen als Grundlage für eine direkte und unbürokratische Zusammenarbeit der Polizeibehörden im jeweiligen Grenzgebiet. Im Zuge dessen sind in den letzten Jahren (bilaterale) Gemeinsame Zentren der Polizei-und Zollzusammenarbeit entstanden.35

			5.1	Deutsch-schweizerischer Polizeivertrag

			Ein Beispiel für die bilaterale polizeiliche Kooperation mit einem Nicht-EU-Staat liefert der am 1. März 2002 in Kraft getretene deutsch-schweizerische Polizeivertrag (PolV) vom 27. April 1999.36 Zwar wendet die Schweiz seit 2008 auch die zentralen Bestimmungen des Schengener Durchführungsübereinkommens (SDÜ) an, der deutsch-schweizerische Polizeivertrag ermöglicht aber gerade eine über das SDÜ hinausgehende Kooperation.37

			5.1.1	Besondere Formen der Zusammenarbeit

			Der grenzüberschreitende Einsatz von Polizeibeamten (Art.14–17 PolV) erfordert grundsätzlich die vorherige Zustimmung des (ersuchten) Vertragsstaates im konkreten Einzelfall, diese kann jedoch bei besonderer Dringlichkeit entfallen. Beamte haben möglichst vor/bei Grenzübertritt den Gebietsstaat zu unterrichten, dass sie sein Hoheitsgebiet betreten, und sie sind auf fremdem Hoheitsgebiet an das Recht des Gebietsstaates gebunden. Dieser kann verlangen, dass der Einsatz eingestellt oder von eigenen Bediensteten übernommen wird. Anordnungen der Behörden des Gebietsstaates sind in jedem Fall zu befolgen. 

			Observation

			Die grenzüberschreitende Fortsetzung der Observation einer Person kann unter den Voraussetzungen des Art.14 PolV angeordnet werden. Die Maßnahme kann sich gegen mutmaßliche Straftäter sowie gegen jede Person richten, deren Beobachtung der Aufklärung einer Straftat dient, wegen der die Auslieferung der betreffenden Person zulässig ist, und damit der Förderung eines Ermittlungsverfahrens oder der Sicherstellung der Strafverfolgung.38 Die Regelung geht somit über Art.40 SDÜ hinaus. Die präventivpolizeiliche Observation zur Verhinderung von Straftaten von erheblicher Bedeutung ist in Art.15 PolV geregelt.

			Nacheile

			Die Fortsetzung der polizeilichen Verfolgung von Personen auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ist gemäß Art.16 PolV möglich, wenn jemand bei der Begehung oder Teilnahme an einer auslieferungsfähigen Straftat betroffen oder verfolgt wird oder eine Person aus der Haft, der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus, der Sicherungsverwahrung oder aus amtlichem Gewahrsam geflohen ist. Können die örtlichen Behörden nicht rechtzeitig herangezogen werden, steht den nacheilenden Beamten ein Festhalterecht zu. Eine spezielle Form der Nacheile ist möglich, wenn sich eine Person einer Grenzkontrolle oder einer polizeilichen Kontrolle zum Zwecke der Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität oder der Fahndung nach Straftätern innerhalb eines Gebietes von 30 km entlang der Grenze entzieht (sogenannte Schleierfahndung, Art.16 Abs.7).39

			Einsatz Verdeckter Ermittler

			Art.17 PolV sieht unter bestimmten Voraussetzungen verdeckte Ermittlungen zur Aufklärung von Straftaten vor, insbesondere zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität. Dabei kann ein Beamter mit einer veränderten Identität (Verdeckter Ermittler) auf dem Hoheitsgebiet des anderen (ersuchten) Vertragsstaates eingesetzt werden, um strafrechtlich relevante Informationen zu sammeln.40 Verdeckte Ermittlungen zur Verhinderung von auslieferungsfähigen Straftaten von erheblicher Bedeutung (Art.18 PolV) sind denselben einschränkenden Voraussetzungen unterworfen wie die präventivpolizeiliche Observation zur Verhinderung von Straftaten gemäß Art.15 PolV.

			5.1.2 Rechtsschutz

			Agieren schweizerische Beamte auf deutschem Hoheitsgebiet, sind zu­­nächst die Regeln über die Staatenimmunität zu beachten. Handelt ein Staat durch seine Organe im Ausland, so genießt er– und mit ihm auch seine Organe– nach allgemeinem Völkerrecht Immunität gegenüber der Staatsgewalt des Gebietsstaates. Damit dürfen grundsätzlich keine Verfahren vor den Gerichten des Gebietsstaates gegen ihn– oder seine Organe (Beamte)– durchgeführt werden. Auch eine strafrechtliche Verfolgung ist damit ausgeschlossen.41 Betroffene müssen Rechtsschutz vor den schweizerischen Gerichten suchen. 

			Dieser Grundsatz gilt aber nur, soweit zwischen Deutschland und der Schweiz kraft allgemeinen Völkerrechts die Staatenimmunität reicht.42 Er greift ferner nur dann, wenn das Handeln des ausländischen Beamten dem Gebietsstaat nicht zuzurechnen ist. Eine solche Zurechnung sieht Art.22 PolV dann vor, wenn ein Beamter dem anderen Vertragsstaat »zur Wahrnehmung polizeilicher Vollzugsaufgaben einschließlich hoheitlicher Befugnisse unterstellt« wird. Gleiches gilt, soweit ausländische Beamte einer Einsatzleitung des Gebietsstaates unterstehen oder Weisungen von dessen Hoheitsträgern befolgen.43

			Beamte, die nach dem deutsch-schweizerischen Polizeivertrag auf dem Hoheitsgebiet des jeweils anderen Vertragsstaates tätig werden, sind in Bezug auf Straftaten, die sie begehen oder die ihnen gegenüber begangen werden, den Beamten des anderen Vertragsstaates gleichgestellt (Art.33 PolV). Dies gewährt dem Betroffenen Rechtsschutzmöglichkeiten vor nationalen Gerichten.44

			Für Schäden, die Dritten von Beamten einer Polizeibehörde des einen Vertragsstaates auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats zugefügt werden, haftet der Vertragsstaat, auf dessen Hoheitsgebiet der Schaden entstanden ist, und zwar nach Maßgabe der Vorschriften, wie sie im Falle des Handelns eines örtlich zuständigen Beamten (Art.32 Abs.3 PolV) gelten würden. Für Schadensersatzforderungen, die durch ein Handeln schweizerischer Polizeibeamter auf deutschem Hoheitsgebiet entstehen, haftet die Bundesrepublik Deutschland nach den Grundsätzen der Amtshaftung (§839 BGB i. V. m. Art.34 Satz 1, 2GG). Art.32 Abs.4 PolV regelt die diesbezüglichen gegenseitigen Ansprüche der Vertragsstaaten auf Erstattung des von einem Vertragsstaat geleisteten Schadensersatzes.45

			5.2	Multilaterale Zusammenarbeit auf der Grundlage des Vertrags von Prüm

			Ein weiteres Instrument der polizeilichen Zusammenarbeit auf europäischer Ebene bildet der Vertrag über die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, der grenzüberschreitenden Kriminalität und der illegalen Migration, kurz: Vertrag von Prüm (PrümV). Er wurde am 27. Mai 2005 zwischen Belgien, Deutschland, Frankreich, Luxemburg, den Niederlanden, Österreich und Spanien in Prüm (Eifel) geschlossen46 und ermöglicht die Beschleunigung und Verbesserung der polizeilichen Zusammenarbeit durch einen unmittelbaren Informationsaustausch zwischen den Polizeibehörden der Vertragsstaaten. Der Schwerpunkt des Vertrags liegt dabei auf dem gegenseitigen Austausch von DNA- und Fingerabdruckdateien bei der Strafverfolgung über die Beschränkungen der polizeilichen Zusammenarbeit des SDÜ hinaus (vgl. Art.39 Abs.3 Satz2 SDÜ: grundsätzlich nur in Eilfällen, die keinen zeitlichen Aufschub dulden und daher nicht über den üblichen Geschäftsweg erfolgen können), was zulässig ist (vgl. Art.39 Abs.5 SDÜ).47 Auch Eigentümer-, Halter- und Fahrzeugdaten aus nationalen Fahrzeugregistern können abgerufen werden. Bei Großveranstaltungen mit grenzüberschreitendem Bezug ist eine gegenseitige Datenübermittlung zur Verhinderung von Straftaten und zur Gefahrenabwehr möglich. Darüber hinaus kooperieren die Vertragsstaaten auch im Rahmen der Terrorismusbekämpfung, etwa durch den Einsatz von Flugsicherheitsbegleitern. Ferner erfolgt eine grenzüberschreitende polizeiliche Zusammenarbeit durch gemeinsame Polizeistreifen und andere gemeinsame Einsatzformen. Bei Großereignissen, Katastrophen und schweren Unglücksfällen leisten sich die Vertragsstaaten gegenseitig Hilfe.48

			Dem Vertrag von Prüm haben sich zahlreiche weitere europäische Staaten angeschlossen. 2008 wurden weite Teile in den Rechtsrahmen der Europäischen Union überführt.49 Die Regelungen über die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit sind seither für alle EU-Mitgliedstaaten verbindlich, während die nicht übernommenen Bereiche– etwa Maßnahmen zur Bekämpfung der illegalen Migration– allein zwischen den Vertragsstaaten anwendbar bleiben (vgl. Art.35 Abs.1 Ratsbeschluss Prüm).50

			Sowohl der Vertrag von Prüm als auch der Ratsbeschluss Prüm sorgen für eine besondere Vernetzung der mitgliedstaatlichen Datenbanken über nationale Kontaktstellen51, wodurch ein zügiger Austausch von DNA-Analyse-Dateien und Fingerabdruckdateien ermöglicht wird (sogenanntes Hit-/No-Hit-Verfahren). In einem ersten Schritt wird dabei zunächst anonymisiert nach Übereinstimmungen gesucht. Bei einem Treffer kann die nationale Kontaktstelle des ersuchenden Staates den datenführenden Vertragsstaat in einem zweiten Schritt um die Übermittlung spezifischer personenbezogener Daten und weiterer Informationen ersuchen.52 Bei Fahrzeugregisterdaten ist ein direkter Vollzugriff möglich.53

			Dieses Verfahren ist naturgemäß fehlerbehaftet. Zum einen besteht das Risiko, dass die Datensätze nicht mehr aktuell oder aus anderen Gründen (z.B. falsche Zuordnung oder Namensschreibweise) unrichtig sind. Zum anderen besteht aber auch die Gefahr, dass Daten übermittelt werden, die gar nicht übermittelt werden dürften. Daher finden sich in Art.33 ff. PrümV und Art.24 ff. Ratsbeschluss Prüm umfangreiche Bestimmungen zum Datenschutz.54 Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, die Richtigkeit und Aktualität der personenbezogenen Daten sicherzustellen. Falls unrichtige Daten oder Daten, die nicht hätten übermittelt werden dürfen, gleichwohl übermittelt worden sind, muss dies allen Staaten, die die Daten erhalten haben, unverzüglich mitgeteilt werden. Die jeweiligen Daten müssen dann entsprechend berichtigt oder gelöscht werden. 

			Ferner unterliegen die Daten dem Prinzip der Zweckbindung, das heißt, sie dürfen grundsätzlich nur zu dem Zweck verarbeitet werden, zu dem sie übermittelt worden sind. Eine Weitergabe an andere Stellen (Behörden mit einem anderen Aufgabenbereich als diejenige, von der das Ersuchen stammt) ist nur nach vorheriger Zustimmung des die Daten übermittelnden Staates zulässig. Rechtmäßig übermittelte und empfangene Daten sind zu löschen, sobald sie nicht mehr benötigt werden oder gesetzliche Höchstspeicherfristen abgelaufen sind. Die Staaten sind verpflichtet, technische und organisatorische Maßnahmen zur Datensicherheit zu ergreifen (Dokumentation/Protokollierung des Zugriffs). Die Einhaltung der Datenschutzvorgaben wird durch nationale Datenschutzbeauftragte überwacht.

			Den betroffenen Personen steht ein Anspruch auf Auskunft sowie Berichtigung unrichtiger Daten und Löschung rechtswidrig verarbeiteter Daten zu. Bei einer Verletzung seiner Datenschutzrechte muss der Betroffene die Möglichkeit haben, sich mit einer Beschwerde an ein (den Anforderungen des Art.6 Abs.1 EMRK genügendes) Gericht und an eine unabhängige Kontrollstelle zu wenden, Schadensersatzansprüche geltend zu machen oder anderweitige gerichtliche Abhilfe zu erhalten. Im Einzelnen richten sich diese Gewährleistungen nach innerstaatlichem Recht.

			Die Bestimmungen des Vertrags von Prüm und des Ratsbeschlusses Prüm stehen unter dem Vorbehalt der Vereinbarkeit mit Unionsrecht (vgl. Art.47 Abs.1 PrümV). Spezielle Regelungen über den Schutz personenbezogener Daten enthielt der Rahmenbeschluss des Rates vom 27. November 2008 über den Schutz personenbezogener Daten55, der allerdings zum 6. Mai 2018 durch die Richtlinie (EU) 2016/680/EU56 abgelöst worden ist. Die Europäische Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)57 ist hingegen auf die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Strafverfolgungs- und Gefahrenabwehrbehörden (soweit es bei Letzteren um die Vorbeugung von Straftaten geht) nicht anwendbar (Art.2 Abs.2 Buchstabe d DSGVO).

			6	Fazit

			Die Formen polizeilicher Zusammenarbeit auf europäischer und internationaler Ebene zeichnen sich durch ein komplexes Regelungsgefüge aus, bei dem auch der jeweilige Individualrechtsschutz nicht immer leicht zu bestimmen ist. Das gilt auch und vor allem für den Daten- und Informa­tionsaustausch, der vielfältige Fragen in Bezug auf den Schutz personenbezogener Daten aufwirft. Auf der Ebene der Europäischen Union ist mit der im Mai 2017 in Kraft getretenen Europol-VO ein modernes Datenschutzregime entstanden, das seine Effektivität im Alltag erst noch beweisen muss. Parallel zu unionsrechtlichen Kooperationsformen werden auch in Zukunft binationale Polizeiverträge das Bild täglicher Polizeiarbeit an den Landesgrenzen prägen. Als menschenrechtlicher Rahmen für die Kontrolle grenzüberschreitender Maßnahmen in Europa fungieren dabei die Charta der Grundrechte der Europäischen Union einerseits und die Europäische Menschenrechtskonvention andererseits.

			Anmerkungen

			Alle im Folgenden angegebenen Internetquellen wurden am 08.03.2019 zuletzt aufgerufen.
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			Thilo Marauhn/ Judith Thorn

			Menschenrechte im Rahmen von Auslandseinsätzen der deutschen Polizei

			Seit ihrer Gründung 1945 haben die Vereinten Nationen (United Nations– UN) satzungsgemäß die internationale Zusammenarbeit zur »Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion« (Art.1 Charta der Vereinten Nationen) gefördert und dadurch maßgeblich zur Entwicklung und Wahrung der Menschenrechte beigetragen. In der im Dezember 1948 von der UN-Vollversammlung verabschiedeten Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) hat sich hieraus ein eigenständiger Teilbereich des Völkerrechtes entwickelt, der nicht nur die Rolle des Staates im modernen Völkerrecht verändert hat, sondern auch neue Perspektiven auf die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit eröffnet. Menschenrechtsfragen sind damit– so kann man argumentieren1– integraler Bestandteil sämtlicher Politikfelder der Vereinten Nationen einschließlich der Friedensmissionen geworden.

			So überrascht es nicht, dass Menschenrechte auch im Rahmen von Auslandseinsätzen der deutschen Polizei eine besondere Rolle spielen. Dabei rückt in erster Linie das Aufgabenspektrum deutscher Polizistinnen und Polizisten in den Blick. Die deutsche Polizei nimmt im Ausland nur selten Aufgaben der klassischen Polizeiarbeit wahr, sondern ist zumeist beratend sowie in der Aus- und Fortbildung der Polizei vor Ort tätig. Die Einsatzkontexte und -gebiete sind vielfältig. Deutsche Polizistinnen und Polizisten sind sowohl im Rahmen der Vereinten Nationen tätig als auch bei Einsätzen der Europäischen Union, der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) und im Rahmen bilateraler Übereinkommen, beispielsweise in Afghanistan. Derzeit sind deutsche Polizeikräfte bei Auslandseinsätzen in Europa, Afrika, in der Karibik und in Asien beteiligt.2

			Das breite Spektrum der Einsatzgebiete und -modalitäten bietet Raum für mögliche Reibungsflächen, da Polizistinnen und Polizisten mit unterschiedlichen sprachlichen und kulturellen Hintergründen, unterschiedlichen Ausbildungen und rechtlichen Rahmenbedingungen miteinander kooperieren. Auch die Menschenrechtstraditionen vor Ort in den jeweiligen Einsatzgebieten können regional unterschiedlich ausgeprägt sein. Wie diese unterschiedlichen Herausforderungen in Friedensmissionen hineinspielen beziehungsweise ob und wie sich vor allem diese unterschiedlichen Menschenrechtstraditionen auswirken, beleuchtet dieser Beitrag. Dazu soll zunächst ein Überblick über die Einsatzgebiete der deutschen Polizei im Ausland gegeben werden.

			1	Auslandseinsätze der deutschen Polizei: ein Überblick

			Der erste Auslandseinsatz der deutschen Polizei liegt rund 30 Jahre zu­­rück. Im Rahmen der sogenannten Unterstützungseinheit der Vereinten Nationen für die Übergangszeit (United Nations Transition Assistance Group– UNTAG) in Namibia waren 50 Angehörige des damaligen Bundesgrenzschutzes (der heutigen Bundespolizei) sowie 30 Angehörige der DDR-Volkspolizei gemeinsam mit Personal aus anderen Nationen 1989/90 an der UN-Mission beteiligt, die auf die Umsetzung des Plans für die Unabhängigkeit Namibias zielte sowie insbesondere auf die Sicherstellung fairer und freier Wahlen im Land.3 Damit kamen erstmals nach dem Zweiten Weltkrieg gerade nicht Soldaten, sondern Polizisten als deutsche Uniformträger im Ausland zum Einsatz.4 Seit 1994 nehmen auch Angehörige der Polizeien der Bundesländer an Auslandseinsätzen teil.5

			Obwohl die deutsche Polizei heute eine wichtige Rolle in zahlreichen Friedensmissionen im Ausland wahrnimmt, sind diese Einsätze in der Öffentlichkeit wenig bekannt.6 Derzeit sind rund 250 Polizeikräfte aus Bund und Ländern im Auslandseinsatz. Insgesamt haben bisher über 9 000Polizistinnen und Polizisten des Bundes und der Länder an Auslandseinsätzen in mehr als 30 Missionen teilgenommen.7 Die Aufgaben und Mandate sowie die Einsatzmodalitäten sind vielfältig. Sie hängen jeweils von der spezifischen Ausgestaltung der einzelnen Mission ab. Dafür ist vor allem der Auftrag durch den jeweiligen Mandatsgeber entscheidend wie darüber hinaus die konkrete Zuweisung von Aufgaben andie Einsatzkräfte.

			1.1	Die Blauhelmmissionen der Vereinten Nationen

			Eine wichtige Funktion in Grundsatzfragen zum Einsatz von Polizisten in UN-Friedensmissionen8 übernahm 2013 der Deutsche Stefan Feller, als er in das Amt des Chief Police Advisors berufen wurde, also des leitenden Polizeiberaters des UN-Generalsekretärs. Aber auch darüber hinaus engagiert sich Deutschland im Rahmen der UN-Friedensmissionen: So sind derzeit 31 deutsche Polizeibeamtinnen und -beamte9 zu Auslandseinsätzen in Mali (MINUSMA), im Sudan (UNAMID), im Kosovo (UNMIK), in Liberia (UNMIL) und in Somalia (UNSOM) entsendet.

			Die Vereinten Nationen haben für diese Missionen verschiedene Einsatzformen entwickelt. Zum einen werden einzelne Polizeibeamte (Individual Police Officers– IPOs) tätig, zum anderen geschlossene Einheiten (Formed­ Police Units– FPUs). Derzeit gehören rund zwei Drittel des von den VN eingesetzten Polizeipersonals sogenannten FPUs an, die in »Missions­gebieten für robuste Sicherungs- und Schutzaufgaben« zuständig sind. Deutschland beteiligt sich im Rahmen der UN-Missionen allerdings nicht mit FPUs, »[d]a diese Einsatzkomponente nicht dem Aufgabenspektrum der deutschen Polizeien entspricht […]«.10 Eine neuere Entwicklung ist der zunehmende Einsatz von spezialisierten Polizeiteams. Deutschland hat sich sehr früh für die Entsendung von Expertenteams stark gemacht und bereits zwei solcher Specialized Police Teams (SPTs) im Rahmen von UN-Missionen entsendet: ein Team zur Unterstützung bei der Bekämpfung von Terrorismus, Organisierter und grenzüberschreitender Kriminalität in Mali (MINUSMA) sowie ein bis Juli 2016 im Südsudan tätiges spezialisiertes Team zur Unterstützung bei der Bekämpfung sexueller und geschlechtsbezogener Gewaltdelikte (Sexual Gender Based Violence– SGBV).11

			Jenseits dieser drei Einsatzformen gibt es (seit 2007) die mit ­besonderen Aufgaben betraute sogenannte Stehende Polizei-Personalkapazität (Stand­ing Police Capacity– SPC) der Abteilung für Friedenssicherung der VN. Die SPC besteht aus 40 Beamtinnen und Beamten und ist in Brindisi (Italien) stationiert.12 Sie soll erste, schnell verfügbare, effektive und kohärente Polizeikapazitäten insbesondere am Beginn, aber auch während eines UN-Friedenssicherungseinsatzes bereitstellen. Der Aufgabenbereich der SPC schließt Expertise in Bezug auf »Polizeireform, Restrukturierung, Training, Untersuchungen, Analyse, Planung, rechtliche Angelegenheiten, Öffentliche Ordnung, community policing, Budget und finanzielles Management, Gender[-]Angelegenheiten, transnationale Kriminalität, Informations- und Kommunikationstechnologie, Personal­wesen, Gewahrsamkeitseinrichtungen sowie Logistik«13 ein.

			1.2 Einsätze im Rahmen der Europäischen Union

			Friedenseinsätze der Europäischen Union

			Neben der Beteiligung an UN-Einsätzen zur Friedenssicherung engagiert sich die Bundesrepublik Deutschland auch in Missionen der Europäischen Union (EU). Diese sind eingebettet in die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU, die auch eine Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) umfasst. Die EU führt derzeit (Stand: Oktober 2017) insgesamt 16 GSVP-Missionen durch (sechs militärische Operationen­ bzw. Missionen und zehn zivile Missionen).14

			Bereits in den 1990er-Jahren kamen Polizistinnen und Polizisten der EU-Mitgliedstaaten auf europäischer Ebene in dieser Form zum Einsatz. Deutschland spielt bis heute eine maßgebliche Rolle bei EU-Polizei­missionen15 und beteiligt sich an den Missionen in Palästina, Georgien, Moldawien/Ukraine, in der Ukraine, im Kosovo, am Horn von Afrika, in Rafah, Libyen sowie in Mali16.

			Mit dem zunehmenden Einsatz deutscher Polizeikräfte im Rahmen von EU-Missionen war ein gewisser Rückgang deutscher Beteiligung an UN-Missionen zu beobachten, allerdings arbeiten die Missionen oft in denselben Konfliktgebieten und mit ähnlichen Mandaten.17 Daher ist eine enge Koordination und Synchronisierung zwischen den Vereinten Nationen und der Europäischen Union sinnvoll und nötig.18

			Frontex19

			Neben den Friedensmissionen unter dem Mandat der UN und der EU soll hier auch der Einsatz von deutschen Polizeikräften im Rahmen der Europäischen Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen (Frontex)20 kurz Erwähnung finden. 

			Deutsche Polizistinnen und Polizisten werden seit November 2015 im Bereich der Sicherung der EU-Außengrenzen eingesetzt.21 Dabei haben sich 2016 insgesamt 796 Beamtinnen und Beamte der Länderpolizeien, der Bundespolizei und auch der Bundeszollverwaltung an den von Frontex koordinierten Einsätzen beteiligt. Die deutschen Beamtinnen und Beamten sind schwerpunktmäßig in Griechenland, Italien und Bulgarien eingesetzt, ihre Aufgaben umfassen vor allem die Registrierung von Migranten, die Identitätsfeststellung, die Dokumentenprüfung, die Grenzüberwachung sowie die Feststellung von Reisewegen und Schleusungsrouten.22

			1.3	Friedensmissionen im Rahmen der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE)

			Die deutsche Polizei engagiert sich auch im Rahmen der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). Die OSZE ist eine zwischenstaatliche Organisation mit 57 Teilnehmerstaaten. Sie bietet laut ihrer Eigendarstellung »ein Forum für politischen Dialog zu einem breiten Spektrum von Sicherheitsfragen und eine Plattform für gemeinsames Handeln, mit dem Ziel, die Lebensbedingungen der Menschen und Gemeinschaften zu verbessern«.23

			Sie legt dabei einen weiten Sicherheitsbegriff zugrunde, der einen dreidimensionalen Ansatz verfolgt und die politisch-militärische Dimension, die Wirtschafts- und Umweltdimension einbezieht. Die Arbeit der Organisation zielt auf Konfliktverhütung, Krisenmanagement und Konfliktfolgenbeseitigung, wobei die polizeibezogenen Aktivitäten der OSZE ein wichtiger Teil dieser Bemühungen sind. Dabei setzt die OSZE auch sogenannte Feldoperationen ein, welche auf Einladung des Gastlandes entsandt werden und auf dem Konsens aller Teilnehmerstaaten der OSZE beruhen. Die OSZE führt derzeit 16 Feldoperationen in Südosteuropa, Osteuropa, im Südkaukasus und in Zentralasien durch (Stand Juni 2017);24 Deutschland ist lediglich an der Sonderbeobachtungsmission in der Ukraine (OSCE Special Monitoring Mission to Ukraine) beteiligt. 

			1.4	Friedensmissionen im Rahmen bilateraler Übereinkommen

			Neben der Beteiligung deutscher Polizeikräfte an der Friedenssicherung im Rahmen europäischer und internationaler Organisationen tritt die Tätigkeit auf Grundlage bilateraler zwischenstaatlicher Vereinbarungen zur Unterstützung nationaler Polizeien. Als Beispiel kann hier das bilaterale Polizeiprojekt German Police Project Team (GPPT) in Afghanistan dienen. Die dorthin entsandten deutschen Polizistinnen und Polizisten unterstützen die afghanische Regierung bei der Ausbildung der nationalen Polizei. Heute liegen die Schwerpunkte der Arbeit des GPPT auf »der strategischen und polizeilichen Beratung der Leitungsebene des afghanischen Innenministeriums, der Mitwirkung bei der Verbesserung der internationalen Koordinierung durch die Besetzung des Co-­Vorsitzes im ›Inter­national Police Coordination Board‹ und bei der polizeilichen Aus- und Fortbildung nach dem Multiplikatoren-Prinzip (›Train the Trainer‹).«25 2016 entsandte Deutschland insgesamt 99 Polizistinnen und Polizisten.

			2	Die Bedeutung der Menschenrechte für Auslands­einsätze der deutschen Polizei

			Die deutsche Polizei nimmt in ihren gegenwärtigen Einsätzen primär Beratungsfunktionen26 (in Mali beispielsweise auch im Bereich der Wiederherstellung der staatlichen Ordnung, zum Schutz der Menschenrechte sowie zur Unterstützung humanitärer Hilfeleistungen), Trainings- und Fortbildungsmaßnahmen,27 Aufgaben im Bereich der Planung und Durchführung von Einsätzen,28 Beobachtungsfunktionen29 sowie Aufgaben im Streifendienst zum Schutz der Zivilbevölkerung und zur Überwachung­ der Einhaltung der Menschenrechte in den Flüchtlingslagern30 wahr. Außerdem bekleiden deutsche Beamtinnen und Beamte regelmäßig Führungspositionen in den Missionen.31

			Die Bedeutung der Menschenrechte für Auslandseinsätze der deutschen Polizei ist eng verknüpft mit den in den jeweiligen Friedensmissionen übernommenen Aufgaben und Funktionen. Diese sind in den letzten Jahren stetig gewachsen und haben sich weiterentwickelt. Mit dem Wandel von reinen Beobachtermissionen hin zu multidimensionalen Friedensmissionen haben die Menschenrechte auf allen Ebenen dieser Auslandseinsätze Einzug gehalten und sind zunehmend zu einem zentralen Bestandteil der Friedensmissionen geworden. Heute sind die Menschenrechte inte­graler Bestandteil aller Komponenten der Missionen, also auch der Polizeikomponente. 

			Die Funktionen und Aufgaben der Polizei in Friedensmissionen und die Rolle der Menschenrechte in diesem Zusammenhang lassen sich am besten am Beispiel von VN-Einsätzen skizzieren, da die EU, die OSZE und andere Akteure zumeist eng mit den Vereinten Nationen zusammenarbeiten und vergleichbare Aufgaben wahrnehmen. Dies gilt auch für bilaterale Abkommen. Das wiederum erfordert, sofern neben den Vereinten Natio­nen andere Akteure im Bereich der Polizeiarbeit in einem Einsatzgebiet tätig werden oder einer UN-Mission nachfolgen, eine enge Koordinierung und Abstimmung der Akteure untereinander. 

			Bereits in den 1960er-Jahren begannen die Vereinten Nationen, Polizeipersonal in Friedensmissionen einzusetzen. Primäre Aufgaben waren zunächst die Beobachtung, Überwachung und Berichterstattung in Bezug auf friedensrelevante Faktoren in den Einsatzgebieten. Später nahm die Polizeikomponente dann auch weitere Aufgaben wahr wie die Berichterstattung bezüglich der Menschenrechtslage vor Ort. Zudem wurdendas sogenannte Monitoring, die Beratung und die Schulung der lokalen Polizei in Menschenrechtsfragen und in der Polizeipraxis vor Ort einbezogen.32 Bis zum Ende der 1990er-Jahre folgte die UN-Polizei (United Nations Police– UNPOL; damals noch CIVPOL/UN Civilian Police) diesem sogenannten SMART-Konzept, welches für Support (Unterstützung), Monitoring (Beobachtung), Advise (Beratung), Report (Berichterstattung) und Training (Schulung/Training) stand.33 

			Doch bereits in den 1990er-Jahren veränderten sich die Konfliktformen mehr und mehr. Immer stärker waren die Vereinten Nationen mit innerstaatlichen, asymmetrischen34 und hybriden35 Konflikten konfrontiert, oft verbunden mit einem Zusammenbruch der staatlichen Ordnung. Zur Wiederherstellung und Sicherung des Friedens in den betroffenen Staaten bedarf es der Wiederherstellung eines Systems, das Elemente der Staatenbildung (state building) mit denen der Rechtsstaatlichkeit (rule of law) verbindet. Dies hat unmittelbare Rückwirkungen auf die Aufgaben der eingesetzten Polizeikomponenten. Zur internationalen Polizeiarbeit gehören in diesen Kontexten typische Aufgaben der Sicherheitssektorreform, etwa die Reform und Restrukturierung des Systems innerer Sicherheit, teilweise sogar der Neuaufbau der Polizei im betroffenen Staat sowie Trainings der lokalen Polizei und auch gemeinsame Patrouillen. 

			Am weitreichendsten waren die Aufgaben der UN-Friedensmissionen im Kosovo (ab Juli 1999) und in Osttimor (ab Dezember 1999). Hier übernahm die Polizeikomponente vorübergehend vollständig die Aufgaben der nationalen Polizeibehörden, da diese nicht mehr funktionsfähig waren. Das Aufgabenspektrum umfasste Festnahmen und Ingewahrsamnahmen, Beweisaufnahme und -sicherung, Strafverfolgung, Grenzsicherung und Aufgaben der Sicherung von Demonstrationen und Massenveranstaltungen.36 So sehr dies operative Polizeiarbeit war, so sehr handelte es sich bei den Friedensoperationen im Kosovo und in Osttimor auch aus UN-Perspektive um Ausnahmefälle, in denen die Vereinten Nationen übergangsweise treuhänderisch Staats- und Regierungsaufgaben übernahm, einschließlich der vollständigen Wahrnehmung operativer Polizeiaufgaben, verbunden mit einer umfassenden Zuständigkeit für die Aufrechterhaltung von Recht und Ordnung.37

			Versucht man die unterschiedlichen Einsatzszenarien zu kategorisieren, so kann man die Mandate der Polizei in UN-Friedensmissionen sowie die jeweils damit verbundenen spezifischen Verantwortungs- und Aufgabenbereiche mit Smith, Holt und Durch38 in drei Gruppen zusammenfassen und untergliedern, wie es Tabelle 1 zeigt. 

			Die Beispiele Kosovo und Osttimor stellen besondere Herausforderungen an die Beachtung der Menschenrechtsstandards. Aufgrund des staat­lichen Vakuums in den verwalteten Gebieten haben die Vereinten Nationen selbst einschlägige Regelungen erlassen und dabei auch die internationalen Menschenrechte für anwendbar erklärt39 sowie die verschiedenen Menschenrechtsverträge konkret aufgelistet. Daraus kann in diesem Fall auf eine Selbstbindung der Vereinten Nationen geschlossen werden.40 Dies ist allerdings keineswegs in allen Friedensmissionen so klar formuliert. 

			Tab. 1: Typologie der Polizeiaufgaben bei UN-Missionen nach Smith, Holt und Durch41 (1989–2007)– Übersetzung d. Verf. 
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							Transformationell (Transforma­t­ional)
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Probleme bei einer Treuhandverwaltung durch die UN wie im Kosovo, aber auch jenseits derselben, entstanden und entstehen immer wieder aus der Unklarheit, welches Recht auf die operative Arbeit der UN-Zivilpolizei (insbesondere in Zusammenhang mit Festnahmen und der Haft bzw. der Ingewahrsamnahme von Personen) anzuwenden ist.42 Dann kann es auch zu Konflikten mit völkerrechtlich garantierten Menschenrechten kommen. Eine so weitreichende Übernahme der staatlichen Funktionen wie im Fall der Treuhandverwaltung ist allerdings eine seltene Ausnahme und in der nahen Zukunft nicht zu erwarten. Allerdings haben die UN auch schon von weniger intensiven Formen der Ausübung von Hoheitsgewalt Gebrauch gemacht, so beispielsweise in Somalia (UNOSOM II).43

			Gerade das Beispiel Kosovo zeigt, wie wichtig die Beachtung menschenrechtlicher Standards bei der Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben ist. Abgesehen davon, stellen sich aber auch ganz praktische Herausforderungen. Die von der Bundesrepublik Deutschland entsandten Polizistinnen und Polizisten sind mit den deutschen Rechtsgrundlagen vertraut und haben ihre Ausbildung am Maßstab der Einsatzregeln für die deutsche Polizei erfahren. Diese Prägung durch die jeweiligen nationalen Richtlinien oder Standards gilt gleichermaßen für die entsandten Kräfte aus anderen Staaten und ebenso für die Polizeibehörden im Einsatzgebiet. Auch die Bindung der Polizeikräfte an internationale Menschenrechte kann je nach Staat unterschiedlich ausgestaltet sein; zudem liegt ihr zumeist eine andere Menschenrechtstradition zugrunde. Dies kann sich beispielsweise in abweichenden Standards beim Einsatz von Gewalt (»use of force«) niederschlagen.44 Derartige Fragen der kulturellen Sensibilität sollten daher stets bedacht werden. Birgit Löser stellt für die Praxis (aus deutscher Sicht) allerdings ernüchternd fest: »›Cultural sensitivity‹ und ›cultural diplomacy‹ sind Themen, die zunehmend diskutiert, doch nur selten für den praktischen Gebrauch aufbereitet werden.«45 

			3	Die Bindung an Menschenrechte im Rahmen von Auslandseinsätzen

			3.1	Die extraterritoriale Geltung von Grund- und Menschenrechten46

			Zwar wirken Grund- und Menschenrechte im Ausgangspunkt ­territorial, dies schließt aber ihre extraterritoriale Geltung nicht aus. Für die Reichweite der Grund- und Menschenrechtsbindung sind die Grundlagen einer solchen extraterritorialen Geltung entscheidend. Diese ­Grundlagen sind für das Grundgesetz (GG), die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) und den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (IPbpR) unterschiedlich. 

			Der Wortlaut des Grundgesetzes knüpft an die Staatsgewalt oder die öffentliche Gewalt an (Art.1 Abs.2, 3 und Art.93 Abs.1 Nr.4aGG). Die umfassende Grundrechtsbindung des Art.1 Abs.3GG erstreckt sich prinzipiell auf das extraterritorial wirkende Verhalten der Legislative und der Judikative.47 Innerhalb der Bundesrepublik wirkt der grundgesetzliche Grundrechtsschutz vollumfänglich und prinzipiell gegenüber jedem, der sich auf dem Staatsgebiet aufhält. Außerhalb der Bundesrepublik ist der Schutzumfang bei der Ausübung von Staatsgewalt auf fremdem Territorium wegen der völkerrechtlich garantierten souveränen Gleichheit der Staaten48 reduziert. Dieser reduzierte Schutzumfang findet seinerseits seine Grenzen in den grundgesetzlich unabdingbaren Grundprinzipien (Art.79 Abs.3GG i. V. m. Art.19 Abs.2 und Art.1 Abs.1GG)49 und in den kraft Art.25GG von allen deutschen Hoheitsträgern zu beachtenden völkerrechtlichen Mindeststandards50. 

			Die Europäische Menschenrechtskonvention knüpft in ihrem Art.1 ohne ausdrückliche Bezugnahme auf das Territorium der Vertragsstaaten an die Ausübung von Hoheitsgewalt an.51 Soweit das Völkerrecht extraterritoriales Handeln zulässt, spricht daher wiederum grundsätzlich nichts gegen dessen Bindung an die EMRK. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) verlangt für diese Erstreckung allerdings grundsätzlich eine Begründung, für die er an den Begriff »Hoheitsgewalt« anknüpft: Ausübung von Hoheitsgewalt liegt vor bei (1) »wirksamer Kontrolle eines Gebiets«,52 (2) der Ausübung von »Gewalt und Kontrolle«53 und (3) der Ausübung extraterritorialer Gewalt im Gebiet eines anderen Vertragsstaats54. Die Reichweite der Bindung ist umstritten.

			Für den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (IPbpR) ist trotz zurückhaltender Formulierungen55 und trotz des Widerstands einiger Staaten56 anerkannt, dass er auf extraterritoriales Handeln eines Vertragsstaates Anwendung findet.57 Dies bestätigen Entscheidungen des UN-Menschenrechtsausschusses und des Internationalen Gerichtshofs (IGH) in Den Haag, des Hauptrechtsprechungsorgans der Vereinten ­Nationen.58 

			3.2	Besonderheiten beim Einsatz im Rahmen von internationalen Organisationen

			Fraglich ist, ob die internationalen Organisationen wie die Vereinten Nationen, die EU und die OSZE selbst an Menschenrechte gebunden sein können. 

			Weder die UN noch die OSZE sind Partei eines menschenrechtlichen Vertrages. Daraus kann sich folglich keine Bindung ergeben.59 Menschenrechte gelten allerdings auch als Völkergewohnheitsrecht, also eine Praxis der Staaten, an welche diese sich rechtlich gebunden fühlen, und gegebenenfalls sogar als allgemeine Rechtsgrundsätze. Hieraus resultieren Bindungen sowohl der internationalen Organisationen selbst als auch der ihnen angehörenden Mitgliedstaaten, wenn sie sich an Maßnahmen dieser Organisationen beteiligen.60 

			Diese spezifischen Bindungen gelten also bei multinationalen Missionen im Ausland, etwa Friedensoperationen unter Federführung der UN, für deutsche Polizistinnen und Polizisten, und zwar neben den im Übrigen für sie fortgeltenden Bindungen auf der Grundlage deutschen Rechts und von der Bundesrepublik Deutschland übernommener völkerrechtlicher Verpflichtungen.

			Die grund- und menschenrechtlichen Bindungen der deutschen Polizei bleiben auch im Rahmen bilateraler polizeilicher Zusammenarbeit grundsätzlich erhalten, es sei denn, sie erfahren Modifikationen durchden Inhalt eines der dieser Zusammenarbeit zugrunde liegenden Übereinkommens. Das German Police Project Team (GPPT) in Afghanistan beispielsweise nimmt vor allem Aufgaben der Aus- und Fortbildung afghanischer Polizisten wahr sowie die strategische und polizeiliche Beratung der Leitungsebene des afghanischen Innenministeriums61, operative Polizeiaufgaben gehören nicht zum Mandat des GPPT. Das ändert jedoch nichts daran, dass für die gesamte Tätigkeit der deutschen Polizei im Rahmen dieses bilateralen Projektes die grund- und menschenrechtlichen Bindungen zu beachten sind.

			4	Fazit

			Auslandseinsätze der deutschen Polizei haben in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. Insbesondere auf der Grundlage der Mitgliedschaft Deutschlands in internationalen Organisationen oder auch einzelner Abkommen leisten deutsche Polizeikräfte in multi- und bilateralem Rahmen einen Beitrag zu Friedensoperationen im weiteren Sinne. Dabei kommt vor allem dem post conflict peacebuilding (der Friedenskonsolidierung) Bedeutung zu.

			In der Regel spielen die grund- und menschenrechtlichen Bindungen der deutschen Polizei bei diesen Operationen insofern eine untergeordnete Rolle, da die Mandate primär auf Ausbildung, Schulung und Beratung der lokalen Polizei in den Einsatzgebieten zielen. Soweit allerdings auch operative Aufgaben übernommen werden, gewinnen die grund- und menschenrechtlichen Bindungen erheblich an praktischer Bedeutung. Sowohl das Grundgesetz als auch die EMRK und der IPbpR entfalten für die deutschen Polizistinnen und Polizisten extraterritoriale Geltung. Die daraus resultierenden Bindungen sind grundsätzlich zu beachten und unterliegen lediglich völkerrechtlichen Modifikationen.

			Auslandseinsätze der deutschen Polizei im Rahmen von ­internationalen Friedensoperationen können mittel- und langfristig davon profitieren, dass die menschenrechtlichen Bindungen in lokal kontextualisierte Einsatzszenarien übersetzt werden, die auf strategischer, operativer und taktischer Ebene maßstabbildend sein können.
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			Timo Tohidipur


			Die Rolle der Menschenrechte in der Arbeit von Frontex

			1	Einleitung

			Die Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex1) agiert auf ihrer 2016 neu gefassten Rechtsgrundlage, einer Verordnung der Europäischen Union2, die von der Europäischen Kommission initiiert und vom Rat und dem Europäischen Parlament im sogenannten ordentlichen Rechtsetzungsverfahren beschlossen wurde. Durch die neue Verordnung sieht sich die Agentur Frontex entscheidend in ihrem Mandat und ihren operativen Befugnissen gestärkt. Das Budget der Agentur wurde ebenso erhöht wie die personellen Ressourcen und damit die Einsatzbereitschaft. 

			Die Entscheidung darüber, wer eine staatliche Grenze überschreiten darf, gehört zu den hoheitsrechtlichen Kompetenzen, die sich Staaten nur sehr ungerne nehmen lassen und auch nicht auf andere Einrichtungen übertragen. Mit der Koordinierung des Grenzmanagements an den Außengrenzen der EU und damit den Außengrenzen der EU-Mitgliedstaaten knüpft die Tätigkeit von Frontex allerdings genau an diesen staatlichen Hoheitsbefugnissen an. 

			Jegliche Ausübung von Hoheitsgewalt ist an Verpflichtungen geknüpft, die auch die Beachtung von Grund- und Menschenrechten einbezieht. Dies gilt umso mehr in grundrechtssensiblen Bereichen, zu denen der Grenzschutz gehört, da es hier nicht selten um existenzielle Fragen von Verfolgung und Schutz und damit um Leib und Leben geht.

			2	Etablierung einer integrierten europäischen Grenzverwaltung

			Frontex ist als Agentur geschaffen worden, um die »Wirksamkeit einer integrierten europäischen Grenzverwaltung (siehe Abschnitt 3.1) in der Praxis zu gewährleisten« (Erwägungsgrund 5 Frontex-VO). Die Kompetenzen der Europäischen Union bezüglich der Grenzkontrolle basieren maßgeblich auf Art.77 und 79 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)3. Dieser Kompetenzrahmen umfasst die gemeinsame Visapolitik, Maßnahmen zu Kontrollen an den Außengrenzen der EU bei gleichzeitiger Abschaffung der Binnenkontrollen, Aufenthaltsbedingungen von Drittstaatsangehörigen (Menschen, die nicht die Staatsangehörigkeit eines EU-Mitgliedstaates besitzen) sowie gemeinsame Maßnahmen zur Abschiebung und Rückführung und vor allem die Einführung eines integrierten Grenzschutzsystems an den Außengrenzen. Die Entwicklung einer Politik der EU zur wirksamen Ausgestaltung dieses integrierten Grenzschutzsystems an den Außengrenzen kann dabei ausdrücklich alle Maßnahmen umfassen, die hierzu erforderlich sind. Als »erforderliche« Maßnahmen wurden der Schengener Grenzkodex4 und der Visakodex5 vom Europäischen Parlament und vom Rat verabschiedet, die die gesamten Modalitäten von Grenzkontrollen, Grenzübertritt sowie Visavergabe und -verfahren festlegen. Und es wurde eine eigene Behörde etabliert, die Agentur Frontex.

			Die bereits 2004 gegründete Europäische Grenzschutzagentur Frontex firmierte bis Oktober 2016 unter dem eher sperrigen Namen »Europäische Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union« und nahm am 1. Mai 2005 ihren operativen Betrieb in Warschau auf. Ihre konkrete Rechtsgrundlage war zunächst die vom Rat der Europäischen Union erlassene Verordnung (EU) 2007/2004 vom 26. Oktober 20046. Diese rechtliche Grundlage wurde seitdem mehrmals überarbeitet, ergänzt und 2016 völlig neu gefasst, wodurch die Agentur auch ihren heutigen offiziellen Namen erhielt. 

			3	Frontex als EU-Agentur– Rechtsstellung und Struktur

			Frontex ist eine von über 40 Agenturen, also technisch eine Behörde im Bereich der fortlaufend anwachsenden Verwaltung der Europäischen Union.7 Grundsätzlich sind Agenturen sekundärrechtlich– zumeist durch eine Verordnung– begründete Verwaltungsbehörden mit eigener Rechtspersönlichkeit, die in vorgegebenen Bereichen mit eigenen Aufgaben betraut sind und insoweit unabhängig agieren.8 Dies gilt auch für die Agentur Frontex (gemäß Art.56 Frontex-VO), die damit beispielsweise zum wirksamen Abschluss von Verträgen ermächtigt wird, was sowohl den Kauf von Fahrzeugen und anderer Ausstattung, aber auch den Abschluss von Kooperationsverträgen mit anderen Grenzbehörden von Nicht-EU-Staaten umfassen kann. Es offenbart sich ein weites Spektrum von Handlungsoptionen. Frontex muss daher umso mehr Mechanismen demokratischer und rechtlicher Kontrolle unterworfen sein.9

			Geleitet wird Frontex von einem Exekutivdirektor, der durch den Verwaltungsrat der Agentur auf Vorschlag der Europäischen Kommission ernannt wird. Der Verwaltungsrat von Frontex setzt sich aus jeweils einem Vertreter pro Mitgliedstaat sowie der am Schengen-Besitzstand10 assoziierten Staaten (Island, Norwegen, Schweiz und Liechtenstein) und zwei Vertretern der Europäischen Kommission zusammen und entscheidet grundsätzlich mit der absoluten Mehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder. Der Verwaltungsrat fällt dabei die generellen, langfristig-strategischen Entscheidungen über Programmplanung, Personal- und Verfahrensfragen, legt die Organisationstruktur fest und verabschiedet den Haushalt. Er beschließt auch das jährliche Arbeitsprogramm, das allerdings inhaltlich– ebenso wie der jährliche Tätigkeitsbericht und die Budgetplanung der Agentur– vom Exekutivdirektor entworfen wird. Die konkrete Tätigkeit von Frontex im Einzelfall, also das Tagesgeschäft, liegt in der Zuständigkeit des Exekutivdirektors, der insbesondere die verbindlichen Einsatzpläne erstellt und über sämtliche operativen Maßnahmen entscheidet. Er muss dabei in der Wahrnehmung seiner Aufgaben völlig unabhängig sein, darf also keine Weisungen von Regierungen oder sonstigen Stellen einholen oder entgegennehmen. 

			3.1	Das Aufgabenspektrum von Frontex

			Mit der 2016 neu gefassten Verordnung ist das Mandat der Agentur Frontex in nahezu allen Bereichen erweitert worden. Grundlegend ist die Tätigkeit von Frontex auf vier Hauptaufgabenfelder gerichtet11: 

			
					die Risikoanalyse und das Wissensmanagement (Überwachung von Migrationsrouten, Erstellung von Lagebildern, Schwachstellenbeurteilung, Aus- und Weiterbildung) als notwendige Grundlage jeglichen operativen Geschäfts; 

					das Management gemeinsamer Operationen und die operative Reak­tionsfähigkeit von Frontex und der Mitgliedstaaten. Dies umfasst sämtliche Maßnahmen zur Sicherung der Land-, See- und Luftgrenzen und betrifft alle von Frontex identifizierten acht Hauptrouten der Migration in die EU;12 

					eine Vernetzung der Agentur sowohl mit EU-Einrichtungen (z.B. Europol, Eurojust, aber auch dem Europäischen Auswärtigen Dienst und der Europäischen Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs), mit internationalen Organisationen (z.B. Interpol, International Organisation for Migration, OSCE, UNHCR und UNODC) und auch mit Grenzbehörden von Drittstaaten. Hinzu kommt die Vernetzung mit europäischen Informationssystemen (Datenbanken wie das Schengener Informationssystem SIS, das Visainformationssystem VIS etc.). 

					Zudem umfasst das Mandat von Frontex vermehrt die Organisation von Abschiebungen von Personen aus Drittstaaten– im Vokabular der Agentur »Rückführungsaktionen«. 

			

			Der dahinterstehende Gesamtansatz ist die bereits oben erwähnte »Inte­grierte europäische Grenzverwaltung« (Art.4 Frontex-VO), die die Kompetenzen der Mitgliedstaaten institutionell und operativ vereinigt, Standards definiert und Frontex die Rolle des Grenzschutzmanagers zuweist. Hierzu zählt auch die Errichtung des EU-Grenzüberwachungssystems EUROSUR, das genau dieser Verbindung von operativer Zusammenarbeit und Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten und der EU dient.13 Auch Prävention und Aufdeckung grenzüberschreitender Straftaten wie etwa Schleusung von Migranten, Menschenhandel und Terrorismus stellen eine Komponente der integrierten europäischen Grenzverwaltung dar (gemäß Art.4 Buchstabe a Frontex-VO). Ausweislich der Frontex-Risikoanalyse für 2018 sollen vermehrt Aufgaben grenzüberschreitender Kriminalitätsbekämpfung in den Fokus rücken.14 Sämtliche beteiligten europäischen und nationalen Behörden sind dabei ausdrücklich (gemäß Art.9 Frontex-VO) zur loyalen Zusammenarbeit verpflichtet.

			Zur Erfüllung ihrer Aufgaben stellt die Agentur Frontex– neben dem eigenen Personal von 530 Angestellten– zurzeit zwischen 1 300  und 1 800 Grenzbeamte aus den Mitgliedstaaten bereit und kann auf eine sogenannte »ständige Reserve« von 1 500 Grenzschutzbeamten und sonstigen Fachkräften sowie umfangreiches technisches Material und Fahrzeuge zurückgreifen, die nach einem im Anhang der Frontex-VO festgelegten Schlüssel von den EU-Mitgliedstaaten gestellt werden.15 

			3.2	Menschenrechte im Aufgabenspektrum von Frontex

			Die Tätigkeit von Frontex findet in einem erkennbar menschenrechtssensiblen Bereich statt, in dem staatliche beziehungsweise EU-Interessen auf fundamentale Rechte Einzelner treffen. Garantien von Grund- und Menschenrechten ergeben sich mithin aus unterschiedlichen Rechtsquellen des Europa- und Völkerrechts. 

			Im Vertrag über die Europäische Union (in der Fassung des Vertrags von Lissabon) formuliert Art.2 die Werte, auf die sich die Europäische Union gründet: »Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte, einschließlich der Rechte der Personen, die Minderheiten angehören«. Alle ­Institutionen der EU müssen diesen Werten Geltung verschaffen und sie sollen die Grundlage allen Handelns der EU sein. Sobald also eine Einrichtung der EU handelt, ist diese auf die Werte der EU und die sich hieraus ­ergebenden (Menschen-)Rechte verpflichtet.

			Für den »Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts« in der EU, zu dem auch Frontex gehört, bestimmt Art.67 AEUV, dass die Grundrechte geachtet werden müssen. Entsprechend diesen grundlegenden Vorgaben, verpflichtet Art.1 Frontex-VO die Agentur generell auf die »uneingeschränkte Achtung der Grundrechte«, ohne dies aber weiter zu spezifizieren. Gemäß Art.6 Frontex-VO soll die Agentur zu einer »konstanten und einheitlichen Anwendung« des Unionsrechts einschließlich der Grundrechte beitragen.

			Diese deutliche, aber eher allgemein gehaltene Verpflichtung wird inhaltlich konkretisiert über die Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRCh; kurz auch: EU-Grundrechtecharta)16, die im Zusammenhang mit der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) zu verstehen ist und die gleiche rechtliche Qualität hat wie die EU-Verträge (EUV/AEUV), also sozusagen »Verfassungsrang« für die EU. Die EU-Grundrechtecharta gilt gemäß Art.51 GRCh für alle Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU, also auch für Agenturen wie Frontex. Im Unterschied zur ersten (2004 erlassenen) Frontex-VO nimmt die 2016 neu gefasste Verordnung ausdrücklich darauf Bezug, dass sie im Einklang mit der EU-Grundrechtecharta stehen und deren Durchsetzung gleichsam gewährleisten soll.17 

			Die EU-Grundrechtecharta garantiert an erster Stelle die unantastbare Würde des Menschen, weiterhin als elementarste Rechte das Recht auf Leben, auch in Form einer Verankerung des absoluten Verbotes der Todesstrafe, das Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit, das Verbot der Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung. All dies ist für schutzsuchende Menschen relevant, da sie durch EU-Einrichtungen im Einklang mit diesen Rechten behandelt werden müssen und zudem nicht in eine Situation zurückverwiesen werden dürfen, in der sie Verletzungen dieser Rechte ausgesetzt werden. Denn die genannten Normen verbieten nicht nur die direkte Verletzung der Betroffenen, sondern verpflichten die zuständigen Hoheitsträger auch auf den (auch präventiven) Schutz der Menschen vor Gefahren für Leben und körperliche Unversehrtheit.18 

			Zudem finden sich in der EU-Grundrechtecharta migrationsspezifische Rechte. Das Recht auf Asyl in Art.18 GrCh verweist ausdrücklich auf die Bestimmungen der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) und dient hier dazu, ein Recht von Individuen festzuschreiben.19 Es wird dadurch eine deutliche grundrechtliche Position definiert, die durch weitere Rechtsakte der EU20 für die Mitgliedstaaten konkretisiert wird, denn nicht die EU, sondern die einzelnen Mitgliedstaaten der EU gewähren Asyl beziehungsweise internationalen Schutz. Art.19 Abs.1 GRCh EU verbietet jede Kollektivausweisung, die das individuelle Schicksal schutzsuchender Menschen ignoriert, Abs.2 legt zudem fest, dass keine Person in einen Staat ausgewiesen, abgeschoben oder an einen Staat ausgeliefert werden darf, wo ihr die Todesstrafe, Folter oder eine andere unmenschliche oder erniedrigende Strafe oder Behandlung droht. Diese essenziellen Garantien werden durch weitere Gesetzgebungsakte der EU konkretisiert und sind auch in den Gesetzen der Mitgliedstaaten normiert– in Deutschland beispielsweise im Aufenthaltsgesetz und im Asylgesetz. 

			Zur Auslegung der EU-Grundrechtecharta wird die EMRK herangezogen, die ebenso wie die gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als »allgemeine Grundsätze« Teil des Unionsrechts ist. Die EMRK bleibt so– im Zusammenspiel mit der EU-Grundrechtecharta und darüber hinaus– maßgeblicher Orientierungspunkt, insbesondere für Praktiken der EU-Mitgliedstaaten.21

			In der Gesamtschau ist stets das Begehren eines um Schutz ­ersuchenden Menschen in einem rechtsstaatlichen Verfahren zu prüfen, nachdem sich die Person in einem sicheren Umfeld befindet. Schnellverfahren verbieten sich hier ebenso wie Verbringung in Haft. Ein Ersuchen um Schutz ist keine Straftat und eine eilige, sofortige Zurückweisung (push-back) oder ungerechtfertigte Abschiebung kann für den Menschen im Einzelfall Gefahr, Folter oder gar Tod bedeuten. 

			Hieraus ergeben sich auch konkrete Vorgaben für eine grundrechtsgeleitete Tätigkeit von Frontex. Denn eine EU-Grenzpolitik und ihr Vollzug müssen so gestaltet werden, dass– unabhängig von den Erfolgsaussichten eines Schutzbegehrens oder organisatorischen Hürden– menschenwürdige, also mit dem Europarecht vereinbare Zustände im Einflussbereich der EU und ihrer Mitgliedstaaten bestehen. 

			Weitere völkerrechtliche Verpflichtungen ergeben sich aus den Regeln zur Seenotrettung und des Nothafenrechts sowie internationalen Übereinkommen der Vereinten Nationen, etwa dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes (CRC) sowie der Konvention zur Beseitigung jeglicher Diskriminierung der Frau (CEDAW).22 Praktisch relevant, gerade an der Südgrenze der EU, ist die Seenotrettung gemäß dem Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen (UNCLAS), dessen Art.98 für jedes Schiff eine Pflicht zur Hilfeleistung auf See festschreibt, sobald von der Hilfsbedürftigkeit von Personen Kenntnis erlangt wird. Die weitreichende Überwachung des Mittelmeerraums durch die EU-Mitgliedstaaten und Frontex ermöglicht grundsätzlich die frühe Kenntnis von Menschen in Notlagen auf See und verpflichtet so zur Hilfe. Motive oder Gründe für eine Hilfsbedürftigkeit beziehungsweise die eingetretene Notsituation dürfen dabei zunächst keine Rolle spielen. Erst das spätere Verfahren dient der Aufklärung der Umstände und der Feststellung, ob jenseits der zunächst zu erfolgenden Rettung auch ein längerfristiger Schutzstatus besteht.

			Grund- und Menschenrechte bilden damit grundsätzlich für alle Tätigkeitsbereiche von Frontex verbindliche Anleitung. Dies ist von der Ausbildung und Fortbildung von Grenzbeamten bis zur Durchführung konkreter Operationen an den EU-Außengrenzen, von der Erstellung der Einsatzpläne über den Aufbau von EU-weiten und vernetzten Datenbanken bis hin zur Kooperation mit Grenzbehörden von Nicht-EU-Staaten zwingend zu berücksichtigen. 

			4	Ambivalenz von Sicherheitsauftrag und Menschenrechtsschutz

			Eine deutliche Ambivalenz zwischen primärem Sicherheitsauftrag und der Verpflichtung auf die Einhaltung der Menschenrechte zieht sich durch alle Aufgabenfelder der Agentur Frontex und gehört so zu ihrem Konstruktionsdilemma und -defizit, das sich nur schwierig rechtsstaatlich auflösen lässt.

			So muss Frontex beispielsweise im Bereich der Ausbildung gewährleisten, dass sämtliche Grenzschutzbeamte, die an Operationen zur Grenz- und Küstenwache teilnehmen, geschult sind hinsichtlich der Geltung von Grundrechten und insbesondere des Rechts auf Zugang zu internationalem Schutz sowie zu Such- und Rettungsmaßnahmen. Die Agentur erstellt hierzu zentrale, die jeweils nationale Ausbildung der Beamten ergänzende Lehrpläne zur Vereinheitlichung von Aus-, Fortbildungs- und Schutzstandards (Common Core Curriculum).23 Frontex möchte eine Common Border Guard Culture etablieren und hat zuletzt in Kooperation mit mehreren europäischen Universitäten einen Masterstudiengang für Strategic Border Management geschaffen, der Fundamental Rights and Ethics als ein grund­legendes Modul enthält.24 

			Orientierung für die Tätigkeit von Frontex und damit auch für die Inhalte der Ausbildung bietet der Schengener Grenzkodex.25 Der Grenzkodex legt zum Beispiel in Erwägungsgrund 7 ausdrücklich fest, dass Grenzübertrittskontrollen so durchgeführt werden sollen, dass »die mensch­liche Würde in vollem Umfang gewahrt wird«. Damit ist es der Agentur Frontex etwa versagt, Einsätze zu planen, die zum Ziel haben, Menschen ohne Prüfung ihrer Schutzbedürftigkeit an der Grenze– zu Wasser oder zu Land– einfach abzuweisen. Die Grenzschutzbeamten sind nicht dazu ausgebildet, schon an der Grenze selbst eine Vorprüfung des Asyl- beziehungsweise Schutzbegehrens vorzunehmen.

			Gleichzeitig aber wird in Erwägungsgrund 8 des Schengener ­Grenzkodex der Grenzübertritt (durch Personen) an sich als eine mögliche Bedrohung eingeschätzt, die die Sicherheit der EU-Außengrenzen beeinträchtigen kann. Eine Sicherheitsbehörde wie Frontex muss nun auf ein als Bedrohung festgelegtes Szenario, ihrem Auftrag entsprechend, mit Gefahrenabwehr reagieren (Stichwort: »Risikoanalyse«) und so eine Bedrohung effektiv bekämpfen. Auf der anderen Seite ist die Agentur auf die Achtung der Menschenrechte und die entsprechenden Garantien aus dem Flüchtlingsrecht verpflichtet. Ein kaum lösbarer Konflikt innerhalb des aktuellen politischen Auftrages.

			Frontex ist als Agentur formal kein politischer Akteur, der das Migra­tionsrecht der EU mit ausgestaltet. Hierfür sind (eigentlich) die politischen Organe wie die Europäische Kommission, das Europäische Parlament und der Rat sowie natürlich die EU-Mitgliedstaaten verantwortlich. Gleichwohl wird der unabhängigen Agentur im Kontext der oben aufgezeigten Ambivalenz ein weiter Handlungsspielraum eröffnet, den sie über die eigens erstellten Risikoanalysen und die darauf basierenden Einsatzpläne selbst ausgestaltet und den mitgliedstaatlichen Grenzschutzbehörden, deren Personal die Operationen vor Ort im Rahmen gemeinsamer ­Aktionen durchführt, vorgibt.

			4.1	Norm und Praxis an den EU-Außengrenzen

			Die Situation an den Außengrenzen der EU spiegelt die geschilderte Ambivalenz zwischen menschenrechtlichem Anspruch an einen Grenzschutz und dessen realer Umsetzung wider. Einerseits kommt es bei Frontex-Opera­tionen auf See, insbesondere im Mittelmeer, durchaus zu ­Rettungsaktionen von Schutzsuchenden.26 Gleichzeitig ist es eine ebendort zu beobachtende Praxis, dass Schutzsuchenden der europarechtlich geforderte Zugang zu rechtsstaatlichen Verfahren verwehrt wird. Dies geschieht in Form der sofortigen Zurückweisung durch Abdrängen von Booten und das unmittelbare Verbringen von aufgegriffenen Menschen zurück in unsichere Krisenregionen wie Libyen27 oder sogar durch Ignorieren von Hilferufen mit Verweis auf die Zuständigkeit anderer Behörden, häufig auf die libysche Küstenwache.28 Dabei verpflichten die see- und menschenrechtlichen Vorschriften wie beispielsweise Art.98 des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen (SRÜ)29 sowie Kapitel V, Regel 33 der Anlage zum Internationalen Übereinkommen zum Schutz menschlichen Lebens auf See (SOLAS)30 eigentlich zwingend zur Hilfe und Verbringung auf sicheres Terrain.31 Dies schreibt auch die hier maßgebliche, 2014 in Kraft getretene EU-Seeaußengrenzenverordnung32 ausdrücklich für Frontex-Einsätze vor. 

			Doch durch die 2018 neu gefasste Frontex-Operation »Themis« verlagern sich die Prioritäten des Mittelmeereinsatzes der Agentur auf Sicherheitsfragen, also Kriminalitätsbekämpfung wie etwa Waffen- und Drogenschmuggel beziehungsweise Terrorismus.33 Der Einsatzradius soll nunmehr lediglich die 30-Meilen-Zone rund um das europäische Festland umfassen und sieht jedenfalls keine Patrouillentätigkeit in der Nähe der nordafrikanischen Küste mehr vor,34 was automatisch eine Verringerung der Seenotrettungstätigkeit in diesen problematischen Gebieten bedeutet. Leider folgen auch staatliche Küstenwachen– nicht zuletzt aufgrund fehlender Unterstützung durch die EU– diesem Beispiel und reduzieren nach bilateralen Absprachen mit nordafrikanischen Staaten ihren Einsatzradius wie zunächst die italienische Küstenwache mit Blick auf die libysche Küste und nunmehr auch die spanische Küstenwache hinsichtlich der marokkanischen Küste.35 Dies kann auch nicht von privaten Seenotrettern hinreichend ausgeglichen werden, denn diese werden durch Auslauf- oder Anlegeverbote in südeuropäischen Häfen offensiv in ihrer Tätigkeit behindert, sodass selbst bekannte private Hilfsorganisationen wie Ärzte ohne Grenzen ihr Search-and-Rescue-Programm zwischenzeitlich einstellen mussten.36

			Auch an der ungarisch-serbischen und der kroatisch-bosnischen Landgrenze kommt es, wie das UNHCR und NGOs (beispielsweise Pro Asyl) fortwährend berichten, zu sofortigen, teils gewalttätigen Zurückweisungen, ohne eine Prüfung des Anliegens der Schutzsuchenden zu ermöglichen und ohne eine menschenunwürdige Internierung zu unterbinden.37 Dies mögen Maßnahmen mitgliedstaatlicher Praxis sein, die auf zwischenstaatlichen Absprachen jenseits der EU-Gremien beruhen. Doch, da Frontex die Rolle des Managers des integrierten Grenzschutzes an den EU-Außengrenzen für sich reklamiert und sofern die Agentur den Auftrag der Wahrung des EU-Rechts ernst nimmt, müsste sie also auch gegen Handlungen mitgliedstaatlicher Grenzschutzbehörden vorgehen, die den Werten der EU entgegenstehen und menschenrechtliche Garantien verweigern. Die EU trägt hier eine Gesamtverantwortung. Aber gleichzeitig ist eben der sicherheitsrechtliche Auftrag der Agentur effektiv erfüllt (siehe Abschnitt 3), wenn es zu keiner (ungesteuerten) Migration und damit zu keinem Grenzübertritt kommt. Entsprechend problematisch bleibt die Situation an den Außengrenzen der EU. 

			4.2	Menschenrechte und exterritorialer Grenzschutz

			Frontex hat das Mandat, im Rahmen von Arbeitsabkommen mit Grenzbehörden anderer Staaten, auch Nicht-EU-Staaten, zu kooperieren, also zum Beispiel Grenzbeamte anderer Staaten auszubilden, an Fahrzeugen und Geräten zu schulen und Grenzüberwachungssysteme aufzubauen. Derartige Kooperationen gibt es bereits mit 18 Staaten, darunter die Ukraine, Serbien, Mazedonien, Nigeria und die Türkei, mit weiteren Staaten werden Kooperationen angestrebt.38 Diese Verwaltungskooperationen mit Behörden von Nicht-EU-Staaten gehen einher mit dem generellen politischen Ansatz der EU, den eigenen Grenzschutz in EU-Nachbarstaaten zu »verlagern« und so zu verhindern, dass flüchtende oder migrierende Menschen überhaupt in die Nähe der EU-Außengrenzen kommen. Der sogenannte EU-Türkei-Deal39 ist dafür ein prominentes Beispiel, dessen Strategie ein Mitinitiator wie folgt zusammenfasst: »In the end, border control depends most of all on the EU’s neighbours, and whether these are willing and able to stop irregular migrants from reaching the EU’s borders.«40 Bei all diesem auswärtigen Handeln der EU und ihrer Agenturen müssen allerdings die Werte- und Rechtsgrundlagen der EU, wie sie sich aus den EU-Verträgen ergeben (vgl. Art.2 EUV), und die Rechte aus der EU-Grundrechtecharta ausnahmslos beachtet werden.

			Kooperationen von Frontex mit Grenzschutzbehörden von Nicht-EU-Staaten könnten positive Effekte auf deren Tätigkeit vor dem Hintergrund von Menschenrechten haben, wenn dadurch ein grundrechtszentriertes Schutzsystem auch jenseits der Außengrenzen der EU installiert werden würde. Doch wird dies konterkariert, wenn Datenaustausch und die Ausrüstung und Ausbildung auswärtiger Dienste– wie etwa im Fall der libyschen Küstenwache– nur dazu dienen, Fluchtbewegungen in Richtung der EU zu unterbinden und die Schutzstandards durch Auslagerung auf ausländische Grenzschutzdienste zu unterlaufen. Im Fall Libyen bedeutet dies eine nachgewiesen unzumutbare und von Misshandlung und Lebensgefahr geprägte Unterbringung von Flüchtenden.41 So befreit sich die EU von der Verantwortung gegenüber Schutzsuchenden dadurch, dass diese erst gar nicht erst an den EU-Außengrenzen auftauchen. 

			Frontex ist dabei die Behörde, die den politischen Auftrag der »Externalisierung« des Grenzschutzes durch Verwaltungskooperationen ausführt. So wird die Zusammenarbeit mit Herkunfts- und Transitländern zum Schlüsselelement des »erfolgreichen« Migrationsmanagements und Frontex damit letztlich zu einem außenpolitischen Akteur.42 Aktuell ist der ausgiebig von der EU geförderte Aufbau einer libyschen Küstenwache ein wesentlicher Teil der Externalisierungsstrategie der EU.43 Eine Entbindung von menschenrechtlichen Schutzpflichten folgt aus der Verlagerung der Verantwortung für Herausforderungen von Migration allerdings rechtlich nicht. 

			4.3	Grenzschutz und grenzüberschreitende organisierte Kriminalität

			Frontex ist zunehmend involviert in die Koordination und Unterstützung von Operationen, die die Bekämpfung grenzüberschreitender organisierter Kriminalität zum Ziel haben.44 Dabei wird neben Drogen- und Waffenschmuggel auch der »illegale Grenzübertritt« an sich, mithin letztlich grundsätzlich jede irreguläre Flucht- oder Migrationsbewegung und deren Unterstützung unter den Begriff »Kriminalität« gefasst.45 Dies ist mit Blick auf menschenrechtliche Garantien und das Flüchtlingsrecht äußerst problematisch, da zum Beispiel so jedes Flüchtlingsboot für Frontex in erster Linie zum potenziellen Tatort einer Straftat wie Menschenschmuggel als Handlung organisierter Kriminalität wird und so primär die Gefahrenabwehr im Vordergrund der Handlungen der Agentur beim Auffinden von Flüchtlingsbooten steht. Die menschenrechtliche Perspektive der Schutzsuchenden gerät so in den Hintergrund.

			Ähnlich problematisch ist die Rolle der Agentur im Rahmen der von ihr gegründeten vier Risiko-Analyse-Netzwerke, so insbesondere der Africa-Frontex-Intelligence Community (AFIC), die 21 afrikanische Staaten zur geheimdienstlichen Kooperation im Bereich Grenzsicherung umfasst.46 Diese 2010 etablierte Kooperation, die auch mit Regimen erfolgt, die selbst bei der Erzeugung von Fluchtgründen eine Rolle spielen, soll ein möglichst präzises Lagebild von Migration in und aus Afrika ermöglichen. Es steht zu befürchten, dass es dabei in der Konsequenz weniger um die Sorge menschenrechtlicher Szenarien, als eher um die gezieltere Unterbindung von Migration Richtung EU geht.

			5	Unterstützung der Aufnahmeeinrichtungen und Rückführung durch Frontex

			Nicht nur jenseits der Außengrenzen der EU ist Frontex tätig, auch innerhalb der EU wächst der Zuständigkeitsbereich der Agentur, die mittlerweile federführend bei der Koordination von zwangsweisen Abschiebungen (Rückführungsaktionen) aus der EU ist. 

			Die sogenannten Joint Return Operations sind spätestens seit 2011 im Fokus des Arbeitsprogramms der Agentur, da sie durch die enge Abstimmung zwischen den EU-Mitgliedstaaten und Frontex als »beste Abschreckung« gegen irreguläre Migration angesehen werden. So wurden 2017 mehr als 14 000 Menschen monatlich aus der EU verbracht.47 Die Agentur will effektiver werden48, muss sich aber auch hier an menschenrechtliche Standards halten. Dabei verbleiben die verbindlichen Entscheidungen über eine Abschiebung bei den Behörden der EU-Mitgliedstaaten.

			Frontex unterstützt EU-Mitgliedstaaten wie Griechenland und Italien auch bei dem Betrieb zentraler Aufnahmeeinrichtungen, sogenannter Hotspots, wenngleich die Agentur gerade vor dem Hintergrund von Berichten über menschenunwürdige Unterbringung schon 2017 betonte, dass allein die Mitgliedstaaten für deren Betrieb verantwortlich sind.49 Allerdings könnte die Agentur durchaus im Einklang mit ihrem Auftrag menschenrechtlich vertretbare Behandlung einfordern oder alternative Konzepte erarbeiten.

			6	Verantwortlichkeiten: Aufsicht und Rechtsschutz

			Frontex erstellt auf der Grundlage von Daten, die alle EU-­Mitgliedstaaten und viele Nachbarländer an die Agentur übermitteln, Lagebilder und Risikoanalysen. Auf dieser Basis konzipiert die Agentur dann eigenständig verbindliche Einsatzpläne für Operationen an den EU-Außengrenzen und auch jenseits davon, die auch die Grenzbeamten der Mitgliedstaaten verpflichtend einbinden. Diese Tätigkeiten müssten eigentlich eine diesbezügliche rechtliche Verantwortlichkeit der Agentur generieren.

			Doch gerade das integrierte Grenzmanagement, das EU und Mitgliedstaaten mit ihrem Personal auf unterschiedliche Weise einbindet, erschwert eine Zuweisung von Verantwortung. Daher ist es auch nicht verwunderlich, dass es bislang kein Verfahren zu operativen Einsätzen von Frontex vor europäischen Gerichten gibt. Zwar kann gemäß Art.263 Abs.4 AEUV gegen jede »Einrichtung oder sonstige Stelle« der EU, also theoretisch auch Frontex, Klage erhoben werden, deren Handlung »Rechtswirkung gegenüber Dritten« entfaltet und direkt an diese Personen gerichtet ist oder sie »unmittelbar und individuell« betrifft. Mit »Dritten« wären hier die von den Grenzschutzoperationen betroffenen Personen gemeint. 

			Doch ein Problem bei der rechtlichen Zuordnung von Verantwortung resultiert daraus, dass die von Frontex geplanten und koordinierten Operationen vor Ort von Teams aus Grenzschutzbeamten der EU-Mitgliedstaaten durchgeführt werden. Diese Teams werden zwar von Frontex zusammengestellt und erhalten über den Frontex-Einsatzplan auch Anweisungen für ihren Einsatz, doch verbleiben in der konkreten Einsatzsituation noch Handlungs- und Ermessensspielräume für die Beamten vor Ort, sodass der Vollzug der Frontex-Vorgaben durch mitgliedstaatliche Grenzschutzbeamte gegenüber den betroffenen, schutzsuchenden Personen im Vordergrund steht.50 Gestützt wird dies durch Art.5 Abs.1 Frontex-VO, der eine »gemeinsame Verantwortung« von Frontex und der mitgliedstaatlichen Grenzbehörden bei der Wahrnehmung der europäischen Grenzverwaltung festlegt. Zudem wird ebendort klargestellt, dass nach wie vor den Mitgliedstaaten die »vorrangige Zuständigkeit für den Schutz ihrer Abschnitte der Außengrenzen« zukommt. So wird die unmittelbare Rechtswirkung durch die Handlung des mitgliedstaatlichen Grenzbeamten erzeugt– und nicht durch die Agentur Frontex selbst, was eine entscheidende Voraussetzung für eine Klage vor dem Gerichtshof der EU wäre. Eine unmittelbare Klage gegen Frontex vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) scheitert daran, dass die EU selbst nicht Mitglied der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten ist.51 Es bleibt also nur der Rechtsschutz gegen Handlungen der Grenzbeamten der EU-Mitgliedstaaten, deren Gerichte dann auch für Klagen zuständig sind.52

			Mit dem fortschreitenden Ausbau der Agentur Frontex zu einer echten europäischen Grenzpolizei mit eigenem operativ tätig werdenden Personal und eigener technischer Ausstattung schwindet allerdings die Basis für diese schon jetzt kritikwürdige Argumentation. Denn schon durch ihre ausgiebige Organisations- und Koordinationskompetenz übt die ­Agentur bei eigenen Operationen faktisch eine Steuerung aus, die der Ausübung von Hoheitsgewalt durchaus sehr nahekommt53 und entsprechend zur eigenen rechtlichen Verantwortlichkeit führen müsste.

			7	Institutionalisierte Grundrechtestrategie von Frontex 

			Erst 2011, also sieben Jahre nach Errichtung der Agentur, wurde für Frontex eine explizite Grundrechtestrategie implementiert, die für alle Arbeitsbereiche eine– an sich selbstverständliche– Bindung an Menschen- und Flüchtlingsrechte festscheibt. Im Zuge dessen wurden ein interner Grundrechtsbeauftragter sowie ein Konsultationsforum etabliert (Art.70 f. Frontex-VO), wodurch ein Grundrechtsmonitoring ermöglicht wird. Das Konsultationsforum, das aus Vertretern anderer EU-Agenturen, des UNHCR und weiterer relevanter (Menschenrechts-)Organisationen – wie beispielsweise des Roten Kreuzes, Amnesty International oder des Europäischen Rates für Flüchtlinge und im Exil lebende Personen (ECRE) – besteht, berät den Verwaltungsrat der Agentur zu Grundrechtsfragen und wird von ihm zur Tätigkeit von Frontex angehört. Die Beobachtungen, Problemanalysen und Empfehlungen des Konsultationsforums werden in einem jährlichen Bericht veröffentlicht wie zuletzt im Jahresbericht von 2017.54 Dabei richtet das Konsultationsforum seine Hauptaufmerksamkeit auf die Beachtung von Menschenrechten im gesamten Tätigkeitsbereich von Frontex, die Erarbeitung und Umsetzung eines Verhaltenskodex für Frontex-­Einsätze (Art.35 Frontex-VO) und begleitet menschenrechtsbasierte Schulungsprogramme (Art.36 Frontex-VO).55 

			Ergänzend wird die Stelle eines Grundrechtsbeauftragten in der Agentur mit dem Ziel eingerichtet, ein agenturinternes Beschwerdeverfahren zu ermöglichen (Art.72 Frontex-VO), das die Achtung der Grundrechte bei allen Tätigkeiten von Frontex in konkreten Fällen gewährleisten soll. Demnach kann jede Person, die von einer Maßnahme der Agentur betroffen ist, eine Beschwerde wegen Grundrechtsverletzung bei der Agentur einlegen, die dann vom Grundrechtsbeauftragten zu bearbeiten ist. Dieser hat allerdings keine eigenen Vollzugskompetenzen, sondern nur Berichtspflichten gegenüber dem Verwaltungsrat. Die schärfste Sanktion ist der Abzug des grundrechtswidrig handelnden Beamten aus den Aktivitäten der Agentur durch den Entsendestaat des Beamten. Doch letztlich haben Konsultationsforum und Grundrechtsbeauftragter rein beratende Funktionen ohne weitere Durchsetzungskompetenzen. Genau hier setzt die Kritik der Europäischen Grundrechteagentur (FRA) in ihrem Gutachten vom November 2018 an, die den bestehenden Grundrechtsschutz als nicht stark und effektiv genug einschätzt.56 Sie fordert unter anderem eine Stärkung der Handlungsfähigkeit und Unabhängigkeit des Grundrechtsbeauftragten, verbesserte Schulungen für Personal und eine durchweg intensivere Einbindung menschenrechtszentrierter Beratung in allen Tätigkeitsbereichen von Frontex, also auch im Rahmen der Zusammenarbeit mit Nicht-EU-Staaten, und regt hierzu eine hervorgehobene Beteiligung der Europäischen Grundrechteagentur an.

			8	Fazit und Ausblick 

			Die Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex) wird als Managerin des integrierten EU-Außengrenzschutzes politisch immer weiter gestärkt und könnte sich zukünftig zu einer selbstständigen, das heißt von den EU-Mitgliedstaaten zunehmend unabhängig agierenden EU-Grenzschutzbehörde entwickeln, wie es die Ende 2018 von der EU-Kommission vorgelegten Pläne vorsehen.57 Doch gerade diese wachsenden Aufgaben bei Grenzüberwachung, Personalschulung, Datensammlung, Rückführung bis hin zur Zusammenarbeit mit Einrichtungen von Nicht-EU-Staaten generieren auch eine Verantwortung für die menschenrechtliche Situation an den EU-Außengrenzen. Dieser Verantwortung wird die Agentur bislang nicht gerecht.

			Zwar ist aus rechtlicher Sicht positiv zu verzeichnen, dass die Verpflichtung auf Einhaltung menschenrechtlicher Standards auf vielfältige Weise Eingang gefunden hat in die Rechts- und Handlungsgrundlagen von Frontex. Doch die tatsächliche Situation an den Außengrenzen der EU hat sich mit Blick auf die Menschenrechte spätestens seit 2015 deutlich verschärft, sodass menschenunwürdige Situationen an den Landgrenzen der EU-Mitgliedstaaten hingenommen werden und sogar die Seenotrettung an sich plötzlich infrage zu stehen scheint. Vor diesem Hintergrund und angesichts von über 5 000 Toten im Mittelmeer 2017/2018 haben im Januar 2019 über 50 Nichtregierungsorganisationen die EU und ihre Mitgliedstaaten dazu aufgefordert, geretteten Flüchtenden sicheren Zugang zu Häfen in EU-Staaten zu gewähren und von weiteren Rückführungen in die Kriegsregion Libyen abzusehen.58 Verantwortliche Akteure hinsichtlich der Situation an den EU-Außengrenzen sind sehr oft die einzelnen EU-Mitgliedstaaten, die sich auf eine fehlende gemeinsame Asyl- und Einwanderungspolitik der EU berufen und auf fehlende Unterstützung verweisen. Doch obwohl dies grundsätzlich zutrifft und die EU hier dringend kohärente Konzepte benötigt, liegt hierin keine Rechtfertigung für die Aussetzung menschenrechtlicher Standards. 

			Hier wäre nun das offensive Eintreten seitens Frontex für die Einhaltung von Menschenrechten an den Außengrenzen der EU gefordert. Dies wäre kein rein politisches Engagement, sondern zunächst lediglich die von einer rechtsstaatlich agierenden Exekutive zu erwartende Umsetzung und Durchsetzung der menschenrechtlichen Grundlagen, deren vielgestaltige normative Ausgestaltung im Europarecht ihr Fundament in den Werten der EU gemäß Art.2 EUV hat.
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			Polizei und Recht auf Leben 

			1	Einleitung

			Die Presse hat in den letzten Jahren intensiv über Polizeigewalt in den USA berichtet. Dort schießt die Polizei schnell, wird aber auch häufig mit Waffengewalt angegriffen. Weil überproportional viele Opfer afroamerikanischen Ursprungs sind, hat sich 2013 die Protestbewegung Black Lives Matter gebildet. Seit Januar 2015 hat die »Washington Post« alle Todesfälle durch polizeiliche Gewaltanwendung gesammelt und erschreckende Zahlen an den Tag gebracht, nämlich rund 1000 Todesopfer pro Jahr, die allermeisten männlich, viele unter 30 Jahre alt. Nur die Hälfte von ihnen war bewaffnet und ein Drittel befand sich auf der Flucht.

			In Deutschland hat die Polizei im Jahr 2017, wie die Deutsche Hochschule der Polizei ermittelt hat1, elf Menschen erschossen und weitere 28 durch Kugeln verletzt. Insgesamt 52-mal haben Polizeibeamte auf Menschen geschossen. Die Todesfälle gehen allesamt auf Notwehr oder Situationen zurück, in denen Polizisten anderen Menschen in Lebensgefahr helfen mussten. Die große Diskrepanz zu den USA ist sicher in erster Linie auf dortige gesellschaftliche Umstände zurückzuführen: die enorme Verbreitung von Schusswaffen in privaten Händen, große soziale Spannungen zwischen Arm und Reich, hohe Drogenkriminalität und ein offener oder unterschwelliger Rassismus gegen Schwarze. Vielleicht hat auch die im Folgenden skizzierte Rechtslage in Deutschland dazu beigetragen, dass das Recht auf Leben hierzulande vergleichsweise gut durch die Polizei und auch gegenüber der Polizei geschützt ist.

			2	Recht auf Leben

			2.1	Was wird wogegen geschützt?

			Das Grundgesetz (GG) normiert das Recht auf Leben an prominenter Stelle, nämlich in Art.2 Abs.2, dessen 1. Satzwie folgt lautet: »Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit.« Dieses Recht hat keine Vorläufer in der deutschen Verfassungsgeschichte, sondern ist eine Reaktion auf die Verbrechen der nationalsozialistischen Zeit (»Endlösung der Judenfrage«, Vernichtung »rassisch wertlosen« oder »lebensunwerten« Lebens, Zwangssterilisationen, Zwangsversuche am lebenden Menschen, Folterungen). Das Recht auf Leben wird auch durch die internatio­nale Rechtsordnung geschützt, so durch Art.3 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) von 1948, durch Art.2 Abs.1 der Europäischen Menschenrechtserklärung (EMRK) von 1950 und durch Art.6 des Internatio­nalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte (IPbpR) von 1966. Zuletzt hat die Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRCh) von 2007 in Art.2 Abs.1 normiert: »Jeder Mensch hat das Recht auf Leben.« 

			Was das Leben bedeutet, wissen wir alle: Leben ist körperliches Dasein. Auf die Streitfragen, wann genau das Leben beginnt und endet, braucht hier nicht eingegangen zu werden. Auch wogegen das Recht auf Leben schützt, kann klar gesagt werden, nämlich gegen alle Maßnahmen, die den Tod eines Menschen bewirken. Dabei ist zunächst an staatliche Maßnahmen gedacht. Auch das Bundesverfassungsgericht hat in den 1950er-Jahren die rechtliche Wirkung des Art.2 Abs.2 Satz1GG »darauf beschränkt, negativ ein Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit zu statuieren, d.h. insbesondere den staatlich organisierten Mord und die zwangsweise durchgeführten Experimente an Menschen auszuschließen«2. Erst in den 1970er-Jahren hat das Bundesverfassungsgericht dem Grundrecht auch eine Pflicht des Staates zum Schutz von Leben entnommen3 und so das Abwehrrecht zu einem Schutzrecht ausgeweitet. Daher wird auch hier zwischen dem Schutz des Lebens durch die Polizei (siehe Abschnitt 3) und dem Schutz des Lebens vor der Polizei (siehe Abschnitt 4) unterschieden.

			2.2	Wie werden staatliche Maßnahmen gerechtfertigt?

			Das Recht auf Leben steht gemäß Art.2 Abs.2 Satz3GG unter einem Gesetzesvorbehalt, das heißt, in diese Rechte darf (nur) durch und auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden. Grundsätzlich rechtfertigt der Gesetzesvorbehalt also Eingriffe sowohl durch Parlamentsgesetze als auch durch niederrangige Normen, die auf Grund gesetzlicher Ermächtigung erlassen werden, insbesondere Rechtsverordnungen. Das Demokratieprinzip verlangt jedoch, dass die wesentlichen Entscheidungen über die Voraussetzungen, Umstände und Folgen von Eingriffen in die Grundrechte vom Gesetzgeber selbst getroffen werden müssen und nicht an die Verwaltung delegiert werden dürfen; denn das Parlament ist das vom Volk selbst gewählte und damit besonders legitimierte Staatsorgan. Die Wesentlichkeit der Entscheidungen bemisst sich sodann nach der Intensität, mit der sie die Grundrechte betreffen. Da der Eingriff in das Recht auf Leben den Tod des Menschen, also den Entzug des Lebens, bedeuten kann, liegt auf der Hand, dass hier der denkbar intensivste Eingriff vorliegt, der demzufolge ausschließlich vom Parlament erlaubt werden darf. 

			Das reicht aber für die Rechtfertigung des Eingriffs noch nicht aus. Das Grundgesetz enthält nämlich sogenannte Schranken-Schranken, das heißt Verfassungsnormen, die zusätzliche Anforderungen an die Rechtfertigung eines Eingriffs des Gesetzgebers in die Grundrechte aufstellen. An erster Stelle ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu nennen, der eine überragende Rolle in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu den Grundrechten spielt. Für das Recht auf Leben stellt Art.19 Abs.2GG ein Problem dar, wonach »in keinem Falle […] ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden [darf]« (sogenannte Wesensgehaltsgarantie), denn der Entzug des Lebens lässt vom Leben nichts mehr übrig. Das bedeutet aber nicht, dass der Eingriff in das Leben völlig ausgeschlossen ist, weil Art.2 Abs.2 Satz3GG Eingriffe in das Leben gerade zulässt. Wenn die Wesensgehaltsgarantie dem Gesetzgeber auferlegt, dass vom Grundrecht noch etwas übrig bleibt, kann dies also nicht im individuellen, sondern nur im kollektiven und generellen Sinn gemeint sein4. Deshalb kann auch der noch näher zu betrachtende gezielte polizeiliche Todesschuss (siehe S.271 f.) verfassungsrechtlich gerechtfertigt werden.

			Auch nach den internationalen und europäischen ­Gewährleistungen des Rechts auf Leben können Eingriffe unter engen Voraussetzungen ge­­rechtfertigt werden. Beispielsweise bestimmt Art.2 Abs.2 EMRK: »Eine Tötung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie durch eine Gewaltanwendung verursacht wird, die unbedingt erforderlich ist, um a) jemanden gegen rechtswidrige Gewalt zu verteidigen; b) jemanden rechtmäßig festzunehmen oder jemanden, dem die Freiheit rechtmäßig entzogen ist, an der Flucht zu hindern; c) einen Aufruhr oder Aufstand rechtmäßig niederzuschlagen.«

			3	Schutz des Lebens durch die Polizei

			3.1	Gesetzliche Polizeiaufgaben

			In den Rechtsnormen über die polizeilichen Aufgaben ist die Aufgabe des Schutzes des Lebens in mehrfacher Hinsicht enthalten. Im ersten großen Aufgabenbereich geht es um die Abwehr von Gefahren für die ­öffentliche Sicherheit und Ordnung. Das Schutzgut der öffentlichen Sicherheit umfasst die drei Teilschutzgüter der Unverletzlichkeit der Rechtsordnung, der Unverletzlichkeit der subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen und des Bestands des Staates und der Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates und sonstiger Träger der Hoheitsgewalt5. 

			Zu den subjektiven Rechten des Einzelnen gehört natürlich an vorderster Stelle das Recht auf Leben, das auch durch die Rechtsordnung, namentlich durch das Strafgesetzbuch mit seiner Normierung der ­Straftaten gegen das Leben, vielfältig und umfassend geschützt wird. Der zweite große Aufgabenbereich der Polizei, die Verfolgung von Straftaten, umfasst ebenfalls wieder die Verfolgung der Straftaten gegen das Leben. Darüber hinaus kommt der Schutz des Lebens in vielen Einzelbestimmungen des Polizei- und Ordnungsrechts dadurch zum Ausdruck, dass dem Einschreiten der Polizei zum Schutz des Lebens weniger Hürden entgegenstehen als in anderen Fällen.

			3.2	Verfassungsrechtliche Schutzpflicht

			Das Recht auf Leben ist dasjenige Grundrecht, bei dem das Bundesverfassungsgericht in besonders deutlicher Form festgestellt hat, dass die Grundrechte nicht nur Abwehrrechte sind, sondern auch Schutzpflichten für den Staat begründen: Gerade dort, wo menschliches Leben bedroht ist, durch wen oder was auch immer, verpflichtet der hohe Wert des ­Grundrechts den Staat zu schützendem Einschreiten.6 Seither ist die staatliche Schutzpflicht auf weitere Konstellationen ausgedehnt worden: auf Gefahren durch die technische Entwicklung, auf wichtige staatliche ­Einrichtungen unter Beteiligung von Grundrechtsträgern, auf den Erhalt wichtiger gesellschaftlicher Einrichtungen und auf privatrechtliche Konflikte mit ungleichen Stärkeverhältnissen.7 Da die Schutzpflichten aus den Grundrechten abgeleitet werden, sind sie zugleich subjektive Ansprüche, das heißt Schutzrechte des Einzelnen gegen den Staat.

			Ob und wie das verfassungsrechtliche Schutzrecht durch den Staat verwirklicht werden kann, hängt von vielen Faktoren ab. Der Staat hat daher einen erheblichen Spielraum bei der Erfüllung der Schutzpflicht. Beispielsweise obliegt es grundsätzlich den staatlichen Organen, im Falle einer Entführung, die der Freipressung von Strafgefangenen dient, zwischen der Schutzpflicht für das Leben des Entführten und der Schutzpflicht für das Leben aller anderen Menschen, deren Bedrohung durch den Terrorismus wachsen würde, wenn der Staat den Entführern nachgeben und dadurch für den Terroristen kalkulierbar würde, zu entscheiden.8 Ein anderes Beispiel ist, dass der Staat das Recht auf Leben zwar vor dem Missbrauch von Sportwaffen schützen, aber deren Gebrauch nicht verbieten muss.9 Im Polizeirecht führt das Recht auf Leben in aller Regel zu einem Anspruch auf polizeiliches Einschreiten zum Schutz des Lebens.10

			4	Schutz des Lebens vor der Polizei

			4.1	Regelungen des Schusswaffengebrauchs am Beispiel des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen

			a) Systematischer Zusammenhang

			Der Einsatz von Schusswaffen stellt die größte Gefährdung des menschlichen Lebens durch polizeiliches Handeln dar. Die Zulässigkeit des polizeilichen Schusswaffengebrauchs ist heute in allen Polizeigesetzen der Länder und des Bundes eingehend geregelt. Diese orientieren sich durchweg an dem Musterentwurf eines einheitlichen Polizeigesetzes des Bundes und der Länder, der 1976 von der Innenministerkonferenz beschlossen worden ist.11 Ihm folgt auch das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (PolG NRW)12, auf das ich mich im Weiteren konzentriere.

			Die einschlägigen Regelungen finden sich im Abschnitt über die Anwendung unmittelbaren Zwanges (§§55 ff. PolG NRW). Das ist eines der drei zulässigen Zwangsmittel, mit denen die Polizei ihre Verfügungen und Anordnungen, ihre Gebote und Verbote durchsetzen beziehungsweise vollstrecken kann. Die Durchsetzung eines polizeilichen Gebots oder Verbots auf andere Weise als durch Ersatzvornahme, Zwangsgeld oder unmittelbaren Zwang ist rechtswidrig. Unmittelbarer Zwang ist gemäß §58 Abs.1 PolG NRW »die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, ihre Hilfsmittel und durch Waffen«, Abs.2 definiert körperliche Gewalt als »jede unmittelbare körperliche Einwirkung auf Personen oder Sachen« und gemäß Abs.4 sind als Waffen »Schlagstock, Pistole, Revolver, Gewehr und Maschinenpistole zugelassen«. Ihr Einsatz ist es, der die Gerichte immer wieder beschäftigt. Dagegen kommt der Einsatz der »besonderen Waffen«, das sind »Maschinengewehre und Handgranaten« (§58 Abs.5 PolG NRW), und von Sprengmitteln äußerst selten vor. Die »besonderen Waffen« können gemäß §66 Abs.1 PolG NRW von der Polizei unter engen Voraussetzungen gegen Personen eingesetzt werden, aber nur, »um einen Angriff abzuwehren« (Abs.2 Satz1). Sprengmittel hingegen dürfen nicht gegen Personen angewendet werden (Abs.4). 

			Im Folgenden sind die näheren Regelungen für den polizeilichen Schusswaffengebrauch im Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfalen dargestellt. Dabei sind verfahrensmäßige (siehe Abschnitt b) und inhalt­liche Voraussetzungen (siehe Abschnitt c) für den polizeilichen Schusswaffengebrauch zu unterscheiden.

			b) Verfahrensmäßige Voraussetzungen

			
					Androhung des Schusswaffengebrauchs gemäß §61 Abs.1 und 2 PolG NRW:

						»(1) Unmittelbarer Zwang ist vor seiner Anwendung anzudrohen. Von der Androhung kann abgesehen werden, wenn die Umstände sie nicht zulassen, insbesondere wenn die sofortige Anwendung des Zwangsmittels zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr notwendig ist. Als Androhung des Schusswaffengebrauchs gilt auch die Abgabe eines Warnschusses.(2) Schusswaffen und Handgranaten dürfen nur dann ohne Androhung gebraucht werden, wenn das zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist.« 
Damit die Funktion der durch den Warnschuss erfolgenden Androhung, nämlich den Betreffenden zur »Umkehr« zu bewegen, erfüllt werden kann, sollte der Warnschuss nach Möglichkeit mit einer mündlichen Androhung verbunden werden.13


					Schusswaffengebrauch als Ultima Ratio. Gemäß §63 Abs.1 Satz1 PolG NRW dürfen Schusswaffen nur gebraucht werden, »wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren Zwanges erfolglos angewendet sind oder offensichtlich keinen Erfolg versprechen.« Das ist ein Gebot des auch verfassungsrechtlich verankerten Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit. Für das Polizeihandeln bedeutet dies beispielsweise, dass bevor auf im Auto flüchtende Bankräuber geschossen wird, versucht werden muss, ihren Fluchtweg abzuschneiden, etwa durch die Errichtung von Straßensperren. Satz2 regelt ergänzend den Vorrang des Schusswaffengebrauchs gegen Sachen, der besagt, dass der Gebrauch von Schusswaffen gegen Personen nur zulässig ist, »wenn der Zweck nicht durch Schusswaffengebrauch gegen Sachen erreicht werden kann«. Dies ist eine weitere Folge aus dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, der auch in §2 Abs.1 PolG NRW normiert ist: »Von mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen hat die Polizei diejenige zu treffen, die den einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt.« Die Verletzung von Sachen ist eindeutig weniger beeinträchtigend als die Verletzung von Personen. Das bedeutet, dass Polizisten im Falle des Bankraubs aus dem obigen Beispiel auf die Reifen des Fluchtautos der Bankräuber schießen müssen und nicht auf die Insassen geschossen werden darf.


					Schusswaffengebrauch bei Gefährdung Unbeteiligter gemäß §63 Abs.4 PolG NRW:»Der Schusswaffengebrauch ist unzulässig, wenn für den Polizeivollzugsbeamten erkennbar Unbeteiligte mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet werden. Das gilt nicht, wenn der Schusswaffengebrauch das einzige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Lebensgefahr ist.« 
Unbeteiligte sind die Personen, bei denen die Voraussetzungen für den Schusswaffengebrauch im konkreten Fall nicht vorliegen. Darunter fallen Geiseln, Gaffer, auch wenn sie einen Polizeieinsatz behindern, und Journalisten, auch wenn sie in Kontakt zu dem Täter treten14. 


					Schusswaffengebrauch bei einer Menschenmenge gemäß §65 PolG NRW: »(1) Schusswaffen dürfen gegen Personen in einer Menschenmenge nur gebraucht werden, wenn von ihr oder aus ihr heraus schwerwiegende Gewalttaten begangen werden oder unmittelbar bevorstehen und andere Maßnahmen keinen Erfolg versprechen.(2) Wer sich aus einer solchen Menschenmenge nach wiederholter Androhung des Schusswaffengebrauchs nicht entfernt, obwohl ihm das möglich ist, ist nicht Unbeteiligter im Sinne des §63 Abs.4.« 
Abs.1 stellt klar, dass ein wahlloses oder blindes Schießen in die Menschenmenge in jedem Fall unzulässig ist. Abs.2 engt den Kreis der Unbeteiligten nochmals gegenüber Abs.1 ein, was wiederum als Ausprägung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit verstanden werden kann. Schwerwiegende Straftaten aus der Menschenmenge heraus werden auch dann begangen, wenn nur wenige Personen diese Gewalttaten begehen, der Rest der Menschenmenge aber diese Gewalttaten billigt oder unterstützt. Zu denken ist hier beispielsweise an die verbale Unterstützung der Gewalttäter ebenso wie an jegliche Behinderung des polizeilichen Einschreitens gegen die Gewalttäter. Noch keine Billigung ist dagegen das bloße Verweilen am Ort der Gewalttaten15. 


					Umfang des Schusswaffengebrauchs gemäß §63 Abs.2 Satz1 PolG NRW: »Schusswaffen dürfen gegen Personen nur gebraucht werden, um an­­griffs- oder fluchtunfähig zu machen.« Das bedeutet, dass die Polizeivollzugsbeamten nur auf die Arme oder Beine der betroffenen Person zielen dürfen. Auf die Ausnahme des unter engen Voraussetzungen gestatteten gezielten polizeilichen Todesschusses wird unten noch näher eingegangen.

					Zielpersonen des Schusswaffengebrauchs gemäß §63 Abs.3 PolG NRW: »Gegen Personen, die dem äußeren Eindruck nach noch nicht 14 Jahre alt sind, dürfen Schusswaffen nicht gebraucht werden. Das gilt nicht, wenn der Schusswaffengebrauch das einzige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben ist.« Diese Einschränkung des Schusswaffengebrauchs geht nicht so weit wie bei der Gefährdung von Unbeteiligten (siehe oben); die Formulierung »Gefahr für Leib und Leben« impliziert, dass auch Gefährdungen für die Gesundheit beziehungsweise körperliche Unversehrtheit ausreichen.

			

			c) Inhaltliche Voraussetzungen

			§64 Abs.1 PolG NRW normiert die inhaltlichen Voraussetzungen für den polizeilichen Schusswaffengebrauch gegen Personen. Dieser ist nur in folgenden Fällen zulässig:

			
					Abwehr einer »gegenwärtige[n] Gefahr für Leib oder Leben« (Nr.1). Eine Gefahr ist gegenwärtig, wenn der Schaden unmittelbar oder in allernächster Zeit mit einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit bevorsteht. Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit wird unter Leibesgefahr nur die Gefahr für erhebliche und nicht schon geringfügige Körperverletzungen verstanden. 

					Verhinderung von Verbrechen oder bestimmten Vergehen (Nr.2). Verbrechen sind gemäß §12 Abs.1 StGB solche rechtswidrigen Taten, die im Mindestmaß mit einer Freiheitsstrafe von einem Jahr oder mehr bedroht sind. Voraussetzung für den Schusswaffengebrauch ist »die unmittelbar bevorstehende Begehung oder Fortsetzung« eines Verbrechens. Ein Vergehen ist demgegenüber gemäß §12 Abs.2 StGB jede rechtswidrige Tat, die im Mindestmaß mit einer Freiheitsstrafe unter einem Jahr oder mit Geldstrafe bedroht ist. Wiederum aus Gründen der Verhältnismäßigkeit kann eine solche weniger schwerwiegende Tat aber noch nicht den Schusswaffengebrauch rechtfertigen. §64 Abs.1 PolG NRW Nr.2 verlangt daher, dass das Vergehen »unter Anwendung oder Mitführung von Schusswaffen oder Explosivmitteln« begangen zu werden droht. Das Mitführen einer Waffe meint, dass sie jederzeit verfügbar ist. Wenn dagegen mit der Waffe auf einen Menschen gezielt wird, ist der polizeiliche Schusswaffengebrauch bereits als Maßnahme zur Verhinderung eines unmittelbar bevorstehenden Verbrechens gerechtfertigt. Hier zeigt sich, dass der entscheidende Grund für die Zulässigkeit des polizeilichen Schusswaffengebrauchs nicht die Verhinderung des gegenüber einem Verbrechen weniger gewichtigen Vergehens ist, sondern der Schutz von Leib und Leben anderer Personen, natürlich auch des Polizeibeamten selbst. Dieser Schutz ist spätestens dann erforderlich, wenn jemand gegenüber dem Polizeibeamten seine Waffe zieht.

					Flucht vor »Festnahme oder Identitätsfeststellung« (Nr.3). 

						Der Schusswaffengebrauch ist in solchen Fällen erlaubt, wenn die Person »a) eines Verbrechens dringend verdächtigt ist oder b) eines Vergehens dringend verdächtigt ist und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie Schusswaffen oder Explosivmittel mit sich führt«. Diese Voraussetzungen sind parallel zu den eben erörterten zu interpretieren. Weil die Vorschrift auch bei einer Identitätsfeststellung zur Anwendung kommt, muss sich der dringende Verdacht noch nicht gegen eine bestimmte Person richten, die ja durch die Identitätsfeststellung erst herausgefunden werden soll. 

					Vereitelung der Flucht aus amtlichem Gewahrsam (Nr.4). 

						Der Schusswaffengebrauch ist in solchen Fällen erlaubt, wenn der amtliche Gewahrsam wegen bestimmter schwerer Straftaten durch einen Richter oder unter noch engeren Voraussetzungen durch die Polizei angeordnet worden ist. Tragender Grund ist hier wiederum die Gefährlichkeit eines Täters für Leib oder Leben anderer Menschen. Zudem ist der Schusswaffengebrauch in einem solchen Fall gemäß §64 Abs.2 unzulässig, »wenn es sich um den Vollzug eines Jugendarrestes oder eines Strafarrestes handelt oder wenn die Flucht aus einer offenen Anstalt verhindert werden soll«.

					Verhinderung der gewaltsamen Befreiung einer Person aus amtlichem Gewahrsam (Nr.5). 

						Hier richtet sich der Schusswaffengebrauch nicht gegen die Person, die ein Verbrechen oder Vergehen begangen hat, sondern gegen den Befreier dieser Person. Ähnliche Vorschriften für den polizeilichen Schusswaffengebrauch bei Flucht oder Befreiung aus Haft und Untersuchungshaft bestehen nach den Strafvollzugs- und Strafvollstreckungsgesetzen des Bundes und der Länder. 

			

			d) Gezielter Todesschuss

			§63 Abs.2 Satz2 PolG NRW lautet: »Ein Schuss, der mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit tödlich wirken wird, ist nur zulässig, wenn er das einzige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Lebensgefahr oder der gegenwärtigen Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der körperlichen Unversehrtheit ist.« 

			Der gezielte Todesschuss als Fall der Anwendung unmittelbaren Zwangs gegen Personen ist der intensivste polizeiliche Grundrechtseingriff. Nach den oben erörterten verfassungsrechtlichen Grundlagen darf er nur als äußerstes und letztes Mittel zur Rettung aus unmittelbar drohender Leibes- oder Lebensgefahr abgegeben werden; insbesondere bei einer Geiselnahme beispielsweise muss der Geiselnehmer die Möglichkeit haben, durch Freilassung der Geisel den Todesschuss abzuwenden. 

			In Berlin, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein wird der gezielte Todesschuss dagegen auf Vorschriften gestützt, wonach der Schusswaffengebrauch gegen eine Person nur erlaubt ist, um die ­Person angriffs- oder fluchtunfähig zu machen.16 Zutreffend ist, dass ­manchmal nur der polizeiliche Todesschuss die geeignete Maßnahme ist, einen ­Angreifer an­­griffs- oder fluchtunfähig zu machen. In dem typischen Fall, dass ein Geiselnehmer die Flucht mit der Pistole an der Schläfe der mitgeführten Geisel ergreifen will, muss der Präzisionsschütze der Polizei das nur Zenti­meter große Stammhirn des Geiselnehmers treffen, um dessen sofortige Bewegungsunfähigkeit zu erreichen und zu verhindern, dass dieser die Pistole noch abdrückt; wird der Geiselnehmer von dem Schuss nur verletzt, kann das Leben der ­Geisel nicht verlässlich gerettet werden. Da dies präzise geregelt werden kann, muss es auch präzise geregelt werden. Gemessen an den verfassungsrechtlichen Grundlagen und der dargestellten Notwendigkeit einer gesetzlichen Grundlage für wesentliche Eingriffe in die Grundrechte (siehe Abschnitt 2.2) sind die Vorschriften, auf die die Bundesländer Berlin, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein zurückgreifen, keine tauglichen Grundlagen für den gezielten Todesschuss.17 Das gilt umso mehr, als in den genannten Ländern die schlichte Befragung des Bürgers als geringfügiger Eingriff in die informationelle Selbstbestimmung detailliert geregelt ist. In den anderen Ländern sind die Regelungen betreffend den gezielten Todesschuss genau oder sehr ähnlich wie in Nordrhein-Westfalen.

			4.2	Strafrechtliche Rechtfertigungsgründe 

			a) Praktische Relevanz

			Die Frage der Rechtmäßigkeit des polizeilichen Schusswaffengebrauchs kommt regelmäßig vor den Strafgerichten zur Entscheidung, wenn ein Polizeibeamter, der von seiner Schusswaffe im Dienst Gebrauch gemacht hat, wegen Totschlags oder versuchter Tötung angeklagt wird. Dann geht es regelmäßig auch um die Frage, ob die Tat des Polizeibeamten durch die strafrechtlichen Vorschriften über Notwehr und Notstand gerechtfertigt werden kann. Notwehr ist gemäß §32 Abs.2 StGB »die Verteidigung, die erforderlich ist, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von sich oder einem anderen abzuwenden«. §34 StGB normiert über den rechtfertigenden Notstand Folgendes: »Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, um die Gefahr von sich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei Abwägung der widerstreitenden Interessen, namentlich der betroffenen Rechtsgüter und des Grades der ihnen drohenden Gefahren, das geschützte Interesse das beeinträchtigte wesentlich überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein angemessenes Mittel ist, die Gefahr abzuwenden.« 

			b) Fehlende Befugnisqualität

			Entscheidungen von Gerichten18 und einige Stimmen der Literatur19 nehmen an, dass die eben genannten Normen des StGB nicht nur bewirken, dass der Polizeibeamte nicht strafbar ist, wenn ihre Voraussetzungen vorliegen, sondern, dass der polizeiliche Schusswaffengebrauch zugleich rechtmäßig ist. Das wird mit der Einheit der Rechtsordnung begründet: Die rechtfertigende Wirkung von Notwehr und Notstand könne nicht auf das Strafrecht beschränkt bleiben, sondern müsse universell gelten. Wenn der Beamte gerechtfertigt handle, könne auch der Staat, für den der Beamte handelt, nur gerechtfertigt handeln.

			Dem ist entgegenzuhalten, dass den Notrechtsvorbehalten die Qualität verwaltungsrechtlicher Befugnisnormen fehlt.20 Das Strafrecht mit seinen Rechtfertigungsgründen ist etwas anderes als das Verwaltungs- und Polizeirecht mit seinen Ermächtigungsgrundlagen.21 Das eine Mal geht es um individuelles Handeln, um persönliche Verantwortung, das andere Mal um hoheitliches Handeln und die Aufgaben und Befugnisse des Staates. Ein Verwaltungsakt wird wie auch ein richterliches Urteil nicht dadurch rechtmäßig, dass dem Beamten beziehungsweise Richter persönlich kein rechtswidriges Verhalten vorgeworfen werden kann. Die Einheit der Rechtsordnung wird durch diese Verschiedenheit der Maßstäbe nicht gefährdet, sondern gerade gewahrt, weil die Verschiedenheit verschiedene Probleme aufeinander abstimmt und einander zuordnet. §57 Abs.2 PolG NRW, wonach die Vorschriften über Notwehr und Notstand »unberührt« bleiben, ist insofern kein Gegenargument; denn dadurch wird die Einheit der Rechtsordnung hergestellt: Ein Polizeibeamter, der sich im Rahmen von Notwehr und Notstand verhält, kann strafrechtlich nicht belangt werden, auch wenn er seine polizeirechtlichen Befugnisse überschreitet.22

			5	Schluss

			Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat zum Schutz des Rechts auf Leben für den Schusswaffengebrauch durch die Polizei folgende Anforderungen gestellt: Polizeiliche Operationen müssen vom staatlichen Recht zugelassen sein und es muss angemessene und wirksame Garantien gegen Willkür und Missbrauch der Gewalt und sogar gegen vermeidbare Unfälle geben. Eine Polizeioperation muss in einer Weise geregelt und organisiert werden, dass eine Lebensgefahr so weit wie möglich vermieden wird. 23

			Dass die Polizei ihre Schusswaffen nur unter engen Voraussetzungen und strikter Wahrung des rechtsstaatlichen Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit einsetzt und Unfälle so weit wie möglich vermieden ­werden, wird durch die dargestellten Regelungen des polizeilichen Schusswaffengebrauchs, insbesondere auch die strikten Voraussetzungen für einen gezielten Todesschuss, in Deutschland weitgehend gewährleistet. So trägt eine rechtsstaatlich, das heißt in Bindung an Gesetz und Verfassung, agierende Polizei maßgeblich zur Verwirklichung des Grundrechts auf Leben bei.
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			Christoph Enders


			Versammlungsfreiheit und Versammlungsrecht

			1	Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit– historische Entwicklungen in Deutschland 

			1.1	Die Vereins- und Versammlungsfreiheit als revolutionäre ­Forderung im 19. Jahrhundert

			Eine bekannte These zum Ursprung verfassungsmäßig verbürgter Grundrechte lautet, dass solche Grundrechte »durch den Kontrast mit der früheren Staatsordnung hervorgerufen« worden sind1 und dass sie folglich bestimmt sind, einzelne, nach aller Erfahrung »besonders wichtige oder besonders gefährdete Lebensbereiche zu sichern oder zu schützen«2. Die Verfassungsgarantie der Versammlungsfreiheit, die sich in allen modernen demokratisch-rechtsstaatlichen Verfassungen findet und auch in Art.8 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland (GG) gewährleistet ist3, belegt, dass viel für die Richtigkeit dieser These spricht. 

			Bevor im Gefolge der Französischen Revolution von 1789 in Europa moderne Staatsverfassungen mit Volksvertretungen, Gewaltenteilung, Unabhängigkeit der Gerichte, Grundrechten entstanden und sich als Ordnung des Gemeinschaftslebens auch wirklich etablierten, war die politische Ordnung obrigkeitlich geprägt. In Deutschland hatte die Euphorie der Befreiungskriege gegen Napoleon I. den Wunsch nach nationaler Einigung belebt und die Sehnsucht nach politischer Selbstbestimmung beflügelt. Die Forderung nach einem deutschen Gesamtstaat mit einer Nationalrepräsentation– einer parlamentarischen Vertretung sämtlicher deutschen Bürger– war allgegenwärtig.4 Doch dieses Bestreben scheiterte mit der Gründung des Deutschen Bundes (1815) im Anschluss an den Wiener Kongress, der die politischen Verhältnisse in Europa nach der Niederlage ­Napoleons I. in der Völkerschlacht bei Leipzig (1813) neu ordnen sollte. Vielmehr setzten sich gegen eine nationale Einigung Deutschlands ­gerichtete partikularistische und zunehmend restaurative politische Tendenzen durch, die besonders durch Österreich und schließlich auch Preußen befördert wurden. Man betonte das »monarchische Prinzip«5, nach dem der Monarch das alleinige Oberhaupt des Staates bleibt, das seine Macht freiwillig gemäß der Verfassung ausübt, nur in bestimmten Hinsichten mit der Ständevertretung teilt und in Zweifelsfällen die Letztentscheidungsgewalt für sich beansprucht. Eine Modernisierung des Staatslebens im Sinne einer freiheitlichen Ordnung und auf Basis der Volkssouveränität sollte unter allen Umständen verhindert werden. Entsprechende Bestrebungen wurden überall in Deutschland unterdrückt. In Österreich und Preußen kam es nicht zur Verfassungsgebung. Soweit sich einzelne Gliedstaaten des Deutschen Bundes (wie z.B. Baden, Bayern, Württemberg) bereits Verfassungen gegeben hatten, die den Monarchen auf die Einhaltung der Verfassung verpflichteten und Grundrechte gewährleisteten6, zielte man darauf ab, deren Wirksamkeit zu unterlaufen und auszuhöhlen, um den Alleinvertretungsanspruch des Monarchen als Staatsoberhaupts dauerhaft zu sichern. Dem dienten auch die berühmt-berüchtigten »Karlsbader Beschlüsse« vom August 1819. Sie wurden später durch weitere und noch intensivere polizeistaatliche Repressionsmaßnahmen ergänzt.7 Der österreichische Staatskanzler Fürst von Metternich verkündete: »Mit Volksrepräsentation im modernen Sinne, mit der Preßfreiheit [Pressefreiheit– Anm.d. Red.] und den politischen Vereinen muß jeder Staat zugrunde gehen.«8

			Dieser Restaurationspolitik waren Zusammenkünfte des Volkes von vornherein suspekt, besonders, wenn sie wie das Hambacher »Nationalfest der Deutschen« am 27. Mai 1832 politische Absichten verfolgten. Sie standen– ebenso wie die Zusammenschlüsse von Bürgerinnen und Bürgern zu Vereinen– unter dem Generalverdacht der Unbotmäßigkeit und des Aufruhrs. Es ist also kein Wunder, dass die Repressionsmaßnahmen gerade auch die Vereins- und Versammlungsfreiheit betrafen. Die »Zehn Artikel« des Zweiten Bundesbeschlusses vom 5. Juli 1832 verfügten in Art.2: »Alle Vereine, welche politische Zwecke haben, oder unter anderm Namen zu politischen Zwecken benutzt werden, sind in sämmtlichen Bundesstaaten zu verbieten […].« Und in Art.3: »Außerordentliche Volksversammlungen und Volksfeste, nämlich solche, welche bisher hinsichtlich der Zeit und des Ortes weder üblich noch gestattet waren, dürfen, unter welchem Namen und zu welchem Zwecke es auch immer sey, in keinem Bundesstaate, ohne vorausgegangene Genehmigung der competenten Behörde, statt finden […].«9

			Auf diese polizeistaatliche Bevormundung reagierten die als Programm der deutschen Märzrevolution von 1848 formulierten »Märzforderungen«, indem sie gerade auch Vereins- und Versammlungsfreiheit verlangten.10 Die deutsche Nationalversammlung in der Paulskirche nahm diese Freiheiten in den Katalog der »Grundrechte des deutschen Volks« auf. Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 28. März 1849 (»Paulskirchenverfassung«) garantierte die Versammlungsfreiheit in §161, die Vereinsfreiheit in §162. Die Formulierung der Versammlungsfreiheit, die sich deutlich von der bisherigen polizeistaatlichen Rechtsauffassung und -praxis abgrenzte, setzte Maßstäbe für sämtliche späteren deutschen Verfassungen: 

			»Die Deutschen haben das Recht, sich friedlich und ohne Waffen zu versammeln; einer besonderen Erlaubniß dazu bedarf es nicht. Volksversammlungen unter freiem Himmel können bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit verboten werden.«11

			1.2	Die weitere Entwicklung: Reaktion und Kaiserreich

			Indessen schlug der Plan fehl, ganz Deutschland unter der fortschrittlichen Paulskirchenverfassung zu vereinigen. Nicht nur scheiterte am Ende die Vereinigung der deutschen Einzelstaaten zu einem deutschen Nationalstaat einmal mehr am Widerstand der monarchischen Staatsoberhäupter, insbesondere Preußens und Österreichs. Auch der freiheitliche Gedanke, dass der staatlichen Ordnung vom politischen, gerade auch öffentlichen Engagement der Bürgerinnen und Bürger nicht Gefahr droht, dass das Gemeinwesen vielmehr seine Lebens- und Erneuerungskraft aus diesem Engagement schöpft, erlitt einen schweren Rückschlag. Der Deutsche Bund wurde reaktiviert, die Bundesversammlung hob die gesondert in einem Gesetz (vom 27.Dezember 1848) verabschiedeten Grundrechte der Paulskirchenverfassung ausdrücklich wieder auf. Ein rückwärtsgewandtes, dem überkommenen »monarchischen Prinzip« verpflichtetes politisches Denken gewann erneut die Oberhand12 und mit ihm die Furcht vor einer politisch aktiven Zivilgesellschaft. Die Gesetze der Reaktionszeit formulieren demgemäß offen ihr Misstrauen gegenüber Versammlungen und Vereinen. Die einschlägige preußische Regelung (vom 11. März 1850) trug den Titel: »Verordnung über die Verhütung eines die gesetzliche Freiheit und Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des Versammlungs- und Vereinigungsrechts«. Wenig überraschend, wird hier für »Oeffentliche Versammlungen unter freiem Himmel« und »öffentliche Aufzüge« als versammlungsrechtliches Grundprinzip die Genehmigungsbedürftigkeit aufgestellt und ein Genehmigungsantrag zur Voraussetzung gemacht, der 48 Stunden vor der Zusammenkunft einzureichen ist.13 Auch eine polizeiliche Aufsicht war vorgesehen: Bis zu zwei Abgeordnete der Polizeibehörde konnten in Versammlungen, die öffentliche Angelegenheiten erörtern oder beraten ­sollten, entsendet werden, um diese unter bestimmten Voraussetzungen aufzulösen. 

			Im 1871 gegründeten deutschen Kaiserreich, mit dem sich der Wunsch nach nationaler Einigung erfüllte, änderte sich an diesen Grundgegebenheiten wenig, obwohl es bald einen relativ weit entwickelten Parlamentarismus gab. Die Furcht vor der Macht der Straße blieb. So hatte das Reichsvereinsgesetz (RVG) vom 19. April 1908, das auch versammlungsrechtliche Fragen regelte, nicht etwa die Förderung von Vereins- und Versammlungsaktivitäten im Sinn, sondern stand im Zeichen der Überwachung und Repression potenziell gefährlicher politischer Umtriebe. Deshalb hielt dieses Gesetz auch am Prinzip der Genehmigungsbedürftigkeit für öffent­liche Versammlungen unter freiem Himmel und Aufzüge fest, ebenso an der polizeilichen Aufsicht und etablierte darüber hinaus das Prinzip der leitergeführten öffentlichen Versammlung. Die mit der Versammlungsleitung betraute Person konnte– neben dem Veranstalter– für den Versammlungsablauf verantwortlich gemacht und bei Gesetzesverstößen auch mit Strafsanktionen belegt werden.14 

			1.3	Die Weimarer Republik und das Scheitern des Freiheitsgedankens

			Mit der Novemberrevolution 1918 änderte sich die Verfassungs- und Rechtslage auf einen Schlag: Der revolutionäre »Rat der Volksbeauftragten« verkündete am 12. November 1918 mit Gesetzeskraft, dass das Vereins- und Versammlungsrecht künftig keiner Beschränkung unterliege.15 Es blieb dann in der Folge allerdings unklar, inwieweit das RVG von 1908 jedenfalls in Teilen noch Geltung hatte. Auch griff die Weimarer Reichsverfassung (WRV) vom 11. August 1919 zwar die Formulierung der Paulskirchenverfassung auf und gewährleistete in Art.123, ersichtlich– wie bereits die Paulskirchenverfassung– unter dem Eindruck der historisch unmittelbar vorausgegangenen Situation der Unterdrückung, das Recht aller »Deutschen […], sich ohne Anmeldung oder besondere Erlaubnis zu versammeln«. Doch der (Reichs-)Gesetzgeber konnte Versammlungen unter freiem Himmel »anmeldepflichtig« machen (Art.123 Abs.2 WRV) und hatte überhaupt nach seinerzeit einhelliger Auffassung im Wesentlichen freie Hand bei der Ausgestaltung der verfassungsrechtlichen Freiheitsgarantien.16 So kam es gegen Ende der Weimarer Republik zu– im Wege der Notverordnung nach Art.48 Abs.2 WRV vom Reichspräsidenten erlassenen– Neuregelungen, die politische Ausschreitungen eindämmen und dem Republikschutz dienen sollten. Diese orientierten sich aber an den Rechtsprinzipien des früheren, obrigkeitlich geprägten Versammlungsrechts (siehe Abschnitt 1.2) und regulierten das Versammlungsgeschehen sehr restriktiv, indem sie Anmeldepflichten, ­Verbots- und ­Auflösungsmöglichkeiten, Genehmigungs- und Auflagenvorbehalte sowie Strafsanktionen für diejenigen begründeten, die gesetzwidrig Versammlungen veranstalteten oder leiteten oder an ihnen teilnahmen. Zugleich waren diese Regelungen höchst missbrauchsanfällig und konnten auch gegen die freiheitliche Ordnung in Anschlag gebracht werden, die sie schützen sollten.17 Mit der »Reichstagsbrandverordnung« vom 28.Fe­­bruar­ 193318 wurde dann im Zuge der nationalsozialistischen Machtergreifung– neben anderen Grundrechten– auch die Versammlungsfreiheit suspendiert. Sie blieb es bis zum Ende des nationalsozialistischen Regimes, das Freiheitsregungen, ob individuell oder organisiert agierender Personen, nicht duldete. 

			2	Neue Koordinaten der Versammlungsfreiheit und des Versammlungsrechts unter dem Grundgesetz

			2.1	Stärkung der Garantie der Versammlungsfreiheit durch das Grundgesetz

			Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) vom 23.Mai 1949, das am 3. Oktober 1990 zur Verfassung des wiedervereinigten Deutschland wurde, bestätigt ein weiteres Mal die These, dass die Grundrechtsgarantien sich in ihrer konkreten Ausformulierung als Reaktion auf historische Erfahrungen der Freiheitsgefährdung und -unterdrückung verstehen: Die Grundrechte binden nunmehr nach Art.1 Abs.3GG neben der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung auch die Gesetzgebung, als unmittelbar geltendes Recht. Sie gewährleisten damit echte Rechtsansprüche, die gegenüber der gesamten Staatsgewalt geltend gemacht und von den Rechtsinhabern eingeklagt werden können. Selbst der demokratisch legitimierte Gesetzgeber hat– anders als unter der Weimarer Verfassung– nicht mehr freie Hand in der Ausgestaltung der Freiheitsgarantien und kann vom Bundesverfassungsgericht in den dafür vorgesehenen Verfahren zur Ordnung gerufen werden. Das Bundesverfassungsgericht hat daraus die Folgerung abgeleitet, dass in dieser Ausgestaltung des Grundrechtsschutzes »eine prinzipielle Verstärkung der Geltungskraft der Grundrechte zum Ausdruck kommt«19.

			Für die Versammlungsfreiheit, die »für eine freiheitliche demokratische Staatsordnung konstituierend ist«20, bedeutet das zum einen (1.), dass das mit Art.8GG garantierte Recht aller Deutschen, »sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln«, zwar für Versammlungen unter freiem Himmel »durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden« darf. Dass ein solches Bedürfnis nach einer Beschränkung des Freiheitsgebrauchs besteht, liegt auf der Hand. Denn es können durch ungehemmten Gebrauch der Versammlungsfreiheit Gefahren verursacht werden und Rechte Dritter (etwa der Zugang zu Wohnungen oder zu Anlagen für gesundheitliche oder soziale Zwecke; die Fortbewegungsfreiheit; auch die persönliche Ehre) oder wichtige Belange der Allgemeinheit (etwa Verkehrs- und andere Infrastruktureinrichtungen) nachteilig betroffen sein. Die Wahrnehmung des Rechts darf aber selbst durch gesetzliche Anordnung nicht vollumfänglich von einer ordnungsgemäßen Anmeldung bei der Behörde oder gar einer behördlichen Erlaubnis abhängig gemacht werden. Dann würde die Kernaussage der Grundrechtsgarantie in ihr Gegenteil verkehrt. Es bedeutet weiter (2.), dass stets die Ausstrahlungswirkung des Grundrechts auf das einfache (Gesetzes-)Recht zu beachten ist. Das einfache, die Versammlungsfreiheit ausgestaltende und beschränkende Recht ist von den Behörden und Gerichten durchweg zugleich mit Rücksicht auf die verfassungsrechtlich garantierte Versammlungsfreiheit auszulegen und anzuwenden. Wann immer das im Rahmen des beschränkenden Gesetzes möglich ist, ist also dem Anliegen der Versammlungsfreiheit Rechnung zu tragen. Nur Beschränkungen, die wirklich unabdingbar sind, um Rechte Dritter oder Belange der Allgemeinheit zu wahren, sind mit der Verfassungsgarantie vereinbar. Schließlich (3.) besagt die gesteigerte Geltungskraft der Garantie der Versammlungsfreiheit, dass nicht nur die potenzielle Gefährlichkeit von Versammlungen und damit der Schutz Dritter und der Allgemeinheit den Hintergrund gesetzlicher Regelungen und behördlicher Maßnahmen bilden. Der Staat muss umgekehrt Versammlungen auch ermöglichen und ist aufgerufen, sie vor möglichen Störungen durch Dritte zu schützen, die das Recht der Versammlungsfreiheit aushöhlen würden.

			2.2	Der Inhalt der Versammlungsfreiheit

			Auch das Bundesverfassungsgericht hat sich bei der Auslegung des Art.8GG, der die Versammlungsfreiheit gewährleistet, darauf besonnen, dass die Grundrechte regelmäßig auf historische Bedrohungserfahrungen reagieren: Es sieht in Art.8GG die Freiheit gewährleistet, sich zu politischen Zwecken zu versammeln, geht also von einem politischen Versammlungsbegriff aus. Denn politische Versammlungen waren es stets (siehe Abschnitt 1), die das Misstrauen der Obrigkeit geweckt haben und die darum unter Aufsicht gestellt und immer wieder unterdrückt wurden. Nach der Definition des Bundesverfassungsgerichts sind daher Versammlungen »örtliche Zusammenkünfte mehrerer Personen zur gemeinschaftlichen, auf die Teilhabe an der öffentlichen Meinungsbildung gerichteten Erörterung oder Kundgebung«21. Dieser politische Versammlungsbegriff ist weit gefasst. Versammlungen sind dadurch nicht auf die in den Debatten der »großen Politik« aufgeworfenen Fragestellungen beschränkt, sondern können auch Anliegen von kleineren gesellschaftlichen Gruppen oder gar Einzelpersonen zum politischen Thema machen, für das in der und bei der Öffentlichkeit um Aufmerksamkeit geworben wird.

			Geschützt ist so das Recht der Einzelperson (nicht die Versammlung als solche ist Inhaber des Rechts22), mit anderen zusammenzukommen, um ein Thema zum gemeinsamen Anliegen und zum Gegenstand der öffentlichen Diskussion zu machen. Noch nicht geklärt ist damit, worauf sich das dadurch gewährleistete Individualrecht richtet: Geht es der Garantie nur um das »Ob«, kann das »Wie«, können die näheren Umstände (Ort, Zeitpunkt, Art und Weise) der Erörterung oder Kundgebung im Einzelfall von den Behörden nach Gesichtspunkten der Praktikabilität bestimmt werden? Das Bundesverfassungsgericht hat diese Frage klar verneint. Die Versammlungsfreiheit versteht sich nach seiner Rechtsprechung als Recht auf Selbstbestimmung »über Ort, Zeitpunkt, Art und Inhalt der Veranstaltung«23. Die Festlegung dieser Aspekte einer Versammlung geschieht staatsfrei in einem Akt der Selbstorganisation (der Versammlungsautonomie), dem allerdings das Gesetz eine gewisse Struktur und einen gewissen Rahmen vorgibt (siehe unten Abschnitt 3). Denn völlig grenzenlos kann dieses Recht auf Selbstbestimmung nicht sein. Seine Verwirklichung im öffentlichen Raum ist aber nicht an die sonst (für die Fortbewegung von Menschen und Gütern im Straßenverkehr oder anderweitige Nutzungen) geltenden Regeln des Straßenverkehrsrechts und Straßenrechts gebunden. Und es erstreckt sich grundsätzlich auch auf die Mittel, die notwendig erscheinen zur Durchführung der Versammlung (etwa eine Rednertribüne, Megafone oder Lautsprecher, u. U. sogar Schlafzelte im Rahmen eines Protestcamps24). Vor allem verlangt das Selbstbestimmungsrecht rechtfertigende Gründe, wann immer die Versammlungsfreiheit in örtlicher oder zeitlicher Hinsicht oder im Hinblick auf die Modalitäten der Durchführung einer Versammlung behördlich beschränkt werden soll.

			2.3	Innere, »selbstverständliche« Schranken (Tatbestandsgrenzen) der Versammlungsfreiheit

			Schon immer war nur eine friedliche Betätigung der Versammlungsfreiheit rechtlich anerkannt. Eben deshalb war von Anfang an auch das Tragen von Waffen in Versammlungen verboten (vgl. §§11, 19 Nr.2 RVG). Unter diesem selbstverständlichen Vorbehalt steht ausdrücklich auch die vom Grundgesetz garantierte Versammlungsfreiheit (»friedlich und ohne Waffen«). Denn Schutzzweck dieser Freiheitsgarantie ist es, die kollektive, auf körperliche Sichtbarmachung von Überzeugungen gerichtete Meinungskundgabe in einem friedlichen und auf geistig-argumentative Überzeugung gerichteten kommunikativen Wettstreit um die Wahrheit zu ermöglichen. Ein unfriedliches, gewalttätiges Vorgehen setzt aber nicht auf die Überzeugungskraft von Argumenten, sondern auf Angst und Einschüchterung. Selbst, wenn also Waffen bei Versammlungen lediglich mitgeführt und gar nicht benutzt würden, bestünde doch immer die Gefahr, dass dadurch ein Bedrohungspotenzial aufgebaut wird, das sich nicht verträgt mit dem Schutzzweck der Versammlungsfreiheit, einen gleichberechtigten Austausch von Argumenten im Streit der Meinungen zu ermöglichen. 

			Das Bundesverfassungsgericht hat aus dieser Überlegung eine weitere­ innere Schranke der Versammlungsfreiheit abgeleitet: Geschützt ist durch Art.8GG nur die Teilhabe an der Meinungsbildung, »nicht aber die zwangsweise oder sonst wie selbsthilfeähnliche Durchsetzung eigener­ Forderungen«25. Die zwangsläufig mit Versammlungen einhergehende Be­­hinderung Dritter darf also nicht gezielt missbraucht werden, um unmittelbar eigene Nahziele zu erreichen. Körperliche Zwangswirkungen, die durch Versammlungen auf Dritte ausgeübt werden, sind daher nur als unvermeidbare Nebenwirkungen eines im Übrigen zulässigen Versammlungsverhaltens von der Versammlungsfreiheit umfasst (wenn etwa Verkehrsteilnehmer in ihrer Fortbewegungsfreiheit beeinträchtigt werden und gezwungen sind, Wartezeiten oder auch eine Umleitung in Kauf zu nehmen) oder dürfen doch, wenn sie gezielt eingesetzt werden, nur symbolischen Charakter haben26, damit der verfassungsrechtlich geschützte Kommunikationszweck als Hauptzweck erkennbar und gewahrt ist. 

			Schließlich folgt aus dem Schutzzweck der Versammlungsfreiheit, wie das Bundesverfassungsgericht festgestellt hat, noch eine dritte innere Schranke der Versammlungsfreiheit: Die Versammlungsfreiheit »verschafft […] kein Zutrittsrecht zu beliebigen Orten. Insbesondere […] zu Orten, die der Öffentlichkeit nicht allgemein zugänglich sind«27. Außerhalb öffentlicher Straßen, Wege, Plätze gibt die Versammlungsfreiheit ein Zugangsrecht also nur zu Orten, die von der rechtlich zuständigen Instanz (Behörde oder Privatperson) einem allgemeinen kommunikativen Verkehr geöffnet und insofern dem öffentlichen Verkehrsraum vergleichbar sind (etwa der Einkaufs- und Erlebnisbereich eines Flughafens oder eine privat betriebene Einkaufspassage in der Innenstadt).

			3	Das heutige Versammlungsrecht

			3.1	Das (Bundes-)Gesetz über Versammlungen und Aufzüge und die Landesversammlungsgesetze

			Auch unter dem Grundgesetz kommt eine geordnete und gemeinverträgliche Verwirklichung der Versammlungsfreiheit nicht ohne eine gesetzliche Regelung aus, die Rechte und Pflichten der am Versammlungsgeschehen Beteiligten näher festlegt und insbesondere die Befugnisse der Behörden bestimmt.

			Auf Bundesebene hat der Gesetzgeber mit dem Gesetz über Versammlungen und Aufzüge vom 24. Juli 1953 (VersammlG) eine umfassende und grundsätzlich bundesweit abschließende Regelung des Versammlungsrechts geschaffen, um die Unklarheiten der Weimarer Zeit zu beseitigen und der Versammlungsfreiheit einen stärker am Gedanken bürgerschaftlicher Selbstbestimmung orientierten gesetzlichen Rahmen zu geben. Im VersammlG wird das Deutschenrecht28 der Versammlungsfreiheit auch Ausländern geöffnet (§1 VersammlG). Gleichwohl finden sich im VersammlG vielfach die aus den früheren Gesetzen bekannten restriktiven Ordnungsprinzipien und -instrumente (siehe Abschnitt 1.2). Das Bundesverfassungsgericht hat darum diese Regelungen im Verlauf einer versammlungsfreundlichen Rechtsprechung durch verfassungskonforme Interpretation den Erfordernissen der vom Grundgesetz errichteten freiheitlich-demokratischen Ordnung angepasst. Ungeachtet dessen haben einige Länder, seitdem mit der Föderalismusreform 2006 der Bund seine Gesetzgebungskompetenz an die Länder verloren hat, die Chance genutzt, das Versammlungsrecht eigenständig und vollumfänglich auf Landesebene zu regeln (Bayern, Niedersachsen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein) und teils auch– mit Rücksicht auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts– zu reformieren. Da das VersammlG in den anderen Bundesländern weitergilt (Art.125a Abs.1GG) und auch die neuen Landesgesetze sich nach wie vor an dessen Regelungen anlehnen (wenn auch unterschiedlich eng), beziehen sich die nachfolgenden Ausführungen in erster Linie auf dieses Gesetz.

			3.2	Grundprinzipien des Versammlungsrechts

			Gegenstand des Versammlungsrechts sind (auch nach den meisten Landesgesetzen) öffentliche Versammlungen, also Versammlungen, die sich nicht– wie die Mitgliederversammlung eines Vereins oder einer ­Partei– auf einen abgeschlossenen, individuell feststehenden Personenkreis beschränken, sondern jedermann offenstehen. Dabei unterscheidet das VersammlG weiter, der Tradition folgend, zwischen »Versammlungen unter freiem Himmel« (hier auch Aufzüge als sich fortbewegende Versammlungen einbeziehend) und »Versammlungen in geschlossenen Räumen«. Insofern kommt es– so das Bundesverfassungsgericht– nicht darauf an, ob eine Überdachung die jeweilige Versammlung vor der Witterung schützt, sondern darauf, ob die sich Versammelnden abgeschirmt von der unbeteiligten Öffentlichkeit zusammenkommen oder in unmittelbarem Kontakt zu dieser agieren (»inmitten eines allgemeinen Publikumsverkehrs«29). Denn solche Versammlungen entfalten– im Unterschied zu denen, die von der unbeteiligten Öffentlichkeit abgeschlossen stattfinden– ein höheres Gefahrenpotenzial. Das ist auch der Grund, warum das Grundgesetz nur für diesen Versammlungstyp dem Gesetzgeber eine ausdrückliche Ermächtigung zu beschränkenden Regelungen erteilt (Art.8 Abs.2GG). Man mag fragen, ob es angesichts dieser offenkundig selektiven Ermächtigung überhaupt eine Befugnis des Gesetzgebers geben kann, Versammlungen in geschlossenen Räumen zu regeln. Die ganz herrschende Auffassung in Rechtsprechung und rechtswissenschaftlicher Literatur bejaht dies, soweit diese Regelungen dem Schutz von Verfassungsgütern dienen, weil diese ohne Weiteres auch von der Versammlungsfreiheit zu respektieren sind. 

			Gleichgültig, ob Versammlungen in geschlossenen Räumen (§§5 ff. VersammlG) oder unter freiem Himmel stattfinden (§§14 ff. VersammlG), das VersammlG geht vom Modell der leitergeführten Versammlung aus (§7 VersammlG), wie es bereits vom RVG etabliert wurde (siehe Abschnitt1.2). Mit der Funktion der Versammlungsleitung, die vom Veranstalter, aber auch von anderen (natürlichen) Personen wahrgenommen werden kann, sind Befugnisse gegenüber den Versammlungsteilnehmern verknüpft, bis hin zum Ausschluss einzelner Personen, die den planmäßigen Ablauf (die »Ordnung«) von Versammlungen in geschlossenen Räumen erheblich stören (durch Sprechchöre, Trillerpfeifen, Stinkbomben etc.)30. Der Versammlungsleitung steht– für Versammlungen in geschlossenen Räumen– zudem kraft Gesetzes das Hausrecht zu. Mit der Funktion der Versammlungsleitung ist aber auch die Pflicht verbunden, einen ordnungs- und gesetzmäßigen Ablauf– gegebenenfalls unter Zuhilfenahme von Ordnern– sicherzustellen (§§8, 9 VersammlG). Verstöße können zu Straf- oder Bußgeldsanktionen führen. Die Versammlungsleitung hat damit eine verantwortungsvolle Position inne. Sie ist Adressat von behördlichen Maßnahmen, Kooperationspartner der Behörden sowie Bindeglied zu den Versammlungsteilnehmern. An sie werden sich die Behörden wenden, bevor sie weiterreichende Maßnahmen zur Beschränkung der Versammlungsfreiheit treffen.31 

			Ein weiteres Ordnungsinstrument, welches das VersammlG aus dem alten, obrigkeitlich geprägten Versammlungsrecht (siehe Abschnitt 1.2) übernommen hat, ist die– vom Gesetz als selbstverständlich unterstellte– hoheitliche Befugnis, zur Aufsicht in öffentliche Versammlungen Polizeibeamte zu entsenden, die in Gefahrensituationen schnell einschreiten können. Die Rechtsprechung hat dieses Zutritts- und Anwesenheitsrecht jedoch an einschränkende Voraussetzungen geknüpft: Nur, wenn es verlässliche Anhaltspunkte für einen unfriedlichen Verlauf der Versammlung oder eine anderweitige Gefährdung von Rechtsgütern gibt, die der Versammlung zuzurechnen ist, greift das Zutritts- und Anwesenheitsrecht von Polizeibeamten.32

			3.3	Versammlungsrecht und allgemeine Befugnisse der Polizei

			Zuständig für die Durchsetzung des grundgesetzlich garantierten Versammlungsrechts sind– bei vielen landesspezifischen Besonderheiten– im Vorfeld einer Versammlung meist die Ordnungsbehörden, in deren Verlauf ist es die uniformierte Vollzugspolizei, die auch die Versammlung begleitet. Aufgabe dieser Stellen ist es, Gefahren abzuwehren, die von der Versammlung ausgehen, aber auch, ihre Durchführung zu schützen. Wollen sie gegen eine Versammlung einschreiten, sind die Behörden auf die speziellen Befugnisse beschränkt, die das VersammlG bietet (§§5, 13, 15 VersammlG, die zu Verbot, Beschränkung sowie Auflösung einer Versammlung ermächtigen). Ein Rückgriff auf die allgemeinen gesetzlichen Gefahrenabwehrbefugnisse mit ihren weniger strengen Voraussetzungen ist insbesondere der Vollzugspolizei nicht gestattet (»Polizeifestigkeit« des Versammlungsrechts). Diese »Sperrwirkung« reicht aber nur so weit, wie das Versammlungsrecht abschließende Regelungen trifft. 

			Auch bleiben die allgemeinen rechtlichen Regelungen, die nicht gerade die Nutzung der öffentlichen Straßen, Wege, Plätze betreffen, in voller Geltung und unberührt von der grundrechtlichen Anerkennung der Versammlungsfreiheit. Das bedeutet, dass auch Versammlungen etwa Störungen religiöser Veranstaltungen (insbesondere durch Lärm) vermeiden müssen, wie dies die Sonn- und Feiertagsgesetze der Länder allgemeinverbindlich vorsehen. Ebenso muss eine Versammlungshalle den Sicherheitsanforderungen entsprechen, die das Baurecht an Gebäude richtet. Und einen Straftäter darf (und muss) die Polizei auch dann verfolgen, wenn er gerade an einer Versammlung teilnimmt.

			4	Behördliche Eingriffsmöglichkeiten und Schutzpflichten

			4.1	Die Eingriffsmöglichkeiten der Versammlungsbehörden und ihre Grenzen

			Das Versammlungsrecht sieht zum Schutze Dritter und der Allgemeinheit vor Gefahren, die von Versammlungen ausgehen, eine Reihe von behördlichen Befugnissen vor. Der in Art.8GG angelegten Unterscheidung entsprechend (siehe Abschnitt 3.2), sind dabei Maßnahmen gegen Versammlungen in geschlossenen Räumen an strengere Voraussetzungen geknüpft als Maßnahmen gegen Versammlungen unter freiem Himmel.

			Das beginnt damit, dass nach dem VersammlG nur öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel und Aufzüge anmeldepflichtig sind (gemäß §14 VersammlG: »spätestens 48 Stunden vor der Bekanntgabe«). Versammlungen in geschlossenen Räumen können dagegen ohne jede weitere Vorbedingung durchgeführt werden. Auch können sie nur angesichts gravierender Gefahrensituationen, insbesondere, wenn ein unfried­licher Verlauf droht, verboten oder von der Polizei aufgelöst, also beendet, werden (§§5, 13 VersammlG).

			Diese Anmeldepflicht (die neuen Landesversammlungsgesetze33 sprechen von »Anzeigepflicht«) muss aber ihrerseits– mit Rücksicht auf die historisch belegten Gefährdungen der Versammlungsfreiheit und die dagegen sich richtende Rechtsgewährleistung im Grundgesetz– einschränkend interpretiert werden. Denn die in Art.8 Abs.1 des Grundgesetzes mit Bedacht gewählte Formulierung garantiert das Recht, sich »ohne Anmeldung oder Erlaubnis« zu versammeln. Daran ist der Gesetzgeber gebunden. Zu Recht geht also die allgemeine Auffassung im Anschluss an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts davon aus, dass Spontanversammlungen, die sich aus aktuellem Anlass ohne weitere Vorplanung bilden, möglich sein müssen und nicht etwa wegen fehlender Anmeldung Restriktionen unterliegen. Die Landesversammlungsgesetze erkennen dies nunmehr ausdrücklich an. Darüber hinaus gilt: Überhaupt dürfen Versammlungen unter freiem Himmel nicht allein wegen einer fehlenden Anmeldung (oder Anzeige) Beschränkungen unterworfen oder gar aufgelöst werden. Voraussetzung solcher Maßnahmen ist vielmehr in jedem Fall (auch wenn die vorgeschriebene Anmeldung oder Anzeige fehlt), dass bei Durchführung der Versammlung die öffentliche Sicherheit oder Ordnung unmittelbar gefährdet ist (§15 VersammlG). Diese aus dem Polizeirecht stammende Formel besagt, dass bei Durchführung der Versammlung mit hoher Wahrscheinlichkeit ein Rechtsverstoß (insbesondere ein Strafrechtsverstoß) zu erwarten ist oder auch unabdingbare ungeschriebene Verhaltensregeln verletzt werden (wie diejenige, andere nicht durch aggressive Bekundung von Gewaltbereitschaft einschüchtern und von der Wahrheit »überzeugen« zu wollen).

			Auch die Formel selbst, mit der das Gesetz die Voraussetzungen behördlichen Einschreitens gegen Versammlungen unter freiem Himmel (sei es im Vorfeld oder während der Versammlung) bestimmt und vom unmittelbaren Bevorstehen einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abhängig macht, bedarf allerdings noch der klarstellenden Interpretation: Denn die Formel verlangt eine Prognose über den zu erwartenden Geschehensablauf. Diese Prognose muss aber auf verlässliche Tatsachen gestützt sein, die die Annahme einer Gefahrensituation tragen und damit einen Eingriff in die Versammlungsfreiheit rechtfertigen können. Bloße Verdachtsmomente oder pauschale Vermutungen reichen hierfür nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht aus.34 Lässt sich aber die Annahme, dass von einer Versammlung Gefahren ausgehen, nicht hinreichend belegen, hat die Versammlung als zulässig zu gelten und darf durchgeführt werden. 

			Nur im äußersten Notfall steht die Versammlungsfreiheit dem Einschreiten gegen eine an sich zulässige, insbesondere friedliche Versammlung dennoch nicht entgegen: wenn die zuständigen Behörden aufgrund nicht ausreichender personeller und sachlicher Kapazitäten35, eine anderweit begründete, nicht von der Versammlung ausgehende Gefahrensituation anderenfalls schlechterdings nicht in den Griff bekämen. Auch diese Behauptung ist freilich begründungsbedürftig und wird von den Gerichten überprüft.

			Darüber hinaus stehen versammlungsrechtliche Maßnahmen unter dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Das VersammlG sieht im Vorfeld von Versammlungen unter freiem Himmel neben dem Totalverbot ausdrücklich die Möglichkeit von Auflagen vor, von Verfügungen (Anordnungen) also, die die Versammlung nur in einzelnen Aspekten ihrer Durchführung beschränken, etwa zur Vermeidung von gefährlichen Zwischenfällen eine abweichende Aufzugsroute vorgeben oder bestimmte Ausrüstungsgegenstände verbieten. Diesen Gedanken einer verhältnismäßigen Abstufung von Eingriffsmaßnahmen hat die Rechtsprechung auch auf Versammlungen in geschlossenen Räumen sowie Maßnahmen übertragen, die während des Versammlungsverlaufs ergehen. Demnach sind jeweils weniger stark eingreifende Maßnahmen vorzuziehen, die zur Bewältigung der Gefahrensituation ausreichen, aber eine Fortführung der Versammlung ermöglichen.36 Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit vermittelt ein einklagbares Recht auf dieses möglichst schonende Vorgehen. Die neuen Landesversammlungsgesetze (siehe Abschnitt 3.1) berücksichtigen diese Anforderungen mittlerweile meist ausdrücklich in ihren Befugnisnormen.

			4.2	Der polizeiliche Schutz von Versammlungen

			Unter dem Grundgesetz ist der Staat nicht nur zur Eindämmung von Gefahren, die durch Versammlungen drohen, sondern auch zum Schutz von Versammlungen berufen. Das Verhältnis der eine Versammlung veranstaltenden oder leitenden Personen zu den für öffentliche Versammlungen zuständigen Versammlungsbehörden ist insofern– so das Bundesverfassungsgericht– auch als Kooperationsverhältnis zu verstehen, in dessen Rahmen (vor allem vor, aber auch im Verlauf einer Versammlung) sonst drohende Eingriffe in die Versammlungsfreiheit im kommunikativen Austausch vermieden werden können. 

			Vor allem aber sind zum Schutz von Versammlungen Störungen des Versammlungsablaufs– sei es aus der Versammlung heraus oder von außen– verboten und unter bestimmten Umständen sogar strafbar (§2 Abs.2, §21 VersammlG). Daraus folgt eine Pflicht der Behörden, derartige Störungen zu verhindern oder zu unterbinden,37 und ein Recht der Versammlungsleitung, dies zu verlangen. Das gilt auch, soweit zulässige Versammlungen gezielt behindert werden, und insbesondere, wenn Gegendemonstrationen eine Aufzugsroute des politischen Gegners blockieren, um damit zwangsweise oder sonst wie selbsthilfeähnlich ihre eigenen Forderungen durchzusetzen. Dann wollen sie nämlich nicht den gegnerischen Standpunkt mit dem besseren Argument bekämpfen, sondern seine Vertreter »mundtot« machen. Ein Einschreiten gegen solche Blockademaßnahmen kann die Polizei nur verweigern, wenn ihr die zur effektiven Bewältigung der Gefahrensituation erforderlichen (Personal-/Sach-)Mittel auch unter Heranziehung weiterer Polizeikräfte schlechterdings nicht zur Verfügung stehen (siehe Abschnitt 4.1).

			5	Die Versammlungsfreiheit als unverzichtbares Fundament einer lebendigen freiheitlich-demo­kratischen Ordnung

			Wie das Bundesverfassungsgericht formuliert, ist die Versammlungsfrei­heit, weil sie die wirksame Teilhabe aller Einzelnen am politischen Leben schützt, »für eine freiheitliche demokratische Staatsordnung konstituierend«38. Denn ohne engagierte, politisch bewusste, auch ­kollektive Betätigung der Freiheit erstarrt das Gemeinwesen. Das Versammlungsrecht, ursprünglich im Dienst einer strengen Reglementierung und sogar Unterdrückung solchen bürgerschaftlichen Engagements stehend, hat seine dezidiert freiheitsfeindlichen Tendenzen erst nach und nach und zuletzt vor allem infolge der Auslegung abgestreift, die ihm das Bundesverfassungsgericht im Lichte der Grundrechtsgewährleistung des Art.8GG gegeben hat. Dass der so erreichte Zustand der Freiheit dauerhaft gewahrt wird, ist allerdings keineswegs eine Selbstverständlichkeit, sondern konfrontiert uns mit der Herausforderung, auch künftig das Wagnis der Freiheit einzugehen. Wie ernst es einer politischen Ordnung mit der Freiheit ist, lässt sich nicht zuletzt an ihrer Wertschätzung der Versammlungsfreiheit ablesen.
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			Tristan Barczak


			Die Wahrheit neben dem Platz: PolizeilicheSicherheitsgewährleistung beiFußballspielen 

			1	Einleitung

			Sicherheit zu gewährleisten, ist eine– wenngleich keine exklusive– staat­liche Aufgabe,1 die auch vor Stadien, Sportplätzen und sonstigen Spielstätten nicht haltmacht.2 Immer wieder kommt es gerade im Bereich des Profi- und Amateurfußballs zu gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen verfeindeten Fangruppen.3 Im Fokus standen dabei lange Zeit sogenannte Hooligans, für die der sportliche Wettkampf allein den Anlass für gewalttätige Auseinandersetzungen vor oder nach dem Spiel bildet.4 Seit der Fußball-WM 2006 verzeichnet die Polizei aber auch einen deutlichen Anstieg der Gewaltbereitschaft von Ultragruppierungen:5 Zwar geht es diesen mit großflächigen Choreografien nach südeuropäischem Vorbild und einstudierten Gesängen unter Anleitung eines Vorsängers (»Capo«, ital. »Kopf«, »Leiter«) primär um die Unterstützung ihrer Mannschaft; gleichwohl zeichnen auch sie sich– insbesondere bei Auswärtsfahrten– durch eine hohe Gewaltbereitschaft aus, die sich nicht selten gegen fried­liche Fans des gegnerischen Vereins, Polizeibeamte oder Unbeteiligte richtet6 und zu einer neuen Mischform der »Hooltras« geführt hat, denen Züge von Ultras wie Hooligans zu eigen sind.7 Zum Auftakt der Bundesligasaison 2017/18 lautete die Ansage von Ultragruppierungen mehrerer Fußballvereine »Krieg dem DFB«8, der sich in erster Linie gegen die vermeintliche Kommerzialisierung und Entfremdung des Spielbetriebs von der »Basis« richten sollte und nicht nur in verbaler Form martialisch daherkam.

			Das polizeiliche Instrumentarium zur Unterbindung von Fangewalt ist demgegenüber bereits nach geltendem Recht weit gefächert. Über dessen Einsatz im konkreten Einzelfall entscheidet die zuständige Behörde nach pflichtgemäßem Ermessen. Sie kann sich dabei der ­INPOL-Verbunddatei9 »Gewalttäter Sport« (DGS) bedienen, in der Personen gespeichert werden, gegen die im Zusammenhang mit Sportveranstaltungen ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet wurde oder die etwa wegen Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte, Landfriedensbruchs oder Verstößen gegen das Waffen- oder Sprengstoffgesetz rechtskräftig verurteilt wurden.10 Im Juni 2018 waren in der DGS insgesamt 10 353 Personen erfasst,11 die in Fans der Kategorien A (»friedlich«), B (»gewaltbereit/-geneigt«) und C (»gewaltsuchend«) unterteilt werden. Die meisten Dateieintragungen er­­folgten wegen Landfriedensbruchs (3 743), gefährlicher Körperverletzung (1 102) und der Erteilung eines Platzverweises (1 150).

			2	Befugnisse der Polizei im Vorfeld von Fußballspielen

			Aus polizeitaktischer Sicht werden mit Blick auf Sportgroßveranstaltungen vier Phasen polizeilicher Handlungsmöglichkeiten unterschieden:

			
					1.
die langfristige Vorbereitung der Veranstaltung;

					2.
die Anreise und das Zusammenkommen der Zuschauer vor dem eigentlichen Spielbeginn;

					3.
die Einsatzphase während des Sportwettkampfs; 

					4.
die Phase nach dem Spiel.12

			

			Besonderes Gefahrenpotenzial birgt dabei die letzte Phase bis zur Abreise der Fans– von Hooligans selbst als »dritte Halbzeit«13 bezeichnet –, in der sich der Unmut über ein verlorenes Derby oder die vermeintlich schlechte Schiedsrichterleistung in körperlichen Auseinandersetzungen fortsetzen kann. In dieser Phase kann die Polizei aufgrund begrenzter Einsatzkräfte und des situativen Auftretens konkreter Gefahrenlagen jedoch oftmals nur noch mit dem Standardrepertoire polizeilicher Handlungsbefugnisse (Sicherstellung, Ingewahrsamnahme, unmittelbarer Zwang) reagieren.14 Das Gleiche gilt grundsätzlich während des eigentlichen Sportwettkampfs (»Phase 3«), dessen Sicherheit heute zudem durch moderne Stadiontechnik gewährleistet wird.15 Gerade deshalb verdient das Vorfeld der Veranstaltung (»Phasen 1/2«) aus polizeitaktischer Sicht besondere Beachtung, weil die Sicherheitsbehörden hier aufgrund ihrer bestehenden Erkenntnisse und zum Teil bereits vor dem Entstehen konkreter Gefahren proaktiv durch unterschiedliche Maßnahmen tätig werden können.16

			2.1	Aufklärungsgespräche, Gefährderansprache und -anschreiben

			Im Vorfeld von Fußballspielen besteht für die Polizei zunächst die Möglichkeit, über sogenannte Fankontaktbeamte beziehungsweise Fankundige Beamte (FKB)17 im Rahmen von Aufklärungsgesprächen deeskalierend auf die als »Gefährder« eingestuften Personen einzuwirken. Da die Gespräche freiwillig sind, wird jedoch die eigentliche Zielgruppe regelmäßig verfehlt, denn gewaltbereite, »erlebnisorientierte« Fans meiden ­typischerweise den Kontakt zur Polizei. Gleichwohl können derartige Gespräche zur De­­­anonymisierung der Szene beitragen und dafür sorgen, dass »Problemfans« den Rückhalt bei nicht gewaltbereiten Anhängern verlieren.

			Die Grenze zur Gefährderansprache, die in mündlicher und schriftlicher Form (Gefährderanschreiben) erfolgen kann, wird überschritten, wenn die Polizei auf einzelne potenzielle Gefahrverursacher gezielt mit der Ermahnung einwirkt, Störungen der öffentlichen Sicherheit zu unterlassen. Dabei wird regelmäßig darauf verwiesen, dass der Betroffene bereits in der Vergangenheit polizeilich in Erscheinung getreten ist, und ihm im Falle der Zuwiderhandlung ein polizeiliches Einschreiten in Aussicht gestellt. Hierdurch soll der Adressat zielgerichtet von der Begehung von Straftaten abgehalten werden.18

			Während sich das Aufklärungsgespräch unterhalb der Schwelle zu einem Grundrechtseingriff bewegt, stellen Gefährderansprache und -anschreiben regelmäßig einen rechtfertigungsbedürftigen Eingriff in Freiheitsrechte dar. Bereits das in der Gefährderansprache zum Ausdruck kommende sozialethische Unwerturteil, der Betroffene sei ein (notorischer) Rechtsbrecher, kann je nach Fallgestaltung und insbesondere bei Anwesenheit dritter Personen (z.B. Eltern, Arbeitskollegen) einen Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht aus Art.2 Abs.1 in Verbindung mit Art.1 Abs.1GG darstellen. Die Ansprache beziehungsweise das Anschreiben soll den Betroffenen zudem von dem Besuch eines Fußballspiels gezielt abschrecken, der verfassungsrechtlich ebenfalls durch das allgemeine Persönlichkeitsrecht geschützt ist, wenn die Teilnahme an den Spielen und die Unterstützung »seines« Vereins für den Einzelnen »wichtige soziale Belange« bedeuten.19 »Der Ultra lebt 24 Stunden am Tag und sieben Tage in der Woche für seinen Verein«, so die Erkenntnis einer interdisziplinären Studie.20 

			Der grundrechtliche Gesetzesvorbehalt verlangt daher eine gesetzliche Grundlage für die Gefährderansprache. Diese wird nach allgemeiner Auffassung in der polizeirechtlichen Generalklausel gesehen (»Die Polizei kann die notwendigen Maßnahmen treffen, um eine im einzelnen Falle bestehende, konkrete Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren«, vgl. §8 Abs.1 des Musterentwurfs eines einheitlichen Polizeigesetzes, im Folgenden: ME PolG), da der Eingriffsgehalt der Maßnahme vergleichsweise gering sei. Maßnahmen der Gefahrenabwehr, die auf der Grundlage der Generalklausel in Freiheitsrechte des Bürgers eingreifen, setzen eine konkrete Gefahrenlage voraus. Eine solche liegt vor bei einer auf Tatsachen gestützten Sachlage, die in absehbarer Zeit mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einem Schaden für ein Schutzgut führen wird, wenn nicht alsbald Gegenmaßnahmen ergriffen werden. Dabei ist zunächst zu berücksichtigen, dass Eintragungen in der INPOL-Datei »Gewalttäter Sport« und in der Vergangenheit liegende Verstöße allein eine Gefährderansprache nicht zu rechtfertigen vermögen. Des Weiteren muss das Verhalten, aufgrund dessen der Betroffene in den Fokus der Sicherheitsbehörden geraten ist, auch in einem sachlichen Bezug zu dem bevorstehenden (Sport-)Ereignis stehen. So können etwa Straftaten, die der Betroffene in Zusammenhang mit einer politischen Großveranstaltung (z.B. G-20-Gipfel) begangen hat, demgemäß kein Gefährderanschreiben vor einem Fußballspiel rechtfertigen. Dies gilt selbst dann, wenn es sich um Straftaten handelt, die typischerweise auch bei Sportveranstaltungen vorkommen (z.B. Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, Landfriedensbruch). Ferner bedarf es einer zeitlichen Nähe zwischen den festgestellten Verstößen in der Vergangenheit und dem aktuellen Anlass: Taten, die im Zeitpunkt des Gefährderanschreibens mehrere Jahre zurückliegen, können dieses jedenfalls nicht stützen.

			2.2	Meldeauflage

			Eine Meldeauflage ist das– regelmäßig schriftliche– polizeiliche Gebot, sich für die Dauer eines bestimmten Zeitraums in regelmäßigen Abständen oder zu einem bestimmten Zeitpunkt unter Vorlage eines gültigen Personaldokuments bei einer Polizeibehörde einzufinden. Hierdurch soll gegenüber gewaltbereiten Fußballfans erreicht werden, dass sich diese nicht an gefahrträchtigen Orten aufhalten können wie zum Beispiel Stadien, Innenstädte von Spielorten oder Public-Viewing-Bereiche, an denen sich Hooligans zum Zwecke gewalttätiger Auseinandersetzungen verabreden könnten. Gerade im Vorfeld von Auswärts- oder international ausgerichteten Spielen dient eine Meldeauflage regelmäßig zur Flankierung anderer präventivpolizeilicher Maßnahmen, die erheblich schwerer zu kontrollieren sind, so etwa Aufenthaltsverbote und Ausreisebeschränkungen.

			Auch bei der Meldeauflage darf sich die Polizei nicht lediglich auf Erkenntnisse aus der Vergangenheit stützen, sondern muss eine Wahrscheinlichkeitsbeurteilung für die Zukunft anstellen. Dabei können auch solche Vorfälle, die in der Vergangenheit nicht in Strafverfahren oder Verurteilungen mündeten, heranzuziehen sein. Für die Gefahrprognose nicht ausreichend ist hingegen, dass der Betroffene lediglich Mitglied der ­Hooligan- oder Ultraszene ist.21 Im Rahmen der Verhältnismäßigkeit ist ferner zu beachten, dass es dem Betroffenen freistehen muss, der Meldepflicht an einem beliebigen Ort nachzukommen, sofern dieser sich nicht innerhalb des für ihn gesperrten Gebiets befindet.22 Zweifel an der Verhältnismäßigkeit können auch dann bestehen, wenn das Zeitfenster der Meldepflicht mit der Berufstätigkeit des Betroffenen kollidiert oder seine sonstige Lebensgestaltung in übermäßiger Weise einschränkt.23

			2.3	Polizeiliche Stadion- und Innenstadtverbote

			Stadionverbote in deutschen Spielstätten werden typischerweise von den Vereinen, dem Deutschen Fußballbund (DFB) oder dem Ligaverband (Die Liga– Fußballverband e. V.) auf der Grundlage des privaten Hausrechts verhängt, müssen sich dabei nach neuerer Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts indes staatsgleich, das heißt unmittelbar an den Grundrechten, namentlich dem Allgemeinen Gleichheitssatz (Art.3 Abs.1GG), messen lassen.24 Den Sicherheitsbehörden ist es dabei unbenommen, ein solches zivilrechtliches Stadionverbot anzuregen oder ein bestehendes Stadionverbot im Rahmen der von ihnen selbstständig anzustellenden Gefahrenprognose als Indiz zu berücksichtigen.

			Die Polizei kann jedoch auch eigenständig auf verwaltungsrechtlicher Grundlage ein Stadionverbot verhängen, wobei sich die Unterschiede zu einem privatrechtlichen Hausverbot infolge der verfassungsgericht­lichen Vorgaben, die verfahrensrechtliche Anforderungen (­Aufklärungs-, Anhörungs- und Begründungspflichten) umfassen, in Grenzen halten. Ein Unterschied besteht allerdings darin, dass bei einer behördlichen Anordnung die Verbotszone mitunter auf ganze Innenstadtbereiche erstreckt wird, um ein gewalttätiges Aufeinandertreffen der Fangruppierungen zu verhindern. Ein solches Innenstadtverbot25 sprach im April 2016 die Stadt Darmstadt im Vorfeld des »Hessen-Derbys« aus. Danach war es »Anhängern/Fans von Eintracht Frankfurt (erkennbar durch Fankleidung, Skandierung von Parolen und sonstigem Auftreten)« untersagt, sich am Spieltagswochenende in einem näher bezeichneten Ortsbereich der Stadt aufzuhalten. Als rechtliche Grundlage für ein verwaltungsrechtliches Stadion- wie ein Innenstadtverbot kommen dabei die polizeirechtlichen Regelungen über den Platzverweis und das Aufenthaltsverbot in Betracht.26 Die in der Praxis immer wieder anzutreffende Bezugnahme auf die polizeiliche Generalklausel genügt demgegenüber nicht.27

			a) Platzverweis

			Der Platzverweis ist eine zur Abwehr einer konkreten Gefahr an eine oder mehrere Personen gerichtete polizeiliche Aufforderung, vorübergehend einen Ort zu verlassen oder nicht zu betreten. Die Maßnahme ist danach sowohl in zeitlicher als auch in örtlicher Hinsicht begrenzt: Zeitlich wird überwiegend eine Obergrenze von 24 Stunden angenommen,28 weshalb sich der Platzverweis von vornherein nur für einzelne Spiele eignet. Während die Bestimmungen zum Aufenthaltsverbot (siehe unten) auf einen »bestimmten örtlichen Bereich« ausgerichtet sind, bezieht sich der Platzverweis auf einen bestimmten »Ort« (vgl. §12 ME PolG). Bei dessen Bestimmung ist die Rechtsprechung jedoch großzügig, sodass dieser auch einzelne Plätze, Straßen, Gebäude und Parks umfassen kann. In Fällen, in denen jedoch ganze Gemeindegebiete rund um ein Stadion von dem Betretungsverbot erfasst werden sollen, sind die Grenzen des Platzverweises überschritten. Weiträumige Innenstadtverbote (z.B. der gesamte Stadtteil St. Pauli rund um das Millerntor-Stadion) können mit einem Platzverweis mithin nicht begründet werden.

			b) Aufenthaltsverbot

			Sowohl längerfristige, gar mehrmonatige Stadion- als auch Innenstadtverbote für den Spieltag oder das Spieltagswochenende lassen sich demgegenüber– jedenfalls dem Grunde nach– auf die polizeirechtlichen Vorschriften über das Aufenthaltsverbot stützen: Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass eine Person in einem bestimmten örtlichen Bereich eine Straftat begehen wird, so kann ihr für eine bestimmte Zeit verboten werden, diesen Bereich zu betreten oder sich dort aufzuhalten. Als »örtlichen Bereich« definieren die Polizeigesetze einen Ort oder ein Gebiet innerhalb einer Gemeinde oder auch ein gesamtes Gemeindegebiet, was zu Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen Platzverweis und Aufenthaltsverbot führen kann. Der Unterschied zwischen beiden Maßnahmen spiegelt sich gleichwohl in den jeweils betroffenen Grundrechten wider: Während der Platzverweis einen Eingriff in die Freiheit der Person (Art.2 Abs.2 Satz2 in Verbindung mit Art.104GG) begründet, beschränkt ein Aufenthaltsverbot das Freiheitsrecht, an jedem Ort Aufenthalt und Wohnsitz zu nehmen (Art.11 Abs.1GG).29

			Weil das Aufenthaltsverbot in das Grundrecht auf Freizügigkeit eingreift, sind hierbei besonders strenge Verhältnismäßigkeitsanforderungen anzulegen: Die Annahme, dass der Betroffene aktives Mitglied der Hooligan- oder Ultraszene ist und insofern »durch bloße Anwesenheit« eine »psychologische Stütze« für gewalttätige Mitglieder darstellen mag, genügt dabei für sich genommen genauso wenig wie bloße Vermutungen. Vielmehr bedarf es auch bei der Verhängung eines Aufenthaltsverbots einer Prognoseentscheidung auf der Grundlage begangener szenetypischer Straftaten. Diese muss ergeben, dass der Adressat des Aufenthaltsverbots mit hinreichender Wahrscheinlichkeit in dem als gefährdet angesehenen Bereich erneut auffällig werden wird. Während diese Voraussetzungen bei einem an den einzelnen Fan gerichteten Stadion- oder Innenstadtverbot durchaus erfüllt sein können, wirft ein an »alle Anhänger« einer Mannschaft adressiertes Innenstadtverbot größere Schwierigkeiten auf: Aufenthaltsverbote sind rechtlich grundsätzlich nur für den Einzelfall vorgesehen und als Maßnahme gegenüber einer größeren Personengruppe kaum geeignet.30 Darüber hinaus muss das Verbot sowohl in zeitlicher als auch in örtlicher Hinsicht hinreichend bestimmt gefasst sein: Zeitlich kann dabei auf entsprechende Spielpläne Bezug genommen werden, die notwendige Bestimmtheit in räumlicher Hinsicht wird sich demgegenüber regelmäßig durch eine Bezugnahme auf Karten und Stadtpläne erreichen lassen.

			2.4	Ausreisebeschränkungen

			Mit einem Ausreiseverbot sollen gewaltbereite Hooligans davon abgehalten werden, zu einem Länder-, Champions- oder Europa-League-Spiel ins Ausland zu reisen. Neben der Verhinderung gewalttätiger Auseinandersetzungen unter Beteiligung deutscher Hooligans am Spielort im Ausland steht dabei der Schutz des Ansehens der Bundesrepublik Deutschland im Vordergrund. Dieses kann gefährdet sein, wenn gewalttätige Hooligans in den Nationalfarben bei medial so beachteten Sportereignissen wie einer Welt- oder Europameisterschaft in Erscheinung treten. An dieser Stelle sei nur an die Bilder des schwer verletzten französischen Gendarmen Daniel Nivel erinnert, der im Rahmen der Fußballweltmeisterschaft 1998 während des Vorrundenspiels zwischen Deutschland und Jugoslawien in Lens von deutschen Hooligans attackiert worden war. Sie hatten weltweit für Erschütterung gesorgt und gingen als »Schande von Lens« in die Sportgeschichte ein.

			Ausreisebeschränkungen greifen in die grundgesetzlich nicht ausdrück­lich gewährleistete Ausreisefreiheit31 ein, welche im europäischen Rechtsraum insbesondere durch Art.2 Abs.2 des 4. Zusatzprotokolls zur Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) verstärkt und als Unionsbürgerrecht von Art.45 Abs.1 der Europäischen Grundrechte-Charta (GRCh) sowie von Art.21 Abs.1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) geschützt wird. Danach steht es jeder Person frei, jedes Land einschließlich des eigenen zu verlassen. Ausreisebeschränkungen bedürfen hiernach zunächst einer gesetzlichen Grundlage. Eine solche findet sich im Passgesetz (vgl. §10 Abs.1 Satz2 PassG), wonach die für die polizeiliche Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs zuständigen Behörden einem Deutschen die Ausreise in das Ausland untersagen können, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass bei ihm die Voraussetzungen nach §7 Abs.1 PassG vorliegen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn zu befürchten ist, dass er »die innere oder äußere Sicherheit oder sonstige erhebliche Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährdet« (§7 Abs.1 Nr.1 PassG). Als eine Gefährdung erheblicher Belange der Bundesrepublik in diesem Sinne können unter besonderen Umständen auch Handlungen gewertet werden, die geeignet sind, dem Ansehen der Bundesrepublik Deutschland im Ausland zu schaden.32 Zwar ist nicht jede körperliche Auseinandersetzung im Rahmen von Vereinsfußballspielen geeignet, dem internationalen Ansehen Deutschlands abträglich zu sein. Anders zu bewerten ist dies jedoch gerade mit Blick auf Länderspiele, da hier der Identifikationszusammenhang zwischen Fußballanhänger und Land auch in der äußeren Wahrnehmung besonders eng ist. Unter denselben Voraussetzungen können die für die polizeiliche Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs zuständigen Behörden einem deutschen Fußballfan auf der Grundlage des Personalausweisgesetzes (PAuswG) die Ausreise in das Ausland untersagen oder anordnen, dass sein Personalausweis nicht zum Verlassen Deutschlands berechtigt (§6 Abs.7 PAuswG). Reist die Person dennoch aus, macht sie sich strafbar (§24 Abs.1 Nr.1 PassG).

			2.5	Präventivgewahrsam

			Zum polizeilichen Instrumentarium im Vorfeld von Fußballspielen kann auch die vorbeugende Ingewahrsamnahme gerechnet werden. Diese kommt jedoch nur ausnahmsweise und als Ultima Ratio in Betracht.33 Die deutsche Polizei kann eine Person auf der Grundlage der Landespolizeigesetze in Gewahrsam nehmen, wenn dies unerlässlich ist, um die unmittelbar bevorstehende Begehung oder Fortsetzung einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit von erheblicher Bedeutung für die Allgemeinheit zu verhindern (vgl. §13 Abs.1 Nr.2 ME PolG). Dieser Sicherheitsgewahrsam34 ist jedoch nur zulässig, wenn die Begehung oder Fortsetzung einer Straftat unmittelbar bevorstehen. 

			Während das Grundgesetz (Art.2 Abs.2 Satz2, 3 in Verbindung mit Art.104GG) für eine Freiheitsentziehung im Wesentlichen verfahrensrechtliche Anforderungen in Gestalt des Richtervorbehalts, Vorführungs- und Benachrichtigungsgebots normiert, sieht Art.5 Abs.1 Satz2 EMRK eine Aufzählung der zulässigen Ziele einer Freiheitsentziehung vor. Der Präventivgewahrsam, der dazu dient, gewaltbereite Fußballfans für die Dauer des Spiels von einer Auseinandersetzung mit rivalisierenden Gruppen abzuhalten, wird vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) über Art.5 Abs.1 Satz2 Buchstabe b) EMRK gerechtfertigt, wonach das Recht auf Freiheit der Person auch »zur Erzwingung der Erfüllung einer gesetzlichen Verpflichtung« eingeschränkt werden darf.35 Unter eine solche eng zu verstehende gesetzliche Verpflichtung fasst der EGMR auch die Pflicht, in der Zeit vor, während oder nach einem Fußballspiel am Spielort oder in dessen Nähe keine Schlägerei mit gegnerischen Hooligans zu verabreden und bei einer solchen Auseinandersetzung keine Straftaten wie Körperverletzung und Landfriedensbruch zu begehen. Damit ist jedoch nicht die allgemeine Friedenspflicht des Bürgers gemeint.36 Vielmehr ist die Verpflichtung erst dann hinreichend bestimmt, wenn Ort und Zeit einer bevorstehenden Begehung der Straftat sowie ihr mögliches Opfer bereits zu konkretisieren sind. Wo dies nicht der Fall ist, kann jedoch nach einer Entscheidung der Großen Kammer des EGMR vom Oktober 2018 ein Präventivgewahrsam unter den Voraussetzungen des Art.5 Abs.1 Satz2 Buchstabe c) Halbsatz 2 EMRK (»Hinderung an der Begehung einer Straftat oder an der Flucht nach Begehung einer solchen«) zulässig sein.37 In dem Fall ging es um drei Männer aus Dänemark, die im Oktober 2009 zu einem Spiel ihrer Fußballnatio­nalmannschaft gegen Schweden in Kopenhagen gereist waren. Ob der Besuch des Fußballspiels tatsächlich der Zweck ihres Besuchs war, zweifelte die Polizei an, da es sich um Angehörige der Hooliganszene handelte und Erkenntnisse über geplante gewaltsame Auseinandersetzungen vorlagen. Daraufhin wurden die drei Dänen für knapp sieben Stunden in Gewahrsam genommen. 

			Der EGMR hielt die Ingewahrsamnahme für rechtmäßig: Zwar setzt Art.5 Abs.1 Satz2 Buchstabe c) Halbsatz 2 EMRK voraus, dass die Freiheitsentziehung »zur Vorführung vor die zuständige Gerichtsbehörde« vorgenommen wird– weshalb die Vorschrift in der Vergangenheit in vergleichbaren Fällen nicht zum Tragen kam–, und war eine solche auch in dem besagten Fall weder erfolgt noch beabsichtigt; jedoch hielt der Gerichtshof eine »flexible Interpretation« der Norm für geboten, wonach sie einer kurzfristigen Inhaftierung zu Sicherheitszwecken nicht im Weg stünde.38 Anderenfalls sei es der Polizei nicht möglich, effektiv für die öffentliche Sicherheit zu sorgen. Im Rahmen der bei präventivpolizeilichen Freiheitsentziehungen gebotenen strengen Verhältnismäßigkeitsprüfung sind schließlich stets mildere Mittel (z.B. die Sicherstellung gefährlicher Gegenstände oder eine einschließende, das heißt enge Begleitung durch Polizeibeamte) in Betracht zu ziehen.39

			2.6	Kartenverkaufsverbot

			Der Kanon fanorientierter polizeilicher Befugnisse im Vorfeld einer sport­lichen Großveranstaltung umfasst zudem ein an die Vereine gerichtetes Kartenverkaufsverbot. Ein solches ordneten im Jahr 2012 die Polizeibehörden in Hamburg gegenüber dem FC St. Pauli an. Sie untersagten dem Verein, Sitz- und Stehplatzkarten für eine bevorstehende Fußballbegegnung gegen den FC Hansa Rostock an Letzteren abzugeben, weil es bei dem Aufeinandertreffen der Zweitligamannschaften in der Vergangenheit immer wieder zu gewalttätigen Auseinandersetzungen von »Problemfans« gekommen und somit eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit gegeben war.

			Eine konkrete Gefährdung der öffentlichen Sicherheit, die ein solches Kartenverkaufsverbot rechtfertigen kann, wird sich bei einem Risiko- beziehungsweise Hochsicherheitsspiel40 oftmals bejahen lassen. Probleme wirft dagegen die Inanspruchnahme eines Vereins auf, der mit dem Kartenverkauf seine verfassungsrechtlich geschützten wirtschaftlichen Interessen wahrnimmt: Zwar sind die Vereine nach den Bestimmungen des DFB verpflichtet, »für ein sportliches Verhalten ihrer Mitglieder und Anhänger vor, während und nach den Spielen Sorge zu tragen«41, und umfasst die Verantwortung des Heimvereins auch die Verpflichtung, die Zuschauer zu einem sportlichen Verhalten anzuhalten. Als mildere Mittel gegenüber einer Begrenzung des Verkaufs der Eintrittskarten kommen aber bei einem »Spiel mit erhöhtem Risiko« nach den DFB-Richtlinien auch eine strikte Trennung der Anhänger in den Zuschauerbereichen durch Zuweisung von Plätzen (»zwangsweise Kanalisierung«), das Einrichten und Freihalten von »Pufferblöcken« (Freiblöcke zwischen gefährdeten Zuschauerbereichen), die Verstärkung des Ordnungsdienstes, insbesondere an den Zu- und Ausgängen der Zuschauerbereiche, im Innenraum der Platzanlage und zwischen den Anhängern verfeindeter Zuschauergruppen, die Durchführung von verstärkten Personenkontrollen, die Begleitung der Gästefans durch Ordner des Gastvereins, der Einsatz eines Stadionsprechers des Gastvereins sowie ein Verbot des Verkaufs von alkoholischen Getränken in Betracht.

			Diese von den Sportvereinen und -verbänden privatrechtlich beschlossenen Sport- und Spielregeln (lex sportiva42) sind zudem vom hoheitlichen Polizeirecht zu trennen. Ein Verein haftet aus polizeirechtlicher Sicht grundsätzlich allein für veranstaltungstypische Gefahren, nicht aber für das gewaltsame Verhalten einzelner Zuschauer oder Zuschauergruppen. Dies sowie der Umstand, dass der Verein eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit durch den Verkauf der Eintrittskarten weder bezweckt noch billigend in Kauf nimmt, spricht auch dagegen, ihn unter Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten in die Haftung zu nehmen. Es bleibt daher nur eine Inanspruchnahme als »Unbeteiligter«, an die die Polizeigesetze– man spricht von einem polizeilichen Notstand– hohe Anforderungen stellen. Gegen die öffentliche Sicherheit selbst nicht gefährdende oder störende Personen dürfen Maßnahmen nur gerichtet werden, wenn auf andere Weise eine gegenwärtige erhebliche Gefahr für die öffentliche Sicherheit nicht abgewehrt oder eine Störung der öffentlichen Sicherheit nicht beseitigt werden kann und soweit die Polizei nicht über ausreichende eigene Kräfte und Mittel verfügt (vgl. §6 ME PolG). Diese Voraussetzungen können im Einzelfall durchaus gegeben sein, wie es bei dem oben angeführten Beispiel aus Hamburg der Fall war. Das zeitgleich stattfindende Volksfest »Hamburger Dom« sowie die besondere Lage des Millerntor-Stadions, das sich als eines der wenigen in Deutschland mitten im Stadtzentrum befindet, rechtfertigten im Jahr 2012 nach Ansicht der Gerichte ausnahmsweise das polizeilich verfügte Kartenverkaufsverbot.43 

			Es verbleiben jedoch erhebliche Zweifel, ob ein polizeiliches Vorgehen gegen jemanden, der die Gefahr nicht verursacht hat, mit einer Maßnahme, die zur Gefahrenabwehr nicht oder nur bedingt geeignet ist (Eintrittskarten können auch anderweitig, anonym oder auf dem Schwarzmarkt erworben werden), der »richtige« Weg ist.

			2.7	Fanmarschverbot

			Mobilität und Sichtbarkeit werden als »zentrale Ultraphänomene«44 charakterisiert. Fanmärsche, beispielsweise vom Bahnhof zum Stadion, zählen insofern zu den jüngeren szenetypischen Herausforderungen, denen sich auch die Polizei stellen muss. Aus ordnungsrechtlicher Sicht ist dabei stets zu klären, ob der Fanmarsch einen Kommunikationszweck verfolgt und beabsichtigt, zu einer bestimmten Frage (Kommerzialisierung des Fußballs, Höhe der Ticketpreise, Positionen des DFB etc.) Stellung zu nehmen. Dies kann im Einzelfall schwer zu beurteilen sein und hängt mit der grundlegenderen Frage zusammen, ob sich eine Ultragruppierung als »politisch« oder »unpolitisch« versteht. Ist ein Kommunikationszweck erkennbar, so kann die Veranstaltung unter den Schutz der grund- und menschenrechtlich verbürgten Versammlungsfreiheit (Art.8GG, Art.11 EMRK) fallen und nur unter den restriktiven Voraussetzungen des Versammlungsrechts45 beschränkt (z.B. durch Festlegung bestimmter Streckenverläufe, Verbot des Tragens uniformähnlicher Kleidung) oder verboten werden.46 Ist dies nicht der Fall, etwa weil nur Hassparolen gegen einen anderen Fußballverein skandiert werden (»Tod und Hass dem SCP!«, »Wollt ihr Verlängerung? Nein! Wollt ihr Elfmeterschießen? Nein! Was wollt ihr denn? Preußenblut! Preußenblut!«),47 handelt es sich nicht um eine Versammlung, sondern eine sonstige Veranstaltung, die nach allgemeinem Polizeirecht zu behandeln ist.

			3	Fazit 

			Jedes Bundesligawochenende stellt die Polizeien von Bund und Ländern vor beträchtliche Herausforderungen, verlangt nach intensiver polizei­taktischer und organisatorischer Vorbereitung und bindet eine Vielzahl an Einsatzkräften, obschon sich Gefahren, die am Spieltag selbst auftreten, kaum noch effektiv verhindern lassen. Polizeiliche Sicherheitsgewährleistung bei Fußballspielen muss daher schon im Vorfeld ansetzen. Das Instrumentarium polizeilicher Maßnahmen in diesem Bereich ist weit gefächert und– wie das analysierte Kartenverkaufsverbot zeigt– längst nicht erschöpft. Dabei fungiert die polizeirechtliche Generalklausel zugleich als Notanker48 und Kreativitätsreserve49. Sie ist jedoch kein Allheilmittel und entbindet die Polizeikräfte nicht von der Wahrung grund- und menschenrechtlicher Anforderungen.
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			Axel Dessecker


			Die Beachtung von Menschenrechten inhaftierter Personen durch Polizei und Strafvollzugsbehörden 

			Situationen, in denen jemand festgenommen und in einem polizeilichen Gewahrsamsraum oder sogar in einem Gefängnis festgehalten wird, unterscheiden sich schon durch die Freiheitsentziehung von Konfrontationen zwischen Polizeibeamten und Bürgern, die auf der Straße oder bei einer Versammlung stattfinden. Haftsituationen sind den Blicken der Öffentlichkeit entzogen. Deshalb sind inhaftierte Personen besonders gefährdet, misshandelt oder sonst in ihren Rechten verletzt zu werden.

			Der vorliegende Beitrag wirft einige Schlaglichter auf typische Gefährdungen von Menschenrechten im spezifischen Umfeld von ­Haftsituationen. Zudem bietet er einen Überblick über spezialisierte Institutionen, um Verstöße gegen Grund- und Menschenrechte inhaftierter Personen zu verhindern, und beleuchtet Situationen, die aus der Sicht der Kontrollorgane hauptsächlich von Bedeutung sind.1

			1	Menschenrechte inhaftierter Personen

			1.1	Die Reichweite des Menschenrechtsschutzes

			Grundrechte zum Schutz inhaftierter Personen finden sich vor allem im Grundgesetz (GG) und in der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK). Nach Art.104 Abs.1GG kann die Freiheit der Person nur »auf Grund eines förmlichen Gesetzes und nur unter Beachtung der darin vorgeschriebenen Formen beschränkt werden«. Festgehaltene Personen dürfen weder seelisch noch körperlich misshandelt werden. Art.3 EMRK ergänzt dies durch ein ausdrückliches Verbot der Folter und der unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung.

			Diese Grund- und Menschenrechte werden durch Vorschriften in den Polizeigesetzen der Länder und des Bundes konkretisiert. Beispielsweise fordert §41 BPolG, dass der Grund einer Festhaltung und die zulässigen Rechtsbehelfe unverzüglich bekannt zu geben sind und dass festgehaltenen Personen nur solche Beschränkungen auferlegt werden dürfen, die der Zweck der Freiheitsentziehung oder die Ordnung im Gewahrsam erfordern. Die Justizvollzugsgesetze der Länder begrenzen die Eingriffe der Vollzugsbehörden in Rechte der Gefangenen und gewährleisten zugleich Möglichkeiten zu Außenkontakten, etwa mit Familienangehörigen.

			Besonders wichtig ist aber, dass Gefangene nicht allein aufgrund ihrer Inhaftierung Rechte verlieren, die sie in Freiheit selbstverständlich wahrnehmen könnten. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat bereits 1972 entschieden, dass auch die Grundrechte von Strafgefangenen nur durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes eingeschränkt werden können.2 Seither hat das Gericht die grundrechtliche Position von Gefangenen in zahlreichen Einzelfallentscheidungen gefestigt.3

			1.2	Beispiele

			Die Freiheitsentziehung birgt vielfältige Möglichkeiten für Verstöße gegen Grundrechte der betroffenen Person, wobei die Abgrenzung zwischen Verstoß und rechtmäßiger Maßnahme mitunter eine schmale Gratwanderung ist. Das Spektrum lässt sich am besten anhand einiger typischer Situationen verdeutlichen.

			Bereits bei einer Festnahme durch die Polizei kann es vorkommen, dass Polizisten körperlichen Zwang anwenden, insbesondere dann, wenn sich eine betroffene Person körperlich widersetzt. In einer solchen Situation ist die Zwangsanwendung gerechtfertigt, wenn sie verhältnismäßig bleibt (z.B. §§39, 15 BPolG; §2 Abs.2 UZwG). Wird jedoch mehr Gewalt angewendet als nötig, zum Beispiel, wenn der Gefangene, nachdem ihm Handschellen angelegt wurden, geschlagen wird, verstößt dieses Verhalten gegen das Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit (Art.2 Abs.2, Art.104 Abs.2GG). Darüber hinaus sieht der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in jeder Gewaltanwendung gegen Gefangene, die nicht wegen des Verhaltens der Betroffenen unbedingt notwendig war, eine Verletzung des Verbots der Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung (Art.3 EMRK).4

			Durchsuchungen festgehaltener Person lässt das Polizeirecht grundsätzlich zu (z.B. §43 Abs.1 Nr.1 BPolG). Die Polizeigesetze sagen– anders als die Strafvollzugsgesetze (z.B. §46 HStVollzG)– hingegen wenig über die Art und Weise einer Durchsuchung.5 Den differenzierten Regelungen des Strafvollzugsrechts kann man jedoch zumindest Hinweise dafür entnehmen, worauf aus grundrechtlicher Sicht zu achten ist, um nicht unrechtmäßig in die Intimsphäre von Gefangenen einzugreifen. Dazu gehört, dass körperliche Durchsuchungen nur durch Personen des gleichen Geschlechts vorgenommen werden dürfen, dass auf das Schamgefühl Rücksicht zu nehmen ist, dass Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung verbunden sind, nur unter strengen Voraussetzungen zulässig sind und dass Polizeibeamte keine Untersuchungen von Körperöffnungen vornehmen dürfen. Das Bundesverfassungsgericht hat mehrfach entschieden, dass Durchsuchungen in Verbindung mit einer Entkleidung einen schwerwiegenden Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht darstellen.6

			Ein dritter Problemkreis betrifft die Verhältnisse der Unterbringung. Hafträume müssen bestimmten Mindestanforderungen genügen, beispielsweise im Hinblick auf ihre Größe und das Vorhandensein sanitärer Anlagen. Zwar beschränken sich die Polizeigesetze auf allgemeine Vorschriften über die Unterbringung, etwa zur Trennung festgenommener Personen von Straf- und Untersuchungsgefangenen (z.B. §41 Abs.3 BPolG). Die Vorschriften des Strafvollzugsrechts sprechen weitere Gesichtspunkte wie Heizung, Lüftung und Fensterfläche an (z.B. §72 Abs.3 HStVollzG). Teilweise konkretere, allerdings rechtlich nicht bindende Forderungen finden sich in den Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen des Europarats.7 Ob die Haftbedingungen im Extremfall so schlecht ausfallen, dass sie mit dem Grundsatz der Menschenwürde (Art.1 Abs.1GG) in Konflikt geraten, ist selbstverständlich eine Frage, die nur aufgrund einer genauen Betrachtung der konkreten Umstände entschieden werden kann.8

			2	Institutionen des Menschenrechtsschutzes

			Der Schutz der Menschen- und Grundrechte inhaftierter Personen gehört zu den selbstverständlichen Aufgaben aller Behörden, die Freiheitsentziehungen durchführen. Besonders wichtig sind darüber hinaus Gerichte und spezialisierte Institutionen des Menschenrechtsschutzes, die im Folgenden kurz vorgestellt werden.

			2.1	Gerichte

			Der gerichtliche Rechtsschutz gegen mögliche Verletzungen von Menschenrechten im Zusammenhang mit Freiheitsentziehungen obliegt in Deutschland in erster Linie den Strafvollstreckungskammern der Landgerichte (§78a GVG; §109 StVollzG). Sie sind zuständig für Anträge auf gerichtliche Entscheidung auf dem Gebiet des Strafvollzugs gegen erwachsene Strafgefangene und gegen Untergebrachte und Maßregelpatienten, gegen die eine freiheitsentziehende Maßregel der Besserung und Sicherung vollzogen wird wie etwa die Sicherungsverwahrung (§66 StGB) oder die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus (§63 StGB). Nach §92 Abs.1 JGG gilt dieses Verfahren auch für den Jugendarrest und den Jugendstrafvollzug, wobei allerdings der Rechtsweg zur Jugendkammer eröffnet ist.

			Im Recht der Untersuchungshaft besteht ein besonderes Rechtsschutzsystem. Gegen Entscheidungen und Maßnahmen im Untersuchungshaftvollzug kann ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt werden. Zuständig ist in der Regel das Haftgericht oder– nach Anklageerhebung– das Gericht des strafrechtlichen Erkenntnisverfahrens (§§119a, 126 StPO).

			Dagegen gehört der Polizeigewahrsam zu den polizeilichen Maßnahmen, gegen die grundsätzlich der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten eröffnet ist. Allerdings ist die Dauer von Freiheitsentziehungen ohne gerichtliche Anordnung durch das Justizgrundrecht des Art.104 Abs.2GG eng begrenzt. Nach den Polizeigesetzen (z.B. §40 Abs.2 BPolG) ist für solche gerichtlichen Entscheidungen das örtliche Amtsgericht zuständig.9

			Die Grund- und Menschenrechte der betroffenen Personen sind von allen Fachgerichten zu beachten (Art.1 Abs.3GG). Nach Erschöpfung des Rechtswegs ist darüber hinaus eine Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht statthaft. Schließlich kann der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte angerufen werden.

			2.2	Europäisches Komitee zur Verhütung von Folter und ­unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT)

			Das CPT10, ein Überwachungsmechanismus, der dem Europarat zugeordnet ist, wurde 1989 durch das Europäische Übereinkommen zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (kurz: Europäische Antifolterkonvention)11 eingerichtet. Es besteht aus 47 Mitgliedern, die von den Mitgliedstaaten des Europarats entsandt werden, aber unabhängig von diesen tätig sind. Es hat insbesondere die Aufgabe, »durch Besuche die Behandlung von Personen, denen die Freiheit entzogen ist«, zu prüfen, »um erforderlichenfalls den Schutz dieser Personen vor Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zu verstärken« (Art.1 Satz2 Antifolterkonvention). Orte der Freiheitsentziehung, die auf diese Weise überwacht werden, sind neben Strafvollzugsanstalten beispielsweise auch Polizeistationen, psychiatrische Kliniken sowie Pflegeheime.

			Gemäß der Europäischen Antifolterkonvention ist den Delegationen überall freier Zutritt zu gewähren, benötigte Informationen sind ihnen zur Verfügung zu stellen. Darüber hinaus sind die Delegationen befugt, sowohl mit Mitarbeitern als auch mit Inhaftierten vertrauliche Gespräche zu führen. Obwohl sich das CPT für seine Besuchsreisen in kleinere Delega­tionen aufteilt und durch ein Sekretariat in Straßburg unterstützt wird, sind seine Kapazitäten begrenzt, weil der Ausschuss für fast alle Staaten Europas (außer Weißrussland) zuständig ist. Das CPT kann Empfehlungen abgeben und in Konsultationen mit den Mitgliedstaaten eintreten, verfügt aber über keine Machtmittel außer– grundsätzlich vertraulichen– Berichten und öffentlichen Erklärungen (Art.10 und 11 Antifolterkonvention). Die Beachtung der CPT-Empfehlungen ist daher immer wieder Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchungen.12

			Vorgesehen sind zwei Arten von Besuchen: Zum einen werden regelmäßige Besuche in jedem Mitgliedstaat durchgeführt, durchschnittlich in einem Turnus von etwa vier Jahren. Diese werden ohne Nennung eines genauen Datums innerhalb des »Besuchsjahres« angekündigt. Daneben kann das CPT aber auch sogenannte Ad-hoc-Besuche abhalten, die vorher nicht bekannt gegeben werden, wenn die Befürchtung besteht, dass Verstöße gegen Menschenrechte in dem jeweiligen Mitgliedstaat begangen werden.13

			Ziel des CPT ist die übergreifende Prävention von Missständen, wobei es allgemein um die Behandlung von Gefangenen geht. Nicht zuständig ist das CPT für Einzelfälle, in denen gegen entsprechende Rechte verstoßen wird. Allerdings werden die Empfehlungen des CPT beispielsweise vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte regelmäßig herangezogen. Sie sind in einer Datenbank dokumentiert.14

			2.3	Nationale Stelle zur Verhütung von Folter

			Ebenso wie das CPT ist die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter eine unabhängige Einrichtung, welche die Umsetzung einer internationalen Konvention gegen Misshandlungen von Gefangenen gewährleisten soll. Anders als beim CPT handelt es sich um einen Präventionsmechanismus, der in Deutschland 2009 im Rahmen des Zusatzprotokolls zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe eingerichtet wurde.

			Wegen des föderalen Aufbaus der Bundesrepublik und unterschied­licher Zuständigkeiten für verschiedene Formen von Freiheitsentziehungen setzt sich die Nationale Stelle aus einer Bundesstelle und einer Länderkommission zusammen. Die Bundesstelle ist zuständig für die Überwachung aller Institutionen, die dem Bund unterstehen, etwa Hafteinrichtungen bei Bundespolizei und Bundeswehr, Transitzonen internationaler Flughäfen und Begleitung von Rückführungsflügen. Die Länderkommission kontrolliert die viel zahlreicheren Einrichtungen auf Länderebene wie zum Beispiel Justizvollzugsanstalten, Polizeidienststellen, Psychiatrien, gerichtliche Vorführzellen und Alten- und Pflegeheime.

			Vorgehensweise und rechtliche Maßstäbe der Nationalen Stelle entsprechen weitgehend denen des CPT.15 In der Regel werden Besuche kurzfristig angekündigt. Der Nationalen Stelle ist ungehinderter und unbeschränkter Zugang zu allen Einrichtungen, betroffenen Personen und diesbezüglichen Informationen zu gewähren, wobei es allein der Nationalen Stelle obliegt, zu entscheiden, welche Einrichtungen aufgesucht werden und mit welchen Personen– sowohl Mitarbeitern als auch Inhaftierten– Gespräche geführt werden.

			Erkenntnisse und Empfehlungen, die sich aus den Besuchen ergeben, werden jeweils in Berichten zusammengefasst, die sowohl der überprüften Einrichtung selbst als auch der zuständigen Aufsichtsbehörde zugehen. Diese haben Gelegenheit zur Stellungnahme und tauschen sich mit der Nationalen Stelle über Umsetzungsmöglichkeiten aus. Darüber hinaus erstellt die Nationale Stelle einen jährlichen Bericht an die Bundesregierung, die Landesregierungen und die Parlamente von Bund und Ländern (zuletzt für das Jahr 2017).16

			Ziel dabei ist es, Haftbedingungen und Behandlung der betroffenen Personen zu verbessern und Verstöße gegen Menschen- und Grundrechte zu verhindern. Ob Verbesserungsvorschläge umgesetzt wurden, kann die Nationale Stelle durch erneute Besuche kontrollieren. Aus wiederkehrenden Empfehlungen, die im Anschluss an die Besuche abgegeben werden, hat die Nationale Stelle Standards für die Polizei und den Justizvollzug entwickelt.17

			3	Gefährdungen der Menschenrechte in Haftsituationen

			Im Rahmen des vorliegenden Beitrags ist kein Raum, alle Einzelfälle von Menschenrechtsverletzungen in Haft zu schildern, die bisher festgestellt worden sind. Für einen Überblick mag es ausreichen, aktuelle und möglicherweise auch in Zukunft bedeutsame Problembereiche zu benennen.

			3.1 Gerichtsentscheidungen

			3.1.1	Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte

			Schon wegen des im internationalen Vergleich umfassend ausgebauten Schutzes von Grundrechten durch das Bundesverfassungsgericht hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte nur wenige Verfahren aus Deutschland zu entscheiden.

			Was das Verbot von Folter und Misshandlungen (Art.3 EMRK) betrifft, so hat der Gerichtshof beispielsweise im Fall Wenner die Verweigerung einer Substitutionsbehandlung in Haft gegenüber einem heroinabhängigen Gefangenen, der nach Scheitern zahlreicher Behandlungsversuche bereits über die Dauer von 17 Jahren vor seinem Haftantritt (und nach der Haftentlassung erneut) substituiert wurde, als Verstoß gegen die Konvention angesehen.18 In der Sache Hellig wurde ein Verstoß gegen Art.3 EMRK darin gesehen, dass der Beschwerdeführer über mehrere Tage ohne Bekleidung in einer Sicherheitszelle untergebracht war.19 In dem bekannten Fall Gäfgen wurde die Androhung massiver Schmerzen während einer polizeilichen Vernehmung, womit der Beschuldigte zur Preisgabe des Aufenthaltsorts des von ihm entführten Kindes veranlasst werden sollte, als Verstoß gegen das Verbot von Folter und Misshandlungen gewertet.20 Der Fall Jalloh betraf die Verabreichung eines Brechmittels zur Erzwingung der Ausscheidung von einem Beschuldigten verschluckter Gegenstände und deren Verwendung als Beweismittel, was der EGMR als Verstoß gegen Art.3 und 6 EMRK angesehen hat.21

			Weitere Entscheidungen des EGMR zu Menschenrechtsverletzungen in Haftsituationen betrafen das Recht auf Freiheit und Sicherheit (Art.5 EMRK). So hat der Gerichtshof beispielsweise in mehreren neueren Entscheidungen Kriterien für die Zulässigkeit des polizeilichen Gewahrsams zur Unterbindung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten aufgestellt.22 Besonders bekannt geworden ist in den letzten Jahren die Rechtsprechung des EGMR zur Ausgestaltung der deutschen Sicherungsverwahrung.23

			3.1.2	Bundesverfassungsgericht

			Wie bereits erwähnt, ist die deutsche Verfassungsrechtsprechung zu Fragen des Strafvollzugs sehr umfangreich.24 Stellvertretend dafür wird hier lediglich auf einige wenige aktuelle Entscheidungen hingewiesen, welche die Vielfalt der erörterten Fragen verdeutlichen.

			Grundsätzlich ergibt sich aus dem Grundgesetz eine staatliche Verpflichtung, den Strafvollzug auf das Ziel auszurichten, Inhaftierten ein zu­­künftiges straffreies Leben in Freiheit zu ermöglichen.25 Das hat das Bundesverfassungsgericht für Gefangene mit langen Strafen bis hin zur lebenslangen Freiheitsstrafe mehrfach betont. Die Vollzugsverwaltung ist danach verpflichtet, schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges entgegenzuwirken und die Lebenstüchtigkeit der Gefangenen zu erhalten.26

			Ein Verstoß gegen die Grundrechte der Art.2 Abs.1 in Verbindung mit Art.1 Abs.1GG kann vorliegen, wenn ein Inhaftierter grundlos in eine andere Haftanstalt verlegt wird.27 Fragen zu körperlichen Durchsuchungen und zur Größe von Hafträumen wurden bereits eingangs angesprochen (siehe Abschnitt 1.2).

			Ferner hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass Strafgefangenen, die sich in medizinischer Behandlung befinden, wie anderen Patienten ein Recht darauf zusteht, ihre Krankenakte in vollem Umfang einzusehen, wenn keine gewichtigen Belange, etwa therapeutische Gründe, dagegen sprechen.28 Und die Verpflichtung zum Nichtraucherschutz be­­steht auch während Freiheitsentziehungen, sie rechtfertigt sich aus dem Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit (Art.2 Abs.2 Satz1GG).29

			Seltener sind verfassungsgerichtliche Entscheidungen zum Polizeigewahrsam; sie betreffen in den letzten Jahren überwiegend das polizeiliche Vorgehen gegen Teilnehmerinnen und Teilnehmer von Demonstrationen und die Möglichkeiten des Rechtsschutzes.30

			3.2	Feststellungen des CPT 2015

			Das CPT hat Deutschland zuletzt im August 2018 besucht; der aktuellste (2017) veröffentlichte Bericht bezieht sich auf einen Besuch im November und Dezember 2015. Aufgesucht wurden damals Polizeidienststellen in Bayern, Berlin, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt, Justizvollzugsanstalten in Bayern, Berlin, Niedersachsen und Thüringen sowie psychiatrische Krankenhäuser in Bayern, Berlin, Brandenburg und Sachsen-Anhalt. Zweck des Besuches war in erster Linie, zu überprüfen, ob Empfehlungen bei früheren Besuchen umgesetzt worden waren.31

			3.2.1	Polizei

			Die im Polizeigewahrsam von der Delegation des CPT befragten oder seit kurzer Zeit entlassenen Personen gaben überwiegend an, mit Respekt behandelt worden zu sein. Vereinzelt– insbesondere von Ausländern und Personen mit psychischen Störungen– wurden jedoch Vorwürfe laut, Opfer exzessiver Gewaltanwendung seitens der Polizei (z.B. Schläge und Tritte, nachdem der Gefangene bereits unter Kontrolle war) geworden zu sein. Positiv bewertete die Delegation die Wahrung grundlegender Rechte und Schutzvorkehrungen gegen Misshandlungen in einzelnen polizeilichen Einrichtungen. In den meisten besuchten Stellen standen den Betroffenen Hinweisblätter in verschiedenen Sprachen zur Verfügung, die über die Rechte festgehaltener Personen aufklären. Allerdings gab es seitens der Inhaftierten auch Beschwerden, dass sie gar nicht oder nur mündlich über Rechte belehrt worden seien, ohne ein Hinweisblatt erhalten zu haben. Weiterhin wurde der Delegation berichtet, dass einige Fälle kurzzeitiger Freiheitsentziehungen nicht dokumentiert worden seien.32

			Das CPT äußerte die Befürchtung, dass das Recht auf Zugang zu einem Anwalt in der Praxis nicht immer gewahrt sei.33 Beispielsweise sei die Vorschrift des §114b Abs.2 Nr.6 StPO zu unbestimmt formuliert, wonach eine Benachrichtigung von Vertrauenspersonen davon abhängig gemacht werden kann, dass der Zweck der strafrechtlichen Ermittlungen nicht gefährdet wird.34 Besonders bei Jugendlichen sah das CPT die Anwesenheit einer Vertrauensperson als notwendig an. Auf anwaltliche Notdienste werde in den Hinweisblättern der Polizei häufig nicht hingewiesen.

			Die Haftbedingungen in den besuchten Einrichtungen wurden für kurzzeitige Inhaftierungen überwiegend als angemessen beurteilt. Gleichwohl hätten in einigen Polizeidienststellen keine Matratzen zur Verfügung gestanden. Eine Möglichkeit für die Inhaftierten, sich im Freien zu bewegen, habe es lediglich in einer der besuchten Polizeieinrichtungen gegeben.35­

			Weiterhin stellte das CPT fest, dass Fixierungen im Rahmen des Polizeigewahrsams zwar seit seinem Besuch im Jahr 2010 rückläufig seien und von den Polizeibehörden mehrerer Bundesländer sogar eingestellt worden seien. Dennoch würden zum Teil noch besorgniserregende Arten der Fixierung praktiziert.36

			3.2.2	Justizvollzug

			In den 2015 besuchten Justizvollzugsanstalten fand das CPT keine Anhaltspunkte, dass Inhaftierte durch das Personal körperlich misshandelt wurden. Auch bestehe kein problematisches Ausmaß an Gewalt unter den Gefangenen. Allerdings habe es in einer Anstalt eine Vielzahl von Beschwerden gegeben, dass das Verhalten und der Sprachgebrauch von Personen des medizinischen Personals gegenüber den Inhaftierten respektlos sei. Zudem habe eine Befragung unter Mitarbeitern ergeben, dass diese häufig nicht wüssten, an wen sie sich wenden können, wenn ihnen Fälle von Fehlverhalten oder Misshandlungen durch Kollegen gegenüber Gefangenen bekannt werden.37 

			Die Haftbedingungen wurden im Hinblick auf Zustand, Größe, Tageslichteinfall und Belüftung in den unter diesem Gesichtspunkt besuchten Anstalten als »generell sehr gut« eingestuft. Auch Arbeitsmöglichkeiten und Freizeitbeschäftigungen für Strafgefangene wurden positiv beurteilt. Vereinzelt wurde allerdings kritisiert, dass Untersuchungsgefangenen »nur in sehr begrenztem Umfang Arbeits- und Berufsausbildungsmöglichkeiten zur Verfügung« standen.

			Hinsichtlich der Gesundheitsfürsorge in den besuchten Justizvollzugsanstalten kam die CPT-Delegation zu dem Ergebnis, dass neu aufgenommene Gefangene in der Regel zwar innerhalb von 24 Stunden einer medizinischen Eingangsuntersuchung unterzogen wurden, deren Qualität – ebenso wie die Dokumentation– jedoch von Einrichtung zu Einrichtung beträchtliche Unterschiede aufgewiesen habe.38 Die psychiatrische Versorgung sei in allen besuchten Einrichtungen sichergestellt gewesen. Doch hätten sich wiederholt größere Schwierigkeiten bei der Verlegung von Insassen mit schwerwiegenden psychischen Störungen in psychiatrische Krankenhäuser gezeigt, die sich teilweise mit der Begründung mangelnder Kapazitäten weigerten, Patienten aus dem Justizvollzug aufzunehmen.39

			Bei den Kontaktmöglichkeiten der Gefangenen mit der Außenwelt stellte das CPT erhebliche Unterschiede zwischen den besuchten Justizvollzugsanstalten fest. Besonders positiv vermerkte die CPT-Delegation, dass teilweise Zugang zu einem Telefon in den Hafträumen bestand. Deutliche Kritik hingegen übte das CPT an der Tatsache, dass in einer Haftanstalt den Gefangenen überhaupt nicht gestattet wurde, Telefonate zu führen. Unterschiedlich gut beurteilt wurden auch die Möglichkeiten für Gefangene, Besuch zu empfangen.40

			3.3	Feststellungen und Empfehlungen der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter

			Im Jahr 2017 besuchte die Nationale Stelle unter anderem drei Einrichtungen der Bundespolizei, 43 Polizeistationen in allen Bundesländern sowie fünf Justizvollzugsanstalten in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin und Sachsen-Anhalt. Darüber hinaus wurden zwei Einrichtungen für Ausreisegewahrsam und Abschiebungshaft besucht und acht Abschiebungsmaßnahmen beobachtet. Damit setzte sich die Nationale Stelle wie in den Vorjahren besondere Schwerpunkte.41

			3.3.1	Polizei

			Was die Bundespolizei betrifft, stellte die Nationale Stelle in ihrem Jahresbericht 2017 positiv heraus, dass auf Fixierungen generell verzichtet wird. Im Vorjahr hatte sie angeregt, den Schutz der Privat- und Intimsphäre zu verbessern. Dies betraf sowohl körperliche Durchsuchungen mit Entkleidung als auch die Verwendung von Türspionen. Die Ausstattung der Hafträume hingegen wurde wenig beanstandet. In Einzelfällen wurden Empfehlungen zur Verbesserung des Tageslichtzugangs und der Ausstattung mit Rauchmeldern ausgesprochen.

			Was die Polizeistationen der Länder betrifft, ergaben sich andere thematische Schwerpunkte.42 Vielfach sah die Nationale Stelle Veränderungsbedarf, was die Einrichtung von Beschwerde- und Ermittlungsstellen anbelangt. Häufig wurden Verbesserungen der Ausstattung von Gewahrsamsräumen und der Gewahrsamsdokumentation vorgeschlagen. Bei einigen Dienststellen wurde die Praxis bei Durchsuchungen mit vollständiger Entkleidung und bei Fixierungen beanstandet. Hinzu kamen Empfehlungen zur Ausstattung mit abwaschbaren und schwer entflammbaren Matratzen, zur Rufanlage, zur Ausstattung mit Rauchmeldern sowie zur Überwachung im Toilettenbereich. Darüber hinaus wurde bemängelt, dass die Polizeibediensteten in den Gewahrsamsbereichen einiger Dienststellen Schusswaffen trugen.

			3.3.2	Justizvollzug

			In den im Jahr 2017 besuchten Einrichtungen des Justizvollzugs stellte die Nationale Stelle teilweise Zustände fest, die die Menschenwürde verletzen. Einige Missstände wurden auf unzureichende bauliche Gegebenheiten wie die Gestaltung und Größe der Hafträume zurückgeführt. Drei der besuchten Anstalten oder Teilanstalten wurden für einen zeitgemäßen Strafvollzug insgesamt als ungeeignet angesehen.

			Gegenüber zwei der besuchten Vollzugsanstalten wurden Empfehlungen zur Praxis körperlicher Durchsuchungen mit Entkleidungen ausgesprochen, in mehreren Einrichtungen solche zum Schutz der Intimsphäre der Inhaftierten.43

			4	Zusammenfassung und Ausblick

			Der Überblick macht deutlich, dass der Schutz von Menschenrechten inhaftierter Personen vielfältige Aspekte aufweist. Das ist zunächst schlicht darauf zurückzuführen, dass Grund- und Menschenrechte als Abwehrrechte gegenüber staatlichen Eingriffen umfassend ausgebaut sind und es keinen Lebensbereich gibt, der von ihrer Geltung ausgenommen ist. Umgekehrt führen Freiheitsentziehungen durch Polizei oder Justiz nicht selten dazu, dass in Freiheit selbstverständliche Handlungsspielräume erst beantragt und im Zweifel erstritten werden müssen. Denn eine Inhaftierung kann in einem Rechtsstaat nicht bedeuten, dass den betroffenen Personen eine grundsätzlich andere oder schlechtere Rechtsposition zusteht als Personen, die nicht inhaftiert sind.

			Es ist kein Zufall, dass das Bundesverfassungsgericht so zahlreiche Verfahren aus dem Justizvollzug zu entscheiden hat. Dass es dagegen seltener Entscheidungen zum Polizeigewahrsam treffen muss, dürfte hauptsächlich mit dessen kurzer Dauer zusammenhängen. Trotz eines gut ausgebauten Rechtsschutzes durch die Fachgerichte sieht sich das Bundesverfassungsgericht immer wieder aufgerufen, in Einzelfällen für die Wahrung von Grund- und Menschenrechten zu sorgen.

			Das Europäische Komitee zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT) und die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter stehen für ein anderes Konzept des Menschenrechtsschutzes. Ihre Aufgabe ist nicht die Durchsetzung individueller Rechte, sondern die präventive Beobachtung und Kontrolle von Orten der Freiheitsentziehung. Daher zielen ihre Besuche und Dokumentationen auf die Wahrung von Grund- und Menschenrechten für inhaftierte Personen und die Einhaltung solcher Haftbedingungen, unter denen ein würdiges Leben möglich ist. Kern ihrer Arbeit ist nicht die Frage, ob im Einzelfall ein rechtswidriger Eingriff im juristischen Sinn vorliegt. Ihnen geht es vielmehr um die Entwicklung und Durchsetzung struktureller Standards, um erst gar keine Situationen entstehen zu lassen, in denen darüber diskutiert werden muss, ob ein Fehlverhalten seitens der Polizei oder Justiz vorliegt und wie dieses rechtlich zu bewerten ist.

			Gerichte und Präventionsmechanismen sind zwar voneinander unabhängig, bauen aber auf den Arbeitsergebnissen der jeweils anderen Institutionen auf und ergänzen sich wechselseitig. So verwertet das CPT in seinen Stellungnahmen die Berichte der Nationalen Stelle.44 Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte greift auf die Stellungnahmen des CPT zurück.45 Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden, dass die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte auf der Ebene des Verfassungsrechts als Auslegungshilfe für die Bestimmung von Inhalt und Reichweite von Grundrechten heranzuziehen ist.46 Das bedeutet nicht, dass der Schutz der Menschenrechte inhaftierter Personen nicht noch verbessert werden könnte. 

			Menschenrechtsbildung ist ein bedeutsamer Ansatz, künftige und aktive Polizei- und Justizvollzugsbedienstete auf dem Gebiet der Prävention gegen Fehlverhalten zu schulen.47 Institutionell sind in Deutschland die Einrichtung und der vorsichtige Ausbau der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter wichtige Schritte zur Etablierung eines wirksamen Präventionsmechanismus. Dennoch ist diese Stelle weiterhin auf ehrenamtliche Arbeit angewiesen und ihr Budget bleibt recht beschränkt. Da sie Beschwerden in Einzelfällen nicht nachgehen kann, empfiehlt sich die Einrichtung unabhängiger Beschwerde- und Ermittlungsstellen, an die sich sowohl ­Inhaftierte oder ihre Angehörigen wie auch Polizisten oder Vollzugsbedienstete wenden können, die Kenntnis von Misshandlungen oder Fehlbehandlungen gegenüber Inhaftierten haben. Solche Stellen wurden bereits in einigen Bundesländern eingerichtet.48 

			Anmerkungen

			Alle im Folgenden angegebenen Internetquellen wurden am 08.03.2019 zuletzt aufgerufen.
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			Flüchtlinge und Grenzschutz 

			1	Grenzüberschreitende Flucht und Migration

			Auf der Suche nach Asyl1 und Schutz überschreiten geflüchtete Menschen oftmals Staatsgrenzen.2 Diese sind– wie die Staaten selbst– das Produkt politischer Herrschaft und rechtlicher Regelungen. Staatsgrenzen dienen der Abgrenzung von staatlichen Macht- und Einflusssphären beziehungsweise Geltungsbereichen nationalen Rechts, von Volkswirtschaften und Gesellschaften.3 Die Staatsgrenze ist im Rechts aber nicht nur aufgrund dieser Abgrenzungsfunktion relevant. Vielmehr bildet sie als Ort des Grenzübertritts auch das Eintrittstor grenzüberschreitender Migration, was den sachlichen Anwendungsbereich des (staatlichen, europäischen und internationalen) Migrationsrechts eröffnet. Inwiefern ein Staat sich für grenzüberschreitende Migration öffnet oder sich dieser verschließt, kann er– kraft der ihm zustehenden »Territorialhoheit«4 als Ausdruck seiner Souveränität– grundsätzlich selbst entscheiden. Dieses Entscheidungsrecht schließt auch die Befugnis ein, Grenzen– etwa gegen irreguläre Migration– zu schützen. 

			Diese »Grenzschutzbefugnis« der Staaten ist inzwischen jedoch durch völker- und– im Falle der EU-Mitgliedstaaten– durch ­europarechtliche Regelungen überlagert. So haben insbesondere das Schengener Übereinkommen vom 14. Juni 1985 und das Schengener Durchführungsübereinkommen (SDÜ) vom 19. Juni 19905 zur Entstehung eines europäischen Migrationsraumes6 geführt, der sich einerseits durch einen weitgehenden Wegfall von Binnengrenzkontrollen und andererseits durch eine gemeinsame Kontrolle der Außengrenzen auszeichnet. Die hierdurch verbundenen Einschränkungen der »Grenzschutzbefugnisse« der Schengen-Staaten sollten mit dem Vertrag von Amsterdam von 1998 kompensiert werden,­ der vorsah,­ die EU zu einem »Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts« (heute: Art.67 ff. EUV) zu machen. Seither stehen der EU erstmals Rechtssetzungskompetenzen auf den Gebieten der Strafverfolgung, des Grenzschutzes sowie der Asyl- und Einwanderungspolitik zu. Diese sind mit dem am 1. Dezember 2009 in Kraft getretenen Vertrag von Lissabon zur institutionellen Reform der EU insofern erheblich erweitert worden, als die EU sich seither unter anderem Regeln für ein integriertes Grenzschutzsystem an den Außengrenzen und ein Gemeinsames Europäisches Asylsystem (GEAS) geben darf.

			Die Staatsgrenze ist aber auch zunehmend zu einem Ort geworden, an dem menschenrechtliche Verbürgungen gewährt werden. Einen Meilenstein markierte Art.33 der im Juli 1951 verabschiedeten Genfer Flüchtlingskonvention (GFK), der ein Verbot der Abschiebung und Zurückweisung von Flüchtlingen an der Grenze enthält (»Non-Refoulement-Gebot«, auch »Non-Refoulement-Prinzip« genannt). Das Seerechtsübereinkommen (SRÜ) der Vereinten Nationen von 1994 postuliert in Art.98 ein Gebot der Seenotrettung.7 Darüber hinaus sind bei der Einreiseentscheidung auch familiäre Belange (Art.6GG, Art.8 EMRK) zu berücksichtigen. Viele dieser menschenrechtlichen Bestimmungen sind bereits einfachgesetzlich oder durch europäisches Recht konkretisiert worden.

			Aus Sicht der mit dem Grenzschutz betrauten Polizeibeamtinnen und -beamten stellt der Umgang mit Flüchtlingen und ­Schutzsuchenden eine Aufgabe dar, deren Schwierigkeit vor allem daraus resultiert, dass sowohl der Grenzübertritt als auch seine Verweigerung seitens der Polizei gegen geltendes Recht verstoßen kann. Auf der einen Seite ist die Polizei gehalten, die Grenzen zu schützen und irreguläre Zuwanderung zu verhindern;auf der anderen Seite dürfen Personen, die um Asyl oder ­internationalen Schutz nachsuchen, aufgrund des Non-Refoulement-Gebotes nicht einfach zurückgewiesen werden. Welche Anforderungen das Recht an die betroffenen Polizeibeamtinnen und -beamten stellt, hängt jeweils von den Umständen des Einzelfalles ab. Erschwerend für die Feststellung der rechtlich erheblichen Tatsachen ist vor allem, dass eine Vielzahl von Flüchtlingen nicht über gültige Reise- oder Personenstandsdokumente oder sonstige Unterlagen verfügt, anhand derer sie ihre Identität nachweisen könnten. Ein Visumsverfahren, in dem die für die Einreise maßgeblichen Voraussetzungen geprüft wurden, haben die allerwenigsten durchlaufen. Vor diesem Hintergrund soll im Folgenden dargestellt werden, wie das Recht mit dieser Problematik an der Grenze umgeht.

			2	Die Grenze als Kriterium des Migrations- und Flüchtlingsrechts

			Die Staatsgrenze ist sowohl in aufenthalts- als auch asylrechtlicher Hinsicht ein besonders relevanter Ort. Wird sie von ausländischen Personen, die nicht vom Anwendungsbereich des Aufenthaltsgesetzes ausgenommen sind8, überschritten, findet nach §13 AufenthG eine Einreise in das Bundesgebiet statt. Diese ist grundsätzlich nur zulässig, wenn die einreisende ausländische Person im Besitz eines Aufenthaltstitels (z.B. eines Visums oder einer Aufenthaltserlaubnis) ist. Fehlt der Aufenthaltstitel, liegt grundsätzlich eine illegale Einreise (§14 AufenthG) vor. Das berechtigt die Polizei nach §15 AufenthG zur Zurückweisung der betreffenden Personen (zu den abweichenden Regelungen des Asylrechts siehe im Folgenden den Abschnitt 2.2). Dass dies in der Praxis vergleichsweise selten vorkommt, dürfte vor allem dem »mehrstufigen Kontrollregime«9 geschuldet sein, das vom europäischen und deutschen Migrationsrecht errichtet wird. So dürfen Angehörige der meisten Staaten10 ohnehin nur in das Bundesgebiet einreisen, wenn sie zuvor ein Visum bei den zuständigen Auslandsvertretungen beantragt haben. Eine weitere »Grenze im Ausland«11 stellen oftmals die Beförderungsunternehmen (wie z.B. Fluggesellschaften) dar, die kraft der EU-Richtlinie 2001/51/EG vom 28. Juni 2001 (sogenannte Rückbeförderungsrichtlinie) verpflichtet sind, Passagiere ohne gültigen Aufenthaltstitel auf eigene Kosten zurückzubefördern. Erst hieran schließt sich dann die eigentliche, das heißt staatliche Grenzkontrolle an. Deren konkrete Ausgestaltung hängt davon ab, ob eine Außengrenze der EU oder eine Binnengrenze innerhalb des Schengen-Raumes überschritten werden soll (zu dieser Unterscheidung siehe im Folgenden die Abschnitte 2.1 und 2.2).

			2.1	Flüchtlinge an der EU-Außengrenze

			Die oben in Abschnitt 1 skizzierte Herausbildung eines europäischen Grenzregimes hat dazu beigetragen, dass die Staatsgrenze– früher »zen­traler Ort für die Überwachung des Migrationsgeschehens«12– vor allem dort noch kon­trolliert wird, wo sie zugleich eine Außengrenze13 des »Schengen-­Raumes« markiert. Praktisch besonders bedeutsam ist dabei die ­Kontrolle der süd­lichen und südosteuropäischen Außengrenzen, da die meisten Drittstaatsangehörigen auf diesem Wege in die EU einreisen. Deutschland ist hingegen nur von Binnen-, nicht aber von Außengrenzen der EU umgeben. Diese »Externalisierung« des Grenzschutzes auf die »äußeren« EU-Mitgliedstaaten ist von Art.77 AEUV vorgegeben, der einerseits– zur Durchsetzung­ des Binnenmarktes– einen Wegfall der Binnengrenzen anordnet und andererseits– als Kompensation für den hierdurch bedingten Steuerungsverlust der Mitgliedstaaten– die Entwicklung einer gemeinsamen Außengrenzkontrolle. 

			Hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung der Außengrenzkontrolle hat die EU einen weiten Beurteilungsspielraum. Allerdings darf sie sich nicht nur vom Ideal einer möglichst effektiven Grenzkontrolle leiten lassen. Vielmehr muss der europäische Grenzschutz auch zu einer »angemessenen Behandlung von Drittstaatsangehörigen« (Art.67 Abs.2 AEUV) führen, das heißt zu einer Achtung ihrer Grundrechte. Im Einzelnen gewährt Art.77 Abs.2 Buchstabe b) AEUV der EU eine Rechtssetzungskompetenz für die Verwaltungszusammenarbeit und den Datenaustausch im Rahmen der Außengrenzsicherung, während andere Maßnahmen der Außengrenzsicherung nach Art.77 Abs.2 Buchstabe d) AEUV erlassen werden können.

			Gestützt auf diese Rechtsgrundlage hat der Rat der EU im Oktober 2004 die sogenannte Frontex-Verordnung (EG) 2007/2004 »zur Errichtung einer Europäischen Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen der Europäischen Union« erlassen. Damit wurde die rechtliche Grundlage für die Einrichtung der Europäischen Agentur zum Schutz der Außengrenzen (Frontex von franz. »frontières extérieures« = Außengrenzen) geschaffen, die ihren Sitz in Warschau erhielt. Die Aufgabe der Agentur, die 2005 ihre Arbeit aufnahm, bestand im Wesentlichen darin, die– von den »äußeren Mitgliedstaaten« durchzuführenden– Grenzkontrollen zu koordinieren und durch technische Begleitmaßnahmen zu unterstützen. Auch wenn Frontex also nicht selbst über Grenzschutztruppen verfügt, ist die Agentur doch zu einem Synonym für das ­Schlagwort »Festung Europa« geworden.14 2014 wurde die Frontex-Verordnung dann durch die Verordnung (EU) Nr.656/2014 (auch »Seeaußengrenzenverordnung« genannt) vom 14. Mai 2014 ergänzt, die vor allem Fragen der Seenotrettung regelt. Zwei Jahre später wurde Frontex mit der Verordnung (EU) 2016/1624 vom 14. September 2016 in »Europäische Grenz- und Küstenwache« umbenannt. Die Aufgaben und Zuständigkeiten der Agentur blieben jedoch weitgehend unverändert. Am Beispiel von Frontex zeigt sich abermals das Dilemma, dass sich die Aufgaben des Grenzschutzes und der Gewährung fundamentaler Menschenrechte oftmals nur schwer in Einklang bringen lassen.15

			2.2	Flüchtlinge an der Bundesgrenze

			Auch wenn das europäische Recht in Gestalt der Verordnung (EU) 2016/399 »über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen«, kurz »Schengener Grenzkodex«, den weitgehenden Wegfall der Binnengrenzkontrollen und damit die Freizügigkeit innerhalb des »Schengen-Raumes« vorsieht, bleibt es den Mitgliedstaaten unbenommen, den Grenzübertritt von Migranten und Flüchtlingen (unter Beachtung völker- und europarechtlicher Vorgaben) zu regeln. 

			Das deutsche Asylverfahrensrecht unterscheidet dabei zwischen der Einreise auf dem Land- und auf dem Luftweg, wobei erstere den Regel- und letztere den Ausnahmefall darstellt. Im Falle einer Einreise über den Landweg wird das Asylverfahren durch das Stellen eines sogenannten Asylgesuchs (§13 AsylG) eingeleitet. Dabei handelt es sich um den schriftlich, mündlich oder anderweitig bekundeten Willen einer Person, Schutz vor Verfolgung (§§3-3e AsylG) oder einem drohenden ernsthaften Schaden (§4 AsylG) zu finden. Zur Entgegennahme dieses Asylgesuchs sind die Bundespolizei als zuständige Grenzschutzbehörde (§13 Abs.3, §§18, 18a AsylG), die Polizeien der Länder (§19 AsylG) und die Ausländerbehörden zuständig. In aller Regel werden die genannten Behörden durch das Asylgesuch dazu verpflichtet, die Schutz suchenden Personen in eine Erstaufnahmeeinrichtung (§47 AsylG) zu verbringen, von wo sie schließlich ihren formellen Asylantrag (§14 AsylG) bei einer Außenstelle des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) stellen können. 

			Ein anderes Verfahren sieht jedoch §18 Abs.2 AsylG vor. Danach ist einer um internationalen Schutz nachsuchenden Person die Einreise zu verweigern, 

			
					wenn die Person aus einem sicherem Drittstaat16 einreist, 

					wenn ein anderer Mitgliedstaat nach Maßgabe der Verordnung (EU) Nr.604/2013 (Dublin-III-Verordnung)17 für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist oder 

					die Person eine Gefahr für die Allgemeinheit darstellt. 

			

			An dieser Regelung entzündete sich zu Beginn des Jahres 2016 eine grundlegende Diskussion18 über die Frage der Rechtmäßigkeit der Aufnahme hunderttausender Flüchtlinge, die im Zuge der sogenannten Flüchtlingskrise über die südlichen und östlichen Nachbarstaaten nach Deutschland migrierten. Hiergegen sprach sich insbesondere der ehemalige Bundesverfassungsrichter Udo di Fabio in einem Rechtsgutachten für die Bayerische Staatsregierung aus. Danach seien die Polizeien von Bund und Ländern nicht nur verpflichtet, Schutzsuchende in den Fällen des §18 Abs.2 AsylG zurückzuweisen, sondern auch von Verfassungs wegen gehalten, effektive Grenzkontrollen einzuführen. Dem stehe auch das EU-Recht nicht entgegen, da sowohl das Schengener als auch das Dublin-Recht systematische Schwachstellen aufwiesen, die nun durch nationale ­Grenzkontrollen geschlossen werden müssten.19 Dieser Auffassung wurde jedoch unter anderem entgegengehalten20, das (dem nationalen Recht vorrangige) EU-Recht zu ignorieren. So schreibe das in der Dublin-III-VO niedergelegte Verfahren den Mitgliedstaaten vor, Personen, die um internationalen Schutz nachsuchen, zunächst einmal vorübergehend zwecks Durchführung eines Asylverfahrens unter Ermittlung des zuständigen Mitgliedstaates (»Dublin-Prüfung«) aufzunehmen. Diese Pflicht werde auch von §18 Abs.4 Nr.1 AsylG vorausgesetzt, wonach von der Zurückweisung von Personen, die aus einem sicheren Drittstaat einreisen, unter anderem dann abzusehen ist, wenn die Bundesrepublik nach Maßgabe des Völker- und Europarechts für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist. Eine solche Zuständigkeit kann sich unter anderem dadurch ergeben, dass sich die Einreise aus einem sicheren Drittstaat nicht beweisen lässt oder die Bundesrepublik von dem ihr nach Art.17 Abs.1 Dublin-III-VO zustehenden Selbsteintrittsrecht21 Gebrauch gemacht, also das Asylverfahren »an sich gezogen« hat.22 Für die Einreise über den Luftweg, die in Deutschland den Ausnahmefall darstellt, gilt dagegen ein spezielles sogenanntes Flughafenverfahren (§18a AsylG). Danach ist das Asylverfahren ausnahmsweise noch vor der Einreise in das Bundesgebiet durchzuführen, das heißt innerhalb der Transitzone des Flughafengebäudes.23

			3	Polizeirechtliches Handlungsregime

			Bislang war von den mit dem Grenzschutz betrauten Polizeibeamtinnen und -beamten stets als von »der Polizei« die Rede. Tatsächlich ist jedoch hinsichtlich der Aufgaben zwischen der Bundespolizei und den Polizeien der Länder zu unterscheiden. Dabei ist zunächst festzuhalten, dass die Aufgabe des Grenzschutzes nicht nur in die (ausschließliche) Gesetzgebungs- (vgl. Art.73 Nr.5GG), sondern gemäß Art.87 Abs.1 S.2GG auch in die Verwaltungskompetenz des Bundes fällt. Hierdurch erklärt sich, weshalb der Bundesgesetzgeber die Aufgabe des Grenzschutzes auf die Bundespolizei übertragen hat. So »obliegt« dieser nach §2 Abs.1 BPolG »der grenzpolizeiliche Schutz des Bundesgebietes (Grenzschutz), soweit nicht ein Land im Einvernehmen mit dem Bund Aufgaben des grenzpolizeilichen Einzeldienstes mit eigenen Kräften wahrnimmt«. Von der Möglichkeit des genannten Einvernehmens mit dem Bund haben bislang etwa die Länder Hamburg und Bremen für den Seehafen sowie der Freistaat Bayern Gebrauch gemacht.24 Nimmt ein Land Grenzschutzaufgaben wahr, richtet sich die Durchführung gemäß §2 Abs.4 BPolG nach dem jeweiligen Landespolizeigesetz.

			Unabhängig von der Wahrnehmung konkreter ­Grenzschutzaufgaben stehen den Ländern jedoch sowohl die Gesetzgebungs- (Art.70 Abs.1GG) als auch die Vollzugskompetenz (Art.87 Abs.1GG) für das allgemeine Gefahrenabwehrrecht zu. Damit ist die Abwehr von Gefahren, die nicht durch den irregulären Grenzübertritt (also durch eine Verletzung des oben beschriebenen Grenzregimes) verursacht werden, aber mit ihm im Zusammenhang stehen (z.B., weil der Einreisende eine Waffe bei sich führt oder aber selbst schwer verletzt ist), Aufgabe der Länder. Zur Abwehr dieser Gefahren steht den Landespolizeien das volle, in dem jeweils für sie maßgeblichen Landespolizeigesetz festgeschriebene Arsenal an Handlungsmöglichkeiten zur Verfügung. Zu denken ist etwa an eine Identitätsfeststellung, eine Beschlagnahme und Sicherstellung gefährlicher Gegenstände oder eine vorübergehende Ingewahrsamnahme der einreisenden Person(en). Die der Bundespolizei zur Verfügung stehenden »Standardmaßnahmen« finden sich in §§14 ff. BPolG. Sie entsprechen in ihrer Struktur den Befugnissen der Länderpolizeien.25

			Voraussetzung für ein Einschreiten– sowohl der Bundespolizei nach dem BPolG als auch der Länderpolizeien nach dem jeweiligen Landespolizeigesetz– ist das Vorliegen einer Gefahr26 für die öffentliche Sicherheit27 oder Ordnung28, wobei die Bundespolizei ausschließlich für den Ausschnitt der öffentlichen Sicherheit zuständig ist, der ihr spezialgesetzlich, etwa durch §2 BPolG, zugewiesen ist. Auf das Vorliegen einer »Gefahr« für ein polizeiliches Schutzgut– etwa die Gefahr einer illegalen Einreise im Sinne von §95 Abs.1 Nr.3 i. V. m. §14 Abs.1 Nr.1 oder 2 AufenthG– darf jedoch nur aufgrund konkreter Anhaltspunkte geschlossen werden, nicht also etwa allein aufgrund der Hautfarbe einer Person (sogenanntes Racial Profiling)29. Kommt als polizeiliches Schutzgut jedoch der Schutz des Grenz- und Einreiseregimes in Betracht, sind die handelnden Polizeibeamten vor dem Ergreifen polizeilicher Standardmaßnahmen verpflichtet, Kontakt mit den Ausländerbehörden beziehungsweise dem BAMF aufzunehmen, um sich über die aufenthalts- und asylrechtliche Lage zu informieren.

			Liegt jedoch eine konkrete Gefahr für ein nicht grenzschutzbezogenes Schutzgut vor (z.B., weil die einreisende Person eine Waffe bei sich trägt oder aber selbst verletzt ist), darf die Bundespolizei auf die in §§14ff. BPolG und die Landespolizei auf die im jeweiligen Landespolizeigesetz niedergelegten Standardbefugnisse zurückgreifen. Erfordert eine Situation von der Bundes- oder Landespolizei ein Handeln, das nicht von den Standardbefugnissen gedeckt wird, kommt ein Handeln auf Grundlage der »polizeilichen Generalklausel« (§14 BPolG bzw. Entsprechung in den Landespolizeigesetzen) in Betracht. Allerdings muss die Durchführung der gewählten Maßnahme– unabhängig von der Rechtsgrundlage– stets dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechen.

			4	Menschenrechtliche Gewährleistungen

			Sowohl die gesetzliche Regelung des Grenzschutzes als auch der konkrete Vollzug durch die Polizeien von Bund und Ländern wird durch menschenrechtliche Gewährleistungen aus dem Völker-, Europa- und Verfassungsrecht überlagert. Während die Gewährleistungen des Grundgesetzes typischerweise erst zur Anwendung gelangen, wenn sich die Asyl- und Schutzsuchenden bereits im Bundesgebiet aufhalten, wird ihre Rechtsstellung an der Grenze vor allem durch das Völker- und Europarecht geregelt. 

			4.1	Menschenrechtliche Gewährleistungen an der Grenze

			Zu den wohl größten Errungenschaften des internationalen Flüchtlingsrechts gehört das Non-Refoulement-Gebot aus Art.33 Nr.1 GFK (siehe Abschnitt 1). Dieses verpflichtet die derzeit 145 Staaten, welche der ­Genfer Flüchtlingskonvention und/oder dem Zusatzprotokoll von 196730 beigetreten sind, dazu, einen Flüchtling nicht in Staaten aus- oder ­zurückzuweisen, »in denen sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeugung bedroht sein würde«. Dies begründet ein Verbot, Personen, die um Flüchtlingsschutz nachsuchen, an der Grenze zurückzuweisen. Auch wenn vielerorts betont wird, dass weder das internationale noch das deutsche Recht ein »Menschenrecht auf Einreise« kennen würden, so folgt aus Art.33 GFK jedoch ein Menschenrecht auf einen vorübergehenden Aufenthalt zwecks Durchführung eines Asylverfahrens31– was notwendigerweise ein Recht auf Einreise einschließt. 

			Das Non-Refoulement-Gebot ist neben dem internationalen Völkerrecht auch im regionalen Menschenrechtssystem der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) anerkannt. So hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) im Jahr 2012 in einer aufsehenerregenden Entscheidung32 aus dem in Art.3 EMRK normierten Verbot der unmenschlichen und erniedrigenden Behandlung ein Zurückweisungsverbot abgeleitet, welches– und dies war der eigentliche Grund des Aufsehens– auch dann Anwendung finde, wenn ein an die EMRK gebundener Staat außerhalb des eigenen Staatsgebietes, etwa auf hoher See, handelt. Zuvor war diese extraterritoriale Anwendbarkeit der EMRK durchaus umstritten. Seit der Entscheidung des EGMR ist jedenfalls für den Anwendungsbereich der EMRK anerkannt, dass sogenannte Push-back-Operationen, wie sie etwa von den europäischen Mittelmeeranrainerstaaten unter Koordinierung von Frontex (bzw. der Europäischen Grenz- und Küstenwache) praktiziert werden, gegen Art.3 EMRK verstoßen, wenn dadurch den zurückgedrängten »Bootsflüchtlingen« die Möglichkeit genommen wird, einen Antrag auf Gewährung internationalen Schutzes zu stellen. Dieser Grundsatz findet sich inzwischen auch im EU-Recht, namentlich in Art.21 Abs.1 Richtlinie 2011/95/EU vom 13. Dezember 2011 (auch als »Qualifikationsrichtlinie« oder »Anerkennungsrichtlinie« bezeichnet) sowie im 3. Erwägungsgrund der Dublin-III-VO. Demgemäß sind Polizeibeamte– unabhängig davon, ob sie an der Bundesgrenze oder im Bundesgebiet im Einsatz sind– gleich in mehrfacher Hinsicht (nämlich aufgrund von GFK, EMRK und Europarecht) verpflichtet, Asyl- und Schutzsuchenden zunächst einen vorübergehenden Aufenthalt im Bundesgebiet zwecks Durchführung eines Asylverfahrens zu gewähren. Diese Entwicklung ist für das deutsche Recht vor allem insofern von Bedeutung, als das EU-Recht– im Gegensatz zum Völkerrecht– in Deutschland unmittelbar anwendbar ist und sogar Anwendungsvorrang genießt.

			4.2	Menschenrechtliche Gewährleistungen nach Überschreiten der Grenze

			Haben Asyl- und Schutzsuchende bereits die Bundesgrenze passiert, so ist der deutsche Staat nicht nur verpflichtet, verfassungswidrige Grundrechts­eingriffe zu unterlassen. Vielmehr ist er von Verfassungs wegen verpflichtet, die durch das Grundgesetz gewährleisteten Menschenrechte aktiv zu schützen. Diese verfassungsrechtliche Schutzpflicht verlangt vom deutschen Staat etwa das aus der Menschenwürdegarantie des Art.1 Abs.1 in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Art.20 Abs.1GG folgende33 Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums durch die Gewährung von Sozialleistungen zu realisieren, die neben der physischen Existenz auch ein Minimum an sozialer und kultureller Teilhabe ermöglichen. Ferner ist dem Schutz von Ehe und Familie (Art.6GG, Art.8 EMRK) durch angemessene Bestimmungen zum Familiennachzug beziehungsweise zur Wahrung des Familienverbandes während des Asylverfahrens zu entsprechen. Weitere relevante Menschenrechte sind der Gesundheitsschutz (der über eine reine Symptombehandlung hinausgeht) und elementare Verfahrensrechte. Wird den Antragstellern Flüchtlingsschutz oder subsidiärer Schutz zuerkannt, steht ihnen nach Maßgabe der Qualifikations-RL 2011/95/EU unter anderem ein Recht auf Freizügigkeit, auf Bildung und Erwerbsteilnahme zu.

			5	Fazit und Ausblick

			Vor dem Hintergrund des oben skizzierten Rechtsrahmens führen die menschenrechtlichen Gewährleistungen des Völker- und Europarechts dazu, dass der Konflikt zwischen einer Zurückweisung zur Wahrung des Grenzschutzes und einer menschenrechtlich gebotenen (mindestens vorübergehenden) Aufnahme von Asyl- und Schutzsuchenden eindeutig zugunsten der letzteren Option aufzulösen ist. 

			Es wäre menschenrechtswidrig, wenn sich Beamte der Bundes- oder Länderpolizeien eigenmächtig über die völker- und europarechtlichen Gewährleistungen hinwegsetzen und Asyl- und Schutzsuchende dadurch um die ihnen zustehende Chance auf Durchführung eines Asylverfahrens bringen würden. Ob ein solches Asylverfahren in Deutschland oder einem anderen, nämlich dem kraft Dublin-III-Verordnung (siehe oben Abschnitt2.2) zuständigen Mitgliedstaat durchgeführt werden muss, ist nicht von der Grenzpolizei festzustellen, sondern auf der Grundlage aller vorhandenen Tatsachen vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF). Grenzschutz und Flüchtlingsschutz sind danach Aufgaben, die zwar in einem inhaltlichen Zusammenhang stehen, aber von unterschiedlichen Behörden in unterschiedlichen (nämlich zeitlich nachgelagerten) Verfahren wahrzunehmen sind. Beide Verfahren und Entscheidungsmaßstäbe dürfen nicht durcheinandergebracht werden. Gerade der Zuwachs an Asyl- und Schutzsuchenden verlangt nach effektiven Vorkehrungen staatlicherseits, um die Menschenrechte auch und gerade in »Krisenzeiten«, für die sie ja gedacht sind, zu schützen.

			Derzeit deutet viel darauf hin, dass der Grenzschutz und mit ihm die Migrationskontrolle in der EU auch in Zukunft immer weiter »externalisiert«34 werden, indem zunehmend sogar Drittstaaten in das Grenzschutz- und Migrationskontrollsystem eingebunden werden. Dies zeigen etwa die Abkommen der EU mit der Türkei (2016) und Libyen (2017) sowie die Einrichtung sogenannter Hotspots zur Durchführung von Asylverfahren in Drittstaaten, was in menschenrechtlicher Sicht auf fundamentale Bedenken stößt.35 Sollten diese Bedenken von den europäischen Gerichten geteilt werden, hätte dies wohl eine Eindämmung der Externalisierungstendenzen und folglich eine »Re-Internalisierung« des Flüchtlings-, aber auch des Grenzschutzes zur Folge. Ob der Grenz- und Flüchtlingsschutz in Zukunft also eher externalisiert oder re-internalisiert wird, hängt davon ab, wie stark sich die Menschenrechte gegen politische Steuerungserwägungen durchsetzen können. 
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			Ethnic/Racial Profiling bei verdachtsunabhängigen Kontrollen?

			1	Grundlegende Erwägungen

			1.1	Einführung in die Problematik und Definition der Begriffe

			In den letzten Jahren ist es gerade auch im Zeichen der sogenannten Flüchtlingskrise vorgekommen, dass Fahrgäste in Zügen der Deutschen Bahn AG von der Bundespolizei spontan aufgefordert wurden, sich auszuweisen und teilweise auch ihr Gepäck untersuchen zu lassen. Die Betroffenen unterschieden sich von den anderen, nichtkontrollierten Fahrgästen einzig durch ihr äußeres Erscheinungsbild, insbesondere ihre Kleidung, Hautfarbe und/oder Gesichtszüge, teilweise auch durch ihren erschöpften Eindruck oder fremdsprachige Gepäckaufkleber.1 Die Rechtsgrundlage, die die Bundespolizei ihrem entsprechenden Handeln zugrunde legte, war (bzw. ist) §22 Abs.1a Bundespolizeigesetz (BPolG). Nach dieser Bestimmung darf die Bundespolizei zur »Verhinderung oder Unterbindung unerlaubter Einreise in das Bundesgebiet« »in Zügen und auf dem Gebiet der Bahnanlagen der Eisenbahnen des Bundes«, soweit »auf Grund von Lageerkenntnissen oder grenzpolizeilicher Erfahrung anzunehmen« ist, dass »diese zur unerlaubten Einreise genutzt werden«, sowie »in einer dem Luftverkehr dienenden Anlage oder Einrichtung eines Verkehrsflughafens […] mit grenzüberschreitendem Verkehr« jede Person kurzzeitig anhalten und/oder befragen sowie verlangen, dass »mitgeführte Ausweispapiere oder Grenzübertrittspapiere zur Prüfung ausgehändigt« werden. Zudem kann sie unter diesen Voraussetzungen auch »mitgeführte Sachen in Augenschein nehmen«.

			Die Anknüpfung einer Maßnahme an das äußere (»phänotypische«2) Erscheinungsbild einer Person wird, wenn es um– dahinter vermutete– genotypische (»Abstammungs«-)Merkmale geht, die in Gesichtszügen, Haut-, Haar- beziehungsweise Augenfarbe zum Ausdruck kommen, oft mit den soziologischen Begriffen »Racial« oder »Ethnic Profiling« bezeichnet. Diese Termini sind zwar inhaltlich deckungsgleich, aber semantisch keinesfalls gleichzusetzen. So führen Bürgerrechtler immer wieder ins Feld, ob nicht der Begriff »Ethnic Profiling« zutreffender sei, da »Racial Profiling« gleichsam »Tätersprache« sei. Genau dieses Argument aber wird umgekehrt auch dahingehend verwendet, dass man für das zugrunde liegende Phänomen gerade einen solchen Begriff benutzen solle, der den Charakter der »Tätersprache« zum Ausdruck bringt.3 Nachfolgend soll gleichwohl von »Ethnic Profiling« gesprochen werden.

			Auch der Begriff »Profiling« ist keinesfalls eindeutig. Man versteht darunter im Allgemeinen die Kategorisierung von Menschen anhand von Merkmalen beziehungsweise Eigenschaften. Dabei kann es sich um (weitgehend) »unveränderliche« Eigenschaften wie die Körpergröße handeln oder aber um »veränderliche« wie die Wohnadresse oder den Lebensstil (z.B. Raucher/Nichtraucher).4

			In der Versicherungsmathematik und anderen Bereichen wird das Profiling in Form des Scorings schon lange eingesetzt, um auf der Grundlage vorhandener statistischer Daten möglichst treffgenaue Prognosen für die Zukunft zu ermitteln (etwa über den Eintritt von Krankheiten, das Sterberisiko, aber auch die Wahrscheinlichkeit, dass eine Rechnung nicht bezahlt wird). Je nach Art der betroffenen personenbezogenen Daten und des Umgangs damit können Scoring-Verfahren rechtskonform (vor allem datenschutzkonform) sein oder auch nicht.5

			1.2	Kontextabhängigkeit von Zuschreibungen wie »Rasse«

			Die ethnische Herkunft wird üblicherweise den »unveränderlichen« Merkmalen eines Menschen zugerechnet,6 was aber sogleich die Problematik aufzeigt, die mit dieser Definition verbunden ist. Denn gerade dieses Merkmal ist in hohem Maße von Zuschreibungen abhängig. Bekanntlich wurden in der Rassenideologie der Nationalsozialisten viele Katholiken, Protestanten, Atheisten und andere »zu Juden gemacht« und verfolgt, obwohl sie weder eine jüdische Mutter hatten noch sich mit den religiösen Traditionen des Judentums verbunden sahen (und natürlich war auch die Ermordung derjenigen, die mit den religiösen Traditionen des Judentums in Übereinstimmung lebten, ein unvergleichliches Verbrechen).

			In den USA werden beispielsweise in Aufnahmeformularen für Universitäten hellhäutige (»weiße«) Europäer bis heute als »Caucasian« (Kaukasier) bezeichnet, ein Ausdruck, der hierzulande als Relikt einer überkommenen Rassentheorie angesehen und daher nicht mehr verwendet wird.7 Hören nun Deutsche in den USA, dass sie dort dem »kaukasischen« Typ zugerechnet werden, werden sie vielleicht erstmalig mit dem Phänomen der Kontextabhängigkeit derartiger ethnischer Zuschreibungen konfrontiert– denn für uns ist der Kaukasus doch relativ weit weg. 

			Ein anderes Beispiel für kontextabhängige Zuschreibungen sind Migrantinnen und Migranten, die für einen Urlaub oder auch für länger in ihr Heimatland zurückkommen. Oftmals erscheinen sie den dort Gebliebenen beispielsweise als »typisch deutsch« oder »typisch französisch«, in ihrem Arbeitsumfeld im Auswanderungsland aber als »typisch italienisch« oder als »typisch türkisch« et cetera. Und was sind sie nun »in Wirklichkeit«? Wohl vor allem das, was unsere kognitiven Schemata8 (»framing«), die wir beispielsweise in der Schule oder von unseren Eltern erlernt haben, aus den empfangenen Informationen machen.

			Die historische Erfahrung mit der zur Vernichtung ganzer Bevölkerungsgruppen führenden Rassenideologie der Nationalsozialisten ist es, die in Deutschland heute eine– nach wie vor berechtigte– besondere Sensibilität im Umgang mit ethnischen (oder eben zugeschriebenen »rassischen«) Merkmalen als Anknüpfungspunkt polizeilicher Maßnahmen hervorgerufen hat.

			1.3	Mittelbare Diskriminierung, Grundrechtskombinationen

			Daher wäre grundsätzlich auch ein Gesetz, das unmittelbar an »rassische« beziehungsweise »ethnische« Merkmale anknüpfen würde, verfassungswidrig, da kaum ein sachlicher Grund vorzustellen ist, der einen solchen Eingriff in Art.3 Abs.3GG verfassungsrechtlich rechtfertigen könnte.9 Das soziologische Konzept des »Ethnic Profiling« umfasst aber auch mittelbare Diskriminierungen, die ebenfalls den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz und die spezifischen Diskriminierungsverbote aus Art.3GG berühren. So kann zum Beispiel ein Gesetz, obwohl es von »jedem« und »jeder« spricht, tatbestandlich so formuliert sein, dass es eben nur auf eine bestimmte Personengruppe passt.10 So sind es in der Regel muslimische Frauen, die von Schleier- oder Burkaverboten betroffen sind,11 selbst wenn der Gesetzgeber darauf abzielte, mit derartigen Vorschriften auch Männer zur Bejahung des westeuropäischen Kleidungsstils zu bewegen.12 

			Eine besondere Rolle spielen in diesem Zusammenhang unsere kognitiven Voreinstellungen. Denn warum soll beispielsweise eine Verhüllung des Kopfes bei Frauen ein Ausweis für einen »islamischen Radikalismus« sein, wenn es doch eigentlich ein Zeichen gottesfürchtigen Lebens ist und auch bei Nonnen als solches interpretiert wird? Unbestimmte Rechtsbegriffe wie derjenige der »grenzpolizeilichen Erfahrung« sind Einfallstore für derartige, nicht weiter explizit gemachte Voreinnahmen und sollten besser vom Gesetzgeber selbst– zumindest durch Regelbeispiele– eingeschränkt werden. Denn bei einer Veränderung des Gesetzes, über die der Deutsche Bundestag abstimmt, können die impliziten Voreinstellungen offengelegt und es kann unter Beteiligung der Öffentlichkeit an der Stelle diskutiert werden, wo die Debatte zu erfolgen hat: im Parlament, nicht (nur) in der Exekutive. 

			1.4	Kontextabhängigkeit und Mehrdeutigkeit von Zeichen– die »Nafri«-Debatte

			Dass auch ein vermeintlich »neutrales« Kürzel, in einem anderen Kontext verwendet, als rassistisch aufgefasst werden kann, hat die Kritik an der Polizei im Zusammenhang mit ihrem Einsatz in der Kölner Silvesternacht 2016/2017 gezeigt. Auslöser war ein Tweet (also eine Kurzmeldung auf Twitter), in dem die Polizeidirektion Köln den Begriff »Nafris« verwendete (ursprünglich ein interner Arbeitsbegriff beziehungsweise eine Abkürzung der Polizei für Nordafrikanische Intensivtäter) für nordafrikanische junge Männer, die man für potenziell gefährlich hielt.13 Die Empfängerperspektive dieser Botschaft brachte der Twitter-User »Don Trueten« in seinem Tweet vom 1. Januar 2017 (11.48 Uhr) folgendermaßen auf den Punkt: »Es ist wieder so weit. Mit dem Schlagwort #Nafris wird #RacialProfiling zum Normalzustand. #Köln #Silvester #Polizei«. Ausgangspunkt war der Tweet der Kölner Polizei (auf Twitter: Polizei NRWK) vom 1. Januar (00.08 Uhr): »#PolizeiNRW #Silvester2016 #SicherInKöln: Am HBF werden derzeit mehrere Hundert Nafris überprüft. Infos folgen. http://url.nrw/silvester2016«. Damit sollte zum Ausdruck gebracht werden, dass die Polizei die Lage auf dem Kölner Bahnhofsvorplatz, anders als in der traumatischen Silvesternacht 2015/2016, unter Kontrolle habe und präventiv dafür sorge, dass sich die damaligen Ereignisse (zahlreiche sexuelle Übergriffe auf Frauen und Eigentumsdelikte) nicht wiederholten.

			Nach einem Statement gegenüber der »Rheinischen Post«, in dem die Bundesvorsitzende der Partei Bündnis90/Die Grünen, Simone Peter, etwas vorschnell das entsprechende Vorgehen der Polizei kritisiert hatte: »Völlig inakzeptabel ist der Gebrauch von herabwürdigenden Gruppenbezeichnungen wie ›Nafris‹ für Nordafrikaner durch staatliche Organe wie die Polizei«14, entwickelte sich eine intensive gesellschaftliche, im Netz und in der Presse geführte Debatte über die Vor- und Nachteile, aber auch die Rechtskonformität von »Ethnic Profiling«, die aber schnell in eine Diskussion über Zuwanderung umschlug.15 Die Debatte kreiste um die Frage, ob es zulässig sei, eine eigene Kategorie »nordafrikanische Intensivtäter« zu bilden. Moralische und pragmatische Argumente trafen aufeinander: Sei ein solcher Begriff grundsätzlich unzulässig, da er junge Männer aus dem arabischen Raum gleichsam »vorverurteile«– oder aber sei Polizei­arbeit gar nicht anders möglich, als Kategorien zu bilden und diese (zumindest intern) zu kommunizieren? Für beides lassen sich sicherlich Argumente finden. Was die Auseinandersetzung um den Begriff »Nafri« aber vor allem gezeigt hat, ist, dass die Verwendung derartiger interner Kürzel ohne die gleichzeitige Vermittlung von Hintergrundwissen, wie dieses Kürzel zustande gekommen ist, nahezu zwangsläufig für Missverständnisse sorgen musste– und genau das ist die Problematik bei der polizeilichen Nutzung sozialer Medien.16 

			1.5	Grenzpolizeiliches Erfahrungswissen?

			Eine Problematik hinsichtlich der Auslegung werfen auch die unbestimmten Rechtsbegriffe in §22 Abs.1a BPolG auf: Wann genau ist »auf Grund von Lageerkenntnissen oder grenzpolizeilicher Erfahrung anzunehmen«, dass die Verkehrsmittel, in denen man eine Person antrifft, »zur unerlaubten Einreise genutzt werden«? 

			In diesem Zusammenhang machte ein Urteil des Verwaltungsgerichts Koblenz17 Schlagzeilen in Sachen »Ethnic Profiling«: Diesem lag der Fall zugrunde, dass ein dunkelhäutiger Kasseler Architekturstudent, der in einem Regionalzug von Kassel nach Frankfurt am Main fuhr, von zwei uniformierten Beamten der Bundespolizei nach seinen Ausweispapieren gefragt wurde. Im Protokoll der Verhandlung vor der Berufungsinstanz, dem Oberverwaltungsgericht (OVG) Rheinland-Pfalz, in der der Fall durch übereinstimmende Erledigungserklärungen beendet wurde, findet sich die Äußerung des Vorsitzenden Richters wie folgt niedergelegt: »Der Senat geht bei Würdigung des gesamten Sachverhaltes, insbesondere der Zeugen xxx und xxx davon aus, dass die Hautfarbe des Klägers für die Ansprache und das Verlangen, einen Ausweis vorzulegen, das alleinige oder zumindest das ausschlaggebende Kriterium war.«18 Die von der Bundespolizei vorgebrachte Begründung, »es hätte sein können, dass er keine Fahrkarte hat, und dass es merkwürdig sei, »dass jemand im vollbesetzten Zug seinen Sitzplatz verlässt und durch den Zug geht« (um einen Becher Tee zu holen),19 erschienen eher »nachgeschoben«, zumal einer der beiden Bundespolizeibeamten auch zu Protokoll gab, die Ansprache sei »eher nach dem Bauchgefühl« erfolgt.20 (In einer früheren Vernehmung hatte einer der beiden Polizisten zudem ausgesagt, der Kontrollierte sei »in das Raster gefallen, weil er anderer Hautfarbe« sei.21)

			Die Vorinstanz, das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz, sah hingegen den Umstand, dass »die Strecke einerseits den Verkehr ab dem Internationalen Flughafen Rhein/Main aufnimmt« (der Student fuhr allerdings nach Frankfurt), »andererseits aber auch in Richtung der Hessischen Aufnahmeeinrichtung in Gießen verläuft«, als hinreichend dafür an, dass sich die beiden Beamten der Bundespolizei auf »entsprechende Lageerkenntnisse und einschlägige grenzpolizeiliche Erfahrung« berufen könnten22 (einer der beiden Beamten war allerdings– wie das OVG Koblenz hervorhob– erst nur aushilfsweise bei Zugstreifen tätig und arbeitete eigentlich am Flughafen Paderborn23). Das VG Koblenz hatte nichts dagegen einzuwenden, dass beide Polizisten sich auf das Vorliegen »grenzpolizeilicher Erfahrung« nach §22 Abs.1a BPolG beriefen: In der Kontrolle liege weder ein verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigter Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung nach Art 2 Abs.1 i. V. m. 1 Abs.1GG noch eine willkürliche Ungleichbehandlung im Sinne von Art.3 Abs.3GG24.25 Argumentiert wird in zweifelhafter Weise (da hier die Ermessensprüfung schon auf der Tatbestandsebene miterfolgt) vor allem mit der Eingriffstiefe: Die Maßnahme »Identitätskontrolle« sei nur eine »geringfügige Grundrechtsbeeinträchtigung mit einer sehr niedrigen Belastung im Einzelfall«26. Lässt sich schon hieran zweifeln, zumal– wie gesagt– nicht hinreichend klar ist, auf welches Grundrecht diese Ausführungen sich überhaupt beziehen (Art 2 Abs.1 i. V. m. 1 Abs.1GG oder Art.3 Abs.3GG oder gar den– zum Letzteren subsidiären– Art.3 Abs.1GG?), so ist besonders der in Leitsatz 3 des Urteils zu findende Begriff der »auffallende[n] Hautfarbe« äußerst unbestimmt und nicht ohne diskriminierenden Beiklang.27 Denn was ist »auffallend«? Auch ein Feuermal fällt auf und verändert die Hautfarbe, ist aber ersichtlich nicht gemeint. 

			Gerade am vorliegenden Fall zeigt sich die ganze Problematik des »Ethnic Profiling«: Einerseits läuft man Gefahr, durch scheinbar »neutralisierende« Formulierungen alles noch schlimmer zu machen (das spräche sogar für diejenige Position, die den Begriff »Racial Profiling« als entlarvende »Tätersprache« beibehalten möchte), andererseits darf man keinesfalls Polizisten anlasslos verdächtigen, ihren Maßnahmen rassistische Hintergründe zugrunde zu legen (was für die meisten Polizistinnen und Polizisten schlichtweg nicht zutrifft).

			2	Konkretisierung: Verfassungskonformität verdachts­unabhängiger Kontrollen nach §22 Abs.1a BPolG?

			Diese schwierigen Interpretationsprobleme in Rechnung stellend, soll nachfolgend gleichwohl die Frage der Rechtmäßigkeit von §22 Abs.1a BPolG als Ermächtigungsnorm geprüft werden. Im Vorgriff soll hier bereits angedeutet werden, dass die Norm als recht weitgefasst und insofern missverständlich erscheint, sodass die Wahrung des ­rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgrundsatzes fraglich ist. Ein zur Behandlung dieser Frage erstelltes Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages geht davon aus, dass die Norm an sich verfassungskonform sei, wohl aber dann, wenn an ›rassische‹ Merkmale bei Nutzung der »einschlägige[n] grenzpolizeilichen Erfahrung« gem. §22 Abs.1a BPolG angeknüpft werde, der darauf basierende Einzelakt rechtswidrig sei.28 

			Diese Interpretation schiebt aber letztlich den handelnden Polizeibeamten die Verantwortlichkeit zu, die sich dann gegebenenfalls vor Gericht verantworten müssen. Zudem fragt sich, ob nicht der Tatbestand gerade dazu einlädt, ihn so zu interpretieren, dass eben auch die Hautfarbe als Anknüpfungspunkt für eine »grenzpolizeiliche Erfahrung« zugrunde gelegt werden kann. Täte er das, so wäre er wohl zumindest wegen eines kaum zu rechtfertigenden Verstoßes gegen Art.3 Abs.3GG verfassungswidrig; ließe er es aber so offen, dass diese Interpretation als eine unter mehreren möglich wäre, dann wäre er wohl nicht hinreichend bestimmt.

			2.1	Rechtmäßigkeit von §22 Abs.1a BPolG

			Die Einfügung von Abs.1a in §22 des Bundesgrenzschutzgesetzes (heute: Bundespolizeigesetz) erfolgte im Jahr 1998, um in erster Linie der gestiegenen grenzüberschreitenden (Schleuser-)Kriminalität und der unerlaubten Zuwanderung entgegenzutreten, die sich infolge der weitgehenden Abschaffung der Grenzkontrollen zwischen den Mitgliedstaaten des Schengener Durchführungsabkommens von 199529 entwickelt hätten– so die Begründung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der damaligen Regierungskoalition (CDU/CSU und FDP).30 Mit dem Wegfall der allgemeinen Grenzkontrollen an den Binnengrenzen im Schengen-Raum sei eine wichtige Filterfunktion entfallen,31 die durch die neuen bundespolizei­lichen Kompetenzen zu kompensieren seien.

			Die neue Regelung wurde seinerzeit kritisiert, zumal in der Bundesrepublik Deutschland nur bei Ein- und Ausreise eine Passpflicht besteht, die auch eine Mitführungspflicht umfasst (§1 Passgesetz). Der ansonsten für Deutsche ab 16 Jahren ausreichende Personalausweis muss gemäß §§1, 27 Personalausweisgesetz (PAuswG) hingegen vorhanden, gültig und auf Verlangen vorzeigbar sein, jedoch– anders als in anderen EU-Mitgliedstaaten– grundsätzlich nicht ständig mitgeführt werden. Eine Mitführungspflicht von Ausweispapieren gilt nur dann, wenn sie anderweitig gesetzlich angeordnet ist, etwa durch das Waffengesetz (§38 WaffG) oder das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (§2a SchwarzArbG). Die Kritik bezog sich 1998 aber weniger auf diesen Wertungswiderspruch32 als auf die seinerzeit unter dem Begriff »Schleierfahndung« diskutierte Annahme, durch §22 Abs.1a BPolG werde »nunmehr über das ganze Land ein Kontroll-›Schleier‹ gelegt«33 oder es komme zu einer »flächendeckenden Kontrollpräsenz im Inland«34. Heute wird hingegen eher die Vereinbarkeit der Befugnisnorm mit dem europäischen Unionsrecht35 beziehungsweise dem darauf basierenden Allgemeinen Gleichstellungsgesetz36 oder dem Völkerrecht37 bezweifelt. In jüngster Zeit wird zudem die Frage aufgeworfen, wie sich der Umgang mit den so gewonnenen Daten eigentlich gestalten soll angesichts des in der EU-Datenschutzgrundverordnung (Art.9 Abs.1 EU-DSGVO) enthaltenen Verbots der Speicherung personenbezogener Daten, aus denen die »rassische und ethnische Herkunft« einer Person hervorgeht.38

			a) Formelle Rechtmäßigkeit

			Hinsichtlich der formellen Rechtmäßigkeit ist anzumerken, dass sich bei den neueren Instrumenten des Polizeirechts zunehmend ein rechtlich problematisches Verschwimmen zwischen polizeirechtlicher Prävention (Polizeigesetze) und Repression (Strafverfolgung nach der Strafprozessordnung) abzeichnet.39 Da hier die Rechtmäßigkeitsprüfung auf §22 Abs.1a BPolG beschränkt werden soll, ist in jedem Fall der Bund zuständig, entweder präventiv nach Art.73GG (Grenzschutz, Kontrolle von Eisenbahnen, Schienenwegen und Flughäfen) oder nach Art.74 Abs.1 Nr.1GG (bei repressiven Maßnahmen der Strafrechtspflege). Denn die bahnpolizeilichen Aufgaben wurden durch das sogenannte Aufgabenübertragungsgesetz vom 23. Januar 199240 auf den Bundesgrenzschutz (bzw. heute die Bundespolizei als dessen Nachfolgerin41) übertragen. Allerdings wurde seinerzeit zu Recht vom Bundesrat die Frage aufgeworfen, ob die Aufgabenübertragung nicht auch solche Aufgaben betreffe, die eigentlich in den Zuständigkeitsbereich der Länder fallen.42 Dieser Aspekt soll an dieser Stelle nicht weiter vertieft werden.

			b) Materielle Rechtmäßigkeit

			Als problematisch erscheint insbesondere die materielle Rechtmäßigkeit der Bestimmung. Diese könnte nämlich Freiheitsgrundrechte (etwa dasjenige auf informationelle Selbstbestimmung gemäß Art.2 Abs.1GG in Verbindung mit Art.1 Abs.1GG und die Allgemeine Handlungsfreiheit nach Art.2 Abs.1GG) verletzen und/oder eines oder mehrere Gleichheitsgrundrechte. Hier steht das spezielle Diskriminierungsverbot nach Art.3 Abs.3GG in Rede. Nach dieser Bestimmung darf niemand »wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden« (dieses spezielle Diskriminierungsverbot verdrängt hier– sofern verletzt– das allgemeinere nach Art.3 Abs.1GG im Wege der Grundrechtskonkurrenzen).

			Beim Eingriff in beide Grundrechte, selbst wenn dieser verfassungsrechtlich an sich zu rechtfertigen wäre (dazu sogleich), sind immer auch andere Aspekte zu beachten wie erstens der Bestimmtheitsgrundsatz, der letztlich aus dem Rechtsstaatsprinzip folgt, und zweitens der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, der sich nicht zuletzt ebenfalls aus dem Rechtsstaatsprinzip ergibt (sowie aus den Grundrechten selbst, in die nur so schonend und wie im konkreten Fall absolut notwendig eingegriffen werden darf, sogenanntes »Übermaßverbot«). Denkbar ist weiterhin, dass die infrage stehende Bestimmung (hier §22 Abs.1a BPolG) zwar grundrechtskonform ist, aber im Widerspruch zu wesentlichen Bestimmungen des Völkerrechts und/oder des europäischen Unionsrechts steht.

			Aufgrund des hier begrenzten Platzes soll sich die Prüfung der materiellen Rechtmäßigkeit nachfolgend insbesondere auf eine mögliche Verletzung von Grundrechten durch §22 Abs.1 a BPolG konzentrieren, namentlich des speziellen Gleichheitssatzes nach Art.3 Abs.3GG. In diesem Zusammenhang wird auch auf die Frage des rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgrundsatzes und des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes einzugehen sein. Wie bereits oben ausgeführt: In der Grundrechtsprüfung prüft man zwar schulmäßig die Freiheits- vor den Gleichheitsgrundrechten. Wenn es sich aber um eine Kombination von Grundrechtseingriffen handelt (hier Art.2 Abs.1GG in Verbindung mit Art.1 Abs.1GG und Art.3 Abs.3GG), so kann man auch zunächst dasjenige Grundrecht prüfen, das schwerpunktmäßig betroffen ist.43 Und das ist hier Art.3 Abs.3GG.44

			Eine verdachtsunabhängige Personenkontrolle durch Polizeibeamte, die ersichtlich nur an äußere Merkmale wie Haut-, Haar- und/oder Augenfarbe, also an die »wirklich oder vermeintlich biologisch vererbbaren Merkmale«45, oder aber die Sprache anknüpfen würde, griffe eindeutig in Art.3 Abs.3GG ein, zumal eine Kausalität zwischen der Ungleichbehandlung und der Benachteiligung (»Herauspicken«) gegeben wäre. Sie wäre auch kaum verfassungsrechtlich zu rechtfertigen, unabhängig von der Frage, ob Art.3 Abs.3GG heutzutage im Lichte des Völker- und Unionsrechts gleichsam als– wie die Menschenwürde nach Art.1 Abs.1GG– unverletzlich anzusehen ist.46 Nach hiesiger Ansicht besteht kein absolutes Diskriminierungsverbot. Gleichwohl ist der Schutzzweck des §22 Abs.1a BPolG nach der oben zitierten Begründung des Gesetzentwurfs47 der Schutz vor (Schleuser-)Kriminalität, nicht so sehr die Terrorismusabwehr (die im deutlich restriktiver formulierten §23 BPolG geregelt ist).48 Beide Tatbestände sind zwar in gewisser Weise verknüpft, dürfen aufgrund ihrer unterschiedlichen Voraussetzungen nicht miteinander vermischt oder gar verwechselt werden. 

			Um einen Eingriff in Art.3 Abs.3GG durch §22 Abs.1a BPolG verfassungsrechtlich zu rechtfertigen, müsste dieser ein kollidierendes Rechtsgut schützen, das im Wege der Güterabwägung geeignet wäre, schwerer zu wiegen als ein diskriminierender Grundrechtseingriff.49 Es fällt schwer, sich einen rechtfertigenden Grund für eine solche Differenzierung vorzustellen, denkbar wäre es allenfalls dann, wenn es um die Rettung der Person selbst aus dem Zugriff mitreisender Schleuser ginge (dann aber stünde auch ein Gefahrverdacht im Raum, der einen Zugriff nach §23 Abs.1 Nr.1 BPolG rechtfertigen würde).

			Ausschlaggebend für einen Grundrechtsverstoß erscheint hier vor allem die mangelnde »weitere« Verfassungskonformität in Form einer Verletzung des rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgrundsatzes, denn §22 Abs.1a BPolG ist tatbestandlich sehr weit gefasst.50 Der Umstand, dass ein Tatbestand von den Normanwendern (hier den Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei) öfters missverstanden wird (dass er nämlich eine Anknüpfung an phänotypische/äußere Merkmale als einziges Differenzierungskriterium erlaube),51 ist ein Indiz dafür, dass er verschiedene Interpretationen zulässt, darunter eine solche, die eindeutig grundgesetzwidrig wäre. Die Auslegung auf den einzelnen Polizisten vor Ort zu verlagern, der in der konkreten, recht kurzfristigen Entscheidungssituation seine Ermessensbindung durch Grundrechte erkennen soll,52 auf die gerichtliche Nachprüfbarkeit seines Vorgehens,53 verlagert die Verantwortung weg vom Gesetzgeber zum einzelnen Amtsträger, der dann Gefahr läuft, aufgrund der weit gefassten Vorgaben pflichtwidrig zu handeln. Der deutsche Gesetzgeber hat hier insoweit eine spezifische Gefahrenlage geschaffen, der er– wie auch andere europäische Staaten– durch Konkretisierung abhelfen könnte (und sei es in Form von Regelbeispielen, wenn sonst zu fürchten ist, dass ein noch unbekannter, ebenso gefährlicher Sachverhalt nicht erfasst werden kann).54 Die Klarstellung sollte dann, wenn Art.3 Abs.3GG in Rede steht, wohl auch im Gesetz selbst erfolgen, in dem festzulegen ist, weshalb in einem konkreten Fall an eine Kategorie wie »Rasse« angeknüpft werden darf.55

			Für eine gesetzliche Konkretisierung spricht zudem, dass auch das systematische Verhältnis zwischen §22 und §23 BPolG hinsichtlich der Reichweite der polizeilichen Befugnisse immer wieder ein Quell von Missverständnissen ist, denn auch hier kommt es häufig zu Verwechslungen zwischen dem Verlangen nach der Vorlage (mitgeführter) Ausweispapiere (§22 BPolG) und den Maßnahmen zur Identitätsfeststellung bei nicht mitgeführten Ausweispapieren (§23 BPolG).56

			Auf die Frage der Verhältnismäßigkeit der verdachtsunabhängigen Personenkontrolle braucht angesichts des zu unbestimmten– und daher verfassungswidrigen– Tatbestandes hier nicht mehr gesondert eingegangen zu werden. Es soll nur kurz darauf hingewiesen werden, dass die geringe Zahl der zwischenzeitlichen »Treffer« nicht unbedingt gegen die Geeignetheit der Maßnahme spricht, denn insoweit verfügt der Gesetzgeber über eine Entscheidungsprärogative.57 Allerdings kann– und sollte– ein solcher Befund Anlass für eine Gesetzesevaluation sein. Diese ist wohl auch in Form von Selbstberichten des Bundesinnenministeriums in den Jahren 2003 und 2007 vorgenommen worden, die Berichte wurden indes nicht veröffentlicht.58 Problematisch erscheint– worauf hier aber nicht mehr eingegangen werden kann– vielmehr die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme im engeren Sinne (Angemessenheit).59

			Da §22 Abs.1a BPolG nach dem hier ermittelten Befund eine zu unbestimmte und daher verfassungswidrige Befugnisnorm darstellt, ist die Rechtmäßigkeit einer auf sie gestützten Einzelmaßnahme nicht mehr zu prüfen. Die Verfasserin empfiehlt daher, die Norm so zu konkretisieren, dass Interpretationen, die gegen Art.3 Abs.3GG verstoßen, nicht mehr möglich sind. So könnte beispielsweise ein zweiter Satzin Abs.1a aufgenommen werden, der klarstellt, dass »grenzpolizeiliche Erfahrung« über den bloßen Augenschein (also eine ausschließliche Anknüpfung an äußere Merkmale wie Haut-, Haar- und/oder Augenfarbe) hinausgehen muss (es lassen sich ggf. Regelbeispiele hierfür anführen, auch wenn diese natürlich wieder interpretationsfähig sind).

			Aufgrund der dargestellten Überlegungen reicht es nicht aus, eine derartige Konkretisierung auf untergesetzlicher Ebene vorzunehmen, etwa durch eine Rechtsverordnung oder gar im Wege interner Verwaltungsvorschriften. Denn es handelt sich hier um eine grundrechtswesentliche Materie. Daher ist– wie oben ausgeführt– das Parlament der Ort, an dem die Entscheidungen hierüber in transparenter Weise getroffen werden müssen, um eine gesellschaftliche Debatte zu ermöglichen; das ergibt sich aus dem Demokratieprinzip und aus den verfahrensmäßigen Garantien der Grundrechte. 

			3	Bilanz und Ausblick

			Wie sich gezeigt hat, stehen bei dem hier behandelten Thema unbestimmte Rechtsbegriffe im Fokus. So lässt gerade der Begriff »grenzpolizeiliches Erfahrungswissen« weite Auslegungsspielräume offen, die aufgrund der kognitiven Schemata, also des erworbenen Wissens und der Informationen der Rechtsanwender (im konkreten Fall der Polizistinnen und Polizisten), gefüllt werden. 

			Erkenntnistheoretisch ist unser »Wissen« notwendigerweise kontextabhängig. Wir alle operieren in »Denkschulen« und »Denkkollektiven«60, anders kann es gar nicht sein. Insofern ist es schwer, solch komplexe Begriffe wie »Rasse« oder »ethnische Herkunft« gleichsam »objektiv« zu bearbeiten. Das spricht im vorliegenden Zusammenhang dafür, den Tatbestand von §22 Abs.1a BPolG enger zu fassen, und zwar nicht nur im Wege einer verfassungskonformen Auslegung, die all jene Interpretationsmöglichkeiten von vornherein ausblendet, die gegen die Verfassung (namentlich Art.3 Abs.3GG) verstoßen würden. Vergleichbares ließe sich über die Vereinbarkeit dieser polizeilichen Befugnisnorm mit dem europäischen Unions- und dem Völkerrecht ausführen.

			Aber nochmals: Entscheidend ist, dass wir uns unserer Interpretationsschemata bewusst werden. Wer etwa mit den Vorannahmen arbeitet, dass Polizisten per se rassistisch seien oder dass in Deutschland lebende people of color keine deutschen Staatsbürger seien, sollte sich selbstkritisch hinterfragen.61 Hierzu tragen insbesondere kulturelle Aspekte bei, die von der Polizeiführung auch unmittelbar beeinflusst werden können, so beispielsweise durch Kooperationen von Polizeidienststellen und Geflüchteteninitiativen62: »Politische Initiativen gegen ein racial profiling oder unerwünschte Verdachtsgenerierung sollten demzufolge in ein Gesamtkonzept eingebettet werden, das sich insbesondere auch der Polizeikultur widmen muß.«63

			In der Tat werden entsprechende Schulungen in der Ausbildung von Polizeibeamtinnen und -beamten heute wohl auch schon vorgenommen.64 Wichtig ist aber, dass– und dies ist der zentrale Anknüpfungspunkt für die hier vorgenommene Wertung– die Verantwortung nicht (wie so oft) den Polizeikräften vor Ort im Alltagshandeln zugeschoben wird. Denn das dürfte nur für weitere Missverständnisse und Frustrationserlebnisse sorgen. Die Schaffung einer zugewandten Polizeikultur ist vielmehr Führungsaufgabe– und auch der Gesetzgeber darf sich nicht aus seiner Verantwortung stehlen, Abhilfe zu schaffen hinsichtlich erkannter Auslegungsproblematiken bei bestehenden Befugnisnormen.
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			Die Definition von Racial Profiling und die Diskussion in Deutschland

			1	Einleitung

			Ereignisse wie der Einsatz der Polizei in der Silvesternacht 2016/2017 in Köln zeigen, dass das Thema »Racial Profiling« beziehungsweise »Ethnic Profiling«1 nicht nur bei Grenz- und Migrationskontrollen, sondern auch für die allgemeinpolizeilichen Maßnahmen der Länder eine Rolle spielt. Dennoch konzentrieren sich die Berichterstattung und Diskussion in Deutschland im Wesentlichen auf Kontrollen durch die Bundespolizei in Zügen und auf Bahnhöfen sowie auf die Forderung nach Abschaffung der §§22 und 23 Bundespolizeigesetz (BPolG)2. Häufig steht dahinter die unausgesprochene Frage nach der grundsätzlichen Berechtigung von Grenz- und Migrationskontrollen durch die Bundespolizei. Damit wird nicht nur eine sachliche Diskussion über Racial Profiling in Deutschland erschwert. Eine solche verkürzte Sichtweise wird auch der Thematik nicht gerecht und steht der Suche nach praktikablen Lösungen im Weg. 

			Für die menschenrechtskonforme Auslegung des deutschen Rechts sind der internationale Rechtsrahmen und Sachstand zu berücksichtigen. Die internationalen Menschenrechtsabkommen wie die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK), der UN-Zivilpakt (IPbpR) und das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (ICERD) sind völkerrechtlich bindende Verträge und über die jeweiligen Vertragsgesetze gemäß Art.59 Abs.2 Satz1GG Bestandteil der deutschen Rechtsordnung geworden, und zwar formal im Rang von Bundesgesetzen. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) sind die Menschenrechte auch bei der Auslegung desGG zu berücksichtigen. Bei der Auslegung dieser Menschenrechtskonventionen wiederum sind die Entscheidungen und Auffassungen der jeweiligen Vertragsorgane und des EGMR einzubeziehen3. Zudem ist nach allgemeinem Völkerrecht4 auch bei der Auslegung von Menschenrechtskonventionen auf die Rechtsauffassung und Praxis der Vertragsstaaten dieser völkerrecht­lichen Verträge abzustellen. Aufgrund der Vergleichbarkeit der rechtsstaatlichen Garantien sind für Deutschland insbesondere die Rechtsauffassung und Staatspraxis der anderen europäischen Staaten zu berücksichtigen.

			2	Definitionen im Völkerrecht 

			Festzuhalten ist, dass schon die Begrifflichkeiten und damit die Grundlage für eine Auseinandersetzung mit dem Thema »Racial Profiling« nicht klar sind: Es gibt weder im deutschen Recht, im Unionsrecht noch im Völkerrecht eine juristische Definition, was unter Racial Profiling zu verstehen ist. Vergleicht man die Definitionen von Racial Profiling verschiedener Internationaler Organisationen (IO), so fällt auf, dass keine ein absolutes Verbot enthält, ein Merkmal wie die Hautfarbe, Nationalität oder ethnische Herkunft als Kriterium bei Migrationskontrollen heranzuziehen.5 Bei diesen Definitionen wird stattdessen darauf abgestellt, dass 

			
					polizeiliche Maßnahmen in diskriminierender Weise aufgrund religiöser oder ethnischer Zugehörigkeit erfolgen6;

					Kriterien wie Hautfarbe, ethnische Herkunft o. Ä. faktisch als ­ausschließliche Grundlage für Polizeimaßnahmen herangezogen werden7 oder

					es keine objektive und vernünftige Rechtfertigung für die Heranziehung dieser Kriterien gibt8. 

			

			Die Europäische Grundrechteagentur (FRA) sieht ein unzulässiges ­Ethnic Profiling dann als gegeben, wenn »Entscheidungen der Strafver­folgung ausschließlich oder überwiegend auf der Rasse, der ethnischen oder religiösen Zugehörigkeit einer Person basieren«9. Das ­Europäische Parlament betont ebenso wie der EGMR, dass die Heranziehung von Hautfarbe, Ethnie et cetera als Kriterien für Polizeimaßnahmen auch bei Migra­tionskontrollen im Hinblick auf Geeignetheit, Notwendigkeit und ­Verhältnismäßigkeit einem strengen Prüfungsmaßstab unterzogen werden müssen. Außerdem sei eine objektive Rechtfertigung in den heutigen diversen Gesellschaften nicht möglich, wenn ausschließlich oder ganz überwiegend auf diese Kriterien abgestellt werde.10 Dass Identitätskontrollen ein legitimes Ziel von staat­lichen Migrationskontrollen sind, wird allerdings von allen IO und Gerichten anerkannt.11 Der Menschenrechtsausschuss der UN hat dies in einer Entscheidung zum UN-Zivilpakt gegen Spanien wie folgt zusammengefasst: »Identity checks carried out for ­public security or crime prevention purposes in general, or to control ­illegal ­migration, serve a legitimate purpose. However, when the ­authorities carry out such checks, the physical or ethnic characteristics of the people subjected thereto should not by themselves be deemed indicative of their ­possible illegal presence in the country. Nor should they be carried out in such a way as to target only people with specific physical or ethnic characteristics. To act otherwise would not only negatively affect the dignity of the people concerned, but would also contribute to the spread of xenophobic attitudes in the public at large and would run counter to an effective policy aimed at combating racial discrimination.«12

			3 	Gerichtsentscheidungen und Empfehlungen von Internationalen Organisationen an Deutschland

			Entgegen häufigen Behauptungen hat bislang weder ein Gericht noch ein Vertragsgremium die Auffassung vertreten, dass die Normen des BPolG gegen internationales oder nationales Recht verstoßen. 

			Grund für anderslautende Stimmen ist oft eine fehlerhafte Interpretation der völkerrechtlichen Vorgaben. Eine sorgfältige, ­völkerrechtliche Auswertung der Textpassagen in den Empfehlungen und Berichten der IO, insbesondere die Differenzierung der rechtlichen Unterschiede zwischen »Eingriff« und »Verletzung«, zwischen »Empfehlung« oder »Ausdruck von Besorgnis« et cetera, erfolgt in der Regel nicht. Durch undifferenzierte Darstellungen, die Bundespolizei würde »verdachtsunabhängige Kontrollen« durchführen, wird immer wieder der unzutreffende Eindruck erweckt, sie handle willkürlich und nicht auf Grundlage von Lageerkenntnissen und anderen objektiven Kriterien. Zwar haben die Vereinten Nationen und ihre Vertragsorgane wie zum Beispiel der UN-Fachausschuss zur Antirassismuskonvention (CERD) und andere IO (z.B. ECRI) teilweise entsprechend Bedenken angesichts der nach ihrer Auffassung zu unklaren Befugnisnormen im BPolG vorgebracht und ein explizites Verbot von Racial Profiling empfohlen. Die Entscheidung über ein solch klarstellendes Verbot im nationalen Recht ist aber völkerrechtlich nicht zwingend, sondern letztlich Ergebnis einer politischen Abwägung. 

			Das Urteil des EuGH vom 21. Juni 2017 in der Rs. C-9/16 beschäftigt sich nicht mit der Vereinbarkeit der Regelungen im BPolG mit dem Diskriminierungsverbot gemäßGG und Völkerrecht, sondern mit der Frage, ob die Kontrollmaßnahmen nach §§22, 23 BPolG unionsrechtswidrig sind, weil sie wie allgemeine Grenzkontrollen wirken. Zwar stellt der EuGH auf die Notwendigkeit ab, dass polizeiliche Maßnahmen abhängig vom Verhalten der kontrollierten Person und unter Berücksichtigung entsprechender Lageerkenntnisse erfolgen und Regelungen zur Ermessenslenkung der Kontrollen vorliegen müssen. Das Fehlen dieser bewertete der EuGH als Indizien für eine mögliche gleiche Wirkung der Maßnahmen, wie sie systematische Grenzkontrollen haben. Das Urteil enthält aber keine Ausführungen zu der Vereinbarkeit der deutschen Regelungen mit dem Diskriminierungsverbot nach der EMRK oder der EU-Grundrechtecharta und trifft keine Aussagen zur Thematik des Racial Profiling13. 

			In der deutschen Rechtsprechung sind insbesondere zwei Verwaltungsgerichtsentscheidungen zu erwähnen, über die in der Presse berichtet wurde und die jedenfalls teilweise zur Klärung offener Rechtsfragen in Bezug auf das BPolG beigetragen haben14: Hierbei handelt es sich um die Entscheidungen des OVG Rheinland-Pfalz15 und des VG Dresden16. Bedauerlicherweise setzen beide Gerichte sich nicht auseinander mit den internationalen Definitionen von Racial Profiling und Empfehlungen der Europäischen Grundrechteagentur, CERD oder ECRI, die bei der Auslegung von Art.3GG zu berücksichtigen wären. Stattdessen legen die Urteile eine Definition von Racial Profiling zugrunde, die verfassungsrechtlich nicht geboten ist17 und die über die von IO vertretenen völkerrechtlichen Definitionen weit hinausgeht. So wird jegliche Anknüpfung an die Hautfarbe oder Nationalität als rechtswidrige Diskriminierung angesehen, nicht nur, wenn die Nationalität oder Hautfarbe tatsächlich als einziges oder entscheidendes Merkmal für die Entscheidung zur Durchführung einer polizeilichen Maßnahme herangezogen werden. Auch wenn andere objektive, zulässige Kriterien (wie auffälliges Verhalten, Kleidung und Gepäck, spezifische Lageinformationen) für die Durchführung einer polizeilichen Maßnahme sprechen, würde damit die zusätzliche Anknüpfung an Nationalität oder Hautfarbe per se einen Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot darstellen. Eine solche Definition von Racial Profiling wird auf internationaler Ebene von anderen Staaten gerade im Hinblick auf Migrations- und Grenzkontrollen keine Anerkennung finden. Der Maßstab, den die Urteile anlegen, würde für die Praxis bedeuten, dass entweder gar keine Identitätskontrollen zu diesen Zwecken durchgeführt werden dürften oder aber flächendeckende Kontrollen stattfinden müssten– was wiederum mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und dem europäischen Schengen-Recht nicht zu vereinbaren wäre. 

			4	Sachstand der internationalen Diskussion und Lösungsansätze 

			Mehrere IO haben auf Studien verwiesen, welche die Auswirkungen einer verbreiteten Praxis von Racial Profiling auf die betroffenen Bevölkerungsgruppen belegen: Angst, Scham, Stigmatisierung und das Misstrauen­ ganzer­ Bevölkerungsgruppen gegenüber der Polizei.18 Dass diese Effekte auch bei einer von den Betroffenen (nur) als Racial Profiling empfundenen Praxis auftreten können, zeigt, dass letztlich eine rein juristische Betrachtungsweise dem Thema nicht gerecht wird und auch die Suche nach Lösungen nicht nur bei den Rechtsfragen ansetzen sollte. Der Bericht der Europäischen Grundrechteagentur (FRA) zu »Polizeikontrollen und Minderheiten« macht deutlich, dass insbesondere die Art und Weise der Durchführung von Kontrollmaßnahmen ausschlaggebend dafür ist, ob diese von den Betroffenen als Diskriminierung empfunden werden oder nicht.19 Für die Polizei liegen Studien vor, dass Racial Profiling in diversen Gesellschaften zu schlechteren Ermittlungsergebnissen und somit zu einer weniger effektiven Polizeiarbeit führt.20 Die von IO angeführten positiven Praxisbeispiele aus anderen Staaten zur Befassung mit der Thematik im Rahmen eines holistischen Ansatzes beinhalten insbesondere die folgenden Maßnahmen: 

			
					Handreichungen für die Polizei mit konkreten Vorgaben und Beispielfällen bei Migrationskontrollen; 

					Erlass von nationalen Codes of Conduct (Verhaltenskodexen); 

					Erarbeitung von verhaltensbasierten Profiling-Systemen; 

					klare operative Vorgaben und Supervisionspraxis; 

					Studien zur Datenerhebung in verschiedenen Formaten; 

					Zusammenarbeit und regelmäßiger Erfahrungsaustausch zwischen Polizei und gesellschaftlichen Interessengruppen auf lokaler Ebene.21 

			

			Wie die Erfahrungen in anderen Ländern zeigen, ist es entscheidend für den Erfolg und die Akzeptanz dieser Maßnahmen, dass entsprechende Initiativen und Ansätze von den Handelnden, das heißt aus der Polizei heraus, mitgestaltet und an den praktischen Bedürfnissen ausgerichtet werden.22 Wichtig ist das Selbstverständnis einer Polizei, dass Racial Profiling nicht nur rechtswidrig, sondern auch unprofessionell ist. 

			5	Ausblick

			Die UN-Menschenrechtsausschüsse machen in den Staatenanhörungen gerade gegenüber den Vertretern der europäischen Staaten deutlich, dass ein funktionierender Menschenrechtsschutz sich nicht einfach zwangsläufig aus den jeweiligen nationalen Verfassungen ergibt. Ein einmal erreichter hoher menschenrechtlicher Schutzstandard ist kein Selbstläufer, sondern muss immer wieder neu erarbeitet, erstritten, abgewogen und gelebt werden. 

			Die eigentliche Herausforderung sowohl für die Polizei auf Bundes- als auf Landesebene besteht in einer menschenrechtskonformen Auslegung und Anwendung der nationalen Befugnisnormen in der Praxis. Die Themen Diskriminierungsschutz und Racial Profiling sind und müssen ein Standardthema in der Aus- und Fortbildung der Polizei in Deutschland sein– wie dies auch für die Ausbildung über die verfassungsrechtlichen Grundlagen und praktische Einsatzübungen wie Fahr- und Schießtraining gilt. Nur eine konsequente Befassung in der Aus- und Fortbildung, aus theoretischer Sicht, aber auch durch praktische Übungen, kann dazu führen, dass die Kommunikation mit den von polizeilichen Kontrollen Betroffenen verbessert wird und die Zahl der Fälle von tatsächlichem, aber auch von als solchem empfundenem Racial Profiling in Deutschland so niedrig bleibt, wie dies in einem demokratischen Rechtsstaat mit einem so hohen Menschenrechtsstandard realisierbar ist.
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					1	Im Folgenden wird der Begriff »Racial Profiling« verwendet, weil dieser in der deutschen Öffentlichkeit gebräuchlicher ist.

				

				
					2	Vgl. die Studien von Hendrik Cremer, » Racial Profiling«– Menschenrechtswidrige Personenkontrollen nach §22 Abs.1 a Bundespolizeigesetz. Empfehlungen an den Gesetzgeber, Gerichte und Polizei; ders., »Das Verbot rassistischer Diskriminierung nach Art.3 Abs.3GG. Ein Handlungsfeld für die anwaltliche Praxis am Beispiel von »Racial Profiling«, Berlin, Deutsches Institut für Menschenrechte, 2013; online abrufbar unter:https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/themen/schutz-vor-rassismus/racial-profiling/

				

				
					3	BVerfGE 111, 307 ff., Beschluss des Zweiten Senats vom 14.10.2004– 2 BvR 1481/04–, online abrufbar unter: http://www.bverfg.de/e/rs20041014_2bvr148104.html

				

				
					4	Vgl. Art.31 (3) Wiener Vertragsrechtskonvention.

				

				
					5	Für einen Überblick vgl. den Bericht des UN-Sonderberichterstatters Mutuma Ruteere vom 20. April 2015 zum Thema Racial Profiling: »Report of the Special Rapporteur on contemporary forms of racism, racial discrimination, xenophobia and related intolerance, Mutuma Ruteere« online abrufbar unter: https://www.ohchr.org/Documents/Issues/Racism/A-HRC-29-46.pdf; siehe auch Open ­Society Justice Initiative (OSJI), Reducing Ethnic Profiling in the European Union: A Handbook of Good Practices, New York 2012, S.22 ff., online abrufbar unter:https://www.opensocietyfoundations.org/sites/default/files/reducing-ep-in-EU-12172012_0.pdf

				

				
					6	Vgl. Human Rights Committee (HRC), Views of the Human Rights Committee under Article 5, Paragraph 4, of the optional Protocol to the International Covenant on Civil and Political Rights, Concerning Communication No. 1493/2006, Lecraft gegen Spanien, vom 27. Juli 2009, englische Fassung abrufbar unter: https://digitallibrary.un.org/record/662897/files/CCPR_C_96_D_1493_2006-EN.pdf

				

				
					7	Siehe die Definition nach Ruteere im oben genannten Bericht (wie Anm.4), Ziffer 2: »Racial and ethnic profiling is commonly understood to mean a reliance by law enforcement, security and border control personnel on race, colour, descent or national or ethnic origin as a basis for subjecting persons to detailed searches, identity checks and investigations, or for determining whether an individual is engaged in criminal activity«; siehe auch CERD, General Recommendation No. 31 vom 17.08.2005, englische Textfassung online abrufbar unter:https://www2.ohchr.org/english/bodies/cerd/docs/GC31Rev_En.pdf

				

				
					8	Siehe European Commission against Racial Discriminiation (ECRI), General Policy Recommendation No. 11 on combating racism and racial discrimination in policing vom 29.06.2007; online abrufbar unter: https://www.coe.int/en/web/european-commission-against-racism-and-intolerance/ecri-standards

				

				
					9	Siehe Europäische Grundrechteagentur (FRA), Für eine effektivere Polizeiarbeit. Diskriminierendes »Ethnic Profiling« erkennen und vermeiden: ein Handbuch, Luxemburg 2010 (Aktualisierung wird derzeit erarbeitet), S.6, online abrufbar unter:https://fra.europa.eu/de/publication/2012/diskriminierendes-ethnic-profiling-erkennen-und-vermeiden

				

				
				10	Siehe dazu z.B. das Urteil des EGMR vom 13.03.2006, Timishev gegen Russland, online abrufbar unter:https://hudoc.echr.coe.int/eng#{"itemid":["001-71627"]}

				

				
					11	Siehe dazu HRC (wie Anm.6), ebenso FRA (wie Anm.9), CERD (wie Anm.7). 

				

				
					12	Communication No. 1493/2006, Rosalind Williams Lecraft v. Spain, Views adopted on 27 July 2009, siehe Anm.6. 

				

				
					13	Die Europäische Kommission hat ein gegen Deutschland angestrengtes Vertragsverletzungsverfahren, das die Überprüfung der Befugnis nach §23 BPolG zum Gegenstand hatte, inzwischen eingestellt und den Mitgliedstaaten ausdrücklich die Schleierfahndung an den Binnengrenzen empfohlen.

				

				
					14	Bspw. zur Vereinbarkeit von §22 BPolG mit demGG, Völker- und Europarecht, da festgestellt wurde, dass der Anwendungsbereich der Norm nicht auf grenzüberschreitende Züge beschränkt ist und die Norm keinen strukturell angelegten Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot enthält. 

				

				
					15	OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 21.04. 2016, Aktenzeichen 7 A 11108/14.

				

				
					16	VG Dresden, Urteil vom 02.11.2016, Aktenzeichen 6 K 3364/14; klageabweisende Urteile werden in der Öffentlichkeit meist nicht zur Kenntnis genommen.

				

				
					17	Das Urteil des BVerfG, auf das in den beiden Urteilen des OVG Rheinland-Pfalz und des VG Dresden Bezug genommen wird, betrifft ein arbeitsgerichtliches Verfahren gegen einen privaten Arbeitgeber, nicht aber polizeiliche Maßnahmen. Zu diesen Fallkonstellationen gibt es bislang keine verfassungsgerichtliche Rechtsprechung. Daher folgt aus der Rechtsprechung des BVerfG nicht zwingend, dass in allen Fallkonstellationen jegliche Bezugnahme auf die in Art.3GG genannten Kriterien einen Verstoß gegen das verfassungsrechtliche Diskriminierungsverbot darstellt. 

				

				
					18	Siehe Open Society Justice Initiative (wie Anm.5), S.26 ff. 

				

				
					19	Siehe Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA), 4. Bericht der Reihe »Daten kurzgefasst«. Polizeikontrollen und Minderheiten, 2010, online ab­­rufbar unter:https://fra.europa.eu/de/publication/2012/bericht-der-reihe-daten-kurz-gefasst-polizeikontrollen-und-minderheiten

				

				
					20	Siehe Open Society Justice Initiative (wie Anm.5), S.26 ff. 

				

				
					21	Siehe ECRI Policy Recommendation No. 7 und No. 11, online abrufbar unter: https://www.coe.int/en/web/european-commission-against-racism-and-intolerance/ecri-standards; CERD General Recommendation No. 31 (wie Anm.7); Bericht Ruteere (wie Anm.5); Open Society Justice Initiative (wie Anm.5), S.31 ff., vgl. Bericht der USA an ICERD nach Art.9 CERD, online abrufbar unter: https://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/TBSearch.aspx?Lang=en&TreatyID=6&DocTypeID=29 

				

				
					22	Berichte der Polizei Amsterdam und Zürich bei der Fachtagung zum Thema »Ethnic Profiling– Effiziente Polizeiarbeit in diversen Gesellschaften« in Bremen am 30.03.2017; siehe auch der Open Society Justice Initiative/Plataforma por la Gestión Policial de la Diversidad, Fair and Effective Police Stops – Lessons in Reform from Five Spanish Police Agencies. Technical Report, New York 2015, online abrufbar unter:https://www.opensocietyfoundations.org/publications/fair-and-effective-police-stops

				

			

		


		
			Kommentar

			Hendrik Cremer/ Eric Töpfer

			»Racial Profiling« aus grund- und menschenrechtlicher Perspektive 

			Dass rassistische Diskriminierungen– auch und gerade durch die ­Polizei– grund- und menschenrechtswidrig sind, ist unstrittig. Debattiert wird allerdings darüber, wann und unter welchen Umständen polizeiliche Maßnahmen eine solche Diskriminierung in Form des »Racial Profiling« darstellen.

			Die Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) des Europarats versteht unter »Racial Profiling« eine ohne »objektive und vernünftige Begründung« erfolgende polizeiliche Berücksichtigung von physischen Merkmalen wie Hautfarbe, von Sprache, Religion, Staatsangehörigkeit oder nationaler oder ethnischer Herkunft im Rahmen von Kontrollen, Überwachungen oder Ermittlungen.1

			Die Bundesregierung hält bis heute an der Rechtsauffassung fest, dass ein völker- und menschenrechtswidriges »Racial Profiling« nur dann vorliegt, »wenn die Hautfarbe oder die ethnische Zugehörigkeit das einzige oder das tatsächlich ausschlaggebende Kriterium für eine polizeiliche Maßnahme ist«.2 Bereits 2012 merkte sie in ihrer Antwort auf eine parlamentarische Anfrage an, dass die äußere Erscheinung einer Person »unter Umständen eines von mehreren Kriterien« ist, das polizeiliches Handeln leiten könne und entsprechend mit Kriterien kombiniert werde wie dem konkreten Verhalten oder dem mitgeführten Gepäck einer Person, aber auch mit Informationen über zurückliegende unerlaubte Einreisen auf bestimmten Zugstrecken oder geografischen Gegebenheiten, die auf die Nutzung der Bahn zur unerlaubten Einreise hindeuten.3

			Diesen Maßstab zugrunde gelegt, wäre die Polizei dennoch nicht daran gehindert, polizeiliche Maßnahmen so durchzuführen, dass sie Personen wie etwa die »weißen« Autoren dieses Beitrags nie treffen. Dass die Bundesregierung Inhalt und Reichweite des grund- und menschenrechtlichen Diskriminierungsverbotes damit verkennt, hat etwa das Oberverwaltungsgericht (OVG) Rheinland-Pfalz in Koblenz unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts in einer Entscheidung vom April 2016 deutlich gemacht. Darin hat das OVG die verdachtsunabhängige Kontrolle einer Schwarzen deutschen Familie in einem Regio­nalzug durch Beamte der Bundespolizei für unzulässig erklärt, weil die Kontrolle an die Hautfarbe angeknüpft hatte. In seinem Urteil stellte das Gericht fest: »Ein Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot aus Art.3 Abs.3 Satz1GG liegt nicht erst vor, wenn die Ungleichbehandlung ausschließlich oder ausschlaggebend an eines der dort genannten Merkmale anknüpft, sondern bereits dann, wenn bei einem Motivbündel ein unzulässiges Differenzierungsmerkmal ein tragendes Kriterium unter mehreren gewesen ist.«4

			Auch der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) betont die weite Schutzwirkung des Verbots von Diskriminierungen. In einer einschlägigen Entscheidung aus dem Jahr 2005, in der es unter anderem um die Hinderung eines russischen Staatsbürgers an der Weiterreise ging, weil er an einem polizeilichen Kontrollpunkt für einen Tschetschenen gehalten wurde, hat das Gericht ausgeführt, dass eine Ungleichbehandlung, die ausschließlich auf der tatsächlichen oder vermeintlichen Herkunft einer Person basiert, in keinem Fall objektiv zu rechtfertigen sei. Eine Diskriminierung sei immer dann gegeben, wenn Personen in entsprechend ähnlichen Situationen ohne eine »objektive und vernünftige Begründung« unterschiedlich behandelt würden.5

			Das bedeutet: Physische Merkmale können danach im Einklang mit dem Diskriminierungsverbot für die Auswahl von Adressaten einer polizeilichen Maßnahme bei der Verfolgung von Straftaten herangezogen werden, wenn die Polizei auf die Aussagen von Opfern oder Zeugen reagiert und aufgrund von deren Personenbeschreibungen gezielt nach mutmaßlichen Täterinnen oder Tätern sucht. Gleichwohl lauern auch hier »Diskriminierungsfallen«, etwa wenn die Personenbeschreibungen vage bleiben oder Mutmaßungen von Zeugen, etwa über die Herkunft von Verdächtigen, unkritisch von den Beamten übernommen werden.

			Auch im Rahmen der Gefahrenabwehr müssen die Hinweise auf Störer, also Personen, die für eine Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung verantwortlich sind, entsprechend konkret sein, da ansonsten eine unzulässige Stigmatisierung ganzer Bevölkerungsgruppen droht. Wie konkret diese Hinweise sein müssen, wie wahrscheinlich der Eintritt einer Gefahr zu sein hat und welcher Schaden für welche Rechtsgüter drohen muss, um als »objektive und vernünftige Begründung« für eine polizeiliche Maßnahme zu gelten, lässt sich nur im Einzelfall entscheiden. Doch je weiter sich polizeiliches Handeln in Bereichen von Generalprävention und der vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten bewegt, desto problematischer werden selektive Maßnahmen, die– kombiniert mit anderen Kriterien– an Hautfarbe oder Merkmale wie Herkunft oder »Ethnie« anknüpfen. Insbesondere wenn solche Maßnahmen verdachtsunabhängig erfolgen und sich nur auf allgemeine Lageerkenntnisse oder polizeiliche Erfahrung stützen können, gibt es für die Ungleichbehandlung keine menschenrechtlich vertretbare Rechtfertigung.

			»Racial Profiling« kann viele Ursachen haben: Unbewusste Vorurteile von Polizeibeamtinnen und -beamten, bürokratische Routinen stigmatisierender Verdachtsschöpfung, unreflektierte Weitergabe dienstlicher Erfahrungen oder auch mangelnde Sensibilisierung von und durch Führungspersonal. Auch wenn das Thema in wachsendem Maße in der polizeilichen Aus- und Fortbildung Berücksichtigung findet, wird gegenüber der Öffentlichkeit vielfach geleugnet, dass es damit überhaupt ein Problem gibt und die Achtung des Diskriminierungsverbots im polizeilichen Alltag besonderer Aufmerksamkeit bedarf. Zumal weiterhin polizeiliche Denkmuster verbreitet sind, die von einer »ethnisch abgeschotteten Kriminalität« ausgehen, wie sie etwa im Abschlussbericht des ersten NSU-Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestags beschrieben worden sind.6

			Die Verantwortung für die Praxis liegt allerdings nicht nur bei der Polizei selbst, sondern ist vielmehr auch in Gesetzen zu suchen, die einer diskriminierenden Praxis durch polizeiliches Handeln Vorschub leisten. Art.3 Abs.3GG wie auch die Diskriminierungsverbote in internationalen Menschenrechtsverträgen erfassen nicht nur offensichtliche rechtliche Ungleichbehandlungen. Sie kommen auch dann zum Tragen, wenn gesetzliche Bestimmungen nicht unmittelbar nach ihrem Wortlaut, aber in ihrer Anwendung faktisch zu Diskriminierungen führen.

			Ein Beispiel für eine solche korrekturbedürftige gesetzliche Grundlage ist §22 Abs.1a des Bundespolizeigesetzes (BPolG), der bereits explizit vom UN-Ausschuss gegen rassistische Diskriminierung (CERD)7 sowie von der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI)8 kritisiert wurde. Nach dieser gesetzlichen Regelung darf die Bundespolizei Personen »[z]ur Verhinderung oder Unterbindung unerlaubter Einreise in das Bundesgebiet« kontrollieren, »soweit auf Grund von Lageerkenntnissen oder grenzpolizeilicher Erfahrung anzunehmen ist«, dass etwa die Züge der Bahn zur unerlaubten Einreise genutzt werden.

			Danach darf die Bundespolizei in Zügen zum Zweck der Migrationskontrolle Personen kontrollieren, ohne dass ihr Verhalten dazu Anlass geben würde. Es soll Ausschau gehalten werden nach Personen, die sich unerlaubt im Land aufhalten. Die in der Bestimmung genannten Lageerkenntnisse und grenzpolizeiliche Erfahrung als Voraussetzung für eine Personenkontrolle bedeuten nicht, dass im Einzelfall ein konkreter Anlass für eine solche Kontrolle erforderlich wäre. Bei einer solch weit gefassten Befugnisnorm ist es naheliegend, dass die Bundespolizei bei solchen Personenkontrollen regelmäßig an äußere Merkmale anknüpft. Die Ausgestaltung der Norm befördert damit faktisch diskriminierende Praktiken, sie sendet an die ausführende Polizei eine Botschaft, die im Widerspruch steht zum Verbot rassistischer Diskriminierung.9

			Doch auch in anderen Fallkonstellationen werden Menschen in Deutschland mit »Racial Profiling« konfrontiert, etwa als Passanten oder Anwohner an »gefährlichen Orten«, wo die Polizei durch Landesrecht ebenfalls zu verdachtsunabhängigen Personenkontrollen ermächtigt ist, weil sie etwa Hinweise darauf hat, dass dort Drogenkriminalität oder Prostitution stattfindet.

			Betroffene melden sich daher immer häufiger zu Wort. Einige rufen die Gerichte an. In vielen Fällen erleben sie die beanstandeten Polizeikontrollen als schwerwiegende Unrechtserfahrung, bei der sie öffentlich in einen kriminellen Kontext gestellt und stigmatisiert werden. Gleichwohl wird ihnen der Rechtsschutz teilweise verweigert, indem die Verwaltungsgerichte den Grundrechtseingriff als Bagatelle abtun und daher Klagen für unzulässig erklären. Auch wenn die Gerichte die Klagen als zulässig behandeln, haben die Betroffenen oftmals den schwer zu erbringenden Nachweis zu führen, dass sie aufgrund ihrer Hautfarbe oder anderer unveränderlicher Äußerlichkeiten Adressat einer polizeilichen Maßnahme geworden sind. Betroffenenorganisationen wie die Initiative Schwarze Menschen in Deutschland (ISD) üben vor diesem Hintergrund in wachsendem Ausmaß Kritik an der Praxis rassistischer Kontrollen.10

			Die Praxis des »Racial Profiling« stellt die Zugehörigkeit der davon Betroffenen zur Gesellschaft infrage. Damit hat »Racial Profiling« auch gesamtgesellschaftlich negative Folgen: für das friedliche Zusammenleben, für das Vertrauen in die Polizei und die soziale Teilhabe betroffener Gruppen. Staatsorgane müssen den auf der Menschenwürde beruhenden persönlichen Achtungsanspruch aller Menschen wahren. Deshalb dürfen sie Menschen auch nicht aufgrund unveränderlicher äußerer Merkmale pauschal verdächtigen.

			Seit dem ersten Verfahren vor dem OVG Rheinland-Pfalz zu einem Fall von »Racial Profiling« im Herbst 2012 ist die Aufmerksamkeit für das Thema gewachsen. Leiser geworden ist jedoch die damals einsetzende Diskussion in einigen Bundesländern um die Legitimität von verdachtsunabhängigen Personenkontrollen und ein ausdrückliches Verbot von »Racial Profiling«. Stattdessen wachsen mit den Polizeirechtsnovellen seit 2017 durch den Ausbau von Befugnissen zur Identitätsfeststellung und »Schleierfahndung« Diskriminierungsrisiken. Dabei wären endlich Schritte geboten, um der Praxis des »Racial Profiling« in Deutschland ernsthaft entgegenzutreten.

			Anmerkungen

			Alle im Folgenden angegebenen Internetquellen wurden am 08.03.2019 zuletzt aufgerufen.
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			Kommentar

			André Hesse


			Grenzpolizeiliche Maßnahmen sind kein »Racial Profiling«

			1	Internationale Verwendungen der Polizeien des Bundes und der Länder

			Rund 250 Polizeibeamtinnen und -beamte des Bundes und der Länder sind weltweit in internationalen Polizeimissionen der Vereinten Nationen und der Europäischen Union sowie für die Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex) im Einsatz. Sie bilden ausländische Polizeibeamtinnen und -beamte aus und vermitteln insbesondere rechtsstaatliche Prinzipien der Polizeiarbeit. Dabei steht die Verhältnismäßigkeit als das Prinzip, dass das polizeiliche Handeln stets bestimmt, im Mittelpunkt der Wissensvermittlung. Interesse und Respekt für andere Kulturen, andere Länder und Menschen, die Gebote der Achtung der Menschenrechte und der Gleichbehandlung sind für alle deutschen Polizeibeamtinnen und -beamten Grundlage ihres Handelns. Sie genießen hierbei weltweit regelmäßig hohe Anerkennung für ihre Professionalität und ihr Fingerspitzengefühl im Umgang mit lokalen und internationalen Ansprechpartnern. Sie sind quasi »Botschafter der Rechtsstaatlichkeit« und Vorbild für viele Staaten und deren Polizeikräfte.

			Darüber hinaus unterstützt die Bundespolizei das Auswärtige Amt beim Schutz der deutschen Auslandsvertretungen weltweit mit circa 270Beamtinnen und Beamten. Sie setzt außerdem 36 Verbindungsbeamte, 53Dokumenten- und Visumberater sowie 114 Grenzpolizeiliche Unterstützungskräfte im Ausland ein (Stand: 31. Dezember 2018). Die Beamtinnen und Beamten müssen sich täglich mit den Gegebenheiten vor Ort arrangieren und zeigen dabei ein hohes Maß an interkultureller Kompetenz im Umgang mit den Menschen, denen sie begegnen.

			Im Jahr 2015 betrug die Zahl der nach Deutschland ­eingereisten Mi­granten aus Nicht-EU-Staaten (sog. Drittstaatsangehörige) über 1,1Millionen.1 Auf dem Höhepunkt der sogenannten Flüchtlingskrise im Herbst 2015 wies der Bundesminister des Innern die Bundespolizei an, ab dem 13. September an der deutsch-österreichischen Grenze wieder Grenzkontrollen durchzuführen. Tausende Bundespolizisten wurden innerhalb kürzester Zeit an die südlichen Landesgrenzen entsendet. Dies geschah, um den gewaltigen Flüchtlingszustrom in geordnete Bahnen zu lenken. Die Beamtinnen und Beamten behandelten die Ankommenden rechtsstaatlich korrekt und mit dem nötigen Verständnis und im Bewusstsein für die besondere Situation der Schutzsuchenden. Die ­Bundespolizisten waren die ersten Repräsentanten der Bundesrepublik, denen die Migranten begegneten, und wurden so zu einem Sinnbild der deutschen Willkommenskultur. Viele Migranten berichteten, dass sie auf dem langen Weg ihrer Flucht bis dahin von keiner Polizeibehörde so korrekt und freundlich behandelt worden seien.

			2	Aus- und Fortbildung

			Deutsche Polizeibeamtinnen und -beamte erhalten je nach Laufbahn eine zweieinhalb- bis dreijährige Ausbildung, in der die Themen »Menschenrechte«, »Grundrechte« und »Diskriminierungsverbot« umfassend berücksichtigt werden. Vermittelt werden ihnen rechtsstaatliche Prinzipien, die für die Wahrnehmung eines öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnisses im demokratischen Rechtsstaat erforderlich sind. Handlungssicherheit im Umgang mit dem polizeilichen Gegenüber, verhältnismäßiger Umgang mit dem verliehenen Gewaltmonopol sowie die hierfür notwendigen Fähigkeiten bilden das Fundament für künftiges Handeln. Themen wie Polizei und Fremde, Globalisierung, ­politische Bildung gehören ebenso dazu wie Training und Ausbau der sozialen und der interkulturellen Kompetenz. Allein die Ausbildung im ­mittleren Dienst umfasst 4 600Stunden (zum Vergleich: in den USA betrug 2009 die Dauer der Kurse an Polizeischulen landesweit durchschnittlich 19Wochen2). Das Thema Menschenrechte nimmt einen breiten Raum ein und steht in der gesamten Polizeiausbildung quasi wie ein Wasser­zeichen hinter den Inhalten.

			Bundespolizisten haben bereits durch ihren gesetzlichen Auftrag, den Schutz der Grenzen gemäß §2 Bundespolizeigesetz (BPolG), regelmäßig Kontakt mit Menschen aus vielen Herkunftsstaaten. Daher wird in der Ausbildung hoher Wert gelegt auf die Vermittlung interkultureller Kompetenz und die Achtung der Menschenrechte bei der Durchführung polizeilicher Maßnahmen. Im Lehrbrief der Bundespolizeiakademie zum Thema »Befragung und Identitätsfeststellung zur Verhinderung der unerlaubten Einreise« wird auch die Problematik »Racial Profiling« behandelt. Darin findet sich der klarstellende Merksatz: »Ein aus Art.3 Abs.3GG abgeleitetes Merkmal (z.B. Hautfarbe, Geschlecht, Religion) darf innerhalb eines Motivbündels für eine Befragung kein tragendes Kriterium unter mehreren sein. Insofern ist eine Befragung in Anknüpfung an die Hautfarbe unzulässig.«

			Die Bundespolizei ist sich der Bedeutung des Themas »Racial Profiling« bewusst und passt ihre Aus- und Fortbildungsinhalte fortwährend an. So werden im Rahmen eines Projektes der Bundeszentrale für politische Bildung die bestehenden Bildungsangebote und didaktischen Materialien der Aus- und Fortbildung der Bundespolizei im Themenkomplex »Menschenrechte« überprüft im Hinblick auf inhaltliche Schwerpunkte, Ansätze und didaktische Grundprinzipien; im Themenkomplex »interkulturelle Kompetenz« geschieht dies im Hinblick auf die Geeignetheit für die politische Bildung im Bereich Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (GMF)3. Dadurch sollen zielgruppen- und handlungsgerechte GMF-Präventionsmaßnahmen erarbeitet werden.

			3	Lageerkenntnisse

			Dass die lageabhängigen Befragungen gemäß §22 Absatz 1a BPolG häufig als »Racial« oder »Ethnic Profiling« kritisiert werden, liegt sicher auch daran, dass die Kritiker diese Maßnahmen fälschlicherweise immer wieder als »verdachtsunabhängige« oder »verdachtslose« Kontrollen anprangern oder gar behaupten, »dass die Bundespolizisten anhand von Pauschalverdächtigungen selektive und damit rassistische Personenkontrollen vornehmen«4. Bundespolizisten, die wie oben dargestellt entsprechend aus- und fortgebildet werden, regelmäßig Kontakt mit Menschen unterschiedlicher Herkunft beziehungsweise ausländischen Mitbürgern haben und bei weltweiten Einsätzen gefragte und geschätzte Multiplikatoren für die Vermittlung rechtsstaatlicher Polizeiarbeit sind, pauschal rassistische Motive vorzuwerfen, ist einseitig und wird dem Engagement der Beamtinnen und Beamten nicht gerecht. Wenn es in Einzelfällen zu Verfehlungen kommt, werden diese ebenso wie andere Verfehlungen disziplinar- oder strafrechtlich verfolgt.

			Grundlage für die Befragungen nach §22 Abs.1 a BPolG sind Lage­erkenntnisse, die ständig ausgewertet und aktualisiert werden. Das polizei­liche Gegenüber wird nicht willkürlich oder spontan herausgesucht. Die Auswahl der befragten Personen beruht auf einem objektiven Kriterienbündel, in das natürlich auch polizeiliche Erfahrungen einfließen, auf dessen Grundlage die Beamtinnen und Beamten jeden Einzelfall beurteilen und dann handeln.

			Eine unerlaubte Einreise nach Deutschland ist gemäß §95 Abs.1 Nr.3 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) eine Straftat und kann nur von einem Ausländer begangen werden. Daher betont selbst die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA), dass »im Kontext von Asyl, Immigration oder Zoll, […] die Nationalität (und somit indirekt möglicherweise Rasse, ethnische Herkunft oder Religion) eine wichtige Rolle bei der Entscheidungsfindung spielen kann«.5 Zur Bekämpfung der unerlaubten Einreise ist es demnach durchaus zulässig, neben anderen objektiven Kriterien auch diese äußeren Merkmale bei der Auswahl von Personen mit zu berücksichtigen.

			Die Bundespolizei wertet zum Beispiel auch vor den Bundesligaspielen an Wochenenden die bundesweit möglichen Reisebewegungen der Fans aus, um ihre Kräfte zur richtigen Zeit am richtigen Bahnhof bereitstellen zu können und so Ausschreitungen bei eventuellem Aufeinandertreffen verfeindeter Fangruppen zu unterbinden. Genauso wird in der polizeilichen Praxis eine Vielzahl von Informationen und Erkenntnissen zu unerlaubten Einreisen täglich ausgewertet und den Beamtinnen und Beamten zur Verfügung gestellt. Dies sind insbesondere Erkenntnisse zu Migrationsbewegungen und Migrationsrouten, Modi Operandi zur Nutzung ge- oder verfälschter Dokumente sowie häufig von Migranten oder Schleusern genutzten Verkehrsmitteln. Diese Erkenntnisse fließen in lokale, regionale und überregionale Auswertungsprodukte ein. Sie sind für alle eingesetzten Beamtinnen und Beamten verfügbar und bilden die Grundlage für den täglichen Dienst.

			Auch die Erkenntnisse aus Ermittlungsverfahren gegen Schleuser und die Zeugenaussagen von Geschleusten werden in der Gesamtbewertung berücksichtigt. So erhalten die Beamtinnen und Beamten beispielsweise Kenntnis über Verhaltensregeln, die Schleuser den Geschleusten mitgeben. Natürlich ist auch das grenzpolizeiliche Erfahrungswissen der Beamtinnen und Beamten gefragt. So kann die Kleidung, das mitgeführte Gepäck, ein auffälliges oder ungewöhnliches Verhalten in einem bestimmten Kontext, aber eben auch die ethnische Zugehörigkeit beziehungsweise das äußere Erscheinungsbild jeweils eines von vielen Kriterien sein, die dazu führen, dass die Beamtinnen und Beamten Personen ansprechen. Dies sieht im Übrigen auch die FRA, die im Kontext von Personenkontrollen, im Speziellen bezogen auf ein Szenario zur Terrorismusbekämpfung, und »Ethnic Profiling« argumentiert: »Während es akzeptabel ist, dass Rasse, ethnische Herkunft oder Religion einer der Faktoren ist, die der Beamte berücksichtigt, darf sie nicht der einzige oder überwiegende Grund für die Kontrolle sein.«6

			4	Fazit

			Der Vorwurf, es gäbe ein strukturelles Problem mit »Racial Profiling« in der Bundespolizei7, entbehrt faktisch jeder Grundlage: Den 2 373 701 im Jahr 2015 durchgeführten Maßnahmen nach §22 Abs.1a und §23 Abs.1 Nr.3 BPolG standen 26 Beschwerden gegenüber, von denen sich 19 als unbegründet erwiesen und sieben aus anderen Gründen nicht weiterverfolgt wurden.8 Die Kritiker führen nie konkrete Zahlen an, sondern verweisen höchstens auf angeblich sehr hohe Dunkelziffern, ohne jedoch für diese Behauptung stichhaltige Studien oder sonstige Nachweise vorzulegen. Konkrete Vorschläge, wie die Bundespolizei Einreisekontrollen durchführen soll, ohne auch äußere Kriterien wie Hautfarbe oder ethnische Herkunft zu berücksichtigen, gibt es nicht. Letztlich scheint die Kritik häufig auf dem Verständnis zu beruhen, dass Einreisekontrollen per se rassistisch sind und grundsätzlich abgelehnt werden. 

			Dieses Verständnis steht in direktem Widerspruch zum gesetzlichen Auftrag der Bundespolizei und wird der Verantwortung jeder einzelnen Bundespolizistin und jedes einzelnen Bundespolizisten nicht gerecht. Sie müssen in konkreten Kontrollsituationen sicherstellen, dass die durchgeführten Maßnahmen aufgrund objektiver Kriterien einzelne Personen betreffen und kein rechtswidriges »Racial Profiling« stattfindet. Dieser enormen Verantwortung sind sich die Beamtinnen und Beamten bewusst und stellen sich ihr jeden Tag mit hoher Sensibilität.

			Anmerkungen

			Alle im Folgenden angegebenen Internetquellen wurden am 08.03.2019 zuletzt aufgerufen.
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			Racial Profiling aus empirisch-wissenschaftlicher Perspektive 

			Im Vergleich zu Deutschland wird das Thema »Racial Profiling«1 in anderen europäischen Ländern nur selten öffentlich und politisch diskutiert. In der Regel sind es einzelne Ereignisse, welche zu einer öffentlichen Kritik an der Polizei im Umgang mit ethnischen Minderheiten führen. Ein Beispiel aus jüngerer Vergangenheit waren die polizeilichen Massenkontrollen von jungen Männern mit Migrationshintergrund am Kölner Hauptbahnhof in der Silvesternacht 2016/2017, die entsprechende Kontroversen hervorriefen. Gegenstand der solche Ereignisse begleitenden Debatten ist unter anderem die Frage, inwiefern diskriminierendes Verhalten durch Polizeikräfte hierzulande überhaupt Verbreitung findet. 

			Kaum gesicherte Daten 

			Verdachtsunabhängige Personenkontrollen werden in Deutschland vor allem mit der Bundespolizei in Verbindung gebracht.2 Weniger präsent in öffentlichen Diskussionen sind dagegen Diskriminierungen infolge von Identitätsfeststellungen nach den Gesetzen der Länderpolizeien. Hier können zum Beispiel Normen zur Definition eines »gefährlichen Ortes« oder »Gefahrengebietes« relevant werden. Denn auch diese berechtigen zu Identitätsfeststellungen, ohne dass eine konkrete Gefahr oder der Verdacht einer Straftat vorliegen müssen. So hat beispielsweise die Polizei Hamburg 2011 aufgrund von Lageerkenntnissen in Bezug auf Betäubungsmittel- sowie Gewaltkriminalität und »Straftaten von erheblicher Bedeutung« vier »Gefahrengebiete« in Hamburg ausgewiesen.3 Die Definition von Zielgruppen für die anlasslosen Kontrollen in den entsprechenden Gebieten wurde mitunter entlang eher unscharfer Kriterien generiert wie etwa »verdächtige Verhaltensweisen«4 oder Kleidungsstil von Angehörigen linker Milieus, was willkürlichen Kontrollpraktiken Vorschub leisten kann.5 Im Kontext von »gefährlichen Orten« spricht man jedoch eher vom sogenannten Social Profiling, da die Umsetzung der entsprechenden Befugnisnorm eher auf die Kontrolle von Angehörigen bestimmter sozialer Milieus ausgelegt ist. 

			Über weitere mögliche Erscheinungen und Ausmaße von ­willkürlichen Kontrollpraktiken beziehungsweise diskriminierendem Profiling lassen sich keine gesicherten Aussagen treffen. Anders als im angloamerikanischen Raum, wo sich bereits zahlreiche Studien diesem Thema gewidmet haben und Daten zu Kontrollen von Personengruppen seitens der Sicherheitsbehörden erhoben werden (demnach ist von einer deutlich überproportionalen polizeilichen Kontrolle von Personen mit schwarzer Hautfarbe auszugehen6), existieren in Deutschland bisher kaum empirisch gesicherte Erkenntnisse. Bisher gibt es lediglich eine von der Agentur für Grundrechte der Europäischen Union vorgelegte Auswertung einer Befragung in zehn EU-Mitgliedstaaten aus dem Jahr 2010 zur Häufigkeit von Polizeikontrollen gegenüber den ethnischen Minderheiten im jeweiligen Land. Darin gaben zum Beispiel 22 Prozent der in Deutschland lebenden Befragten mit türkischen Wurzeln an, in den letzten zwölf Monaten von der Polizei kontrolliert worden zu sein, dagegen äußerten nur elf Prozent der befragten Angehörigen der Mehrheitsbevölkerung, einer Kontrolle unterzogen worden zu sein.7 Aufgrund der kleinen Stichprobe mangelt es dieser Studie allerdings an statistischer Repräsentativität. 

			Eine weitere qualitativ und quantitativ angelegte Studie zum Verhältnis von Polizei und Jugendlichen mit Migrationshintergrund kann dagegen keine überproportional häufig stattfindenden Kontrollen gegenüber ethnischen Minderheiten feststellen.8 Allerdings hat die Studie gezeigt, dass unter anderem die einen Ort oder ein Stadtviertel charakterisierende physische und soziale Struktur stark mit der polizeilichen Einschätzung zusammenhängt, inwiefern ein Raum »bearbeitungswürdig« erscheint. So hat sich beispielsweise der Anteil der ausländischen Bewohner, unabhängig von polizeilichen Belastungszahlen, als starker Einflussfaktor für negative Raumkonstruktionen, also Negativimages von Stadtvierteln, und darauf folgende (Kontroll-)Maßnahmen durch die Polizei herausgestellt.9

			Letztendlich fehlt es aber in Deutschland an stichhaltigen Daten, welche einen differenzierten Blick auf das Phänomen Racial Profiling durch die Polizei zulassen. Aus wissenschaftlicher Sicht ist es deshalb nicht zulässig, dass die Bundesregierung 2014 auf ihrer Presseseite bekräftigt hat, »dass sogenanntes ›racial profiling‹ im Sinne der Durchführung polizeilicher Maßnahmen allein aufgrund der äußeren Erscheinung von Personen rechtswidrig ist und durch die Bundespolizei deshalb nicht vorgenommen wird«.10 Das würde schließlich bedeuten, verbotenes Verhalten gäbe es allein deshalb nicht, weil es verboten ist. Ebenso bleiben polizeiinterne Entscheidungsprozesse, wie sie in Köln an Silvester 2016/2017 zu den erwähnten Massenkontrollen geführt haben, nach außen intransparent, solange die Behörden keine Informationen preisgeben, welche zu einer sachlichen Einschätzung der Maßnahme führen können. Grundsätzlich genießt die Polizei in Deutschland bei der Bevölkerung ein hohes Maß an Vertrauen11, allerdings herrscht unter Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, die zum Thema Vertrauen in staatliche Institutionen international forschen, ein Konsens, dass unfaires Polizeihandeln das Vertrauen in die Institution schmälern kann.12 

			Die Folgen ungleichbehandelnder Polizeipraktiken werden im Allgemeinen in der Erosion polizeilicher Legitimität und der Entstehung feindlicher Polizei-Bürger-Kontakte gesehen.13 Entsprechend gilt unangemessenes Polizeihandeln gegenüber Angehörigen ethnischer Minderheitengruppen mitunter als ein Einflussfaktor für gewaltsame Ausschreitungen, wie sie in den letzten Jahren beispielsweise in Frankreichs Vorstädten oder im Londoner Armutsviertel Tottenham vorgekommen sind14. Tendenziell, so haben insbesondere Studien aus Großbritannien und den USA herausgearbeitet15, besitzen Menschen mit Migrationshintergrund sowie Bewohner sozial benachteiligter Stadtviertel ein geringeres Vertrauen in die Polizei. Begründet wird dies einerseits mit (negativen) Erfahrungen, die besagte Personengruppen in persönlichen Interaktionen mit der Polizei mitunter machen, andererseits führen aber auch gesellschaftliche Desintegrationserfahrungen in sozioökonomisch schlechter gestellten Stadtvierteln sowie auch mangelndes soziales Vertrauen in die eigenen Nachbarn zu einem geringeren Vertrauen in staatliche Institutionen wie der Polizei.

			Transparenz schaffen zur Vertrauenssicherung

			Auch um das Vertrauen in die Polizei langfristig zu sichern, schlagen Wissenschaftler und Experten aus Menschenrechtsorganisationen hierzulande wiederkehrend vor, Mechanismen zur unabhängigen Bearbeitung von Bürgerbeschwerden und mutmaßlichem polizeilichen Fehlverhalten zu installieren. 

			Eine Maßnahme, welche in Deutschland teilweise umgesetzt wurde, ist die Kennzeichnungspflicht für Polizisten. Diese soll es Bürgerinnen und Bürgern erleichtern, bei Beschwerden die verantwortlichen Polizeibeamtinnen und -beamten zu identifizieren, was insbesondere dann von Bedeutung sein kann, wenn geschlossene Einheiten involviert sind – oder bei unübersichtlichen Großlagen. Als eine weitere Möglichkeit, mehr Transparenz in Fällen von ungleichbehandelnden Polizeipraktiken zu schaffen, werden Beschwerdestellen für Betroffene gesehen, die institutionell nicht an die Polizei gebunden sind. In Deutschland gibt es aber bislang nur wenige solcher Stellen.16

			Insgesamt scheint die Verbreitung des Phänomens Racial Profiling hierzulande vermutlich nicht zwingend vergleichbar mit anderen Ländern, die ebenfalls eine koloniale Vergangenheit haben. Allerdings ist zu konstatieren, dass es in Deutschland eindeutig an entsprechenden Erkenntnissen fehlt, aber auch an einem offenen Diskurs, der die politische und organisationsbezogene Verantwortung in den Blick nimmt sowie externe und innerpolizeiliche Präventions- und Interventionsmechanismen.

			Anmerkungen

			Alle im Folgenden angegebenen Internetquellen wurden am 08.03.2019 zuletzt aufgerufen.
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			Menschenrechtsgewährleistung und interkulturelle Kompetenz in der Polizeiarbeit

			Einleitung

			Seit etwa 25 Jahren stellt die Polizei Bewerberinnen und Bewerber mit Migrationshintergrund ein, das heißt Personen mit unmittelbarer und mittelbarer Migrationserfahrung. Das hatte und hat nicht nur personal- oder integrationspolitische Gründe, sondern wurde und wird stets auch mit einer Erhöhung der interkulturellen Kompetenz der Polizei verknüpft. Mindestens implizit ist damit auch der Wunsch verbunden, Menschenrechtsverletzungen durch Polizeibeamtinnen und -beamte zu minimieren und diskriminierendes Verhalten oder gar Racial Profiling zu vermeiden. 

			Menschenrechtsachtung beziehungsweise Menschenrechtsgewährleis­tung ist ein grundlegender gesetzlicher Auftrag, der an die (gesamte) Polizei gerichtet ist. Interkulturelle Kompetenz ist dabei ein hilfreiches Instrument, aber in erster Linie ein Aspekt der Professionalisierung von Polizeiarbeit. Auch die Verknüpfung von interkultureller Kompetenz mit der Beschäftigung von Personal mit Migrationshintergrund greift zu kurz, denn sie fiele auf die Stufe einer anthropologischen Konstante zurück. Interkulturelle Kompetenz ist letztlich eine persönliche Haltung und Bestandteil von Kontakt-, Kommunikations- oder auch Interaktionskompetenz. Sie ist weder an die Zugehörigkeit zu einer bestimmten ethnischen Gruppe gebunden, noch kann man sie in einem Lehrgang vermitteln. Polizistinnen und Polizisten lernen kultur- und menschenrechtssensibles Vorgehen in der Aus- und Fortbildung, aber sie verinnerlichen sie tatsächlich erst in der täglichen praktischen Auseinandersetzung und durch reflexive Verarbeitung.

			1	Das organisationskulturelle Selbstverständnis: Polizei als Menschenrechtsschutzorganisation? 

			Die Polizei ist eine »Organisation mit Gewaltlizenz«1, aber anders als für das Militär impliziert diese Ermächtigung den gesellschaftlichen und rechtlichen Auftrag der umfassenden Existenzsicherung. Das gilt sowohl für Verdächtige, Opfer, Zeugen und Unbeteiligte. Neben der in Art.1 des Grundgesetzes festgeschriebenen Verteidigung der Menschenwürde verstehen sich Polizistinnen und Polizisten aber auch als »Profis für den Menschenrechtsschutz«. Im Zentrum des kulturellen Selbstverständnisses der Polizei steht durchaus das Bewusstsein der Alleinzuständigkeit für die staatliche Gewaltausübung (potestas). Während die Menschenwürde unter keinen Umständen verletzt werden darf und vom Staat unter allen Umständen geschützt werden muss, sind Eingriffe in Menschenrechte (z.B. Freiheit, körperliche Unversehrtheit, Selbstbestimmung) beim Vorliegen bestimmter rechtlicher Voraussetzungen für die Polizei durchaus möglich und notwendig. So ist die Bezeichnung »Menschenrechtsschutzorganisation« zwar dem Grundverständnis nach richtig, im Detail aber nicht konfliktfrei, da die Verletzung anderer Menschen ebenso Bestandteil des polizeilichen Auftrags ist wie die Bewahrung vor Verletzung. Denn auf der Handlungsebene der Polizei ist der Schutz des einen Menschenrechts oft verbunden mit dem Eingriff in ein anderes. Das spielt etwa im Zusammenhang mit Beziehungsgewalt eine wesentliche Rolle: Nach Inkrafttreten des Gewaltschutzgesetzes im Jahr 2002 ist die Polizei verpflichtet, das Opfer zu schützen und den Täter wirkungsvoll daran zu hindern, weiter Gewalt auszuüben; das geht oft nur durch eine sogenannte Wegweisung (die Anordnung, den aktuellen Ort zu verlassen und nicht mehr zu betreten), durch ein Kontakt- und Annäherungsverbot und möglicherweise durch eine, wenn auch kurzfristige Freiheitsentziehung. All das ist im Polizeirecht geregelt, ist also legal. Der Menschenrechtsschutz wird besonders in der Öffentlichkeitsarbeit der Polizei hervorgehoben. Auch die Berufsvertretungen betonen immer wieder die Rolle der Polizei als Menschenrechtsschutzorganisation. Dagegen erwähnen die offiziellen Veröffentlichungen den Eingriff in Menschenrechte nicht so umfassend. Dies geschieht aber in der internen Berufsvorbereitung intensiv unter dem rechtlichen Gesichtspunkt, vornehmlich im Staats- und Verfassungsrecht, aber auch im Eingriffsrecht und teilweise in der Berufsethik. 

			Ziel der polizeilichen Ausbildung ist es, rechtmäßig, das heißt vor allem verhältnismäßig, aber auch durchsetzungsstark zu agieren. Dazu gehören zum einen die (zunächst noch) theoretisch-abstrakten Regeln, es gehören Kenntnisse für Deeskalation dazu, es gehört aber auch zum Polizeiberuf, sozusagen Verletzungsroutinen zu entwickeln, also einzuüben, wie es ist, unter besonderen Umständen Menschen Schmerzen zuzufügen, ohne dass man selbst in einen emotionalen Ausnahmezustand gerät (z.B. in einen Gewaltrausch oder auch in einen Angstschock). Diese polizeispezifische »doppelte Realität« begleitet Polizeischülerinnen und -schüler fast während ihrer gesamten Ausbildungszeit: In der Theorie wird ihnen vermittelt, was sie nicht dürfen, im Training wird ihnen beigebracht, wie sie sich erfolgreich gegen Gewalt durchsetzen beziehungsweise wie sie erfolgreich Gewalt anwenden. Das Bewusstsein für die Komplexität solcher Situationen und die daraus folgende Verbindung zwischen Bewusstsein und der konkreten Handlung wird jedoch erst durch die unmittelbare Erfahrung im Umgang mit Gewaltphänomenen erreicht und ist dementsprechend bei vielen jungen Polizistinnen und Polizisten noch nicht habitualisiert. Sie bedürfen der praktischen Begleitung durch Vorgesetzte oder durch erfahrene Kolleginnen und Kollegen. Menschenrechtsfragen werden in der Theorie nachdrücklicher gestellt und dort auch ausdrücklicher behandelt als in der sogenannten Praxis. Diese Grunderfahrung betrifft alle Polizistinnen und Polizisten in gleicher Weise. »Geimpft« und bestärkt durch formale Ausbildungsinhalte und getragen durch die Grundhaltung der Cop Culture– »Wir sind die Guten«2 –, empfinden sich die meisten durchaus auf der sicheren Seite von Legalität und Legitimität und auch, wenn sie phänomenologisch Schmerzen zufügen und Rechte einschränken, ­fühlen sie sich moralisch-normativ doch als Teil einer Menschenrechtsschutz­organisation. 

			2	Interkulturelle Kompetenz und Menschenrechte

			Der Begriff »interkulturelle Kompetenz« ist mittlerweile vielseitig untersucht, entwickelt und systematisiert worden, aber deshalb nicht weniger strittig.3 Das beginnt schon beim Kulturbegriff, der heute nicht mehr als »einheitlich« betrachtet wird, auch nicht innerhalb einer abgrenzbaren Struktur (z.B. Nation), sondern der sehr stark diffundiert, der gekreuzt wird durch Begriffe wie »Kollektiv« oder »Milieu«, der nicht nur ethnisch, sondern auch sozial-ökonomisch gerahmt ist und der sich sicher nicht nur auf »Fremde«, »Migranten« und »Flüchtlinge«, sondern auch auf viele innergesellschaftliche Friktionen anwenden lässt. 

			Nach meiner Wahrnehmung liegt der eigentliche Grund für die Verständigungsschwierigkeit über Kultur darin, dass sie zum einen als etwas Monolithisches, Harmonisches, Abgrenzbares gedacht wird, andererseits aber der Kulturbegriff– wie erwähnt– sich verflüssigt, vervielfältigt und hybrid wird. Sehr ähnlich geht es mit Begriffen wie »Identität«, »Volk«, »Nation«, »Gesellschaft« et cetera. In der Perspektive einer Hybridisierung von Identität, wie dies etwa in den Cultural Studies geschieht, löst sich– zumindest für Migranten– auch die Vorstellung einer präzise beschreibbaren und abgeschlossenen Identität auf.4 Ebenso muss man auch inter- oder transkulturellen Kompetenz neu denken, und zwar in die Richtung, auf die Stefanie Rathje verweist: »Interkulturelle Kompetenz kann dementsprechend als die Fähigkeit betrachtet werden, die in interkultureller Interaktion zunächst fehlende Normalität zu stiften und damit Kohäsion zu erzeugen. Nach dieser Vorstellung führt interkulturelle Kompetenz dazu, dass aus unbekannten Differenzen bekannte werden. […] Interkulturelle Kompetenz kann also als Fähigkeit betrachtet werden, die durch Fremdheit gekennzeichnete ›flüchtige‹ Interkultur in Kultur umzuwandeln, indem über Normalität Kohäsion erzeugt wird.«5 Hier zeigt sich, dass interkulturelle Kompetenz keine Technik ist, die man sich beliebig aneignen und erweitern kann, und dass es auch nicht darum geht, mehr oder wenige viele kulturelle Differenzen zu kennen. Vielmehr geht es um die Herstellung von Normalität durch situative Offenheit und durch Interaktions- beziehungsweise Kontaktkompetenz dort, wo zunächst durch die soziale Rahmung Fremdheit vorherrscht.

			3	Interkulturelle Kompetenz durch interkulturelles ­Personal?

			Der Umgang der Polizei mit Fremden und Fremdem lässt sich grundsätzlich mit zwei Strategien beschreiben. Die erste geht von der Mitte der Organisation aus und wirkt von innen nach außen. Das Medium sind in der Regel Seminare oder Trainings zur interkulturellen Kompetenz oder zur Verbesserung der interkulturellen Kommunikation et cetera. Diese Schulungen der (einheimischen) Polizistinnen und Polizisten im Umgang mit Nichtdeutschen sollen sie in die Lage versetzen, sich individuell an veränderte Kommunikationsbedingungen anzupassen, und dienen so der Konfliktminimierung mit Klienten. Durch Schulung des einheimischen Personals werden also Veränderungen auf der kognitiven Handlungsebene und der Verhaltensebene intendiert. 

			Ebenfalls von der Mitte der Organisation (und deshalb noch zur ersten Strategie gehörend) geht eine weitere Initiative der Polizei aus, bei der man sich gezielt um Kontakte zu ausländischen Repräsentanten und ethnokulturellen Gemeinden bemüht. Dies geschieht durch besonders geschulte und engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Polizei (in Nordrhein-Westfalen z.B. heißen sie »Integrationsbeauftragte«), verbleibt aber auch im Regelkreis des Kontaktangebots aus dem Innern der Polizei an die Fremden (Personen oder Gemeinden). 

			Davon strukturell zu unterscheiden ist die zweite Strategie: die Aufnahme von Menschen mit Migrationsgeschichte in die Polizei. Hier geht es nicht mehr nur um temporäre Kontakte, um Toleranz und Kommunikation, sondern um eine (dauerhafte) Inkorporierung des Fremden, das heißt, organisationssoziologisch gesprochen, auch um eine dauerhafte Auseinandersetzung mit der Beziehung zwischen innen und außen. Mit der Rekrutierung von Personal mit Migrationshintergrund6 ist eine partielle Auflösung der kulturellen Monostruktur verbunden, es erfolgt nun nicht nur eine individuelle, sondern auch eine institutionelle Anpassung an veränderte Umweltbedingungen mit zwei Ausprägungen: entweder durch Änderung der Organisationsstrukturen (im Falle einer ernst gemeinten Integration) oder durch Anwendung der Organisationsregeln auch auf ­Personal mit Migrationshintergrund (im Falle einer Assimilationspolitik). 

			3.1	Migrant sein und Qualitäten haben: ontologische versus ­konstruktivistische Positionen

			Die Verwendungsvielfalt des Begriffs »Migrant« vereinfacht nicht gerade die Verständigung über die Begrifflichkeit. Auch die vor allem in der politischen Terminologie verwendete Erweiterung »Migrationshintergrund« lädt zu verschiedenen Lesarten– und zu Missverständnissen– ein. Oft wird der Begriff »Mensch mit Migrationshintergrund« als abgeschwächte Form verwendet, um das Wort »Ausländer« oder »Fremder« zu vermeiden. In der abwertenden wie auch in der aufwertenden Variante haften am Begriff »Migrant« einige Mitbedeutungen: Man verbindet damit bestimmte Eigenschaften beziehungsweise Qualitäten (Verhaltensregelmäßigkeiten, Kompetenzen, Gefahren etc.). Diese Zuschreibungen gilt es zunächst einmal zu identifizieren. Als soziale Kategorie oder soziales Aggregat besitzen Migranten keine Eigenschaft per se (ebenso wenig wie Frauen und Männer, alte und junge, große und kleine Menschen), außer der, dass sie im Verhältnis zu der einheimischen Bevölkerung etwas nicht sind.7 So leicht also die Bestimmung fällt, was Fremde nicht sind, so schwer fällt es andererseits, exakt zu sagen, was sie sind, was ihr Fremdsein ausmacht beziehungsweise wie das Fremde sich von dem Eigenen unterscheidet. Dies hat substanzielle Auswirkungen auf die Normalitätskonstruktionen, wenn man bedenkt, dass auch in offiziellen Verlautbarungen mit der Betonung von »Migranten in der Polizei« bestimmte Seinsweisen oder Qualitäten mitgedacht beziehungsweise vorausgesetzt werden, ohne dass diese jemals überprüft worden wären. Dazu gehört beispielsweise die Annahme, dass Polizeibeamtinnen und -beamte mit Migrationshintergrund die Konflikte ihrer Landsleute generell besser schlichten könnten. Warum aber sollten an der Tatsache einer gemeinsamen Nationalität respektive ethnischen Verbindung Qualitäten wie eine besondere Problemlösungskompetenz hängen? Hier wird von der Zugehörigkeit zu einer sozialen Kategorie auf eine individuelle Kompetenz geschlossen, was ich für überdeterminiert halte.8 Wir befinden uns mit der Begrifflichkeit also in einem Feld, das nicht neutral zu beschreiben, sondern ideologisch besetzt ist. 

			Die Einstellung von Beamten mit Migrationshintergrund in den Polizeidienst wird bislang im Wesentlichen von drei Perspektiven getragen:

			1. Die funktionalistisch-polizeitaktische Perspektive: Die funktionalistische Begründung ist die zu Beginn (in den Jahren nach 1993) gängigste. Sie betrachtet Beamte mit Migrationserfahrung als Kultur-Scouts und spezielle Milieukenner, mit deren Hilfe es gelingen könnte, mit der »proble­matischen Klientel« besser umzugehen.9 Hier spielen insbesondere Vorstellungen eine Rolle, Gemeinsamkeiten zwischen den migrantischen Polizisten und der ethnischen Gruppe nutzen zu können beziehungsweise durch mimetische Annäherung an diese Klientel einen höheren Fahndungs- und Aufklärungserfolg zu erzielen. 

			2. Die Kompensationsperspektive: Sie spielt in personalpolitischer Hinsicht besonders in Metropolregionen Deutschlands eine wichtige Rolle, weil die Personalplaner dort davon ausgehen, dass durch den demografischen Wandel die Sicherstellung des Personalbestands in Zukunft gefährdet sein könnte und dass man– ähnlich wie man in den 1980er-Jahren die Frauen als Personalressource entdeckte– nunmehr Migranten einstellt, um die abnehmende Zahl einheimischer Bewerber zu kompensieren. Es geht aus dieser Perspektive also in erster Linie um die Sicherstellung des zukünftigen Personalbedarfs und– etwas polemisch gesagt– um das Überleben der Institution Polizei und erst dann um Integration von Migranten.

			3. Die Integrationsperspektive: Die politisch ambitionierteste Haltung wirbt um Menschen mit Migrationshintergrund, weil sie Teil der Gesellschaft sind. Sie steht der These von der »Polizei als Spiegelbild der Gesellschaft« nahe, die von einer Repräsentanz aller gesellschaftlich relevanten Gruppen in der Polizei ausgeht.10 Nun ist Integration aber auf guten Willen in der Praxis angewiesen, sie kann nicht lediglich angeordnet werden und sie ist auch nicht zu einem Zeitpunkt »x« vollzogen. Diesem Ansatz fehlt die empirische Fundierung. Er setzt auf den gemeinsamen guten Willen der Beteiligten, den man ebenfalls nicht anordnen kann. Nicht begründet wird zum Beispiel, in welcher Hinsicht eine als »Spiegelbild der Gesellschaft« proklamierte Polizei besser arbeiten sollte. Demzufolge zeigt diese Haltung auch am ehesten die Kluft zwischen gut gemeinter und gut gemachter Integration auf.11

			Diesen Perspektiven möchte ich eine vierte Sichtweise hinzufügen:

			4. Die institutionstheoretische Perspektive: Sie könnte man auch als »Resonanz-Ansatz« bezeichnen. Im Kern geht es darum: Kulturelle Vielfalt in der Polizei erzeugt nicht sofort, sondern erst mittelfristig eine positive Resonanz in der Bevölkerung. Migranten können mittelbar dazu beitragen, die kulturelle Varianz in einer Institution zu erhöhen, weil die Tatsache, dass es eine zunehmende Zahl von Einwanderern in der Gesellschaft geben wird, von den Institutionen verstärkte Anstrengungen verlangt, um die unterschiedlichen kulturellen Praxen in eine Koexistenz zu bringen (bisher gilt die kopftuchtragende Polizistin oder der turbantragende Polizist als unvorstellbar, aber warum sollte darüber nicht bald diskutiert werden?). Die Seminare zum Thema »interkulturelle Kompetenz«, die bislang den Umgang mit dem kulturell diversen Publikum als Adressaten polizeilicher Tätigkeit thematisieren, werden mittelfristig durch Angebote ergänzt werden müssen, die sich mit interkultureller Kompetenz in Teams beziehungsweise interkultureller Teambildung auseinandersetzen. Diese Annahme geht davon aus, dass sich Problemlösungskompetenzen in einer kulturell diversen Organisation positiver entwickeln als in kulturhomogenen Gruppen. Ein analoges Beispiel dazu ist, dass Übergriffsverhalten in (nach Geschlecht, Alter, Dienstgrad, Berufserfahrung etc.) heterogenen Gruppen weniger wahrscheinlich ist als in homosozialen Gruppen; so hat die Einstellung von Polizistinnen, nach einer langen Phase der Assimilation, hier neue Diskurse ermöglicht und erfordert12. In Institutionen mit einer größeren Kulturvarianz verfestigen sich stereotype Welt- und Menschenbilder nicht so rasch und nicht so intensiv wie in Institutionen mit wenig kultureller Varianz. Da man also quasi gezwungen ist, interne Anpassungsstrategien auf das schiere Vorhandensein von Vielfalt zu entwickeln, um die Zusammenarbeit von Menschen mit unterschiedlichem kulturellen Hintergrund zu gewährleisten, wird sich diese Anpassung als Kompetenz positiv auf die professionellen Problemlösungsstrategien sowie auf die Flexibilität der Umgangsformen der Polizei mit dem (ebenfalls kulturell diversen) Publikum auswirken. Entgegen der mit einem bloßen Proporz operierenden– und empirisch eindeutig falschen– Spiegelbild­Metapher könnte man hier von einer Art »Resonanzmodell« ausgehen: Die Problemlösungskompetenz, die benötigt wird, um im Innern der Polizei kulturelle Heterogenität produktiv zu wenden, sickert im Laufe der Zeit auch als Problem- und Konfliktlösungskompetenz nach außen durch, das heißt, sie findet als reflektiertere und interkulturell sensiblere Vorgehensweise Resonanz in der Öffentlichkeit. Hier könnte unter Umständen das substanziellste Erfolgskriterium zu suchen sein: Interkulturelle Kompetenz steigt mit der Anzahl von Gelegenheiten, in denen sie aktiviert werden muss.

			Interkulturelle Kompetenz ist also selbst ein erfahrungsbasierter Prozess und keine (erlernbare) Technik und sie ist nicht beschränkt auf das (oder gar ein bestimmtes) Publikum, im Gegenteil: Erst im Zuge der Verstetigung und Erhöhung der Anzahl von Migranten in der Polizei wird ein Kompetenzeffekt hinsichtlich der kultursensiblen Publikumskontakte zu beobachten sein, und zwar dann nicht mehr delegiert auf Polizeibeamtinnen und -beamte mit Migrationsgeschichte, sondern bezogen auf das gesamte Personal, das eine größere Kontaktkompetenz entwickelt. Die (positiven) strukturellen Effekte können eigentlich erst von individuellen Talenten unterschieden werden, wenn die Organisation im Innern ihre (durchaus ambivalenten) Erfahrungen mit Interkulturalität gemacht und verfestigt hat. Dafür ist ein signifikanter Anstieg der Prozentzahlen des Personals mit Migrationshintergrund unerlässlich, man muss aber die Argumentation quasi umdrehen: Die (wenigen) bisherigen Beamtinnen und Beamten mit Migrationshintergrund verschaffen der Polizei keine über den Einzelfall hinausgehende Kulturkompetenzen. Erst wenn sich durch eine wahrnehmbare Zahl von Migranten der Fokus von den Individuen auf soziale Regeln, Prozesse und Erfahrungen verlagert, wird sich die Organisationskultur verändern und in der Folge auch positiv nach außen wirksam werden können. 

			3.2	Verhaltene Vielfalt in der Polizei

			Rund 25 Jahre nach der Öffnung der Polizei für nicht deutsche Bewerberinnen und Bewerber ist mit vorsichtigem Optimismus zu konstatieren, dass die Bemühungen um eine Erhöhung des Migrantenanteils erste Früchte tragen. Allerdings kann der Anteil des Personals mit Migrationsbiografie in den 16 Länder- und den zwei Bundespolizeien bis heute nicht exakt benannt werden, denn der Vollzugsdienst wird daraufhin nicht untersucht. Genau kennt man die Zahlen nur für die Phase der Einstellung und auch das nicht in allen Bundesländern. Der Anteil der neu bei der Polizei eingestellten Personen mit Migrationshintergrund schwankt zwischen 3,5 Prozent (Schleswig-Holstein) und 29,2 Prozent (Berlin), in den eher »westlichen« Bundesländern und den Metropolregionen zwischen rund 12 und 17 Prozent.13 Im Polizeivollzug dürfte sich der Anteil noch im einstelligen Prozentbereich bewegen, lediglich in den urbanen Zentren dürften schon zweistellige Prozentzahlen erreicht werden. Damit ist aber überhaupt nicht geklärt, ob eine Erhöhung des Migrantenanteils auch tatsächlich signifikante Effekte für die Arbeitsergebnisse nach sich ziehen wird. Das Argument, dass eine Repräsentanz von ethnischen Minderheiten in der Polizei zu einer besseren Akzeptanz der Polizei in der jeweiligen Bevölkerungsgruppe führt, ist weder überprüft noch befriedigend stichhaltig. Zwar steht es uns gut an, eine solche weltanschauliche Überzeugung zu vertreten, aber empirisch und theoretisch steht eine Begründung noch aus. Ebenso wenig wurde bisher systematisch geprüft, inwieweit die Polizei in ihrer bisherigen Struktur von der Migrantenpopulation in Deutschland nicht akzeptiert wird. Immerhin kann man vermuten, dass etwa die Hälfte der Bevölkerung mit türkischen Wurzeln Vertrauen in die deutsche Polizei hat.14 Solche Begründungen wären wichtig, um die Diskussion zu versachlichen. Ansonsten läuft man Gefahr, eine politische Überzeugung gegen die andere zu setzen.

			Der bloße Verweis auf (positive) Effekte des gemeinsamen kulturellen Backgrounds zwischen migrantischen Polizisten und eines Teils der Wohnbevölkerung berücksichtigt darüber hinaus nicht die binnenkulturellen Unterschiede. Man erfasst mit dieser Argumentation die Migrantenpopulation insgesamt als eine von anderen abgrenzbare Einheit. Damit fällt man auf ein Diskriminierungsniveau zurück, das keiner haben will. Gegenwärtig scheint es aber so zu sein, dass der Rückgriff auf eine kollektive Identität (Migrant) die faktischen Ungleichheitskriterien (Einkommen, Alter, Geschlecht, Bildung, Wohnsituation, Gesundheit) überlagert. 

			Die Frage, warum mehr Personal mit Migrationshintergrund in der Polizei »benötigt« wird, berührt auch die Frage der Menschenrechtsgewährleistung durch die Polizei. Es wäre rechtsstaatlich höchst problematisch, die Frage der Menschenrechtskonformität mit der der Einstellung von Personal mit Migrationshintergrund kausal zu verbinden, denn erstens gibt es weder theoretisch noch empirisch gesehen einen Grund für die Annahme, dass Migrantinnen und Migranten die besseren Menschenrechtsschützerinnen und -schützer seien als ihre Kolleginnen und Kollegen ohne Migrationsgeschichte. Zweitens wäre es die Bankrotterklärung einer rechtsstaatlichen Polizei, diese elementaren Aufgaben an einen ausgewählten Teil des Personals zu delegieren. Man kann allerdings argumentieren, dass es einer vielseitig kultursensiblen Polizei leichter fällt, ein Sensorium dafür zu entwickeln, an welchen Stellen Menschenrechtsverletzungen drohen. Immerhin sind Polizistinnen und Polizisten mit Migrationsgeschichte nicht als Herrschaftsakteure geboren, sondern haben in der Regel eigene biografische Erfahrungen im Umgang mit dem Minderheitenstatus. Nicht alle berichten von direkten Diskriminierungserfahrungen15, doch setzen sich nahezu alle mit ihrem Anderssein auseinander. Dies führt zu zwei gegensätzlichen Verhaltenstendenzen: zum Minimieren des Unterschieds (z.B. durch Betonung der Gemeinsamkeiten) und zum ­Missionieren, das heißt zur offensiven Sensibilisierung der herkunftsdeutschen Kolleginnen und Kollegen, hinsichtlich der Diskriminierungsdispositive im Umgang mit Fremden und anderen sozialen Minderheiten.

			4	Interkulturalität und Menschenrechte: Kopplung von Kompetenz und Auftrag– Ausblick

			Achtung und Schutz der Menschenrechte sind neben der Gewährleistung von Schutz und Sicherheit ein Kernauftrag der Polizei, der prinzipiell unabhängig von der Zusammensetzung des Personals und dessen Interaktionskompetenzen besteht. Die stetige Weiterentwicklung und Stärkung von beruflicher Handlungs- und Kontaktkompetenz ist ein Anspruch der Polizei, der die Professionalisierung ihrer Arbeit berührt. Das spezielle Handlungsfeld »interkulturelle Kompetenz« fördert bei Polizistinnen und Polizisten die Sensibilität hinsichtlich der Kontextbedingungen und Konsequenzen ihrer Handlungen. Interkulturelle Kompetenz kann die Menschenrechtssensibilität der Organisation stärken, sie ist aber kein Garant dafür. Insofern sie dazu beiträgt, Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu behandeln, und nicht darin verharrt, alle(s) gleich zu behandeln, trägt interkulturelle Kompetenz zur Durchsetzung von Menschenrechten bei.

			Wie ich am Beispiel des Umgangs mit ethnisch und kulturell diversem Personal zeigen wollte, wird in der Polizei auch heute noch oft Ungleiches gleich behandelt. Ein engagierter Umgang mit Offenheit im Sinne von personeller, struktureller und kultureller Veränderungsbereitschaft und der Anerkennung einer Veränderung der Anforderungen an Polizeiarbeit scheint mir im Wesentlichen nicht beziehungsweise nur sehr verhalten (und auf Spezialistenebene) stattzufinden. Insbesondere die traditionell starke Betonung des Grundsatzes, alle Menschen gleich zu behandeln, schränkt den flexiblen Umgang mit den Gegenwarts- und Zukunftsproblemen der Polizei stark ein. Mehr migrantisches Personal in der Polizei bewirkt eben nicht automatisch mehr Menschenrechtskompetenz und es bewirkt noch nicht einmal mehr interkulturelle Kompetenz. Denn vergessen wird dabei oft, dass alle Angehörigen der Polizei jenseits von individueller Biografie und ethnischer Herkunft in polizeiliche Herrschaftskontexte hineinsozialisiert werden, die für alle gleich gelten und die in der Regel auch zu mehr oder weniger gleichförmigem Verhalten führen. Migrantinnen und Migranten in der Polizei sind in erster Linie gut sozialisierte Menschen, die durch das Nadelöhr der polizeilichen Einstellungspraxis gekommen sind, um Polizistinnen und Polizisten zu werden. Sie haben vermutlich mehr mit ihren herkunftsdeutschen Kolleginnen und Kollegen gemeinsam als mit der unspezifischen Gemengelage von sehr unterschiedlichen Migrationsmilieus. Schlussendlich bleibt aber die Feststellung: Gegenwärtig ist nicht zu beobachten, dass Polizeibeamtinnen und -beamte mit Migrationshintergrund die Frage des Menschenrechtsschutzes anders beantworten als ihre einheimischen Kolleginnen und Kollegen. 

			Alle Polizistinnen und Polizisten haben den gesetzlichen und ethischen Auftrag und die Aufgabe, die Menschenrechte zu schützen oder maßvoll und rechtskonform in sie einzugreifen. Sie tun das unterschiedlich geschickt und erfolgreich, diese Unterschiedlichkeit muss auch noch mehr erforscht werden. Weder Menschenrechtsschutz noch ­interkulturelle Kompetenz bewegen sich entlang der Unterscheidungskategorien ­Migrant/Nicht­migrant. Die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der Schutz der Menschenrechte sind Kernaufgaben der Polizei– der möglichst kultursensible Umgang mit dem Publikum hingegen eine Kompetenz von Polizistinnen und Polizisten. Die Kompetenz entwickelt sich dynamisch im gesellschaftlichen Kontext weiter, während die Aufgabe grundsätzlich gleich bleibt. Insofern kann man zusammenfassend sagen: Interkulturelle Kompetenz ist ein Vehikel zur Gewährleistung des Menschenrechtsschutzes, sie ist aber keine Bedingung dafür.
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			Alle im Folgenden angegebenen Internetquellen wurden am 08.03.2019 zuletzt aufgerufen.
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			Herausforderungen für die Polizeiarbeit ineiner pluralistischen Gesellschaft1

			Staatsverständnis und Polizeibegriff– Ausdifferenzierung auf dem Weg in die Demokratisierung

			In seinem Dialog über den Staat, »Politeia«, entwickelt der griechische Philosoph Platon die Idee, dass der gute Staat gerecht sein muss. Der griechische Staatstheoretiker Aristoteles definiert die »polis« (Stadtstaat) als eine Gemeinschaft der Freien und Gleichen, zwischen denen demokratische Entscheidungen getroffen werden. Diese Gemeinschaft braucht Sicherheitsmechanismen, die Aristoteles den Entwürfen des griechischen Staatstheoretikers Hippodamos von Milet und des Phaleas von Chalkedon über den idealen Staat entnahm. Demnach müssen Vorkehrungen zur Sicherung der Besitzverhältnisse als Voraussetzung für Stabilität und Ordnung getroffen werden. Dieser Gedanke blieb durch die Rezeption der hellenistischen politischen Philosophie in Rom erhalten. So wurde die ­utilitas publica entwickelt. In dieser Gemeinwohldoktrin legitimiert Cicero staatliche Eingriffe in die individuellen Rechte entlang einer Staatsräson, die die Sicherung des Staates und seiner Institutionen vor Augen hat. Mehrere Jahrhunderte später argumentiert der frühe Aufklärer Hugo Grotius, dass die societas civilis als staatliche Rechtsgemeinschaft Menschen binde, um Frieden und Sicherheit für die in ihr korporativ Zusammengeschlossenen zu erreichen. Anders als der englische Staatstheoretiker Thomas Hobbes geht Grotius von einem appetitus societatis aus, der die Menschen dazu bringe, feste Gemeinschaften aufzubauen, die schließlich zum Staat führten. Auch für den italienischen Staatsphilosophen Niccolò Machiavelli ist eine friedliche gemeinschaftliche Existenz auf Dauer nur dann möglich, wenn die selbstsüchtigen und gesellschaftsgefährdenden Triebe der menschlichen Natur durch stabile Institutionen und eine kluge Politik der Herrschenden kontrolliert werden. Die Ordnung des Staates gewährt demnach die Sicherheit des Lebens seiner Bürger und garantiert Rechtssicherheit.­ Dabei gilt nach wie vor die Feststellung von Aristoteles, der noch vor Cicero konstatierte: »Die Demokratie reicht immer so weit, wie die Stimme des Herolds reicht.« Auf den modernen Staat bezogen, kann dies dahingehend interpretiert werden, dass die Durchsetzung des Rechts und der Autorität des Staates– also die Gewährung innerer und äußerer Sicherheit– eine Vorrausetzung für die Aufrechterhaltung der Demokratie ist.

			Das moderne Staatsverständnis ist vom Ordnungsprinzip der Souveränität geprägt. Die theoretische Formulierung des Souveränitätsbegriffes durch den einflussreichen französischen Staatsrechtler Jean Bodin im 16.Jahrhundert und dann durch Thomas Hobbes war die Voraussetzung für die Entwicklung eines anderen Konzepts, des dem Staat zugrunde liegenden Gesellschaftsvertrages durch den französischen Philosophen Jean-­Jacques Rousseau. Dort findet eine Verschiebung der Souveränität zugunsten des Volkes statt. Der Grundgedanke Rousseaus ist, dass Sicherheit erreicht wird durch die Eingliederung des Einzelnen in den ­Allgemeinwillen, denn die von ihm begründete Volkssouveränität beschreibt die Ausübung des Gemeinwillens und ist die einzige Legitimation jeglichen politischen Handelns. Dies ist eine Weiterführung der Gedanken von John Locke, der die Sicherheit durch die Unterwerfung der Bürger unter den Mehrheitswillen erreicht sehen will. Locke unterstellt das staatliche Gewaltmonopol dem Zweck der Sicherung grundlegender vorstaatlicher Rechte, die ihrerseits nicht zur Disposition des Staates stehen, denn nur in dem Maße, in dem staatlicher Zwang seine Sicherheitsfunktion im Sinne der Wahrung der Freiheit seiner Bürger erfüllt, kann er Legitimität­ beanspruchen.­ 

			Das Wort »Polizei« geht auf den griechischen Begriff »politeia« zurück, was »Stadt-« oder »Staatsverfassung« bedeutet. Im Mittelalter verstand man unter dem Begriff ius politiae (Polizeigewalt) die Berechtigung und gleichermaßen die Verpflichtung des jeweiligen Landesfürsten, für eine gute Ordnung zu sorgen.2 Eine der ältesten deutschen Fundstellen des Wortes »Policzey« ist eine bischöfliche Vorschrift für die Stadt Würzburg aus dem Jahr 1476. Auf dem Reichstag zu Augsburg wurde am 25. Juni 1530 Kaiser Karl V. von den Reichsständen der lutherischen Reformation die Confessio Augustana (Augsburger Bekenntnis) vorgelegt. Darin ist in Artikel 16 unter der Überschrift »Von der Polizei (Staatsordnung) und dem weltlichen Regiment« festgelegt, dass eine legitim eingesetzte öffentliche Regierung zur guten Ordnung Gottes gehöre. Der Begriff »Polizei« stand nahezu für das gesamte staatliche Handeln. Die erste Ausdifferenzierung kann auf Art.III §3 des Westfälischen Friedens von 1648 zurückgeführt werden. Dort findet sich die Formulierung »reformatio politiae et iustitiae«, was im Zusammenhang damit stand, dass die Justiz sich von der »Polizei« abgesondert hatte und Justizsachen von nun an eigenständig verwaltet wurden, später wurden auch die Aufgaben Heerwesen, Finanzen und Außenpolitik getrennt. 

			Die Ausdifferenzierung der Verwaltungsinstitution Polizei im staatlichen Exekutivapparat ging mit einer folgenreichen Verengung des Polizeibegriffs und damit einer Beschränkung der Polizeiaufgaben einher. In der Zeit des Absolutismus stand die Polizeigewalt generell für die Staatsgewalt im Innern im Sinne der absoluten Herrschaft über die Untertanen. Der Zweck der guten Ordnung des Gemeinwesens rechtfertigte die weitreichenden polizeilichen Mittel und Befugnisse. Die institutionelle Eigenständigkeit der Polizei ergab sich dann im 19. Jahrhundert durch die Trennung der Wohlfahrtspolizei von der Sicherheitspolizei. Demnach sollte die Wohlfahrtspolizei dem allgemeinen Wohl dienen, die Sicherheitspolizei die öffentliche Sicherheit in einem weiten Sinne gewährleisten. Mit dieser Verengung des Polizeibegriffs ging eine weitere Entwicklung einher: die Bildung eines rechtsstaatlichen Systems. Staatliches Handeln sollte grundsätzlich an legale Normen gebunden und damit für den Staat wie für den Bürger berechenbar und kontrollierbar sein.

			In der Zeit des Nationalsozialismus war die Verschmelzung von Schutzstaffel (SS) und Polizei unter dem Dach des Reichssicherheitshauptamtes strukturell mit der Entgrenzung von Polizeiaufgaben und -befugnissen im totalen Polizei- und SS-Staat verbunden. Nach der Befreiung Deutschlands vom NS-Regime und seinem SS-Terrorapparat machten die Alliierten Deutschland restriktive Vorgaben für das Grundgesetz hinsichtlich der Struktur der Polizei. Sie forderten eine Demilitarisierung der Polizei ein, beschränkten die Aufstellung und Stärke der Polizeieinheiten und verlangten die Dezentralisierung der Polizeiorganisation. 

			Das bundesrepublikanische Recht sieht eine klare organisatorische und funktionale Trennung zwischen dem Auftrag der Polizei und der Arbeit der Geheimdienste vor.3 Das Trennungsgebot schließt jedoch eine projektbezogene Kooperation und Vernetzung nicht aus. 

			Die Polizei im deutschen föderalen System4 

			In Deutschland gibt es mehr als 265 000 Polizeibeamtinnen und -beamte, die im Zuständigkeitsbereich der Polizei des Bundes (Bundespolizei und Bundeskriminalamt) oder im Polizeidienst der Länder eingesetzt sind. Auch hier spiegelt sich das föderale System der Bundesrepublik wider. Neben der Strafgesetzgebung, dem Strafvollzug sowie den Nachrichtendiensten ist die Polizei eine staatliche Institution der inneren Sicherheit mit den originären Zuständigkeiten der Strafverfolgung und der Gefahrenabwehr, geregelt in den Gefahrenabwehr- beziehungsweise Sicherheits- und Ordnungsgesetzen der Länder. Sie ist organisatorisch ein Bestandteil der Exekutive (Art.163 Abs.1 StPO). In den Polizeigesetzen der Länder wird die Polizei in Polizeiverwaltungsbehörden, die sich Ordnungsaufgaben widmen, und Vollzugspolizei untergliedert, wobei die einzelnen Aufgaben wahrgenommen werden von: Schutzpolizei (SchuPo), Kriminalpolizei (KriPo), Bereitschaftspolizei (BePo) und Wasserschutzpolizei (WaPo).

			Die Schutzpolizei stellt materiell und personell das Gros der Vollzugspolizei und ist zuständig für die Vielzahl der kleineren und mittleren Delikte sowie verkehrspolizeiliche Aufgaben. Während die Schutzpolizei allgemeine Aufgaben zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit (allgemeine Strafverfolgung und Straßenverkehrsüberwachung) wahrnimmt, ist die Kriminalpolizei für die Prävention und Verfolgung von Verbrechen und Vergehen zuständig. In ihren Kompetenzbereich fällt vor allem die Bekämpfung gefährlicher Straftaten. Darüber hinaus verfügt die Kriminalpolizei über Spezialeinheiten, die zur Terrorismusbekämpfung, bei Geiselnahmen, für Schutzmaßnahmen bei besonderen Ereignissen sowie Observationen und Fahndungen eingesetzt werden. Die Bereitschaftspolizei unterstützt den polizeilichen Einzeldienst bei seiner Aufgabenwahrnehmung, insbesondere bei außergewöhnlichen Großeinsätzen wie beispielsweise bei Naturkatastrophen, Demonstrationen und Objektschutz. Ausgebildet und eingesetzt werden die Angehörigen der Bereitschaftspolizei überwiegend in geschlossenen Einheiten. Die Wasserschutzpolizei ist zuständig für schifffahrtsbezogene Kriminalitätsvorbeugung, Umweltschutz und Verkehrssicherheit auf den Wasserwegen. 

			Daneben werden Polizisten als Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft zur Verfolgung von Straftätern und zur Aufklärung von Straftaten tätig (gemäß Art.152 Gerichtsverfassungsgesetz GVG). In dieser Funktion können bestimmte Anordnungen nach der Strafprozessordnung (StPO) wie zum Beispiel Beschlagnahme, Durchsuchung, vorläufige Festnahme gegeben und durchgeführt werden. Diese Aufgaben haben repressiven Charakter (Strafverfolgung). Da die Staatsanwaltschaften über keine eigenen ausführenden Organe verfügen, wird die Strafverfolgung, insbesondere bei Gefahr im Verzug, von den Polizeien wahrgenommen.5

			Gemäß dem föderalen System der Bundesrepublik verfügt jedes Bundesland über eine eigene Landespolizei, sodass jedes Land seine Polizeiangelegenheiten selbst regelt (gemäß Art.30GG), eine eigene Polizeigesetzgebung und eine eigene Ausbildungsverordnung pflegt. Jedoch sind das Grundgesetz und die Bundesgesetze wie die Strafprozessordnung (StPO) und das Strafgesetzbuch (StGB) sowie bundesweite Verordnungen und Vorschriften verbindlich für alle Polizeibehörden in Deutschland. Die Polizeigesetze der Länder dürfen nicht gegen Bundesgesetze verstoßen. Die Innenministerien der Länder haben die oberste Aufsicht über die Kreispolizeibehörden sowie über die Bezirksregierungen als höhere Polizeibehörden. Außerdem sind die Landeskriminalämter den Innenministerien direkt unterstellt. Im Verhältnis zur Ordnungsverwaltung, die ebenfalls die Aufgabe hat, Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung abzuwehren, ist die Polizei grundsätzlich im Rahmen ihrer Eilkompetenz nur subsidiär zuständig. Beide ergänzen sich jedoch gegenseitig bei der Beseitigung beziehungsweise der Verhinderung von Ordnungsstörungen im öffentlichen Raum. Jedoch kommen der Polizei bei der effektiven Gefahrenabwehr erhebliche Befugnisse zu, so kann sie Zwang einsetzen bis hin zum Gebrauch von Schusswaffen. Dabei ist beim polizeilichen Eingriff der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz maßgeblich, sodass jede in die Grundrechte eingreifende staatliche Maßnahme durch einen verfassungsrechtlichen Zweck gerechtfertigt, erforderlich und angemessen sein muss.6

			Ferner hat die Polizei Befugnisse, mit allen angemessenen Mitteln den Schutz privater Rechte sicherzustellen. Hier fungieren Beamte im Polizeidienst als staatliches Zwangsinstrument, um gewisse Verhaltensstandards in der Öffentlichkeit durch Fremdzwang zu festigen. Diese Funktion erstreckt sich auch auf den Bereich der Strafverfolgung.7 

			Die Bundesländer verfügen zudem über Landeskriminalämter (LKA), die die Polizeiarbeit durch die Bündelung von Ressourcen unterstützen sollen. So führen diese auf Ersuchen einer Polizeibehörde, eines Gerichts oder einer Staatsanwaltschaft kriminaltechnische oder erkennungsdienstliche Untersuchungen durch zum Zweck der Strafverfolgung und erstellen entsprechende Gutachten. Zu ihren Aufgaben gehören auch:

			
					das Sammeln und Auswerten von Nachrichten und Unterlagen zur Verhütung und Verfolgung von Straftaten; 

					die kontinuierliche Information der Polizeibehörden über den Stand der Kriminalität und über geeignete Maßnahmen zur Verhütung und Verfolgung von Straftaten;

					die Unterstützung der Polizeibehörden bei der Verhütung/Erforschung und Verfolgung von Straftaten.

			

			Die Landeskriminalämter sind Teil der Landespolizeiverbände. Die Koordination der einzelnen Länderbehörden obliegt dem Bundeskriminalamt (BKA) in seiner Funktion als Bundesbehörde. Das BKA wird im Auftrag des Bundesinnenministers, des Generalbundesanwaltes oder einer Landesstaatsanwaltschaft aktiv. Zu diesem Zweck sammelt es Nachrichten und Unterlagen, unterhält erkennungsdienstliche und kriminal­technische Einrichtungen, entwickelt kriminalpolizeiliche Analysen und Arbeitsweisen und ist zuständig für die internationale Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden. Im Grundgesetz wird es als Zentralstelle bezeichnet (Art.87 Abs.1 Satz2GG), die eingerichtet worden ist aus Gründen der Spezialisierung und zur Erleichterung der Bekämpfung internationaler Straftaten und international organisierter Kriminalität, die Sicherheitsbelange der Bundesrepublik betreffen.8 So werden zum Beispiel Verbindungsbeamte des BKA ins Ausland entsandt, um dort relevante Informationen zur Strafverfolgung zu beschaffen.9 Zudem ist auch die Bundespolizei generell für den Schutz von Bundesorganen zuständig. Die Bundespolizei untersteht dem Bundesminister des Innern (gemäß §1 Abs.1 Satz2 BPolG).

			Die Polizei und der demokratische Rechtsstaat

			In Deutschland genießt die Polizei als staatliche Institution sehr großes Vertrauen in der Bevölkerung. Dies ist einerseits Ausdruck der rechtsstaatlichen Verankerung der Polizei in der Gesellschaft, anderseits nährt es sich aus den sicherheitskulturell bedingten hohen Erwartungen an die Qualität und die Unabhängigkeit polizeilichen Handelns. Die schwache parlamentarische Kontrolle der Polizei in Deutschland drückt sich insbesondere darin aus, dass Abstimmungsprozesse im kooperativen Föderalismus weitgehend unter Ausschluss der Landesparlamente ablaufen. Bislang sind Versuche einer stärkeren demokratischen Kontrolle der Polizei größtenteils gescheitert. Jedoch werden durch die Etablierung von sogenannten Polizeibeauftragten10 und Informationssystemen den Bürgerinnen und Bürgern Möglichkeiten gegeben, ohne einen formalen Rechtsweg eine indirekte Kontrolle auszuüben. In Deutschland hat Rheinland-Pfalz als erstes Flächenland ein Landestransparenzgesetz auf den Weg gebracht und eine Transparenzplattform im Internet eingerichtet, das »Open-Government-Data-Portal Rheinland-Pfalz«, das jedem Bürger und jeder Bürgerin einen zentralen Zugang zu Daten und Informationen aus den rheinland-pfälzischen Verwaltungen einschließlich der Kommunen bietet. Dies ist ein vielversprechendes Element der demokratischen Kontrolle im Prozess der Transformation, bedenkt man, dass das Polizeirecht sich zunehmend vom klassischen Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsrecht hin zu einem komplexen operativ-integrierten Eingriffsrecht entwickelt.

			Die Polizei in einem demokratischen Rechtsstaat ist einer demokratischen Kultur verpflichtet. Sie ist dabei ein staatliches Mittel zur Durchsetzung der Rechtsstaatlichkeit mit dem Ziel, Rechtssicherheit und Gerechtigkeit zu gewährleisten. Auch der Sicherheitsbegriff unterliegt einem stetigen Wandel und ist ein Ausdruck soziopolitischer Entwicklungen und Rahmenbedingungen, die sich im Kontext grundlegender menschlicher Bedürfnisse artikulieren.11 Aus der staatstheoretischen Perspektive ist die Sicherheit ein Kollektivgut, das für alle Mitglieder einer Gesellschaft gleichzeitig und im gleichen Umfang bereitgestellt wird.12 Festzustellen ist, dass der Sicherheitsbegriff ein Höchstmaß an Dynamik in sich birgt. Der Staat versucht stets, seine Institutionen, der gesellschaftlichen Transformation entsprechend, anzupassen, denn das subjektive Sicherheitsempfinden der Menschen unterscheidet sich erheblich; es verändert sich, beeinflusst durch die medialen und andere Errungenschaften der Globalisierung, schlagartig und oft unangekündigt. Auch teilen die Bürgerinnen und Bürger eines pluralistischen Systems nicht immer dieselben Vorstellungen von Sicherheit. Diese Diversität innerhalb der Zielgruppe jeglicher sicherheitspolitischer Maßnahmen, also eben der Bürgerinnen und Bürger, muss im Kontext sich ändernder sozialer Gegebenheiten bewertet werden. Sie ist ort- und zeitabhängig, sodass kaum allgemeingültige Erklärungen gefunden werden können. In der Reaktion des Staates im Rahmen der Organisation von Sicherheit kann es passieren, dass sein Vorgehen gesellschaftlich nicht akzeptiert wird, sodass zivilgesellschaftliche Akteure eingreifen. Im Pendeln zwischen Aktion und Reaktion kommt es schließlich in freiheitlich-demokratischen Systemen zu einem konsensualen Sicherheitsverständnis.13

			So sollte eine moderne Sicherheitspolitik diskursiv-kooperativ sein, weil sich eine effektive Sicherheitspolitik vermitteln lassen muss und sich nur durch die enge Zusammenarbeit verschiedener Akteure umsetzen lässt, und zwar nicht nur auf der staatlichen Ebene. Auch zivilgesellschaftliche Organisationen, etwa Migrantenselbstorganisationen, sind dabei unerlässlich. Die Fähigkeit zum Dialog und zur Kooperation ist ein Mittel zur Erreichung des weitreichenden Ziels der gesellschaftlichen Sicherheit. Es gilt im Dialog, allen Bürgerinnen und Bürgern die Vorzüge einer freiheitlichen Verfassung deutlich zu machen. Sie müssen erkennen können, dass die Demokratie Entfaltungsoptionen bietet, die durch die verfassungsrechtlich garantierten Grundrechte wirken. Wenn sich in der Gesellschaft ein Kulturpluralismus durchsetzt, so müssen der Staat und seine Institutionen sich dieser Vielfalt öffnen, will man den demokratischen Charakter bewahren und fortentwickeln.14

			Demografische Verschiebungen und interkulturelle Öffnung der Polizei

			Nicht nur die Altersstruktur in Deutschland ändert sich massiv, sondern auch die gesellschaftliche Zusammensetzung. Heute sind sich alle Beteiligten im Klaren, dass auch die Bundesrepublik Deutschland ein Einwanderungsland ist. Etwa 29 Prozent der Kinder unter zehn Jahren haben einen Migrationshintergrund. Dieser Anteil ist höher in den Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen sowie in Südhessen und im westlichen Teil Nordrhein-Westfalens. Dort liegt er bei über 40 Prozent. In Berlin stammen etwa 43 Prozent der bis 15-jährigen Kinder aus Einwandererfamilien. Laut Mikrozensus haben in Stuttgart 40 Prozent aller Einwohner einen Migrationshintergrund. Rund ein Drittel der Bevölkerung wurde im Ausland geboren. In Deutschland leben Menschen aus mehr als 170 Nationen und sprechen über 120 Sprachen. Zahlen des Statistischen Bundesamtes gehen davon aus, dass sowohl die absolute Zahl als auch der relative Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölkerung in Deutschland in den nächsten Jahren wachsen werden.15

			Aus sicherheitspolitischer Perspektive ist die Verschiebung der ge­­sell­schaftlichen Zusammensetzung Herausforderung und Chance zu­­gleich. Faktisch wird von Polizistinnen und Polizisten verlangt, sich diesen veränderten Rahmenbedingungen anzupassen. Die logische Folge ist, dass interkulturelle Kompetenz zur Notwendigkeit in einer pluralistischen Gesellschaft wird. Polizistinnen und Polizisten müssen neben ihrer Fachkompetenz die Fähigkeit haben, professionell mit Menschen mit den unterschiedlichsten kulturellen Hintergründen umzugehen. Empathie, Toleranz, aber auch Rollendistanz und Ambiguitätstoleranz sind die Schlagworte16, die in diesem Zusammenhang als zentrale Fähigkeiten diskutiert werden. Daher muss die Vermittlung der in diesem Zusammenhang erforderlichen Kenntnisse auch in die polizeiliche Aus- und Fortbildung integriert werden, wie es schon geschieht. 

			Diese Bürgerorientierung soll das demokratische Selbstbild polizeilicher Arbeit widerspiegeln und zur Steigerung ihrer Effektivität beitragen. Durch die Vielfalt auf Grundlage einer demokratischen Kultur kann Stabilität erzeugt werden. Der Staat muss aber nicht nur eine verbindliche, für sein Gebiet gültige Rechtsordnung besitzen und die Mittel bereitstellen, um diese Ordnung durchzusetzen. Ihm kommt auch die Aufgabe der Integration seiner Bürgerinnen und Bürger zu. 

			Die Polizei kann in diesem Zusammenhang nur ein Vertreter von vielen in einem Team von gesellschaftspolitisch relevanten Akteuren sein. Integrativ wirkt die Polizei durch die Einbindung von Kolleginnen und Kollegen mit Migrationserfahrung. Diese Herausforderung wird mit der Zeit eine Normalität produzieren, in der es selbstverständlich ist, die gesellschaftliche Vielfalt auch in den Strukturen der Polizei wiederzufinden. Dabei muss aber auch darauf geachtet werden, dass die Öffnung der Polizei sich nicht an vorgegebenen Quoten, sondern an Leistungsfähigkeit orientiert, dazu gehören auch die notwendigen schulischen Qualifikationen potenzieller Bewerberinnen und Bewerber. Weiterhin sollte alles daran gesetzt werden, dass Polizistinnen und Polizisten mit Migrationshintergrund nicht spezifisch in Stadtteilen mit einem hohen Migrantenanteil eingesetzt werden. Deutschland braucht keine Migrantenpolizei für Migranten. Zudem wollen die meisten betroffene Polizistinnen und Polizisten nicht als solche gesehen werden.

			Soziale Kompetenz– interkulturelle Kompetenz von Polizistinnen und Polizisten

			Bürgernähe und demokratisches Selbstbild der Polizei erfordern vor allem die Stärkung von Problemlösungskompetenzen. Im Kontext der Migrationsthematik ist dies eine der wichtigsten Herausforderungen in der Polizeiarbeit. Soziale Kompetenz erhöht die Leistungsfähigkeit17 innerhalb der Polizei. Die Weiterentwicklung und der Ausbau der sozialen Kompetenz von Polizeibeamtinnen und -beamten sind damit Teil einer Strategie zur Steigerung polizeilicher Professionalität mit unverzichtbaren Synergieeffekten bei der Erfüllung polizeilicher Kernaufgaben: Gefahrenabwehr, Prävention, Repression und Opferschutz. Wenn soziale Kompetenz­ eine Schlüsselqualifikation18 in der modernen Polizeiarbeit ist, so ist interkulturelle­ Kompetenz von Beamtinnen und Beamten die logische Konsequenz des oben beschriebenen Wandels der gesellschaftlichen Struktur in Deutschland. 

			Spricht man von »Kulturen«, hat man in der Regel größere Gruppen von Menschen vor Augen. Letztlich ist jedoch jeder Einzelne Träger einer besonderen, ihm eigenen Kultur, einer Reihe von Überzeugungen, Gewohnheiten, Verhaltensmerkmalen usw., die ihm anerzogen worden sind, die er kultiviert oder zu unterdrücken versucht. Solche Einzelnen bilden kulturelle Gruppen sowohl im »subjektiven« Sinne durch Zugehörigkeitsgefühl und Solidarisierung als auch »objektiv« im Sinne einer empirisch feststellbaren Kategorie.19 Im Kontext eines kulturellen Pluralismus scheint es für die tägliche Polizeiarbeit unabdingbar zu sein, ein Konglomerat aus verschiedenen bedeutsamen Teilkompetenzen vorzuweisen. Die erfolgreiche Bewältigung von Einsätzen erfordert zunehmend die Fähigkeit, Mehrdeutigkeiten aushalten zu können. Diese Ambiguitätstoleranz setzt voraus, dass Verhaltensflexibilität und Offenheit eingeübt werden, sodass die Bereitschaft erhöht wird, gewohnte Denk- und Verhaltensschemata zu korrigieren und spontan zu agieren. Eine solche Flexibilität ist prozessorientiert und ermöglicht kreative Lösungen. Diese Kreativität hat jedoch innerhalb der Polizeiarbeit eine natürliche Grenze, denn die Polizistinnen­ und Polizisten sind als Repräsentanten des staatlichen Gewaltmonopols an gesetzliche Normen gebunden. 

			Interkulturelle Kompetenz als notwendige Qualifikation­ in der Polizeiarbeit

			Im allgemeinen Sprachgebrauch wird Kompetenz im Sinne eines spezifischen »Könnens« beziehungsweise als eine »Fertigkeit« verstanden. Kompetenzen umfassen damit das, was ein Mensch wirklich kann und weiß. Wobei mit Kompetenz ein System innerpsychischer Voraussetzungen gemeint ist, das sich in der Qualität sichtbarer Handlungen niederschlägt. Darauf aufbauend, definiert Christian Geistmann interkulturelle Kompetenz als die Suche nach einem Ausgleich zwischen eigenen und fremden Interessen und Ansprüchen, die aus unterschiedlichen kulturellen Prägungen herrühren.20 Damit wird die Fähigkeit beschrieben, über einen um fremdkulturelle Aspekte erweiterten Verhaltensspielraum Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen Kulturen anzuerkennen und für die erfolgreiche Interaktion in interkulturellen Überschneidungssituationen im Sinne der übergreifenden interkulturellen Handlungskompetenz umzusetzen. Wichtig ist somit die bewusste Verhaltenssensibilisierung im Zusammenhang mit der Realisierung der Sachaufgabe21 auf zwei Ebenen: einer kognitiven Komponente in Form von Wissenspaketen (Wissen) sowie einer affektiven Komponente in Form von Einstellungspaketen (Emotionen). 

			Interkulturelle Kompetenz beschreibt also die Fähigkeit, ergebnisorientiert in konkreten Situationen zu handeln, in denen Angehörige anderer Kulturen beteiligt sind. Anders formuliert, bezeichnet interkulturelle Kompetenz die Fähigkeit, alle potenziell möglichen vorteilhaften Kulturstandardausprägungen aktiv wahrnehmen zu können. Das Wissen über andere Kulturen, die eigene kulturelle Sensibilität und die Fähigkeit, zielgerichtet zu handeln, können als strategische Vorteile bei der Erfüllung von polizeilichen Aufgaben fungieren, wobei die eigene Handlung stets das Ergebnis einer prozesshaften Auseinandersetzung mit eigenen kulturellen Mustern in Einsatzsituationen ist. Die damit verbundene kulturelle Selbstreflexion und die Kenntnis der eigenkulturellen Prägung ist die Basis für eine bessere Kommunikation mit Menschen anderer Kulturen. An dieser Stelle muss darauf hingewiesen werden, dass es nicht darum geht, Polizistinnen und Polizisten zu Anthropologen umzuschulen. Vielmehr sollen sie lernen, konstruktiv mit kultureller Vielfalt umzugehen, eine Sensibilität für diverse kulturelle Einflüsse zu entwickeln und die kulturelle Vielfalt in der Gesellschaft zu respektieren.

			Im Konkreten geht es um die Vermittlung von Handlungskompetenzen. Diese setzen ein stabiles Selbstwertgefühl und Identitätsbewusstsein voraus. Aus der Polizeiperspektive soll durch die Auseinandersetzung mit den eigenen Werten und mit der neuen sozialen Realität der konstruktive Umgang mit interkulturellen Konflikten gefördert werden. Die Sensibilisierung für das Thema muss jedoch in Betracht ziehen, dass die Begegnung der Polizistinnen und Polizisten mit Vertretern anderer Kulturkreise in vielen Fällen in der Praxis konfliktbelastet ist. Hier werden die kulturellen Verschiedenheiten und die Grenzen der eigenen Toleranz sichtbar. Dem kann nur durch die Intensivierung positiver Kontakte und Erfahrungen entgegengewirkt werden. Führungskräfte sind hier besonders gefragt, insbesondere, wenn man das Wissen innerhalb der Organisation optimal ausschöpfen und allmählich in die organisatorischen Routinen einbetten will. Insgesamt ist interkulturelle Kompetenz ein Instrument, das der Polizeiarbeit in einer zunehmend durch kulturelle Verschiedenheit geprägten Gesellschaft bei der Durchsetzung des staatlichen Gewaltmonopols dienen soll.

			Polizistinnen und Polizisten mit Migrationshintergrund

			Ähnlich wie seinerzeit die Einbindung von Frauen in der Schutzpolizei initiiert heute die Öffnung der Polizei für Migrantinnen und Mi­granten einen Demokratisierungsschub innerhalb der Institution. In den 1970er- und 1980er-Jahren wurde die Einstellung von Frauen bei der Polizei begründet mit der Prognose eines nachlassenden Interesses männlicher Bewerber. Aber auch innerhalb der Polizeiführung wurde registriert, dass die Polizei sich der Forderung nach Gleichberechtigung und damit nach der Öffnung eines traditionellen Männerberufes für Frauen nicht mehr länger verschließen kann22. Ähnliche Aussagen lassen sich heute in Bezug auf die Öffnung der Polizei für Migrantinnen und Migranten wiederfinden. Es wird sowohl demografisch als auch demokratietheoretisch argumentiert. Eine Debatte, die in der Gesellschaft in fast allen Bereichen geführt wird, findet Eingang in eine historisch gewachsene Institution. Auf der politischen Ebene ist die Entscheidung getroffen, die Polizei der nächsten Jahre wird somit auf jeden Fall eine andere sein. 

			Politik und Polizeiführung leiten ihre Handlungsdevise aus einer werteorientierten Polizeikultur ab, die sich den demokratischen Grundrechten verpflichtet. In der Realität jedoch wird diese Polizeikultur in Teilen ergänzt, in Teilen durchbrochen von einer gelebten (männlich geprägten) Polizistenkultur und darauf basierenden Handlungsmustern. Auch die seinerzeitigen Widerstände gegen die Öffnung der Schutzpolizei für Frauen leiteten sich von Männlichkeitsbildern und Männlichkeitsidealen einer Männergesellschaft ab, die nach eigenen Mustern und Prägungen funktioniert. Die Herausforderung lag darin, die Bilder und Einstellungen zu ändern, was bis heute noch gilt. Die Aufnahme von Migrantinnen und Migranten in die Polizeistruktur stellt eine Herausforderung dar, die einen noch tieferen Einschnitt bedeutet, da dieses Projekt von einer intensiven Migrations-/Integrationsdebatte überlagert wird, die viele verunsichert. 

			Polizistinnen und Polizisten mit Migrationshintergrund sollten ein Ausdruck von Normalität sein. Ein Nebeneffekt der Öffnung polizeilicher Strukturen für Menschen mit Migrationshintergrund ist jedoch auch integrationspolitischer Natur. Wenn Wissen als die Fähigkeit zum sozialen Handeln definiert wird, so könnte dieses Wissen das Handlungsvermögen der Polizei im konkreten Einsatz verbessern und neue innovative Wege aufzeigen. Die Umsetzung von Wissensvorteilen unter bestimmten sozialen und kognitiven Rahmenbedingungen transportiert nicht automatisch konstante Handlungschancen, vielmehr ist sie von einer aktiven Integration dieses Potenzials abhängig. 

			Hürden auf dem Weg in die moderne Polizeiarbeit: ­Migrationsgesellschaft

			Eine nachhaltige Integrationspolitik orientiert sich an Werten. Für die Polizei ist die Einhaltung von Gesetzen die wichtigste Komponente einer gelungenen gesellschaftlichen Integration. Dies gilt für alle gesellschaftlichen Gruppen und Individuen. Durch Zuwanderung von Menschen anderer Kulturen werden Gesellschaften heterogener.23 Fremde Weltanschauungen treffen aufeinander. In einer pluralistischen Gesellschaft ist dies zunächst unproblematisch. Beansprucht jedoch eine dieser Weltanschauungen einen alleinigen Geltungsanspruch und tritt aggressiv auf, so entsteht eine reale Gefahr für die Sicherheit. Im Extremfall sieht sich die Polizei mit radikalen Ideologien konfrontiert, die die verfassungsrecht­liche Grundlage der Gesellschaft negieren und bereit sind, militant dagegen vorzugehen. Ein Blick in die Verfassungsschutzberichte verdeutlicht dies und unterstreicht die Relevanz des Themas für die Gewährung von Sicherheit. Im Aufeinandertreffen von Polizei und Migrantengruppen ist diese Herausforderung vergleichsweise größer als in der Auseinandersetzung mit heimischen extremistischen Bewegungen, denn Kultur, Sprache und Konfliktmechanismen sind den Polizistinnen und Polizisten oft sehr fremd. Das macht es erforderlich, dass die Polizei sich eine entsprechende Expertise aufbauen muss. 

			Jenseits politischer Ideologien sind die Auswirkungen von Migration für die Polizeiarbeit dort, wo die soziale Einbindung von Menschen nicht gelungen ist, im höchsten Maße problematisch. Eine stetige Gratwanderung zwischen Umsetzung des gesetzlichen Auftrages und der Vermeidung von Diskriminierungen gegenüber ethnischen Gruppen ist das Ergebnis. Dies erweist sich insbesondere dort als schwierig, wo Kriminalität in Familienklans organisiert und umgesetzt wird. Auch die integrations­politische Rolle der Polizei24 kann im Konkreten zu Zielkonflikten führen. Das ist beispielsweise der Fall, wenn die Polizeibeamtinnen und -beamten mit bestimmten gesellschaftlichen Gruppen vertrauensbildende Dialoge führen sollen und gleichzeitig in den betroffenen Milieus Kriminalität bekämpfen müssen.

			Wenn Migrantengruppen aufgrund fehlender Integration hauptsächlich in ihrem eigenen sozialen Umfeld agieren und nur gering an den gesellschaftlichen Strukturen partizipieren, entstehen Sphären, die die Einbindung in das bestehende kulturelle und gesellschaftliche System verhindern. Die fehlende Integration führt somit zur Entstehung von Parallelstrukturen, deren Grenzen soziale und kulturelle Bruchlinien darstellen. Oft wird der Polizei der Zugang in diese Konflikträume verwehrt. Konflikte und Verbrechen kommen dort selten zur Anzeige. Sie werden eher in den eigenen Strukturen ausgetragen. Religiöse Autoritäten und Klanführer sprechen jenseits des staatlichen Gewaltmonopols Urteile aus.25 

			Konfrontiert mit derartigen Erscheinungen und Begegnungen prägen sich innerhalb des Kollektivgedächtnisses der Institutionen Bilder und Vorurteile, die eine interkulturelle Öffnung erschweren. Gesellschaftliche Vorurteile und berufliche Etikettierungen ergänzen sich geradezu zu einem Abwehrwall gegen jede Form der Öffnung. Migrantinnen und Migranten müssen in diesem Kontext stets ihre Loyalität belegen, was erhebliche Konfliktpotenziale in sich birgt. Daher ist es an dieser Stelle von großer Bedeutung, diesen Prozess der interkulturellen Öffnung zu organisieren. Fehlentscheidungen können verheerende Folgen haben. Inte­gration ist eine herausragende Gegenwarts- und Zukunftsaufgabe. Allerdings kann die Polizei, so durch die Gewinnung von Migrantinnen und Migranten für den Polizeidienst, nur einen Beitrag dazu leisten. Integration ist eine gesamtgesellschaftliche Querschnittsaufgabe, die alle Bereiche der kommunalen Arbeit betrifft und einer konstruktiven Zusammenarbeit aller auf diesem Gebiet tätigen Akteure bedarf. 

			Die zunehmende Pluralisierung der Gesellschaft in Deutschland stellt eine große Anforderung an die Polizei, »Racial Profiling« zu vermeiden. Hautfarbe und Gesichtszüge, ethnische oder kulturelle Merkmale sowie sexuelle Orientierung einer Person dürfen keine Entscheidungsgrundlage für polizeiliche Maßnahmen wie Personenkontrollen, Ermittlungen und Überwachungen sein. Eine professionelle Polizeiarbeit verdächtigt Menschen nicht aufgrund äußerlicher Merkmale wie etwa der Hautfarbe, sondern wegen ihrer objektivierbaren Taten. Das Deutsche Institut für Menschenrechte fordert diesbezüglich eine kritische Auseinandersetzung mit dem Phänomen und weist darauf hin, dass nicht nur die Kontrollpraxis an sich problematisch sei, vielmehr seien die gesetzlichen Handlungsaufträge und Eingriffsermächtigungen der Polizei dem vorgelagert.26 An dieser Stelle muss einerseits die Polizei als Institution, andererseits aber auch der Gesetzgeber prüfen, inwiefern eingespielte Vorgehensweisen und vorhandene Regelungen grund- und menschenrechtlichen Diskriminierungen Vorschub leisten. 

			Dass eingeschliffene Rassismen den Fahndungserfolg trüben können, haben die Ermittlungen zu den NSU-Morden gezeigt. So berichtete die Presse, dass gemäß den Akten des LKA Baden-Württemberg im Fall der ermordeten Polizistin Michèle Kiesewetter ein Fallanalytiker zum mög­lichen Täterprofil geschrieben habe: »Vor dem Hintergrund, dass die Tötung von Menschen in unserem Kulturkreis mit einem hohen Tabu belegt ist, ist abzuleiten, dass der Täter hinsichtlich seines Verhaltenssystems weit außerhalb des hiesigen Normen- und Wertesystems verortet ist.«27 Des Weiteren lassen sich Formulierungen in den polizeilichen Akten finden, die alte Vorurteile bestätigen und die Betroffenen stigmatisieren. So forderte etwa der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma die Landesregierung in Baden-Württemberg auf, sich wegen diskriminierender Aussagen in den Polizeiakten zu entschuldigen, in denen Roma als »Zigeuner« bezeichnet werden und die Aussage eines »Roma«-Zeugen kommentiert wird mit den Worten, »Lüge« sei »ein wesentlicher Bestandteil seiner Sozia­lisation«, damit sei der Mann »typischer Vertreter seiner Ethnie«.28 

			Rassismus ist ein ideologischer »Diskurs der Differenz«29, welcher Legitimation für Ausgrenzungspraktiken schafft. Polizistinnen und Polizisten wehren sich gegen den Vorwurf der bewussten Diskriminierung als Verstoß gegen die universellen Menschenrechte. Ihr Hauptargument bei vielen Maßnahmen, die eine betroffene Person als Diskriminierung wahrnimmt, ist das »Bauchgefühl« beziehungsweise Erfahrungswissen. Letztere basieren wiederum sehr oft auf einer systemimmanenten Logik, die sich zwar durch Erfolg legitimiert, sich jedoch aus Stigmata und Vorurteilen speist, die zutiefst diskreditierend sind. Diese Stigmata stellen für den einzelnen Akteur eine Orientierungsmöglichkeit innerhalb seiner sozialen Umgebung dar und geben die Möglichkeit, anhand nur weniger Merkmale zu Schlussfolgerungen über das Gegenüber zu ziehen. Damit strukturieren Stigmata die Situation, reduzieren ihre Komplexität und ermög­lichen schnelle Entscheidungen. Des Weiteren dienen sie dazu, Aggressionen in eine bestimmte Richtung zu kanalisieren. Das macht sie für den polizei­lichen Alltag sehr »nützlich«. 

			Ausblick

			Die Herausforderung für die zukünftige Polizeiarbeit in einer pluralistischen Gesellschaft wird es sein, Polizistinnen und Polizisten in die Lage zu versetzen, Strategien zu entwickeln, die ihnen die Durchführung ihrer hoheitlichen Aufgaben ohne diskriminierendes Profiling ermöglichen. Ein Beitrag hierzu ist neben der Vermittlung von interkultureller Kompetenz sowie die diesbezügliche Intensivierung der Aus- und Fortbildungsinhalte. Polizistinnen und Polizisten müssen sich in ihrer jeweiligen Umgebung emotional und intellektuell bewegen können. Das Instrument der Inneren Führung, die Vermittlung von Werten und die Stärkung der Resilienz sind Bausteine einer Strategie, die die Anpassung polizeilicher Arbeit in einer »bunten« Umgebung zwingend benötigt. Die alltägliche Polizeiarbeit erfordert zwingend Kenntnisse über die Kulturen, Religionen, Strukturen und Konflikt- sowie Konfliktlösungsmechanismen der Bürgerinnen und Bürger. 

			Die Fähigkeit zum Dialog und zur Kooperation ist ein Mittel zur Erreichung des weitreichenden Ziels der gesellschaftlichen Stabilität. Wenn sich in der Gesellschaft ein Kulturpluralismus durchsetzt, so müssen der Staat und seine Institutionen, also auch die Polizei, sich dieser Vielfalt öffnen, will man den demokratischen Charakter bewahren und fortentwickeln. Durch die Vielfalt auf Grundlage einer demokratischen Kultur kann Stabilität erzeugt werden. Der Staat muss aber nicht nur eine verbindliche, für sein Gebiet gültige Ordnung besitzen und die Mittel bereitstellen, um diese Ordnung durchzusetzen. Ihm kommt die Funktion der Integration seiner Bürgerinnen und Bürger zu, denn er selbst ist das Ergebnis erfolgreicher Integration.

			Anmerkungen

			Alle im Folgenden angegebenen Internetquellen wurden am 08.03.2019 zuletzt aufgerufen.
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			Die menschenrechtskonforme Bekämpfung von Terrorismus und Extremismus durch die Polizei

		


		
			Heinrich Amadeus Wolff


			Terrorismus als Katalysator derRechtsentwicklung

			1	Das Thema

			Das Polizeirecht ist ein altes Rechtsgebiet, das noch aus der Zeit vor der Gründung des Deutschen Reichs (1871) stammt und dessen Grundsätze bis heute gelten. Es ist, verglichen mit anderen Rechtsgebieten wie etwa dem Umweltrecht, dem Lebensmittelrecht oder dem Verbraucherschutzrecht, eher stabil und konstant. Dennoch entwickelt sich auch das Polizeirecht weiter. Ein Motor und eine Ursache dafür ist die Terrorismusbekämpfung. Betrachtet man diese, lassen sich zugleich viele Aspekte der Rechtsentwicklung im gesamten Sicherheitsrecht erklären. Die durch die Terrorismusbekämpfung begründete Rechtsentwicklung ist leicht zu datieren. Es ist der 11. September 2001, der Tag des Angriffes auf die Türme des World Trade Centers in New York.

			Seitdem sind allein auf Bundesebene gut 20 Gesetze erlassen worden, die einen mehr oder weniger engen Bezug zur Terrorismusbekämpfung haben. Einige der Gesetzespakete tragen das Wort »Terrorismusbekämpfung« ausdrücklich im Titel (so etwa das Terrorismusbekämpfungsgesetz im Jahr 2001 sowie das Terrorismusbekämpfungsergänzungsgesetz aus dem Jahr 2006). Die damit verbundenen Gesetzesänderungen betrafen alle Ebenen der deutschen Rechtsordnung. So wurde das Grundgesetz, das heißt die deutsche Verfassung, im Jahr 2006 geändert, um dem Bundeskriminalamt eine Zuständigkeit zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus zuzuweisen (Art.73 Abs.1 Nr.9aGG). Weiter wurde als Ergänzung zur Befugniserweiterung der Sicherheitsbehörden auch die parlamentarische Kontrolle der Nachrichtendienste (d.h. nicht der Polizei) durch ein parlamentarisches Kontrollgremium verfassungsrechtlich abgesichert (Art.45dGG). Auf einfachgesetzlicher Ebene wurden die Aufgaben der Nachrichtendienste und der Polizei vor allem um neue heimliche Informationsermittlungsmethoden erweitert (Auskunftsrechte bei Telekom­munikations-, Kredit- und Luftfahrtunternehmen/präventive Wohnraum- und Telefonüberwachung/Online-Durchsuchung etc.). Die Gesetzesänderungen zur Terrorismusbekämpfung beschränken sich dabei nicht nur auf das Polizeirecht und das Recht der Nachrichtendienste, sondern reichen auch in angrenzende Gebiete hinein wie etwa das Ausländerrecht und das Sozialrecht. 

			Die Terrorismusbekämpfung ist dabei als Motor der ­Rechtsentwicklung im Sicherheitsrecht an die Stelle getreten, die vormals der Bekämpfung der organisierten Kriminalität zukam. So wurden Forderungen und Reformbestrebungen, die in den 1990er-Jahren mit der Notwendigkeit der Bekämpfung der organisierten Kriminalität seitens des Gesetzgebers begründet worden waren, nach der Jahrtausendwende ziemlich unverändert mit dem Gebot der Terrorismusbekämpfung begründet und schließlich in Recht gegossen. 

			2	Terrorismus

			2.1	Der Begriff »Terrorismus«

			Der Begriff »Terrorismus« kommt in den deutschen Polizei- und Sicherheitsgesetzen relativ selten vor. Er wird nur dann verwendet, wenn bestimmte Gefahrenbereiche näher bezeichnet werden sollen, etwa um Zuständigkeiten abzugrenzen oder besonders schwerwiegende Eingriffsbefugnisse zu begrenzen. Häufigen Gebrauch findet er dagegen in der rechtspolitischen Diskussion. Wie faktisch bei jedem Begriff, der breit verwendet wird, hat auch der Begriff »Terrorismus« einen relativ klaren Begriffskern und unklare Begriffsränder. Ohne Anspruch auf eine abschließende Definition zu erheben, lässt sich Terrorismus etwa beschreiben als die Verbreitung von Angst und Schrecken durch Androhung und Anwendung von Gewalt zur Erreichung von Zielen, die dem Täter selbst keinen unmittelbaren Eigennutz vermitteln und die darauf ausgerichtet sind, die bestehende Ordnung zu destabilisieren. Terrorismus beabsichtigt, die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern und/oder eine Behörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen eines Staates oder einer internationalen Organisation zu beseitigen oder erheblich zu beeinträchtigen. 

			2.2	Besonderheiten des Terrorismus

			Die enorme Schubkraft, die von der Terrorismusbekämpfung ausgeht, kann man nur verstehen, wenn man betrachtet, wie sich der Terrorismus von der sonstigen Kriminalität unterscheidet. Die staatlichen Befugnisse und die eingesetzten personellen und sachlichen Mittel zur Aufklärung und zur Abwehr des Terrorismus sind weitreichender als diejenigen zur Aufklärung und zur Abwehr sonstiger Straftaten. Insbesondere darf der Staat auf diesem Feld auch rechtmäßiges Verhalten der Bürgerinnen und Bürger beobachten, wenn es tatsächliche Anhaltspunkte dafür gibt, dass daraus gegebenenfalls terroristisches Verhalten erwachsen wird. Dies erklärt sich damit, dass die Bedrohung durch den Terrorismus von der staatlichen Gemeinschaft anders verstanden wird als die Bedrohung durch Straftaten, die aus Eigennutz ausgeübt werden. Terroristische Bestrebungen unterscheiden sich typischerweise von solcher Kriminalität. Bei aller Vereinfachung lässt sich Folgendes sagen: 

			
					Terroristische Bestrebungen sind nicht auf einen bestimmten Einzelvorteil des Täters ausgerichtet, sondern richten sich gegen die Rechtsordnung beziehungsweise den Staat als Ganzes; 

					die staatliche Gemeinschaft kann durch Bestrebungen auf dem Gebiet Terrorismus stärker erschüttert werden als durch Schadenseintritte im Bereich der »normalen« Kriminalität; 

					Terrorismus richtet sich in der Regel gegen Staaten, größere Organisationen oder Personenmehrheiten, was wiederum einen größeren Schadenseintritt befürchten lässt; 

					terroristische Bestrebungen sind meist längerfristig angelegt und fressen sich wie ein Geschwür fort, da sie auf einer Idee und nicht auf persönlicher Begünstigung beruhen; 

					terroristische Bestrebungen sehen den Rechtsbruch nicht als Mittel zum Zweck, sondern als Ziel an.

			

			Diese Unterschiede sind auch im Rahmen der politischen Diskussion und der Berichterstattung zu beobachten. Tödliche Verkehrsunfälle werden anders begriffen als beispielsweise Todesopfer eines Raubüberfalles und diese werden wieder anders verstanden als Todesopfer eines terroristischen Anschlages. Für die betroffenen Opfer spielt es keine Rolle, welcher Natur der jeweilige Angriff war, für die Gemeinschaft und für den Staat werden allerdings Angriffe, die darauf ausgerichtet sind, die Ordnung als solche zu erschüttern, als besonders schwerwiegend gesehen. So ist beispielsweise die Zahl der in Deutschland im Jahr 2014 durch terroristische Anschläge ums Leben gekommenen Menschen deutlich geringer als die Zahl derer, die im Straßenverkehr ihren unfreiwilligen Tod fanden. Dennoch hat sich der Gesetzgeber in dem Jahr deutlich stärker um die Abwehr des Terrorismus gekümmert als um die Reduzierung der Todesfälle im Straßenverkehr. 

			Das hat verschiedene Ursachen. Zum einen kann die Gefährdungslage im Straßenverkehr in weiten Bereichen auch ohne Maßnahmen des Gesetzgebers reduziert werden, zweitens ist die Reduzierung der Verkehrsunfalltoten in den letzten Jahren so bemerkenswert, dass man Deutschland kaum den Vorwurf machen kann, es würde diese Art der Gefährdung vernachlässigen, und drittens erwartet die staatliche Gemeinschaft vom Staat vor allem dort Schutz, wo es nicht um eine freiwillig eingegangene Selbstgefährdung geht. 

			Man kann darüber streiten, ob es von Verfassungs wegen Unterschiede hinsichtlich der staatlichen Schutzpflichten gibt, je nachdem, ob die Individualgefährdungen durch andere Personen willentlich herbeigeführt werden oder nicht. Nach Einschätzung vieler ist der staatliche Schutzauftrag für den inneren Frieden, das heißt vor allem der Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor bewussten Rechtsgutsbeeinträchtigungen durch andere, von größerer Bedeutung als beispielsweise die Reduzierung und Eindämmung der mit der technisierten Welt verbundenen Risiken. 

			3	Terrorismusbekämpfung als Aufgabe verschiedener ­Sicherheitsbehörden

			Eine Besonderheit der Terrorismusbekämpfung ist darin zu sehen, dass diese Aufgabe an der Schnittstelle der Zuständigkeiten ­verschiedener Sicherheitsbehörden liegt. Die deutsche Sicherheitsarchitektur ist in ­mehrfacher Hinsicht untergliedert, die Bekämpfung des Terrorismus indes überwindet diese Gliederung und fällt mit unterschiedlicher Intensität in den Aufgabenbereich verschiedener Sicherheitsorganisationen. 

			3.1	Äußere Sicherheit

			In Deutschland wird zwischen der inneren und der äußeren Sicherheit unterschieden. Die äußere Sicherheit meint die Abwehr von militärischen Bedrohungen von außen. Zur Abwehr einer solchen Bedrohung stellt die Bundesrepublik Streitkräfte auf und beschränkt dabei deren Aufgabe auf diesen Zweck. Zu anderen Zwecken dürfen die deutschen Streitkräfte, das heißt Bundeswehrsoldaten, nur in absoluten Ausnahmefällen eingesetzt werden und zwar nur, wenn das Grundgesetz es zulässt. Hierin unterscheidet sich Deutschland von vielen anderen Staaten. 

			Ein Fall, in dem die äußere Sicherheit der Bundesrepublik bedroht ist, das heißt ein Verteidigungsfall, liegt bei einem von außen kommenden und von einem anderen Staat oder einem staatsähnlichen Gebilde (z.B. einem von Rebellen besetzten Gebiet) getragenen Angriff mit Waffengewalt vor– oder wenn ein solcher Angriff unmittelbar droht. Terroristische Angriffe, gleich ob es sich um Linksextremismus, islamistischen Terrorismus oder Rechtsextremismus handelt, fallen nur dann in den Bereich der Verteidigung, wenn ein Staat hinter ihnen steht. Bei dem Angriff von al-Qaida am 11. September 2001 auf das World Trade Center in New York, unterstützt durch Afghanistan, wird das überwiegend angenommen. Bei Terroristen, die vom sogenannten IS (»Islamischen Staat«) unterstützt werden, lässt sich das wohl nicht sagen. Der IS wird nicht als eine Organisation verstanden, die schon dauerhaft eine Herrschaftsstruktur für ein Gebiet aufgebaut hat, sondern als eine terroristische Organisation ohne »Staatsähnlichkeit«. Da diese Einschätzung letztlich eine Wertung ist, könnte man diese wohl auch anders fassen. 

			Die Forderung, die Bundeswehr stärker in die internationale Terrorismusabwehr einzubinden, bildet ein politisches Dauerthema. Ihre Umsetzung aber würde verlangen, das Grundgesetz, also die deutsche Verfassung, zu ändern. Das wäre ein großer Schritt. Die Skepsis in Deutschland, die Streitkräfte zu anderen Zwecken als zu Verteidigungszwecken und in internationalen Friedensmissionen einzusetzen, ist aus historischen Gründen tief verwurzelt. Bisher hat Deutschland mit der engen Begrenzung der Einsatzmöglichkeiten der Bundeswehr gute Erfahrungen gemacht.

			3.2	Innere Sicherheit

			Die innere Sicherheit, auch zivile Sicherheit genannt, hat in Deutschland eine dreigeteilte Struktur, die zwischen repressiven, präventiv-polizeilichen und präventiv-nachrichtendienstlichen Sicherheitsgewährleistungen unterscheidet.

			a) Repressive Sicherheitsgewährleistung

			Repressiv meint die strafrechtliche Verfolgung von Straftaten. Repressiv deshalb, weil der Staat nach der Begehung einer Straftat reagiert. Das Besondere der repressiven Strafverfolgung liegt in der Sanktion, der innerhalb der Sicherheitsgewährleistung des Staates eine ganz zentrale Rolle eingeräumt wird: der Strafe. Repressive Maßnahmen sind mit einem sozialethischen Unwerturteil verbunden. Der Staat macht dem Täter einen Vorwurf und erlaubt sich deshalb, ihn in erheblichem Umfang durch eine Geldstrafe oder Freiheitsstrafe oder sonstige Nebenstrafen zu maßregeln. 

			Terroristische Akte erfüllen in vielfältiger Form Straftatbestände und werden, wenn man des/der Täter(s) habhaft wird, mit hohen Strafen belegt. Da die Täter aber aus idealistischer Überzeugung handeln, kann das Strafrecht nur beschränkt Schutz vor Terrorismus bieten. Einen Selbstmordattentäter etwa wird man kaum mit der Androhung einer lebenslanger Freiheitsstrafe von seiner Tat abhalten– das klingt zynisch, ist sachlich aber leider dennoch richtig.

			b) Präventiv-polizeiliche Sicherheitsgewährleistung

			Die präventiv-polizeiliche Sicherheitsgewährleistung hat die Aufgabe, die Gefahren für polizeiliche Schutzgüter zu erkennen und die Beseitigung dieser Gefahren durch Einschreiten zu gewährleisten. Eine Gefahr liegt vor, wenn bei ungehindertem, objektiv zu erwartendem Geschehensverlauf in absehbarer Zeit mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Schaden eintreten wird. Polizeiliche Schutzgüter sind bekanntermaßen die öffentliche Sicherheit und Ordnung. Es ist von Verfassungs wegen nicht untersagt, die Polizeibehörden im Einzelfall auch vorgelagert tätig werden zu lassen (siehe dazu im Einzelnen unter 4.4), sodass die Gefahrenabwehr eine phänomenologisch zutreffende, aber verfassungsrechtlich nicht zwingende Beschreibung der Zuständigkeit der Polizei bedeutet. 

			Die Abwehr von terroristischen Anschlägen ist eindeutig eine polizeiliche Aufgabe. Die Polizei muss, wo sie kann, die Durchführung von terroristischen Akten verhindern. Das Problem ist, dass das Polizeirecht in seiner herkömmlichen Erscheinungsform erst dann zum Einschreiten ermächtigt, wenn eine konkrete Gefahr für ein polizeiliches Schutzgut vorliegt. Terroristische Akte sind dadurch gekennzeichnet, dass sie eine hohe Planungsintensität besitzen und die Zeitspanne ab Eintritt einer Gefahr bis zum Eintritt des Schadens meist zu kurz ist, als dass die Polizei noch einschreiten kann. Sie muss daher gewissermaßen vorbereitet sein und informiert sein über terroristische Bestrebungen. Es war daher ein Hauptanliegen der oben angesprochenen vielen Gesetzesänderungen seit dem Jahr 2001, durch maßvolle Einzelveränderungen Schritt für Schritt der Polizei für dieses »Vorbereitetsein« effektivere Mittel an die Hand zu geben.

			c) Präventiv-nachrichtendienstliche Sicherheitsgewährleistung

			Gegenstand der präventiv-nachrichtendienstlichen Sicherheitsgewährleistung ist die Informationsgewinnung über Bestrebungen, die den Staat in besonderer Weise zu erschüttern vermögen. Den klassischen Zweck umschreibt das Bundesverfassungsgericht zutreffend damit, die Nachrichtendienste dienten der politischen Information der Regierung über verfassungs- und staatsfeindliche Aktivitäten. Sie sollten Informationen beschaffen, die der Regierung gestatten, die richtigen Maßnahmen zu ergreifen. Das gilt für verfassungsfeindliche Bestrebungen ohne Gewaltanwendung genauso wie für terroristische Bestrebungen. 

			Die Sicherheitsgewährleistung durch die Nachrichtendienste unterscheidet sich von derjenigen durch die Polizei in zwei Aspekten. Ihre Aufgabe besteht nicht in der Beendigung von Gefahrenlagen für die öffentliche Sicherheit und Ordnung im Sinne einer aktiven Unterbrechung von Kausalverläufen, das heißt Geschehnissen, durch konkretes Einschreiten und Handeln, sondern in der Informationssammlung und -auswertung. Weiter ist der Aufgabenbereich der Nachrichtendienste deutlich im Vorfeld der polizeilichen Gefahr angesiedelt, nämlich im Bereich der Verdachtslagen, und kann sich auch auf die Beobachtung rechtmäßigen Verhaltens erstrecken. 

			Die Terrorabwehr seit 2001 hat den Aufgabenbereich der Nachrichtendienste verändert. Sie sollen jetzt auch nach Informationen suchen, die anderen Behörden bei der Terrorabwehr helfen. Kurz gesagt: Neben die reine Informationsbeschaffung ist nun die Aufklärung terroristischer Bestrebungen getreten. Sie unterscheidet sich deutlich von dem bisherigen primären Aufgabenbereich der Nachrichtendienste, der politischen Information, insofern, als es erstens nicht nur um Strukturen, sondern auch um Einzelbestrebungen geht und zweitens der Adressat der Informationen nicht mehr nur die Regierung, sondern auch andere Sicherheitsbehörden sind. Die eigentliche Terrorabwehr verbleibt dagegen bei der Polizei.

			4	Die Rechtsentwicklung im Sicherheitsrecht

			4.1	Überblick

			Schaut man auf die Entwicklung des Polizeirechts, des Rechts der Nachrichtendienste und auch des Strafrechts seit dem Jahr 2001, sieht man, dass ein Großteil der zu verzeichnenden Verschiebungen mit der Terrorismusbekämpfung verbunden ist. Das Ziel einer wirksamen Terrorabwehr war treibende Kraft für die Umformulierung von Straftatbeständen und die Befugniserweiterungen von Polizei und Nachrichtendiensten sowie die Schaffung der Pflicht einer engeren Zusammenarbeit. Als allgemeine Tendenzen der Rechtsentwicklung lassen sich nennen:

			
					Seit Jahrzehnten kommt es zu einer zunehmenden Zentralisierung, insbesondere bemüht sich der Bund in kleinen Schritten gegenüber den Ländern um eine Stärkung seiner Kompetenzen im Sicherheitsbereich. 

					Die Trennung zwischen repressiver und präventiver Sicherheitsgewährleistung verschiebt sich, weil vereinzelt Straftatbestände ins Tatvorfeld verlegt wurden (siehe dazu im Einzelnen unter 4.3).

					Die Grenzen zwischen polizeilichen und nachrichtendienstlichen Befugnissen verschieben sich, da die Polizei immer mehr nachrichtendienstliche Befugnisse erhält und zudem die Eingriffsschwelle der exekutivischen Maßnahmen in das Vorfeld der Gefahr verlegt werden.

					Die Nachrichtendienste wandeln sich von Aufklärungsbehörden mit primärer Zielrichtung der politischen Information zu Aufklärungsbehörden mit der Aufgabe spezifischer Sicherheitsgewährleistungen.

					Die letzten drei Veränderungen führen notwendig dazu, dass die Überschneidungsbereiche der Sicherheitsbehörden sich vergrößern. 

					In die umgekehrte Richtung weist dagegen die Stärkung des Grundrechtsschutzes im Bereich der geheimen Grundrechtseingriffe eine reale Veränderung aus sowie die Verbesserung der parlamentarischen Kontrolle mitsamt einer Stärkung der Evaluation bis hin zu einer Sensibilitätserhöhung bei den Sicherheitsbehörden selbst.

					Der Vollständigkeit halber sei noch die Privatisierung von Teilbereichen der Sicherheitsaufgaben genannt.

			

			4.2	Zentralisierung

			In den letzten Jahren hat der Bund seine polizeilichen Befugnisse stetig und in kleinen Schritten erweitert und bemüht sich auch gegenwärtig, diesen Weg weiterzugehen. Besonders deutlich wird dieses Zentralisierungsbestreben durch die bereits eingangs erwähnte Verfassungsänderung, die dem Bundeskriminalamt die Aufgabe der Abwehr des internationalen Terrorismus, ergänzend zu den Ländern, zuweist. Weiter wurde die Rolle des Bundesamts für Verfassungsschutz gegenüber den Landesämtern für Verfassungsschutz gestärkt. Eine weitere Form der Zentralisierung bildet die starke Europäisierung des Polizeirechts. Mit dem Vertrag von ­Lissabon ist gemäß Art.3 Abs.2 EUV der Aufbau eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts als selbstständiges und gleichberechtigtes Ziel der Europäischen Union verankert worden. Die Europäisierung führt zum einen zu einer stärkeren Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden, aber auch zu einer stärkeren Unionalisierung dieses Politikbereichs. Die gemeinsame Terrorabwehr ist dabei eine der Aufgaben, bei der die stärkere internationale Zusammenarbeit besonders einleuchtet. 

			4.3	Vorverlagerung von Straftatbeständen

			Eine weitere allgemeine Entwicklung liegt darin, dass viele neue Straftatbestände geschaffen wurden, die dadurch gekennzeichnet sind, dass ein Verhalten unter Strafe gestellt wird, welches selbst noch kein Rechtsgut verletzt. Es kam vereinzelt zu einer Ausweitung der Straftatbestände in das Tatvorfeld (siehe etwa §§89a, 89b, 89c, 91 StGB). Gemeint sind Straftatbestände wie etwa die Ausreise zum Zwecke der Ausbildung in einem Terrorcamp im Ausland (§89a StGB). Es handelt sich um abstrakte Gefährdungsdelikte, die bereits die Vorbereitung schwerer staatsgefährdender Gewalttaten, die Kontaktaufnahme zwecks Unterweisung zur Begehung von Gewalttaten sowie die Vorbereitung von entsprechenden Anleitungen erfassen. Auf diese Weise wird auch die Strafverfolgung durch die Staatsanwaltschaft und die Polizei vorverlagert. Das Strafrecht wiederum entwickelt sich so vom Rechtsgüterschutz hin zum Präventionsschutz. Durch die Stärkung der Funktion als »Präventionsstrafrecht« werden die Grenzen zwischen repressiver Strafverfolgung und polizeilicher Prävention vermischt. 

			4.4	Vorverlagerung des Eingreifens der Polizei

			Die Entdeckung des Datenschutzrechts führte dazu, dass die Informationsgewinnung durch Polizeibehörden auch ohne die Durchführung von Zwangsmaßnahmen oder sonstigen Exekutivmaßnahmen gegenüber den Betroffenen gesetzlich geregelt werden musste. Dabei wurden diese Informationserhebungsbefugnisse der Polizei in das Vorfeld der echten Gefahrenabwehr verlegt. Dies hat zunächst sachliche Gründe, weil die Polizei mitunter auch über das Entstehen einer Gefahr informiert sein muss, da sie ansonsten nicht hinreichend vorbereitet ist. Diese Befugnisse wurden mit der Zeit immer weiter ausgeweitet, was dazu führte, dass Polizeibehörden heute häufig über Informationserhebungsbefugnisse verfügen, die bis 1980 nur den Nachrichtendienstbehörden vorbehalten waren (wie etwa die präventive Telekommunikationsüberwachung, der Einsatz Verdeckter Ermittler oder langfristige Observationen). Diese Befugnisse wurden in unterschiedlichem Maße auf Bundes- und auf Landesebene verändert. Es gibt nur noch sehr wenige Informationserhebungsbefugnisse, die exklusiv nur die Nachrichtendienstbehörden und nicht auch die Polizeibehörden haben. 

			Der Grund für diese Ausweitung der in aller Regel geheimen Beobachtungsrechte der Polizei liegt gerade in der Abwehr von Terrorgefahren, aber auch in der Abwehr von organisierter Kriminalität. Je höher der Organisationsgrad einer kriminellen Vereinigung ist, umso stärker ist deren Planungselement und so überraschender und unabwendbarer ist dann die Situation, wenn der Plan ausgeführt wird. Aufgrund dieser Sachlagen muss die Zuständigkeit der Polizei in gewisser Form vorverlagert tätig werden. Ganz unbemerkt hat sich auf diese Weise der eigentliche Charakter des Sicherheitsrechts verändert. Angesetzt wird bei Maßnahmen nicht mehr nur an einer konkreten Gefahr für ein besonderes Rechtsgut, sondern vorgelagert an der Existenz einer Gefahrenquelle. 

			Parallel zu dieser Entwicklung wurden andererseits die Nachrichtendienste, wie schon erwähnt, stärker in die Pflicht genommen, um die Polizeibehörden entsprechend im Vorfeld zu informieren. Der Grund dafür ist einfach. Die Beschränkung der Nachrichtendienste auf die Information der Regierung lag darin, dass es keine realen Gefährdungslagen gab, bei denen es nicht vorher Anzeichen gab, die der Polizei oder der Staatsanwaltschaft bekannt geworden waren. Es gab früher keinen Anschlag einer terroristischen Gruppe, die nicht schon vorher aufgefallen war. Der Anschlag vom 11. September 2001 war demgegenüber ein Novum. Er beruhte auf der Vorbereitung einer Gruppe, die weder den Ermittlungs- noch den Polizeibehörden aufgefallen oder bekannt war oder hätte auffallen können. Noch extremer wird es, wenn man an die Radikalisierung Einzelner denkt, die mit einer Organisation wie dem IS sympathisieren, aber nicht direkt damit in Verbindung stehen und im Alleingang Terrorakte planen. Insofern wurde nun in den eigentlichen Aufgabenzuschnitt der Nachrichtendienste auch die Aufklärung von terroristischen Bestrebungen einbezogen mit dem Ziel der Information der Gefahrenabwehrbehörden. Dies hat das Selbstverständnis der Nachrichtendienste verändert.

			4.5	Vergrößerung der Überschneidungsbereiche

			Wenn die Grenzen zwischen polizeilichen und nachrichtendienstlichen Befugnissen verfließen, wenn sich die Nachrichtendienste immer mehr mit der Aufklärung terroristischer Bestrebungen, gegebenenfalls von Einzeltätern, beschäftigen und wenn das Strafrecht immer mehr zum Präventionsstrafrecht wird, dann vergrößern sich notwendig die Überschneidungsbereiche der gegliederten Sicherheitsstruktur in Deutschland. Polizei, Nachrichtendienste und Strafverfolger rücken näher zusammen, der wesentliche Grund dafür ist die Verbesserung der Terrorismusaufklärung und -abwehr. Es gibt nun neue Koordinationsgremien, die es 2001 noch nicht gab. 

			4.6	Privatisierung

			Im Sicherheitsrecht spielt, vor allem aus Kostengründen, die Privatisierung von staatlichen Sicherheitsaufgaben grundsätzlich eine erhebliche Rolle, nicht aber im speziellen Bereich der Terrorabwehr. Bisher war die Privatisierung in der Terroraufklärung und -abwehr kein wichtiges Thema. Dies verändert sich nun ein wenig, sofern man den Blick auf die Gefahr von Cyberangriffen auf IT-Systeme wesentlicher Einrichtungen lenkt. Ob man diese als terroristische Akte begreift, hängt davon ab, wie weit man den Begriff fasst. Im Bereich der Netzsicherheit hat der Gesetzgeber jüngst durch das sogenannte IT-Sicherheitsgesetz zwar nicht die Sicherheitsaufgabe privatisiert, aber die Betreiber von wichtigen Infrastrukturen wie beispielsweise Elektrizitätsversorgungs- und Verkehrsunternehmen dazu verpflichtet, ihre Infrastruktur im Computerbereich vor Angriffen von außen zu schützen. Dies bildet zwar keine Privatisierung, aber eine Indienstnahme von Privaten zur Gewährleistung einer für die gesamte Gemeinschaft wichtigen Sicherheitsaufgabe.

			4.7	Stärkung der Kontrolle und der Grenzen von Befugnissen

			a) Stärkung des Datenschutzes 

			Im Zuge der engeren Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden und der stärkeren Vorverlagerung der polizeilichen Eingriffsbefugnisse in den Bereich vor der polizeilichen Gefahr und die der Straftatbestände in den Bereich der Gefährdungsdelikte haben sich auch die Instrumente, die zur Sicherung der Freiheit der Bürgerinnen und Bürger greifen, weiterentwickelt. Bis zum Jahr 2001 glaubte man, dies durch eine starke Trennung der Sicherheitsbehörden und einen klaren Zuschnitt mit selbstständigen, voneinander abgegrenzten Aufgabenbereichen zu sichern. Durch das Zusammenwachsen der Behörden im Zuge der verstärkten Terrorismusbekämpfung seit 2001 wurde die Freiheitssicherung, die auf diesen Prinzipien beruht, jedoch relativiert. An ihre Stelle sind andere und neuere Sicherungen getreten, und zwar die des Datenschutzes. So gilt für den Informationsaustausch von Daten in den Überschneidungsbereichen der Sicherheitsbehörden ein relativ strenges Datenschutzrecht, das für jeden Informationsaustausch einen sachlichen Grund und eine gesetzliche Vorschrift verlangt.

			b) Spezifische Anforderungen an geheime Informationsbefugnisse

			Eine weitere erhebliche rechtliche Veränderung, die durch die Gesetzgebung zur Terrorabwehr veranlasst wurde, bewirkte die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, auch wenn diese formal keine Rechtsänderung darstellt. Es gibt zahlreiche Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts seit 2001, die sich mit den neuen Eingriffsbefugnissen und mit deren Anwendung befassen. Das Bundesverfassungsgericht verfolgt dabei relativ klare Prinzipien. Wenn der Eingriff für den Betroffenen erkennbar ist und er sich dagegen wehren kann, ist das Gericht verhältnismäßig großzügig bei der Beurteilung der gesetzlichen Grundlagen. Es ist der Auffassung, dass die Terrorismusabwehr eine zentrale Staatsaufgabe ist, die auch Grundrechtseingriffe von erheblichem Gewicht rechtfertigen kann. So lässt es etwa umfangreiche Beschlagnahmemaßnahmen von E-Mail-Konten zu auf einer allgemeinen Beschlagnahmebefugnis, sofern der Betroffene sie vorher erfährt.

			Geht es allerdings um eine Informationserhebungsbefugnis, die der Betroffene nicht bemerkt, weil sie geheim durchgeführt wird, verlangt das Gericht sehr genaue gesetzliche Grundlagen, aus denen jeder Bürger ersehen kann, wann mit einer Überwachung in unbemerkter Form gerechnet werden muss. Weiter muss der Bürger informiert werden, wenn die Überwachung durchgeführt wurde und der Grund für die Überwachung weggefallen ist, sodass er wenigstens im Nachhinein Rechtsschutz einholen kann. Schließlich müssen die Sicherheitsbehörden unabhängige Stellen wie etwa einen Richter oder die G-10-Kommission vor der Überwachung einschalten, damit diese in unabhängiger Form die Rechtmäßigkeit und Notwendigkeit der von den Nachrichtendiensten durchgeführten Beschränkungsmaßnahmen kontrollieren können. Weiter müssen die Behörden alles protokollieren, damit eine nachträgliche Kontrolle noch möglich bleibt. Darüber hinaus gibt es jedoch besonders schützenswerte Bereiche, die so eng mit dem Persönlichkeitsrecht der Betroffenen verbunden sind, dass keine Sicherheitsbehörde in diese eindringen kann, wie etwa vertraute Gespräche mit engsten Familienangehörigen oder mit Psychotherapeuten. Diese Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu den Anforderungen an geheime Informationsbefugnisse prägt das Sicherheitsrecht in jüngerer Zeit in erheblicher Weise. 

			c) Stärkung der parlamentarischen Kontrolle

			Darüber hinaus hat sich seit 2001 die Kontrolle des Parlaments über das Tätigwerden der Sicherheitsbehörden gerade in den geheimen Bereichen deutlich verbessert. Das Parlament passt deutlich besser auf. Und die Zahl der Untersuchungsausschüsse im Bereich der Bekämpfung des Terrorismus ist deutlich angestiegen: So gab es seit der 16. Wahlperiode 2005 fünf Untersuchungsausschüsse, in der vorausgehenden 4. Legislaturperiode dagegen nur einen. 

			4.8	Offener Prozess

			Die Entwicklungen im Zuge der Terrorabwehr und -bekämpfung seit 2001 sind keineswegs abgeschlossen. Sie werden weitergehen, allerdings vermutlich in den Bahnen, wie oben dargelegt. Das heißt, die Zentralisierung und Stärkung der Kompetenzen im Sicherheitsbereich beim Bund werden fortschreiten wie ebenso die Ausweitung der Befugnisse für die Sicherheitsbehörden zwecks Abwehr des Terrorismus beziehungsweise terroristischer Bestrebungen, andererseits werden sich aber auch die Mechanismen zur Kontrolle der Sicherheitsbehörden verschärfen.

			5	Menschenrechte und Terrorismusabwehr

			Auch Terroristen besitzen Menschenrechte. Ein Rechtsstaat zeichnet sich gerade dadurch aus, dass er auch in höchster Not und bei massiven Angriffen seine rechtsstaatlichen Grundsätze wahrt. Dies ist auch möglich, da der Rechtsstaat die Gewährleistung der Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger als angemessene staatliche Aufgabe anerkennt. Der Staat darf zum Zwecke der Terrorabwehr Grundrechtseingriffe vornehmen. Das Bundesverfassungsgericht betont in ständiger Rechtsprechung, dass die Terrorabwehr eine gewichtige Staatsaufgabe ist, die auch schwere Grundrechtseingriffe rechtfertigen kann. 

			Der Grundrechtsschutz bei der Terrorabwehr führt dazu, dass die Informationserhebungsbefugnisse wie auch die Abwehrmaßnahmen gesetzlicher Grundlagen bedürfen. Es muss in einem vom Bundestag beschlossenen Gesetz klar sein, was die Polizei wann machen darf. Darüber hinaus muss ein angemessenes Verhältnis zwischen Terrorabwehrmaßnahmen, Terrorerkundungsmaßnahmen und der Terrorgefahr selbst bestehen. 
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			Christoph Gusy


			Polizei und Nachrichtendienste

			Trennungsgebot, Kooperationsauftrag und Menschenrechte als Herausforderungen in der Terrorismus­abwehr

			1	Menschenrechte als Auftrag und Grenze der ­Sicherheitsgewährleistung

			Freiheit und Sicherheit als rechtliche Grundpfeiler staatlicher Sicherheitspolitik werden im öffentlichen Diskurs zumeist als Alternative »Freiheit oder Sicherheit« angenommen. Das ist eine eindimensionale Sichtweise, die ganz überwiegend auf die Maßnahmen des Staates abstellt. Tatsächlich bewirken die meisten, aber nicht alle Instrumente der Sicherheitsbehörden Freiheitsverluste. Und umgekehrt können einzelne, aber nicht alle Freiheitsgarantien zu Einschränkungen sicherheitsbehördlicher Befugnisse führen.

			Doch ist jene instrumentelle Sichtweise nur eine mögliche Perspektive. Die Wechselbeziehungen zwischen beiden Schutzgütern sind komplexer. Schon Wilhelm von Humboldt wusste, dass es keine Freiheit ohne Sicherheit­ gibt. Und heute postulieren Behörden: »Freiheit, aber sicher!« Doch ist damit das Problem nur neu beschrieben, aber noch nicht gelöst. Wie kann Sicherheit Freiheit garantieren, ohne sie zu ersticken? Denn Sicherheit kann nicht nur Freiheitsgewinn mit sich bringen, sondern auch Freiheitskosten. Also Freiheit durch Sicherheit– nur wie und wie viel? Umgekehrt darf aber namentlich aus den Erfahrungen mit den europäischen Totalitarismen auch gelten: Es gibt keine Sicherheit ohne Freiheit! Das richtige Maß an Sicherheit muss so das richtige Maß an Freiheit stets mitdenken. In diesem Sinne muss Sicherheitspolitik immer auch Freiheitspolitik sein. Nur wie? 

			Neuere staatliche Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen ­schützen längst nicht mehr nur die Guten vor den Bösen, die Einen vor den Anderen. Sie treffen immer öfter auch die Geschützten selbst, schützen also die Einen vor den Einen. Vorratsdatenspeicherung, Rasterfahndung, Videoüberwachung, Kontrollstellen, Schleierfahndung: Diese und andere Maßnahmen schränken die Freiheit (auch) derjenigen ein, die durch sie geschützt werden sollen. Werden Ziele und Wirkung solcher Maßnahmen dann zum Nullsummenspiel? Oder wann überwiegt der Freiheitsgewinn, wann der -verlust? Die neuen Sichtweisen auf die staatlichen Eingriffsbefugnisse sind geeignet, das Verhältnis von Freiheit und Sicherheit komplexer zu beschreiben: Freiheit als Schutzgut und Bedingung von Sicherheit und Sicherheit als Bedingung und Schutzinstrument der Freiheit. Das Verhältnis von Freiheit und Sicherheit ist längst von der alten Bipolarität zu einer neuen Multipolarität mutiert. 

			Für die Polizei folgt daraus, dass sie nicht nur die Sicherheit schützt, sondern im günstigen Fall auch die Freiheit. Ähnliches kann auch für die Nachrichtendienste gelten. Der Blick auf Vergleichbares und Unvergleichbares kann sich auf die maßgeblichen Normen beziehen, doch ist es damit allein nicht getan. Ebenso wichtig sind Instrumente, Ziele, Organisationsprinzipien und Mitarbeiterkulturen. Der Blick auf sie zeigt Gleiches (siehe Abschnitt 2) und Trennendes (siehe Abschnitt 3). Insgesamt offenbart sich ein differenziertes Bild einer institutionellen Distanz, eines funktionalen Miteinanders, aber auch eines partiellen Gegeneinanders (siehe Abschnitt 4).

			2	Gleiche Rechtsbindung von Polizei und Nachrichtendiensten

			Polizei und Nachrichtendienste sind an das für alle staatlichen Stellen geltende Recht gebunden. Hier sollen Fragen der Auslandsgeltung des deutschen Rechts beiseitegelassen werden. Der Vergleich bezieht sich auf ­Tätigkeiten im Inland.

			2.1	Verfassungsbindung

			Polizei und Nachrichtendienste sind an das Grundgesetz und die in Deutschland geltenden internationalen Menschenrechtspakte gebunden. Diese wirken zunächst als Auftrag zum Schutz der Freiheit gegen Gefahren durch andere Staaten (etwa ausländische Nachrichtendienste) und Einzelpersonen (etwa Terroristen). Alle Sicherheitsbehörden schützen im Rahmen ihrer Aufgaben dieselbe Verfassung, die vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG) ausgelegt und nach dessen Vorgaben von den Sicherheitsbehörden im Detail konkretisiert werden darf und muss. Es gibt bislang keinen Anhaltspunkt dafür, dass etwa das BVerfG den Nachrichtendiensten weitere Spielräume lässt oder engere Grenzen zieht allein deshalb, weil sie Nachrichtendienste sind. Im Gegenteil: Der Ausbau der »Sicherheitsverfassung« durch das BVerfG hat nicht nach Behördenaufgaben differenziert, gilt also für Polizei und Nachrichtendienste gleichermaßen.

			Grundgesetz und Menschenrechtspakte wirken zudem aber auch als Grenze staatlicher Sicherheitsinstrumente. Grundrechte, Gesetzesvorbehalte, Übermaßverbote und Wesensgehaltsgarantien binden alle Sicherheitsbehörden bei ihrer Tätigkeit: Wenn unterschiedliche staatliche Stellen Gleiches tun, gelten auch die gleichen rechtlichen Maßstäbe. Einzelne Ausnahmen finden sich im Verfassungstext explizit (namentlich Art.10 Abs.2 Satz2; 19 Abs.4 Satz3GG). 

			Zu den grundgesetzlichen Vorgaben, die für alle Sicherheitsbehörden gelten, zählt neben der Statuierung der Rechtsbindung (Art.20 Abs.3GG) auch deren Umsetzung durch Kontroll- und Rechtsschutzmechanismen. Eingriffe in verfassungsrechtlich geschützte Güter durch Behörden des Verfassungsschutzes sind nur rechtfertigungsfähig, wenn und weil diese an Verfassung und Gesetze gebunden sind und ihre Verfassungs- und Gesetzesbindung parlamentarischer und richterlicher Kontrolle unterliegt.

			2.2	Gesetzesbindung

			Nicht nur die Verfassung, auch die Gesetze binden alle Sicherheitsbehörden. Wesentliche staatliche Maßnahmen, insbesondere Grundrechtseingriffe, unterliegen dem Vorbehalt des Gesetzes: Sie bedürfen einer gesetzlichen Grundlage, deren Inhalte Vollziehung und Rechtsprechung binden. Diese Gesetzesbindung gilt auch für alle anderen Maßnahmen. Der Schutz der Rechte und der Rechtsordnung ist also stets auf die Rechtsordnung verpflichtet; er hat auf deren Grundlage und in deren Rahmen stattzufinden. Sie begründet Anforderungen an die Sicherheitsgesetze: Bestimmtheit, Verhältnismäßigkeit, Wesensgehaltsgarantie. Das Prinzip der streitbaren Demokratie darf daher nicht als unspezifische, pauschale Eingriffsermächtigung missverstanden werden. Ob ein Eingriff mit dem Zweck des Schutzes der freiheitlichen demokratischen Grundordnung gerechtfertigt werden kann, ist im jeweiligen Einzelfall anhand der Auslegung der konkreten »streitbaren« Verfassungsbestimmungen zu klären.

			Die Sicherheitsbehörden sind bei ihrer Tätigkeit demnach an Verfassung und Gesetze gebunden. Auch hier ist im Rahmen des Übermaßverbots zu beachten: Die gesetzlichen Vorgaben haben Aufgaben, Schutzgüter und Befugnisse auszubalancieren. Hier gilt das Differenzierungsgebot: Die zulässige Eingriffsintensität hängt ab von dem konkreten Schutzgut, dem Grad seiner Bedrohung oder Gefährdung und der Sicherheit behördlichen Wissens darüber. Diese vom Grundgesetz vorgegebenen Abwägungsmaßstäbe sind gesetzlich auszugestalten und aufgaben- und befugnisspezifisch zu konkretisieren. Kurz: Die Bindung der Sicherheitsbehörden an die Gesetze ist gleich, doch deren Inhalte müssen differenziert, also aufgaben- und situationsabhängig, ausgestaltet sein. So gelten für Nachrichtendienste und Polizei nicht dieselben, sondern ganz unterschiedliche Gesetze. Sie sollen gleiche Verfassungsbedingungen aufgaben- und befugnisspezifisch konkretisieren. Hier beginnen die Unterschiede.

			3	Aufgaben und Organisation der Sicherheitsbehörden

			Im Rahmen der gleichen Verfassungs- und Gesetzesbindung der Sicherheitsbehörden sind deren Schutzgüter, Kompetenzen und Befugnisse auszutarieren. Hieraus lassen sich für unterschiedliche Tätigkeiten unterschiedlicher Behörden unterschiedliche Vorgaben herleiten.

			3.1	Politisches Frühwarnsystem und Gefahraufklärung– ­Gemeinsames und Trennendes

			Nachrichtendienste und Polizei sind im Grundgesetz ausdrücklich genannt. Auch ihre Aufgaben stehen dort nebeneinander: Verfassungsschutz als Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, des Bestandes und der Sicherheit von Bund und Ländern, Schutz vor gewaltsamer Beeinträchtigung auswärtiger Belange einerseits und das polizeiliche Auskunfts- und Nachrichtenwesen sowie die Zwecke der Kriminalpolizei andererseits (Art.87 Abs.1 Satz2; 73 Nr.10GG). Dass zu beiden Aufgabenfeldern auch die Abwehr terroristischer Gefahren zählt, liegt nahe und ist für das Bundeskriminalamt sogar explizit ausgeführt (Art.73 Nr.9aGG). Zugleich sind aber auch die Unterschiede erkennbar: Nicht alles, was polizeilich relevant ist, richtet sich gegen Staat oder Verfassung– die allermeisten Gefahren und Straftaten bleiben weit unterhalb dieser Schwelle. Und umgekehrt muss nicht alles, was die Verfassung gefährden kann, polizeilich relevant sein. Man kann gegen das Grundgesetz auch legal agieren, wie Art.18, 21 Abs.2GG zeigen. Nicht jeder politische Gegner ist ein Straftäter– in der rechtsstaatlichen Demokratie schon gar nicht.

			Polizeiliche Informationserhebung und -verarbeitung dient der Vorbereitung polizeilicher Gefahrenabwehr beziehungsweise Strafverfolgung. Es geht um bevorstehende oder begangene Rechtsverstöße, also um rechtswidriges Handeln. Beides gehört für die Polizei zusammen, die Aufklärungsaufgabe ist eine dienende und kein Selbstzweck. 

			Nachrichtendienstliche Informationserhebung und -verarbeitung bezieht sich– wie oben erwähnt– auch auf bestimmte rechtmäßige Handlungen gegen die Verfassung. Ihr Auftrag ist einerseits weiter gefasst: Sie dürfen auch legale Handlungen aufklären, die Polizei dagegen nicht. Und umfassender ist der Auftrag der Nachrichtendienste auch in zeitlicher Hinsicht: Während für polizeiliches Handeln ein Anfangs- oder Gefahrverdacht gegeben sein muss, können Nachrichtendienste unbestritten auch schon vorher, also im »Vorfeld«, tätig werden. Sie dürfen den Anfangsverdacht suchen, welcher polizeiliche Tätigkeit erst zulässt. Andererseits sind die nachrichtendienstlichen Befugnisse enger: Ihnen fehlen bis auf die Informationstätigkeit alle Eingriffsbefugnisse. Da ihnen keine »Polizeibefugnisse« zukommen, dürfen sie aufklären, andere informieren oder alarmieren beziehungsweise öffentlich Bericht erstatten. Aber sie dürfen nicht mit Zwangsmitteln schützen, insbesondere keine Vernehmung, keine Sicherstellung von Sachen, keine Freiheitsentziehung (Gewahrsam oder Verhaftung von Personen) vornehmen. Wer (fast) alles wissen darf, darf eben nicht alles tun. Und wer (fast) alles tun darf, darf eben nicht alles wissen. Dies ist ein prägender Grundzug der deutschen Sicherheitsarchitektur nach dem Grundgesetz.

			Für die Terrorismusaufklärung relativieren sich solche Gesichtspunkte zum Teil. Allen Randunschärfen der Terrorismusdefinitionen zum Trotz: Einen legalen Terrorismus dürfte es ebenso wenig geben wie einen, der nicht zugleich staats- beziehungsweise verfassungsgefährdend wirken kann. Er liegt somit im Überschneidungsbereich beider Behördenaufgaben, wenn auch mit unterschiedlichen Zielrichtungen. Während die Nachrichtendienste primär den Staat und die Rechtsordnung insgesamt schützen, zielen die Aufgaben der Polizei insbesondere auf den Schutz von Einzelpersonen, ihres Lebens, ihrer Gesundheit und ihrer sonstigen Rechtsgüter. Auch hier zeigt sich die differenzierte Sicherheitsarchitektur nach demGG: Bei der Gewährleistung von Sicherheit kommen Polizei und Nachrichtendiensten unterschiedliche Schutzziele zu– wie übrigens auch anderen Behörden wie Jugend-, Sozialämtern oder Jobcentern, Gerichten und Feuerwehren, die auch sicherheitsrelevante Tätigkeiten ausüben können.

			Ebenso unterschiedlich wie die Aufgaben und Schutzziele sind auch die behördlichen Befugnisse. Während die Polizei Gefahren aufklärt und abwehrt, kommen den Nachrichtendiensten allein Informationsaufgaben zu; sie dürfen gesammelte Informationen veröffentlichen oder aber an andere Stellen abgeben, die dann auf deren Grundlage ggf. einschreiten können. Ihr Beitrag ist also ein allein informationssammelnder, -auswertender und -übermittelnder. Aber wodurch rechtfertigt sich dann überhaupt die eigenständige, von eigenen Gefahrenabwehrinstrumenten losgelöste Aufklärungstätigkeit der Nachrichtendienste? Der Aspekt der »Sicherheit« allein kann es nicht sein, denn dieser könnte jedenfalls nicht erklären, warum die Verfassungsschutzaufgaben einer eigenen Stelle und nicht der Polizei übertragen wurden. Hier setzt das Konzept von den ­Nachrichtendiensten als Frühwarnsystem ein: Sie sollen Risiken für Staat und Verfassung frühzeitig erkennen und alle zuständigen Stellen, nicht nur die Polizeibehörden, und die Öffentlichkeit im Rahmen von deren jeweiligen Aufgaben unterrichten. Dieses Konzept passt zu dem praktisch ausschließlichen Informationsauftrag der Nachrichtendienste. Es kann deren Eigenständigkeit wie ihre spezifischen Aufgaben und Grenzen erklären. Und es ist nach dem Grundgesetz hinreichend flexibel, gesetzlich ausgestaltungsfähig und -bedürftig. Hier ist Raum für Sicherheitsarchitektur– im Rahmen der grundgesetzlichen Vorgaben und Grenzen.

			Wenn sich also sowohl Polizei als auch Nachrichtendienste für den Terrorismus interessieren, geschieht dies aus zum Teil unterschiedlichen Gründen (Information über Verfassungsgefährdungen oder Straftatprävention), in unterschiedlichem Umfang (auch im Vorfeld oder nur bei bestehendem Gefahrverdacht) und mit unterschiedlichen Zielrichtungen (Aufklärung oder Abwehr). Wie jede Arbeitsteilung kann sie die jeweilige Aufgabenerfüllung erleichtern oder erschweren. Ob beide Seiten Partner oder Gegner bei der Aufklärung des Terrorismus sind oder sein können, hängt von der Art und Weise ihrer Aufgabenerfüllung ab. Bildhaft gesprochen: Wenn mehrere auf derselben Baustelle arbeiten, arbeiten sie nicht zwangsläufig zusammen, sie können auch nebeneinander her oder gegeneinander arbeiten. Das gilt auch auf der Baustelle der Sicherheit– und nicht nur in Deutschland.

			Das Nebeneinander beider Stellen ermöglicht weitreichende Informationssammlungen. Während die Polizei sich auf begangene Straftaten oder deren Verhinderung konzentriert, können die Nachrichtendienste das Vor- und Umfeld erforschen, beispielsweise in nicht verbotenen Parteien, Religionsgemeinschaften und Kulturvereinen, im In- und im Ausland. An Datensammlungen fehlt es gegenwärtig fast nirgends; und wo noch Lücken sind, werden sie sukzessive geschlossen. Doch können solche Sammlungen sich sinnvoll nur ergänzen, wenn die Daten zur richtigen Zeit am richtigen Ort sind; genauer: wenn diejenigen auf sie Zugriff haben, die sie für rechtliche gebotene Maßnahmen benötigen. Dies ist eine Frage nicht nur der notwendigen Rechtsnormen, also eines hinreichenden Kooperationsrechts. Solche Gesetze sind nach zahlreichen Gesetzesnovellen im Sicherheitsrecht inzwischen flächendeckend in Kraft. Dass ihre Ausgestaltung noch manche Lücken, dysfunktionale Spielräume und kontraproduktive Ausnahmen zulässt, ist vielfach belegt und diskutiert worden. Doch ist das Recht allein nicht hinreichend. Hinzu treten muss eine entsprechende Informationsallokation, also Kooperationsfähigkeit, Kooperationsbereitschaft und eine entsprechende Offenheit der Behördenkultur auf allen Seiten. Abteilungs-, Behörden-, Ressort- oder Ebenenegoismus nach dem Motto »Meine Information gehört allein mir« ist vor dem Hintergrund der aktuellen Sicherheitsaufgaben fehl am Platz. Ein Frühwarnsystem hilft nur, wenn es rechtzeitig warnt; und eine Gefahrenabwehrbehörde kann nur handeln, wenn sie die dazu nötigen ­Informationen aucherhält. 

			Wenn unterschiedliche Stellen mit unterschiedlicher Zielrichtung Ähnliches tun, kann dies gut sein. Und das Konzept der differenzierten Aufgabenzuweisung in der Sicherheitsarchitektur des Grundgesetzes ist gut überlegt: ortsnah und damit problemnah; differenziert und legitimations­orientiert, grundrechtsschützend und -schonend. Wenn jeder dasjenige tut, was er am besten kann, ist dies zumeist auch für das Ergebnis das Beste. Und dennoch: Dass Arbeitsteilung auch bei der Terrorismusabwehr nicht nur effektivitätssteigernd, sondern auch effektivitätsmindernd sein kann, haben etwa Untersuchungsausschüsse in jüngerer Zeit vielfach gezeigt. An Problemerkenntnis fehlt es nicht. Aber haben wir vielleicht zu viele Sicherheitsbehörden?

			3.2	Terrorismusabwehr zwischen Behördenvielfalt, Trennungsgebot und Kooperationsauftrag

			Verfassungsschutz und Polizei sind nicht nur gegen einander, sondern auch in sich differenziert. 16 Länderpolizeien, 16 Landesämter für Verfassungsschutz, drei Nachrichtendienste des Bundes, Bundespolizei und BKA: Es sind mindestens 37 Stellen, die bei der Terrorismusbekämpfung mit-, zusammen- und gegeneinander wirken können. Im Einzelfall sind fast niemals alle beteiligt, doch bleibt auch dann die Zahl der involvierten Stellen und Bediensteten eher hoch. Aber schaffen mehr Behörden mehr Sicherheit? Oder ist jene Vielfalt oder gar das Trennungsgebot zwischen Polizei und Nachrichtendiensten kontraproduktiv?1

			Die meisten der genannten Behörden verdanken ihre Existenz dem Bundesstaatsprinzip und der Verteilung der Sicherheitsaufgaben zwischen Bund und Ländern: Die Länder haben die Polizeihoheit und die Zuständigkeit für den Verfassungsschutz, der Bund am ehesten ergänzend und kooperationsfördernd. Das liegt inzwischen längst nicht mehr allein darin begründet, eine gefährliche Machtzusammenballung der Sicherheitsorgane nach Art der Gestapo während der Zeit des Nationalsozialismus zu verhindern. Es hat auch Sachgründe: Die Länder und Landesbehörden sind näher am Problem und dort orts- und sachkundiger, sofern zwei Grundvoraussetzungen gegeben sind. Zunächst müssen sie eine Mindestgröße und -schlagkraft aufweisen, um die Aufgaben auch wirklich selbst und mit eigenen Mitteln wahrnehmen zu können. Dies wird unterschiedlich beurteilt: Offenbar gibt es Länder, die dafür besser, und solche, die schlechter gerüstet sind. 

			Sodann dürfen die Stellen auch nicht zu nah an den zu beobachtenden Milieus angesiedelt sein, also weder von ihrer Klientel unterwandert sein noch mit ihr fraternisieren. Am Beispiel: Wem gilt die Loyalität der V-Leute aus den Milieus: ihrem Herkunftsmilieu oder den sie bezahlenden Behörden? Dass zu große Nähe die behördliche Beobachtung nicht nur stärken, sondern auch schwächen kann, ist naheliegend. Wo hier Mängel festgestellt werden, müssen sie behoben werden. Und wenn die Stellen zu klein, die Kooperationsfähigkeit zu gering oder die Einbindung in den Nachrichtenverbund unzulänglich ist, kann und muss auch über Grundgesetzänderungen nachgedacht werden. Doch bedarf es hierzu eines hinreichend breiten sachlichen und politischen Konsenses. Immerhin sind die Verfassungsschutzbehörden schon jetzt erheblich zentralisierter als die Polizei.

			Umstrittener als solche bundesstaatlichen sind die gewaltenteilenden Dimensionen der Behördenvielfalt. Dass Grundrechtsschutz auch organisations- und verfahrensrechtliche Pflichten begründen kann, ist im Verfassungsrecht eine Selbstverständlichkeit. Zwischen Polizei und Nachrichtendiensten wird hier das Trennungsgebot diskutiert. Das ursprünglich von den Alliierten vorgegebene und eher föderal motivierte Gebot, wonach Nachrichtendienste keine polizeilichen Befugnisse haben und keiner Polizeidienststelle angeschlossen werden dürfen, ist geltendes Gesetzesrecht und als solches unumstritten. Umstritten ist dagegen die Frage nach dem Rang dieses Gebots– darf der Gesetzgeber es ändern oder nicht?– und seinem Inhalt: Dürfen Polizei und Nachrichtendienste, wenn sie schon nicht zusammengeschlossen werden dürfen, zusammenarbeiten? 

			Diese Frage ist jüngst vom BVerfG entschieden worden: Es hat bei allen Unterschieden der beiderseitigen Befugnisse die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Antiterrordatei für zulässig gehalten und nur gesetzliche Randkorrekturen angemahnt. Dies entspricht der Logik von Bundesstaat und Gewaltenteilung: Dem Grundsatz der Trennung entspricht das Prinzip der Kooperation. Das Trennungsgebot trennt nicht die Welt in eine nachrichtendienstliche und eine polizeiliche Hemisphäre, schafft keine unüberwindlichen Gräben und schließt daher auch nicht jegliche Zusammenarbeit aus. Umgekehrt ist eine solche Zusammenarbeit über Behördengrenzen­ hinweg nur möglich, wenn die beteiligten ­Stellen getrennt sind, was in Deutschland der Fall ist, es gelten gesetzliche ­Trennungsgebote: Polizei und Nachrichtendienste müssen getrennt sein, und sie sind getrennt. Was aber heißt »Trennung« zwischen Sicherheitsbehörden? Unterschieden ­werden: 

			
					Die funktionelle Trennung: Polizei und Verfassungsschutz haben unterschiedliche Aufgaben und dürfen nicht aneinander angegliedert werden. Sie sind also verschiedene Behörden.

					Die kompetenzielle Trennung: Polizei und Verfassungsschutz haben in Bund und Ländern unterschiedliche Kompetenzen, die nicht vermischt oder vertauscht noch in ihren rechtlichen Grenzen im Wege der Amtshilfe umgangen werden dürfen.

					Die bundesstaatliche Trennung: Da der Bund nur einzelne, nicht aber alle Kompetenzen auf dem Gebiet von Polizei und Nachrichtendiensten wahrnehmen darf und im Übrigen für deren Zusammenarbeit zuständig ist, muss es für diese Zwecke sowohl Behörden im Bund als auch in den Ländern geben. Solche sind ihnen grundgesetzlich garantiert und können ihnen nicht ohne Grundgesetzänderung entzogen werden. Am ehesten könnten kleinere Länder gemeinsame Einrichtungen schaffen, die dann allerdings neue Schnittstellen-, Kontroll- und Legitimationsfragen begründen würden.

					Die informationelle Trennung ist ein Gebot des Datenschutzrechts: Wenn die Datenverarbeitung nur zu dem Zweck erfolgen darf, zu welchem die Daten erhoben werden, und der Erhebungszweck dem Behörden­zweck folgt, dann bedürfen getrennte Zwecke unterschiedlicher Behörden. Und die rechtlichen Bedingungen polizeilicher und nachrichtendienstlicher Informationsverarbeitung sind ebenfalls unterschiedlich (siehe Abschnitt 3.1).

			

			Umstrittener sind zwei weitere Dimensionen, und zwar weniger wegen ihres Bestehens, sondern mehr wegen ihres Ranges in der Rechtsordnung:

			
					Die organisatorische Trennung: Wenn weder der Verfassungsschutz der Polizei noch die Polizei dem Verfassungsschutz angegliedert werden dürfen, dann müssen Polizei und Verfassungsschutz unterschiedliche Behörden sein. Ein Differenzierungsgebot gilt jedenfalls dort, wo es zur organisatorischen Abstützung der informationellen, aufgaben- oder befugnismäßigen Differenzierungen notwendig ist.

					Die personelle Trennung: Die personelle Trennung flankiert die anderen Trennungen. Die zuvor genannten Trennungen könnten umgangen werden, wenn dieselben Personen für die unterschiedlichen Aufgaben und Dienststellen tätig werden und so Kenntnisse über Behördengrenzen hinweg transportieren könnten. 

			

			Die Frage, ob diesen beiden Dimensionen des Trennungsgebots Gesetzes- oder Verfassungsrang zukommt, soll hier nicht erörtert werden. Das geltende Recht geht jedenfalls von ihnen aus. Übrigens sind Trennungsgebote nichts Ungewöhnliches; wir finden sie etwa auch im Sozial- oder im Steuerrecht zum Schutz besonders sensibler Daten und sonstiger Grundrechte der Bürger. Es gibt also auch andere grundrechtlich motivierte Trennungsgebote in Behördenorganisationen. 

			Ergänzt wird das Trennungsgebot, wie schon oben erwähnt, durch den Kooperationsauftrag. Er betrifft diejenigen Fälle, in welchen sich die Aufgaben von Polizei und Verfassungsschutz überschneiden. Nicht jede Aktivität der Nachrichtendienste ist für die Gefahr- oder Straftataufklärung notwendig und sinnvoll. Und nicht alle polizeilich zu ermittelnden Straftaten oder Gefahren richten sich auch nur mittelbar gegen Staat und Verfassung. Von daher gilt der juristische Grundsatz: Trennung ist die Regel, Kooperation­ die Ausnahme. Zusammenarbeit ist danach rechtfertigungsbedürftig, kann aber auch gerechtfertigt und in diesem Rahmen geregelt und praktiziert werden. Und für solche Zwecke kann und darf nicht bloß im Einzelfall kooperiert werden. Es besteht auch die Möglichkeit, beispielsweise gemeinsame Lage- oder Auswertungszentren einzurichten. Dies hat das BVerfG für die Abwehr terroristischer Gefahren ausdrücklich zugelassen; und auch die gemeinsame Datei »Gewaltbezogener Rechtsextremismus« ist danach nicht per se unzulässig.

			Das Trennungsgebot ist jedenfalls in Verbindung mit dem Zusammenarbeitsauftrag kein unüberwindliches Hindernis der Terrorismusabwehr– im Gegenteil! Auch hiernach gilt: Vielfalt ist nicht nur Schwäche, sondern kann auch zur Stärke werden. Wie lässt sich dies fördern, was steht ihr gegebenenfalls entgegen? 

			4	Fazit: Arbeitsteilung– aber richtig

			Trennung von Polizei und Nachrichtendiensten ist informationeller Menschenrechtsschutz, Arbeitsteilung und Zusammenarbeit eröffnen Wege zum Erfolg. Wenn also Trennung und Kooperation gelten, so kommt es zur Bündelung der beiderseitigen Stärken wesentlich darauf an, dass sie sich eben auch kooperativ verhalten. Dies gelingt im Einzelfall unterschiedlich gut; und die Strukturen und Rahmenbedingungen in den Behörden sind darauf nicht überall optimal eingestellt. Dass rechtlich divergierende Aufgaben sich wechselseitig stärken können, liegt nahe, dass sie sich aber auch gegenseitig schwächen können, ist gleichfalls möglich. Ein Beispiel: Wenn die Polizei eine Terrorzelle »aushebt«, werden deren Verbindungen, Hintermänner oder Kontaktpersonen gewarnt und können schwerer ausgeforscht werden. Nachrichtendienste, die weiter ermitteln wollen, könnten geneigt sein, die Polizei gar nicht zu informieren, und so das »Risiko« eines Quellenverlusts vermeiden. Und die Polizei hätte zwar die Instrumente zur Gefahrenabwehr, aber nicht das erforderliche Wissen. Dass solche Überlegungen keineswegs reine Theorie sind, zeigt sich bei allzu vielen Attentaten im In- und Ausland: Fast regelmäßig stellt sich im Nachhinein heraus, dass bei einzelnen Sicherheitsbehörden Informationen oder Anhaltspunkte vorlagen, jedoch nicht zur richtigen Zeit am richtigen Ort, da sie zu isoliert waren oder nicht zusammengeführt, bloß aufbewahrt und nicht hinreichend ausgewertet wurden. Dabei sind die dafür erforderlichen Gesetze längst in Kraft. Aber zu heterogen sind Sichtweisen, Interessen und Kulturen in den Sicherheitsbehörden. Es kommt nicht darauf an, dass einzelne Mitarbeiter, Abteilungen oder Behörden sich gegenüber anderen profilieren, sondern darauf, dass sie sich gemeinsam in der Abwehr des Terrorismus profilieren. Dies ist eine Herausforderung für Organisationsprinzipien, Mitarbeiterkulturen und den sicherheitsbehördlichen »Spirit«. Gewiss, hier wurden und werden viele Erfolge erzielt. An anderen Stellen ist das bislang Herausforderung geblieben. Dann lenkt der Ruf nach dem Gesetzgeber von eigenen Versäumnissen ab. 

			Behördliche Vielfalt kann also zur Stärke oder zur Schwäche werden, Zusammenballung und Größe aber ebenso. Aus verwaltungswissenschaftlicher Perspektive gilt: Ob Aufgabenteilung oder Zusammenballung der richtige Weg ist, wird je nach Konjunktur unterschiedlich beurteilt. Wer flache Hierarchien und überschaubare Verantwortungszusammenhänge will, wird für ein Trennungsprinzip plädieren. Wer hingegen zentraler Steuerung und der Maximierung von Ressourcen und Informationen das Wort redet, wird für Bündelung eintreten. Dabei hat sich gezeigt: Je größer eine Stelle, desto stärker werden die Abschottungstendenzen zwischen den Abteilungen; je kleiner die Stelle, desto eher finden sich Abschottungen nach außen. Es geht also im Wesentlichen nicht um die Frage danach, ob es Grenzen gibt, sondern eher darum, wo diese verlaufen. Trennung ist also kein Schaden an sich! Aber was soll getrennt sein?

			Vielleicht kommt es aber auch gar nicht so sehr auf solche Organisationsfragen an. Die bislang vielfach praktizierte Form der Informationsmaximierung durch immer weitere Erhebungsbefugnisse gerät zunehmend an ihre rechtlichen Grenzen. Stattdessen bedarf es einer arbeitsteiligen gemeinsamen Qualitätssicherung hinsichtlich der Auswertung, Zusammenführung und Weitergabe der erhobenen Daten an die zutreffenden Stellen. Und sie müssen denjenigen Behörden zugänglich gemacht werden, welche hinreichende Präventions- oder Strafverfolgungsaufgaben haben. Nicht Quantität, sondern Qualität von Datenerhebung und -verarbeitung muss das Ziel sein. Auch im Informationsrecht und ansatzweise in der Rechtsprechung der Höchstgerichte hat der Qualitätsgedanke den Quantitätsgedanken in den Hintergrund gedrängt. Und so verstanden sind weder die Grundrechte noch die differenzierten Aufgaben und Behörden unüberwindliche Hindernisse für effektive Maßnahmen der Terrorismusabwehr. Die Gesetze sind in Kraft und vom BVerfG ganz überwiegend akzeptiert. Der Hinweis auf Mängel im Recht kann nicht mehr als Ausrede herhalten. Nun liegt es an den Behörden, ob sie bei der Abwehr des Terrorismus Partner oder Gegner werden oder bleiben, ob Vielfalt zur Stärke oder Schwäche wird.

			Anmerkungen


				
					1	Siehe dazu Christoph Gusy, Trennungsgebot– Tatsächliches oder vermeintliches Hindernis für effektive Maßnahmen zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus?, in: Jahrbuch Öffentliche Sicherheit (JBÖS), 2008/2009, S.177 ff.
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			Die Kooperation der Sicherheitsbehörden nach dem ersten NSU-Untersuchungs­ausschuss des Deutschen Bundestages

			Vorbemerkungen

			Der Tatkomplex, der jedenfalls aus Sicht der Bundesanwaltschaft einer Gruppierung mit dem Namen »Nationalsozialistischer Untergrund (NSU)« zuzuschreiben ist, hat über den Kreis der unmittelbaren Tatopfer sowie ihrer Angehörigen, Freunde und Bekannten hinaus in vielen gesellschaftlichen Bereichen Spuren hinterlassen, die weit über die Bundesrepublik Deutschland hinausreichen. Als sich im Herbst 2011 das genaue Ausmaß der Tatserie herauszukristallisieren begann, war das Entsetzen groß und ist es in weiten Teilen der Bevölkerung bis heute. Nicht nur die Tatsache, dass insgesamt zehn Menschen ihr Leben verloren hatten, ließ so manchen Beobachter von »Jahrhundertverbrechen« sprechen. Was die Taten für viele so schwer begreiflich macht, ist, dass sie über Jahre hinweg durch teilweise haarsträubende Versäumnisse der deutschen Sicherheitsbehörden begünstigt wurden, die in dieser Bündelung möglicherweise sogar den Vorwurf eines Systemversagens tragen. Während wir diese Zeilen schreiben, ist die strafrechtliche Aufarbeitung der Geschehnisse um das Trio Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe noch längst nicht abgeschlossen. Der 6.Strafsenat des Oberlandesgerichts München hat die Angeklagten nach einer mehr als fünf Jahre dauernden Hauptverhandlung zu hohen, teilweise lebenslänglichen Freiheitsstrafen verurteilt. Alle Angeklagten haben gegen das Urteil des Oberlandesgerichts Revision eingelegt, sodass das sogenannte NSU-Verfahren den 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs beschäftigen wird. Von Rechtskraft oder gar Rechtsfrieden sind wir somit noch weit entfernt. Fragen nach der genauen Struktur und den Zielsetzungen des NSU und seines Unterstützernetzwerks werden uns voraussichtlich noch über Jahre hinweg beschäftigen.

			Ungeachtet dessen hat der nach wie vor laufende Aufarbeitungsprozess bereits heute zu weitreichenden rechtlichen Reformen hinsichtlich der Arbeit und der Kooperation der deutschen Sicherheitsbehörden geführt. Diesen Reformprozess mit Blick auf allein Tausende Seiten an Abschlussberichten von Untersuchungsausschüssen und Expertenkommissionen sowie zahlreiche Gesetzespakete auch nur ansatzweise nachzuzeichnen, würde nicht nur den Rahmen dieses Kapitels, sondern auch des gesamten Buches sprengen. Wir haben uns deshalb dazu entschlossen, einzelne Aspekte herauszugreifen, die einerseits eine besondere rechtspolitische sowie praktische Bedeutung für die Arbeit der Sicherheitsbehörden aufweisen und andererseits auch stellvertretend für den »Geist« einer neuen Sicherheitsarchitektur in der »Post-NSU-Ära« stehen. Insofern werden wir nach einem einleitenden Blick auf die mutmaßlichen Taten des NSU und deren parlamentarische Aufarbeitung zunächst die Konsequenzen für die Arbeit der Strafverfolgungsbehörden in den Blick nehmen. Da sich die Kritik nicht zuletzt an einer mangelnden Kooperation zwischen den Strafverfolgungsbehörden der einzelnen Bundesländer entzündet hat, wird es im Anschluss daran um die Frage gehen, ob und inwieweit eine Zentrierung der Ermittlungen in Fällen extremistisch oder terroristisch motivierter Straftaten beim Generalbundesanwalt in Karlsruhe eine Möglichkeit darstellt, Ermittlungspannen wie im NSU-Komplex in Zukunft zu vermeiden. Den Abschluss der Betrachtung bildet sodann ein Blick auf die bisherigen Reformen im Recht der Nachrichtendienste, deren Tätigkeit in besonderem Maße im Blickfeld der zahlreichen NSU-Untersuchungsausschüsse stand beziehungsweise steht. Dabei wird vornehmlich auf die Neustrukturierung des Verhältnisses zwischen dem Bundesamt für Verfassungsschutz und den Landesverfassungsschutzbehörden sowie auf die neu geschaffenen Ermächtigungsgrundlagen für den Einsatz von Verdeckten Mitarbeitern und Vertrauensleuten einzugehen sein.

			1	Die Taten des NSU und ihre parlamentarische Aufarbeitung

			1.1	Der Nationalsozialistische Untergrund

			Am 8. November 2012 erhob die Bundesanwaltschaft gegen Beate ­Zschäpe und vier weitere Personen Anklage vor dem Oberlandesgericht München. In der Anklageschrift heißt es, dass sich die Gruppierung Nationalsozia­listischer Untergrund (NSU) um Beate Zschäpe, Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos im Jahr 1998 mit dem Ziel gebildet habe, »aus der Illegalität heraus durch Mord- und Sprengstoffanschläge ihre nationalsozialistisch geprägten völkisch-rassistischen Vorstellungen […] zu verwirklichen«1. Dem NSU werden vonseiten der Strafverfolger insgesamt zehn Morde (»Česká-Serie«), zwei Sprengstoffattentate und 15 Raubüberfälle zugerechnet, die zwischen 1998 und 2011 begangen wurden. Insbesondere Beate Zschäpe wird vorgeworfen, sich als Gründungsmitglied des NSU mittäterschaftlich an neun Ermordungen von türkisch- und griechischstämmigen Mitbürgern, einem Mordanschlag auf zwei Polizeibeamte und an einem versuchten Mord durch Sprengstoffattentate beteiligt zu haben. Darüber hinaus wird ihr vorgeworfen, als Mittäterin für insgesamt 15 Raubüberfälle verantwortlich zu sein, die zur Finanzierung der Terrorgruppe NSU begangen wurden. Zudem soll sie die Unterkunft der terroristischen Vereinigung in Zwickau in Brand gesetzt und sich dadurch in drei weiteren Fällen des versuchten Mordes und besonders schwerer Brandstiftung strafbar gemacht haben.2

			1.2	Die Untersuchungsausschüsse des Bundes und der Länder

			Zur Aufarbeitung der Geschehnisse rund um den NSU wurden im Bundestag zwei Untersuchungsausschüsse3 eingesetzt, deren Abschlussberichte vorliegen4. Weitere Untersuchungsausschüsse in einzelnen Bundesländern haben sich mit den Geschehnissen befasst. So wurden sowohl in Thüringen5 als auch in Sachsen6 und Baden-Württemberg7 jeweils zwei Untersuchungsausschüsse, in den Bundesländern Bayern8, Nordrhein-West­falen9, Hessen10 und Brandenburg11 jeweils ein Untersuchungsausschuss und in Mecklenburg-Vorpommern ein Unterausschuss des Landtags-Innenausschusses12 mit der Untersuchung des NSU-Terrors beauftragt.13 Hinzu kommen weitere, von staatlicher Seite institutionalisierte Aufarbeitungsgremien wie die Bund-Länder-Kommission Rechtsterrorismus, die bereits am 30. April 2013 ihren umfangreichen Abschlussbericht vorgelegt hat.14 Zu den Einzelheiten der Feststellungen und Ergebnisse dieser Ausschüsse und Kommissionen sei auf die ausführlich publizierten Dokumentationen ihrer Arbeit verwiesen. 

			Stattdessen soll der Fokus nachfolgend auf die Ergebnisse des ersten NSU-Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages gerichtet werden, da die von diesem bereits im Jahr 2013 vorgeschlagenen Änderungen zumindest schon teilweise Einzug in die Gesetzeswirklichkeit gefunden haben.15 Der erste NSU-Untersuchungsausschuss sollte sich ein Gesamtbild zum NSU machen, zu dessen Mitgliedern und Taten, dem Umfeld und Unterstützern sowie zu der Frage, warum über einen so langen Zeitraum unerkannt schwerste Straftaten begangen werden konnten. Auf dieser Grundlage sollte der Untersuchungsausschuss Schlussfolgerungen und Empfehlungen für die verschiedenen Bereiche aussprechen. Demgegenüber sollte der zweite NSU-Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestages, aufbauend auf diesen Ergebnissen, auch diejenigen Fragestellungen aufgreifen, deren Behandlung seinerzeit aus Zeitgründen oder mit Rücksicht auf die noch nicht eröffnete Hauptverhandlung vor dem Oberlandesgericht München noch nicht möglich war. Allerdings erhielt auch der zweite NSU-Untersuchungsausschuss den Auftrag, neue Strategien gegen rechtsextremistische Straftäter zu suchen und Empfehlungen für eine Verbesserung der Zusammenarbeit, Struktur und Befugnisse sowie der Qualifizierung und Kontrolle der Sicherheits- und Ermittlungsbehörden von Bund und Ländern auszusprechen. Inwieweit der Abschlussbericht vom 23.Juni 201716 ebenfalls Gesetzgebung und Rechtspraxis der Sicherheitsbehörden beeinflussen wird, lässt sich derzeit noch nicht verlässlich abschätzen.

			2	Umdenken bei der Arbeit der Strafverfolgungs­behörden

			Im Bereich der Sicherheitsbehörden hat der erste NSU-Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestages in vielerlei Hinsicht Behördenversagen im Zusammenhang mit der Aufklärung der NSU-Mordserie festgestellt. Durch die parlamentarische Aufarbeitung war offen zutage getreten, dass zwar eine ganze Reihe von Strafverfolgungsbehörden einzelne Puzzleteile des NSU-Komplexes in der Hand gehalten, aber niemand das vollständige Gesamtbild entschlüsselt hatte. Das Behördenversagen stelle sich vor allem als Zusammenspiel von strukturellen, fachlichen und persönlichen Faktoren dar. Die polizeilichen Ermittlungen zu den Taten waren augenscheinlich nicht ausreichend offen für unterschiedliche Ermittlungsrichtungen, vor allem, was die Berücksichtigung rassistischer oder politischer Motive anging. Auf die Möglichkeit des Vorliegens solcher Tataspekte sollte auf Empfehlung des ersten NSU-Untersuchungsausschusses in Zukunft ein stärkerer Fokus gelegt werden, wenn hierfür entsprechende Anhaltspunkte bestehen.17 Es muss somit schon in den Köpfen der Strafverfolger ein Umdenken stattfinden, sodass– anders als im NSU-Komplex– rassistische oder rechtsextremistische Tatmotive nicht von Anfang an ausgeschlossen werden, sondern die Ermittlungen in alle Richtungen offen geführt werden. Die Behörden hatten sich bei ihren Ermittlungen zu sehr von der (fälschlichen) Überzeugung leiten lassen, dass die Taten im Zusammenhang mit Streitigkeiten zwischen verschiedenen türkischen Familien stünden, und waren somit für andere Tatmotive nicht aufgeschlossen, weswegen Zusammenhänge zwischen den einzelnen Anschlägen übersehen worden waren.

			Darüber hinaus wurden mit Blick auf das durch die Innenministerkonferenz eingeführte Definitionssystem PMK (politisch motivierte Kriminalität) große Schwächen ausgemacht, die einen grundlegenden Überarbeitungsbedarf erkennen lassen. Insbesondere rät der Ausschuss in diesem Bereich zu der Einführung eines verbindlichen gegenseitigen Informationsaustauschs zwischen Polizei und Justiz, da während der Ermittlungen zur NSU-Mordserie der Informationsfluss über Landes- oder Behördengrenzen hinaus allzu oft nicht funktioniert hatte.18

			Bereits im Dezember 2011 wurde deshalb das Gemeinsame Abwehrzentrum gegen Rechtsextremismus/Rechtsterrorismus (GAR) errichtet und in das Gemeinsame Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum (GETZ) integriert. Das GETZ steht den Sicherheitsbehörden aus Bund und Ländern als gemeinsame Informations- und Kommunikationsplattform zur Verfügung und soll die Zusammenarbeit zwischen den polizei­lichen und nachrichtendienstlichen Stellen verbessern. Zudem wurde durch das Gesetz zur Verbesserung der Bekämpfung des Rechtsextremismus vom 20. August 201219 die Rechtsextremismus-Datei (RED) geschaffen, die auf bereits vorhandene Daten unterschiedlicher Behörden zurückgreift, um so den Informations- und Erfahrungsaustausch zu verbessern. Danach besteht eine gemeinsame Verpflichtung der Behörden, relevante Daten zu gewaltbezogenen Rechtsextremisten zu speichern (§2 RED-Gesetz). Auch der Polizeiliche Informations- und Analyseverbund (PIAV) ist mittlerweile auf den Weg gebracht. Wesentliches Prinzip sind die Einmalerfassung und Mehrfachnutzung von Daten der polizeilichen Sachbearbeiter, sodass eine länderübergreifende und bundesweite Auswertung erfolgen kann. Die erste Stufe »Waffen- und Sprengstoffkriminalität« ist im Mai 2016 in Betrieb genommen worden. Weitere Stufen sollen bis 2020 umgesetzt werden. 

			Ein weiterer bedeutsamer Aspekt der parlamentarischen Aufarbeitung des NSU-Komplexes ist die Erkenntnis, dass die Polizeibehörden in vielen Fällen nicht angemessen und sachgerecht mit den Opfern des NSU-Terrors, ihren Freunden, Familien und Hinterbliebenen umgegangen sind. Letztere sind häufig selbst als Beschuldigte ins Visier der Strafverfolger geraten. Daher sollten die Behörden nach Auffassung des ersten NSU-Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages in Zukunft auch selbst die Vielfalt unserer Gesellschaft widerspiegeln. Zudem sollte die Vermittlung von »interkultureller Kompetenz« wesentlicher Bestandteil der Ausbildung sein, um institutionellem Rassismus in den Rängen der Sicherheitsbehörden vorzubeugen.20

			3	Neue Zuständigkeiten des Generalbundesanwalts

			3.1	Allgemeines

			Die Verfolgung von komplexen Tatserien, deren Beteiligte sich naturgemäß nicht an staatliche Grenzen und Zuständigkeiten halten, gerät in der Praxis häufig zu einem Föderalismusproblem. Infolgedessen hat auch der erste NSU-Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestages bemängelt, dass im Rahmen der Tatserie des NSU keine einheitlich gesammelte staatsanwaltschaftliche Ermittlung stattgefunden hatte. Für die Zukunft hat der Ausschuss deshalb explizit eine einheitliche staatsanwaltschaftliche Verfahrensführung durch Einführung eines staatsanwaltschaftlichen Sammelverfahrens empfohlen.21 Aus juristischer Sicht sind solche– grundsätzlich natürlich sinnvollen– Vorschläge allerdings nur schwer umzusetzen. Strafverfolgung ist in der Bundesrepublik Deutschland grundsätzlich Ländersache. Infolgedessen existiert für die Verfolgung »normaler« Kriminalität auch keine bundesweit zuständige Staatsanwaltschaft, bei der man Verfahren gegen Beschuldigte konzentrieren könnte, die in mehr als nur einem Bundesland Straftaten begehen. Entgegen einem weitverbreiteten Missverständnis ist auch die Bundesanwaltschaft (genauer: der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof– GBA) keine übergeordnete Ermittlungsbehörde, die etwa den Staatsanwältinnen und Staatsanwälten der 16 deutschen Bundesländer im Einzelfall Weisungen zu Art, Ort oder Umfang der Ermittlungen erteilen könnte.

			Dennoch ist der Generalbundesanwalt, insbesondere mit Blick auf Staatsschutzdelikte, das heißt Straftaten, die aus einer bestimmten politischen Motivation heraus begangen werden, eine praktisch bedeutsame »Stellschraube« für eine stärkere Zentralisierung von Strafverfolgungsmaßnahmen. Ihm obliegt nicht nur die Aufgabe des Anklagevertreters in Verfahren vor dem Bundesgerichtshof. Vielmehr besitzt er auch eine bundesweit geltende Sonderzuständigkeit für solche Strafsachen, für deren Aburteilung in erster Instanz die Oberlandesgerichte sachlich zuständig sind. Dies hat zur Folge, dass im Einzelnen bestimmte, besonders schwere Fälle aus den Bereichen Staatsschutz, Terrorismus sowie sonstiger länder­übergreifender Kriminalität zentriert von Karlsruhe aus aufgeklärt werden können. Der GBA kann hierzu alle Polizeibehörden des Bundes und der Länder mit den Ermittlungen beauftragen. Dabei kann es sich auch um Beamte des Bundeskriminalamts handeln, die beispielsweise in Fällen international organisierter terroristischer Vereinigungen und terroristisch motivierter Straftaten im Ausland besondere Zuständigkeiten besitzen. Vor diesem Hintergrund stellt sich allerdings die grundsätzliche Frage, in welchen Fällen der Generalbundesanwalt überhaupt– bundesweit und bundeseinheitlich– tätig werden darf. Dabei sind zwei Fallkonstellationen zu unterscheiden: die originäre und die evokative Zuständigkeit des GBA. 

			3.2	Die originäre Zuständigkeit des Generalbundesanwalts

			Eine originäre Zuständigkeit des GBA besteht in all denjenigen Fällen, die nach dem Katalog des §120 Abs.1 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) zum erstinstanzlichen Zuständigkeitsbereich des Oberlandesgerichts gehören. Damit kann die Bundesanwaltschaft unmittelbar in Fällen ermitteln, in denen sie einen Anfangsverdacht für Straftaten des Hochverrats (§§81–83 StGB), des Landesverrats und der Gefährdung der äußeren Sicherheit (§§94–101a StGB), Angriffe gegen Organe und Vertreter ausländischer Staaten (§102 StGB), Straftaten gegen Verfassungsorgane (§§105, 106 StGB), die Mitwirkung an einer in- oder ausländischen terroristischen Vereinigung (§§129a, 129b StGB) oder Straftaten nach dem Völkerstrafgesetzbuch bejaht. Um eine unnötige Verfahrensaufspaltung zu vermeiden, erstreckt sich die originäre Strafverfolgungskompetenz des GBA in diesen Fällen auch auf andere Straftaten, die mit solchen Delikten zusammentreffen oder zu denen ein sonstiger Sachzusammenhang besteht. Somit konnte die Bundesanwaltschaft beispielsweise im NSU-Verfahren vor dem OLG München die dort Angeklagten auch wegen ihrer mutmaßlichen Beteiligung an den dem NSU zur Last gelegten Raubüberfällen strafrechtlich verfolgen.

			3.3	Die evokative Zuständigkeit des Generalbundesanwalts

			Über seine originäre Zuständigkeit hinaus kann der GBA in weiteren Fällen durch Ausübung seines Evokationsrechts wegen der besonderen Bedeutung des Falles die Strafverfolgung übernehmen, also faktisch an sich ziehen. Die Fälle, in denen dies möglich ist, sind in §120 Abs.2 GVG näher bestimmt. In den Medien ist dann meist ausdrücklich davon die Rede, dass »der Generalbundesanwalt die Ermittlungen übernommen« hat. Spektakuläre Fälle aus jüngster Zeit sind etwa die Übernahme der Ermittlungen wegen des Hieb- und Stichwaffenangriffes auf Fahrgäste einer Regionalbahn bei Würzburg am 18. Juli 2016, wegen des Sprengstoffanschlages anlässlich des Musikfestivals »Ansbach Open 2016« am 24. Juli 2016, wegen der Entführung des vietnamesischen Staatsangehörigen Xuan Thanh Trinh am 23. Juli 2017 oder wegen des Messerattentats in einem Hamburger »Edeka«-Markt am 28. Juli 2017. Durch eine solche Ausübung seines Evokationsrechts begründet der GBA die Zuständigkeit des Oberlandesgerichts und schließt damit zugleich die Landesstaatsanwaltschaften von der Strafverfolgung aus. In diesen Fällen üben die Oberlandesgerichte, bei denen es sich eigentlich um Gerichte der jeweiligen Bundesländer handelt, im Wege einer sogenannten Organleihe dann auch Bundesgerichtsbarkeit aus. Hatte die an sich zuständige Landesstaatsanwaltschaft bereits ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, so wird es ihr durch die Bundesanwaltschaft entzogen. Allerdings kann der GBA auch Fälle, die er zunächst im Wege der Evokation an sich gezogen hatte, wieder an die zuständige Landesstaatsanwaltschaft abgeben, etwa wenn eine besondere Bedeutung des Falles doch nicht beziehungsweise nicht mehr vorliegt.

			3.4	Durch die NSU-Untersuchungsausschüsse beeinflusste Neuerungen

			Durch das »Gesetz zur Umsetzung von Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages« vom 12. Juni 201522 hat der Gesetzgeber vor allem auf die Empfehlungen des ersten NSU-Untersuchungsausschusses für den Bereich der Justiz reagiert, die infolge von Versäumnissen aufgrund fehlender zentraler Führung der Ermittlungen durch Polizei und Justiz bis zum Bekanntwerden des NSU im November 2011 ausgesprochen worden waren. In seinem Abschlussbericht fordert der Untersuchungsausschuss, dass die Zuständigkeit des Generalbundesanwalts erweitert und durch gesetzliche Änderungen sichergestellt werden soll, dass er frühzeitig in laufende Ermittlungen eingebunden wird, wenn sich Anhaltspunkte dafür ergeben, dass eine Zuständigkeit des GBA in Betracht kommt.23 Im Ergebnis beschränken sich die bislang in Kraft getretenen gesetzlichen Neuerungen aber weitgehend auf gesetzliche Präzisierungen und Klarstellungen, die die Zuständigkeit der Bundesanwaltschaft inhaltlich allenfalls geringfügig erweitern. Offenbar sah man sich verfassungsrechtlich durch Art.96 Abs.5GG an einer weitergehenden Zentralisierung der Strafverfolgung gehindert, der einer Inanspruchnahme der Oberlandesgerichte als Bundesgerichte mit der Folge der Zuständigkeit des Generalbundesanwalts enge Grenzen setzt.24

			Gesetzlich klargestellt wurde zunächst, dass es für die Bejahung der Zuständigkeit durch den GBA genügt, wenn zureichende tatsächliche Anhaltspunkte hierfür vorliegen (§142a Abs.1 Satz2 GVG). Er kann somit schon bei einem Anfangsverdacht für eine seiner Zuständigkeit unterfallenden Straftat Ermittlungen einleiten oder die von einer Landesstaatsanwaltschaft bereits eingeleitete Strafverfolgung übernehmen und dann die Ermittlungen selbst führen. Damit der GBA im Einzelfall auch davon erfährt, dass Anhaltspunkte für seine Zuständigkeit bestehen, werden die Landesstaatsanwaltschaften nun auch gesetzlich verpflichtet, dem GBA solche Vorgänge unverzüglich zu übermitteln, bei denen sich Anhaltspunkte dafür ergeben, dass das Verfahren zentral von Karlsruhe aus zu führen ist (§142a Abs.1 Satz3 GVG). Diese Informationspflicht der Landesstaatsanwaltschaften gegenüber der Bundesanwaltschaft ist allerdings keine echte Neuerung. Sie existierte schon zuvor, wenngleich lediglich auf der Ebene einer Verwaltungsvorschrift.25

			Tatsächlich erleichtert wurde die Übernahme von Ermittlungen durch den GBA bei Tötungs-, Freiheits-, Brandstiftungs-, Sprengstoffdelikten sowie Angriffen auf den Luft- und Seeverkehr. Nunmehr genügt neben der besonderen Bedeutung des Falles, dass eine solche Tat nur nach den Umständen objektiv »geeignet« sein muss, den Bestand oder die Sicherheit eines Staates zu beeinträchtigen, Verfassungsgrundsätze der Bundesrepublik Deutschland zu beseitigen, außer Geltung zu setzen oder zu untergraben, die Sicherheit der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Truppen des NATO-Pakts oder seiner nichtdeutschen Vertragsstaaten zu beeinträchtigen oder den Bestand oder die Sicherheit einer internationalen Organisation zu beeinträchtigen. Die in der früheren Gesetzesfassung enthaltene subjektive Einschränkung, wonach die Tat hierzu auch nach der Zielvorstellung des Täters »bestimmt« sein musste, wurde gestrichen. 

			Auch darüber hinaus sollte erkennbar einer zu großen Zurückhaltung des GBA bei der Übernahme von Ermittlungen in bundesweiten Tatserien nach dem Muster des NSU entgegengewirkt werden. So wurde in regelbeispielartiger Weise betont, dass eine besondere Bedeutung des Falles auch dann anzunehmen ist, wenn eine Ermittlungszuständigkeit des Generalbundesanwalts wegen des länderübergreifenden Charakters der Tat geboten erscheint. Und schließlich wurde auch eine Regelung zur Lösung von Kompetenzkonflikten zwischen Staatsanwaltschaften verschiedener Bundesländer geschaffen. Können diese sich nicht darüber einigen, wer von ihnen die Strafverfolgung zu übernehmen hat, entscheidet der GBA (§143 Abs.3 Satz1 GVG). In Umsetzung einer entsprechenden Empfehlung des ersten NSU-Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages26 ist diese Kompetenzbestimmungsbefugnis der Bundesanwaltschaft auch auf die Herstellung von Sammelverfahren erstreckt worden. Auf Antrag »übernahmewilliger« oder »abgabewilliger« Staatsanwaltschaften kann der GBA damit auch darüber entscheiden, ob und bei welcher Landesstaatsanwaltschaft zusammenhängende Strafsachen zu einer einheitlichen Verfahrensführung verbunden werden. Eine solche Bündelung von Verfahren dient nicht nur der Ressourcenschonung der Justiz, sondern kann auch zur Zentrierung von Ermittlungserkenntnissen sowie zur Vermeidung von Effektivitätsverlusten durch parallele Mehrfachermittlungen in verschiedenen Bundesländern führen.

			3.5	Zwischenergebnis

			Mit dem »Gesetz zur Umsetzung von Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages« sind die durch die Aufarbeitung des NSU-Komplexes zutage getretenen Defizite bei der strafrechtlichen Aufklärung von Tatserien, die über die Grenzen einzelner Bundesländer hinweg begangen werden, letztlich eher benannt als tatsächlich beseitigt worden. Die Neuregelungen beschränken sich in weiten Teilen auf die gesetzliche Klarstellung von ermittlungspraktischen Selbstverständlichkeiten. Eine nennenswerte Ausweitung der Zuständigkeit des GBA und damit eine stärkere Förderung bundesweiter und bundeseinheitlicher Ermittlungen in Strafverfahren, die an den Grundfesten unseres Gemeinwesens rühren, wird damit voraussichtlich nicht zu erreichen sein. Das Gesetz setzt die einschlägigen Ausschussempfehlungen nur auf Bundesebene um. Die Strafverfolgung von Tätern, die über Ländergrenzen hinweg operieren, steht somit immer noch vor einem handfesten Föderalismusproblem. Solange der enge verfassungsrechtliche Rahmen nicht erweitert wird, ist nach anderen Wegen zu suchen, um eine Wiederholung der im NSU-Komplex zutage getretenen Fehler zu vermeiden. Konkrete Vorschläge für eine Erweiterung der Zuständigkeit des GBA liegen bereits seit längerer Zeit auf dem Tisch.27 Und auch Regelungsvorbilder für Lösungen jenseits des geltenden Gerichtsverfassungsrechts existieren durchaus. Durch Vereinbarungen der Landesjustizminister beziehungsweise -senatoren wurden schon in der Vergangenheit länderübergreifende Institutionen geschaffen. Beispiele sind die in Ludwigsburg ansässige Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Erfassung und Aufklärung nationalsozialistischer Gewalttaten oder die Zentrale Beweismittel- und Dokumentationsstelle der Landesjustizverwaltungen bei der Generalstaatsanwaltschaft Brauschweig in Bezug auf Gewalttaten durch Staatsorgane der ehemaligen DDR. Auch für die Verfolgung extremistisch oder terroristisch motivierter Straftaten ist die Bündelung von Fachwissen in Bezug auf historische, politische, ideologische Hintergründe, Gruppenstrukturen, Radikalisierungsmechanismen oder Unterstützernetzwerke schon deshalb praktisch unverzichtbar, weil Staatsanwälte und Polizeibeamte, die ansonsten auch gewöhnliche Kriminalitätsfälle zu bearbeiten haben, eine solche Spezialisierung im Berufsalltag gar nicht leisten können. Insofern geht es zumindest tendenziell in die richtige Richtung, wenn die Generalstaatsanwaltschaften (z.B. Berlin, Celle, Koblenz oder München) derzeit dazu übergehen, Staatsschutzkompetenzzentren auf Länderebene zu etablieren. Diese allein werden aber die im NSU-Komplex offenbarten »Reibungsverluste« bei der Kooperation zwischen den Justizbehörden der einzelnen Bundesländer nicht ausreichend kompensieren können.

			4	Neustrukturierung des Nachrichtendienstrechts

			Insbesondere den deutschen Verfassungsschutzbehörden ist bei der Aufarbeitung des NSU-Komplexes kaum weniger als schlichtes Systemversagen vorgeworfen worden. Dieser Vorwurf besitzt im Wesentlichen zwei Stoßrichtungen: Zum einen wird kritisiert, dass die Entstehung eines rechten terroristischen Netzwerks von vornherein nicht verhindert worden ist. Hierfür wird als primäre Ursache ein Mangel an Kooperation und Informationsaustausch zwischen einzelnen Sicherheitsbehörden ausgemacht, die zumindest teilweise eher eigene Interessen verfolgt haben, als ihre Erkenntnisse mit Partnerbehörden auf Bundes- oder Landesebene zu teilen, so die Ansicht des ersten NSU-Untersuchungsausschusses. Zum anderen steht nach wie vor der Vorwurf im Raum, dass nach der Enttarnung des NSU im Jahr 2011 die Aufklärungsarbeit der Strafjustiz sowie der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse behindert worden sei. Nicht nur waren für die Aufklarungsarbeit der Strafjustiz und der Untersuchungsausschüsse von Bund und Ländern möglicherweise zentrale Akten beziehungsweise Aktenteile unauffindbar oder schon vernichtet. Vielmehr wurden von den Verfassungsschutzbehörden unter Verweis auf den Quellenschutz auch ausdrücklich Beweismittel vorenthalten. Besondere Empörung hat dabei das Verhalten des hessischen Landesamtes für Verfassungsschutz hervorgerufen. Konkret ging es um die Ermordung von Halit Yozgat, der am 6. April 2006 im Alter von 21 Jahren in seinem Internetcafé in Kassel erschossen worden war.28 Der am Tatort anwesende Verfassungsschutzbeamte, der dort angeblich zufällig auf einer Flirtseite im Internet gesurft hatte, offenbarte im Rahmen seiner Zeugenvernehmung vor dem OLG München geradezu erstaunliche Erinnerungslücken. Und die von ihm geführten Quellen aus der rechten Szene erhielten vom hessischen Innenministerium von vornherein keine Aussagegenehmigung und konnten daher weder von Polizei und Staatsanwaltschaft noch von den Verteidigern und den Nebenklagevertretern im NSU-Prozess unmittelbar befragt werden. Der dadurch für die deutschen Nachrichtendienste verursachte Imageschaden und damit einhergehende Vertrauensverlust waren so immens, dass man seitdem durch eine Reform des Nachrichtendienstrechts sowie eine signifikante Aufstockung personeller Ressourcen bestrebt ist, die Effizienz der Dienste zu steigern und damit Vertrauen in der Bevölkerung zurückzugewinnen. Ob es ein valides Konzept darstellt, gerade diejenigen Institutionen für die Zukunft zu stärken, deren Fehler und Versäumnisse in der Vergangenheit Geschehnisse wie die Tatserie des NSU erst zugelassen haben, mag man durchaus kritisch hinterfragen.29 Echte Alternativen hierzu sind aber bislang nicht aufgezeigt worden. Die in Teilen des politischen­ Spektrums­ seit Langem geforderte Abschaffung, Auflösung, zumindest aber völlige Neustrukturierung der deutschen Nachrichtendienste dürfte mit Blick auf die aktuelle weltpolitische Situation und die nationale Sicherheitslage in Zeiten massiver Bedrohungen durch Terrorismus und politischen Extremismus jedenfalls endgültig als Utopie entlarvt sein.

			4.1	Kooperation zwischen den Verfassungsschutzbehörden

			Besonders deutliche Defizite bei der Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden, die eine frühzeitige Aufdeckung und eine effektive strafrechtliche Verfolgung der mutmaßlichen Taten des NSU verhindert haben, zeigten sich innerhalb des Verbundes der Verfassungsschutzbehörden von Bund und Ländern. Der erste NSU-Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestages hat darauf hingewiesen, dass mehrere Verfassungsschutzbehörden Informationen gewonnen hatten, die für die Suche nach dem Trio Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe bedeutsam gewesen wären. Diese seien aber teilweise nicht oder nur unzureichend ausgewertet, nirgends zusammengeführt und nicht verlässlich für die Ermittlungen nutzbar gemacht worden.30 Im Klartext bedeutet dies nichts anderes, als dass zusätzliche Taten des NSU-Komplexes und damit der Verlust weiterer Menschenleben hätten vermieden werden können, wenn die Verfassungsschützer effektiver gearbeitet und miteinander kooperiert hätten. Künftig müsse, so die Ansicht des Untersuchungsausschusses, daher sichergestellt werden, dass im Verfassungsschutzverbund vorliegende Informationen von länderübergreifender Bedeutung zentral zusammengeführt und auch tatsächlich gründlich ausgewertet werden sowie die Ergebnisse dieser Auswertung allen zuständigen Verfassungsschutzbehörden zur Verfügung stehen. 

			Darüber hinaus hielt der Untersuchungsausschuss aber auch die im Bundesamt für Verfassungsschutz geltenden Vorschriften für die Datenspeicherung und -löschung, Aktenhaltung und -vernichtung für nicht mehr zeitgemäß. Als Sofortmaßnahmen wurde deshalb empfohlen, in den Nachrichtendienstgesetzen Rechtsklarheit hinsichtlich der datenschutzrechtlichen Prüfung und Vernichtung von elektronischen und Papierakten herbeizuführen, um so die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben des grundrechtlich gebotenen Datenschutzes und der rechtsstaatlichen Grundsätze der Aktenklarheit und Aktenwahrheit zu gewährleisten. Außerdem müssten Vorschriften und Dienstanweisungen zu Datenspeicherung und Aktenhaltung, Datenlöschung und Aktenvernichtung geschaffen werden, die für die Bearbeiterinnen und Bearbeiter verständlich und möglichst unkompliziert handhabbar sind.31

			Der praktischen Umsetzung dieser Empfehlungen hat sich bislang vor allem das am 21. November 2015 in Kraft getretene »Gesetz zur Verbesserung der Zusammenarbeit im Bereich des Verfassungsschutzes«32 gewidmet. Zentrale Ziele des Gesetzes sind neben der Schaffung von Rechtsklarheit für den Einsatz von Verdeckten Ermittlern und V-Leuten (siehe dazu unter 4.2) insbesondere die Stärkung des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) als Zentralstelle, eine Verbesserung des Informationsflusses im Verbund der Verfassungsschutzbehörden sowie eine Verbesserung der Analysefähigkeit der Nachrichtendienste. Auch hier zeigt sich jedoch, dass sich so manche Neuerung eher als gesetzgeberisches Lippenbekenntnis und Symbolik erweisen dürfte. So dürfte etwa die von der Expertenkommission Rechtsterrorismus empfohlene Möglichkeit, dass mehrere Bundesländer zukünftig auch eine gemeinsame Verfassungsschutzbehörde unterhalten dürfen (§2 Abs.2 BVerfSchG), die möglicherweise effektiver und ressourcenschonender arbeitet, ein Papiertiger bleiben. Solange die Bundesländer eifersüchtig über ihre Zuständigkeiten und Ressourcen wachen und allen Zentralisierungstendenzen mit Blick auf Partikularinteressen von vornherein eine Absage erteilen, wird auch eine effektive nachrichtendienstliche Aufklärung immer wieder am Föderalismusproblem scheitern. 

			Ähnlich skeptisch wird man auch die Ausweitung der Beobachtungszuständigkeit des Bundesamtes für Verfassungsschutz bei gewaltorientierten Bestrebungen beurteilen müssen. Zwar klingt es formal durchaus im Sinne der NSU-Untersuchungsausschüsse, wenn nach neuer Rechtslage für ein Tätigwerden auf Bundesebene auf die Forderung verzichtet wird, dass sich solche Bestrebungen über ein Land hinaus erstrecken oder sich zumindest auch gegen den Bund richten müssen (§5 Abs.1 BVerfSchG). Praktisch dürft sich der Wegfall dieser Einschränkungen aber schon deshalb kaum auswirken, weil gewaltorientierte Bestrebungen, die sich ausschließlich gegen ein einziges Bundesland richten, in der Realität den absoluten Ausnahmefall darstellen.33

			Wesentlich bedeutsamer ist demgegenüber, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) nun neben der parallel dazu bestehenden Auswerteverpflichtung der Landesverfassungsschutzbehörden auch berechtigt und verpflichtet ist, selbst zentral alle Erkenntnisse über nachrichtendienstlich relevante Bestrebungen und Tätigkeiten auszuwerten. Damit stehen nun auch Daten zu lokal begrenzten und untergeordneten Bestrebungen, zum Beispiel über die örtliche rechtsextremistische Szene, im Fokus von Analysen des Bundesamtes.34 Verbunden wurde diese Ausweitung der Analysetätigkeiten als Zentralstelle mit einer Neufassung der Rechtsgrundlagen für das beim BfV geführte Nachrichtendienstliche Informationssystem (NADIS).35 In dieser Verbunddatenbank werden sowohl Daten gespeichert,­ die die Verfassungsschutzbehörden der Länder zuliefern, als auch solche, die das BfV selbst erhoben hat. Um sicherzustellen, dass dem Bundesamt die von ihm für seine Analysetätigkeit nach Art, Umfang und Qualität für erforderlich gehaltenen Informationen aus den Landesbehörden auch tatsächlich übermittelt werden, kann das BfV nunmehr eigene Relevanzkriterien definieren. An diese haben sich die Landesverfassungsschutzbehörden zu halten.

			Während eine strukturierte Erfassung von Informationen zu Personen, Organisationen und Sachverhalten bislang beschränkt war auf bestimmte Phänomenbereiche, zum Beispiel Links- oder Rechtsextremismus, sind nunmehr auch phänomenübergreifende Beziehungsauswertungen möglich, etwa im Bereich des Antisemitismus oder der Wechselwirkungen zwischen rechts- und linksextremistischen Aktionen.36 Bei dieser Modernisierung der IT-Struktur sind aber immer beide Kehrseiten der Medaille im Auge zu behalten. Einerseits werden damit die Recherchemöglichkeiten für die Verfassungsschutzbehörden deutlich verbessert. Möglich sind somit Suchanfragen, durch die alle zu einer bestimmten Person oder Organisation vorhandenen Informationen kontextübergreifend zusammengestellt und abgerufen werden können. Andererseits ist damit unverkennbar eine Absenkung grund- und menschenrechtlicher Schutzstandards verbunden. Dies gilt vor allem deshalb, weil die Novellierung des Bundesverfassungsschutzgesetzes infolge des im November 2015 in Kraft getretenen »Gesetzes zur Verbesserung der Zusammenarbeit im Bereich des Verfassungsschutzes«– anders als etwa das Bundeskriminalamtgesetz (§§7–9 BKAG i. V. m. §§1 ff. BKADV)– weitgehend auf tatbestandliche Begrenzungen hinsichtlich der zulässigen Dateiinhalte verzichtet. Gespeichert werden können beispielsweise auch personenbezogene Daten von sogenannten Randpersonen, also etwa von Mitläufern, Anscheinsaktivisten, Kontakt- oder Begleitpersonen.37 Insofern wird es verfassungsrecht­licher Klärung bedürfen, ob man auch Daten über den ahnungslosen Inhaber eines Textilwarengeschäfts, bei dem Rechtsextremisten Stoffe für die von ihnen herzustellenden Fahnen und Abzeichen kaufen, ohne Weiteres in NADIS vorrätig halten kann.

			Vergleichbar zwiespältig fällt schließlich auch eine Bewertung der 2015 neu geschaffenen Rahmenbedingungen für die Aktenführung, die Datenspeicherung sowie die zugehörigen Vernichtungs- und Löschungsregelungen beim Bundesamt für Verfassungsschutz aus (§§12, 13 BVerfSchG). Zwar ist es begrüßenswert, dass nunmehr präzisere und modernere gesetzliche Vorgaben bestehen, die auch eine elektronische Aktenführung erlauben, und sich die Überprüfung der weiteren Erforderlichkeit, der Sperrung und Löschung grundsätzlich auf die Akte als Ganzes erstrecken muss. Solange aber Auskünfte an die von den Akten und Dateien inhaltlich betroffenen Personen nach wie vor vergleichsweise leicht durch einen pauschalen Verweis auf eine Gefährdung der Aufgabenerfüllung des Verfassungsschutzes oder den Quellenschutz abgelehnt werden können (§15 Abs.2 Satz1 Nr.1 und 2 BVerfSchG), wird es den Nachrichtendiensten schwerfallen, das nicht nur im NSU-Komplex verloren gegangene Vertrauen in die Wahrung der Grundsätze der Aktenwahrheit und Aktenvollständigkeit wiederherzustellen.

			4.2	Verdeckte Mitarbeiter und Vertrauensleute

			Viele Informationen, vor allem über Gruppierungen oder Vereinigungen, die nur einen kleinen Mitgliederkreis haben und denen auch nicht jeder ohne Weiteres beitreten kann, sind kaum anders als durch Vertrauensleute zu erhalten. Vertrauensleute sind Privatleute, die oftmals aus dem zu beobachtenden Milieu stammen und gegen Bezahlung oder andere Vorteile Informationen an Sicherheitsbehörden weiterleiten. Verdeckte Mitarbeiter hingegen sind eigene Mitarbeiter des Bundesamtes für Verfassungsschutz, die unter einer ihnen verliehenen Legende dauerhaft in den entsprechenden Milieus eingesetzt werden. Vor der Novellierung des Bundesverfassungsschutzgesetzes im November 2015 war der Umgang mit Vertrauensleuten (V-Leuten) nur rudimentär geregelt. Viele rechtspraktische Fragen, zum Beispiel die nach der Zulässigkeit der Begehung von szenetypischen Straftaten, der Auswahl und der Eignung von V-Leuten sowie die Dauer der Führung einer Quelle durch einen Mitarbeiter der Sicherheitsbehörde, blieben offen.38 Diese Regelungslücken sollten durch neu eingeführte Rechtsvorschriften (§§9a, 9b BVerfSchG) geschlossen werden.39

			4.2.1	Einsatzvoraussetzungen

			Die Einsatzvoraussetzungen und -schranken für Verdeckte Mitarbeiter und V-Leute sind durch entsprechende gesetzliche Verweisungen letztlich dieselben, sodass Ausführungen zu den Verdeckten Mitarbeitern für V-Leute stets entsprechend gelten. §9a Abs.1 BVerfSchG regelt im Kontext des Verfassungsschutzrechts die grundsätzliche Einsatzbefugnis. 

			Ein dauerhafter Einsatz ist aber immer nur zulässig zur Aufklärung von Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziel haben, sowie von Bestrebungen, die gegen den Gedanken der Völkerverständigung gerichtet sind. Zudem muss es sich um Bestrebungen von erheblicher Bedeutung handeln, insbesondere wenn sie darauf gerichtet sind, Gewalt anzuwenden oder Gewaltanwendung vorzubereiten. Darunter fallen typischerweise terroristische Vereinigungen wie der Islamische Staat (IS) oder Al-Qaida. 

			Generell dürfen Verdeckte Mitarbeiter aber weder zur Gründung von Bestrebungen nach §3 Abs.1 Nr.1, 3 oder 4 BVerfSchG (dazu gehören z.B. Bestrebungen, die gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung gerichtet sind) oder zur steuernden Einflussnahme auf derartige Bestrebungen eingesetzt werden (§9a Abs.2 Satz1 BVerfSchG).40 Der Verfassungsschutz darf sich somit nicht selbst seine eigene »Kundschaft« schaffen. Damit sollen zukünftig Fälle wie der des Tino Brandt ausgeschlossen werden. Der stellvertretende Landesvorsitzende der NPD und Organisator des Kameradennetzwerks »Thüringer Heimatschutz« steuerte als langjähriger V-Mann des Thüringer Verfassungsschutzes einen nicht unwesentlichen Teil der rechtsextremen Szene. 

			4.2.2	Begehung szenetypischer Begleittaten

			Wichtig und nicht unumstritten ist die Regelung der Frage, ob und inwiefern Verdeckte Mitarbeiter oder V-Leute des Verfassungsschutzes sogenannte szenetypische Begleittaten begehen dürfen. Insoweit gilt, dass diese grundsätzlich gerechtfertigt sind, wenn sie sich (nicht federführend) an kriminellen oder terroristischen Vereinigungen beteiligen. Im Übrigen ist ihr Einsatz auch dann von den neuen gesetzlichen Regelungen gedeckt, wenn sie dabei nicht in Individualrechtsgüter eingreifen, die Begehung von Begleittaten von den anderen Beteiligten derart erwartet wird, dass sie zur Gewinnung und zur Sicherung der Informationszugänge unumgänglich ist, und dies nicht außer Verhältnis zur Bedeutung des aufzuklärenden Sachverhaltes steht (§9a Abs.2 Satz3 BVerfSchG). Eine Vertrauensperson des BfV darf damit von vornherein keine Tötungs-, Körperverletzungs-, Freiheits- oder Beleidigungsdelikte begehen. Gerechtfertigt werden können aber zum Beispiel die Verwendung von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen (§86a StGB) oder ein Verstoß gegen das verfassungsrechtliche Vermummungsverbot (§27 Abs.2 Nr.2 VersG). Dass kein abschließender Katalog rechtfertigungsfähiger Straftaten in das ­BVerfSchG eingefügt wurde, begründet der Gesetzgeber damit, dass eine flexible Handhabung unterschiedlicher Einsatzsituationen möglich sein muss. Außerdem wollte man der »Gegenseite« keine Maßstäbe an die Hand geben, mit denen sie etwaige Verdeckte Mitarbeiter oder V-Leute enttarnen könnte.41 Ansonsten könnten etwa Gruppierungen im Milieu des politischen Extremismus als »Vertrauensbeweis« schlicht die Begehung der für Verdeckte Mitarbeiter und Vertrauensleute gesetzlich ausgeschlossenen Straftaten verlangen. Weigern sich diese, so wären sie automatisch als vom Staat entsandte Spitzel entlarvt.

			Problematisch ist in diesem Zusammenhang, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz im Einzelfall selbst prüfen soll, ob ein Anfangsverdacht dafür besteht, dass Verdeckte Mitarbeiter oder Vertrauensleute während ihres Einsatzes rechtswidrig Straftaten von erheblicher Bedeutung begangen haben. Zwar soll in derartigen Fällen der Einsatz unverzüglich beendet und die Strafverfolgungsbehörde unterrichtet werden (§9a Abs.2 Satz4 BVerfSchG). Die generelle Sachleitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren wird durch solche Regelungen jedoch schlicht umgangen. Dies auch deshalb, weil der Präsident des BfV und sein Stellvertreter eigenverantwortlich über Ausnahmen von der Regel des Einsatzabbruchs und der Information der Staatsanwaltschaft entscheiden können (§9 Abs.2 Satz5 BVerfSchG), sodass die Strafverfolgungsbehörden dann von vornherein nicht von einem strafrechtlich relevanten Sachverhalt erfahren.

			4.2.3 Auswahl von Vertrauensleuten

			Erhebliche praktische Probleme stellen sich schließlich regelmäßig bei der Auswahl von Vertrauensleuten. Schließlich entstammen diese typischerweise genau dem Milieu, das durch den Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel beobachtet werden soll. Um mit Blick auf die dabei eingesetzten Personen für mehr Transparenz und Zuverlässigkeit zu sorgen, wurden durch die Gesetzesänderung im November 2015 erstmals persönliche Ausschlussgründe gesetzlich normiert, bei deren Vorliegen eine Verpflichtung als Vertrauensperson von vornherein ausscheidet (§9b Abs.2 Satz2 BVerfSchG). Vertrauensleute können danach weder Minderjährige noch Teilnehmer eines Aussteigerprogramms oder Personen sein, die rechtskräftig (unabhängig vom konkreten Strafmaß) wegen eines Verbrechens oder die zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden sind, deren Vollstreckung nicht zur Bewährung ausgesetzt worden ist. Vor allem aber dürfen Personen dann nicht als Vertrauensleute eingesetzt werden, wenn die Geld- oder Sachzuwendungen, die sie vonseiten der Verfassungsschützer als »Belohnung« erhalten, deren alleinige Lebensgrundlage bilden würden. Damit scheiden etwa Hartz IV-Empfänger zukünftig weitgehend als V-Leute aus. Auf diese Weise soll ausgeschlossen werden, dass sich die finanzielle Abhängigkeit nachteilig auf die Informationsehrlichkeit auswirken könnte,42 indem (Falsch-)Informationen über die jeweilige Szene fabriziert werden, um die »finanzielle Quelle Verfassungsschutz« weiter am Sprudeln zu halten.
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			Polizei und Kommunikationsfreiheit in der Informationsgesellschaft

			Aufgaben der Polizei und Akzeptanz der Polizeitätigkeit

			Der Staat hat die innere Sicherheit zu gewährleisten.1 In der Bundesrepublik Deutschland ist dies die Kernaufgabe der Polizei. Die Polizei ist zuständig für den Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor Beeinträchtigungen ihrer Rechtsgüter und die Verfolgung von Straftaten. Diese bürgerorientierte Aufgabenstellung hat sich in Reaktion auf die unbegrenzte Ausübung staatlicher Macht im Unrechtsstaat des Nationalsozialismus konkretisiert. Im freiheitlichen Verfassungsstaat des Grundgesetzes schützt die Polizei die Grundrechte und ist zugleich an grundrechtlich gesetzte Grenzen gebunden.2 

			Dem Grunde nach hat sich diese Aufgabenstellung auch in der Informationsgesellschaft des 21. Jahrhunderts nicht geändert.3 Das Aufgabenspektrum der Polizei erfährt allerdings immer wieder Modifikationen durch neue oder geänderte Herausforderungen. Die Bekämpfung der organisierten Kriminalität oder des Terrorismus hat sich heute mit neuen Erscheinungsformen auseinanderzusetzen, denen die Polizei entgegentreten muss.4 Polizeiliches Handeln ist dadurch in das Vorfeld konkreter Gefahren für Rechtsgüter gerückt5, es geht um Gefahraufklärung oder Gefahr­erkennung.6 Dies wirft rechtliche Probleme auf, weil die Polizei auf der Grundlage von wenig gesicherten Annahmen oder schwachen Verdachtsmomenten doch bereits Maßnahmen, zum Beispiel gegenüber sogenannten Gefährdern, ergreifen können soll, die aber die Rechte des Einzelnen berühren. Wenn sich Tatbestände und Erscheinungsformen von Kriminalität ändern, muss auch die Polizeiarbeit weiterentwickelt werden. Dies ist ein ständiger Prozess, der aber rechtliche Voraussetzungen hat. Denn eine rechtsstaatlich arbeitende Polizei ruht fest auf den vom demokratisch legitimierten Gesetzgeber beschlossenen Rechtsgrundlagen, die ihr Spielräume zugestehen und zugleich Grenzen ziehen.7 

			Grenzen der Polizeitätigkeit gibt es insbesondere dort, wo der Schutz von Rechtsgütern des Einzelnen Grenzen erfordert. Im Mittelpunkt steht dabei der Schutz der Grundrechte. Die Polizei muss handlungsfähig sein, sie muss zugleich aber die Rechte der Einzelnen achten. Denn erfolgreiche Polizeitätigkeit erfordert auch das Vorliegen von Akzeptanz in der Bevölkerung. Umfragen belegen, dass diese Akzeptanz in Deutschland im großen Umfang vorhanden ist.8 Allerdings nimmt andererseits die Gewalt gegen Polizistinnen und Polizisten zu, der Respekt vor dem Auftreten der Polizei scheint gesunken zu sein. Insgesamt genießt die Polizei aber nach wie vor hohes Ansehen in der Bevölkerung. Dies verdankt sich gerade auch der strengen Rechtsbindung und der Notwendigkeit, gegenüber Bürgerinnen und Bürgern angemessen und nachvollziehbar vorzugehen.

			Physisch geprägte und informationelle Befugnisse

			Wenn die Polizei einen Autofahrer oder Spaziergänger anhält, nach seinen Papieren fragt und auf die Einhaltung von Rechtsnormen hinweist, dann tritt sie unmittelbar in Kontakt mit dem Bürger. Dies gilt für viele hergebrachte polizeiliche Maßnahmen. Die Durchsuchung einer Person oder Sache, die Ingewahrsamnahme eines gewalttätigen Fußballfans, der Schutz eines gefährdeten Objekts oder die Feststellung der Identität einer Person erfolgen durch direkte Ansprache und im Kontakt zwischen Polizei und Bürger. Derartige Maßnahmen können als physisch geprägte Befugnisse oder als aktionelle Befugnisse bezeichnet werden. 

			In den aktuellen Diskussionen um die Aufgaben und Befugnisse der Polizei drängen jedoch zunehmend Fragen in den Vordergrund, die informationelle Befugnisse betreffen. Hier wird vielfach eine eigene Gruppe von Maßnahmen gesehen, die gemeinsame Strukturen aufweisen.9 Die Ausübung informationeller Befugnisse, insbesondere die Durchführung von Informationseingriffen, sind solche Maßnahmen der Polizei, die einen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung und weitere (Kommunikations-)Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger beinhalten, die teils unterschiedliche Schutzniveaus und Verfahrensvorkehrungen vorsehen. So berührt beispielsweise die Videoüberwachung von öffentlichen Plätzen das Persönlichkeitsrecht derjenigen, die sich auf diesen Plätzen aufhalten. Die Telefonüberwachung greift in das Telekommunikationsgeheimnis (Art.10GG) ein. Vorratsdatenspeicherung, Online-Durchsuchung oder akustische Wohnraumüberwachung (der sogenannte Lauschangriff) betreffen die Kommunikation des Einzelnen und das Recht auf geschützte Kommunikationsräume in der analogen und digitalen Welt.

			Informationelle Befugnisse sind in der digital geprägten Informationsgesellschaft des 21. Jahrhunderts von zentraler Bedeutung für eine effektive Aufgabenerfüllung der Polizei.10 Gerade diese informationellen Befugnisse bedürfen aber der präzisen Eingrenzung und klaren Begrenzung, um die Rechtsstellung des Einzelnen und insbesondere die Freiheit des Kommunikationsverhaltens der Bürgerinnen und Bürger zu sichern.11 

			Informationen als Grundlage der Polizeiarbeit

			Informationen sind Aussagen über Sachverhalte, die soziale Kontexte herstellen und damit Voraussetzung für Kommunikation sind.12 Der Begriff der Information greift weiter als der Begriff der personenbezogenen Daten. Datenschutz im engeren Sinne betrifft den Schutz personenbezogener oder personenbeziehbarer Daten, also von Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen. Die maßgebliche Definition nimmt Art.4 Ziff. 1 der Datenschutz-Grundverordnung 2016/679 vor, die seit dem 25. Mai 2018 die Grundlage für den Datenschutz in der Europäischen Union bildet.13 Informationen über Sachen oder allgemeine Informationen, die keine Rückschlüsse auf eine bestimmte Person zulassen, sind keine personenbezogenen Daten und damit von den einschlägigen Regelungen des Datenschutzes vordergründig nicht erfasst. Allerdings betreffen die Regeln des Datenschutzes die Kommunikation. Daher haben sie durchaus Auswirkungen auch auf die Erhebung und Übermittlung von Informationen, die keine personenbezogenen Daten im engeren Sinne sind. 

			Für den einzelnen Bürger steigt die Bedeutung von Informationen und ihres Austausches zusehends. Im Mittelpunkt des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens stehen nicht allein Waren, sondern eben auch Informationen. Dieser Umstand kann etwas plakativ mit dem Begriff der Informationsgesellschaft bezeichnet werden, der allerdings selbst umstritten ist.14 Auch die Bezeichnungen »Wissensgesellschaft« oder »digitale Welt« finden sich in der öffentlichen Diskussion wieder. Im vorliegenden Zusammenhang soll der Begriff der digitalen »Informationsgesellschaft« verwendet werden, weil gerade die Polizei mit Informationen umgeht und dies die Wirklichkeit der Polizeiarbeit immer stärker prägt. 

			Polizeiarbeit im Wandel

			Der Umgang mit Informationen ist für die Polizei nichts Neues.15 Auch die einfache Befragung einer Person oder das Anfertigen einer handschrift­lichen Notiz sind Erhebungen beziehungsweise Verarbeitungen von Informationen. Die Dynamik der technischen Entwicklungen hat jedoch auch die Polizeiarbeit verändert. Die Nutzung von mobilen Geräten wie Smartphones und anderen modernen Kommunikationsmitteln spiegelt sich in der Polizeiarbeit ebenso wider wie die Kommunikation über das Internet. Das betrifft insbesondere die Nutzung von Messengerdiensten sowie die Rolle von anderen digitalen Mittlern. Diese sogenannten Intermediären, die ein technisch erforderliches Medium zwischen Sender und Empfänger von Informationen bilden, ermöglichen zum Beispiel den Austausch von E-Mails oder Nachrichten, verfolgen aber zugleich eigene wirtschaftliche und soziale Interessen. Intermediäre wie Suchmaschinen oder soziale Netzwerke sind in zunehmendem Maße Instrumente der polizeilichen Ermittlungsarbeit. Zugleich nutzt die Polizei moderne Kommunikationsmittel für die interne Kooperation oder die Zusammenarbeit mit anderen Behörden. 

			All diese Aspekte finden sich in der neueren Diskussion um Polizeitätigkeit wieder.16 Denn die Verwendung von (digitalen) Kommunikationsmitteln und Kommunikationswegen spielt eine wesentliche Rolle bei der Begehung von Straftaten, gerade auch in den Bereichen organisierte Kriminalität und Terrorismus, die von erheblichem öffentlichen Interesse sind. Daher liegt es nahe, die Polizei mit entsprechenden gesetz­lichen Befugnissen auszustatten, um hier handlungsfähig zu sein. Allerdings sind diese Befugnisse grundsätzlich allgemein formuliert und können tendenziell auch eine große Anzahl völlig Unbeteiligter betreffen. Die Frage der Vorratsdatenspeicherung ist hierfür ein treffendes Beispiel. Wenn der Gesetzgeber die Diensteanbieter zur Speicherung aller Telekommunikationsdaten verpflichtet, die im Zusammenhang mit Telefon-, Internetkommunikation und ähnlichen Vorgängen anfallen, dann betrifft dies nahezu die gesamte Bevölkerung. Derartige Maßnahmen müssen daher besonders eingehend auf ihre Notwendigkeit, ihre Gestaltung und ihre Einhegung geprüft werden.17 

			Im Kontext der Vorratsdatenspeicherung hat die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) und des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) dem Grunde nach dazu geführt, dass eine Vorratsdatenspeicherung zumindest äußerst erschwert, wenn nicht unmöglich gemacht wird.18 Auch die neu gefassten gesetzlichen Regelungen in Deutschland zur Einführung einer Vorratsdatenspeicherung (am 10. Dezember 2015 wurde das Gesetz zur Einführung einer Speicherpflicht und einer Höchstspeicherfrist für ­Verkehrsdaten beschlossen), die am 1. Juli 2017 in Kraft treten sollten,19 begegnen Zweifeln hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit dem Recht der EU. Das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (OVG NRW) in Münster hat diese Bedenken geteilt und einen einzelnen Provider von der Speicherpflicht befreit, woraufhin die Bundesnetzagentur die Umsetzung der Speicherverpflichtung zunächst generell ausgesetzt hat.20 Die Regelungen werden daher nach wie vor in der Praxis nicht angewendet (Stand: Januar 2019).

			Entwicklungslinien des polizeilichen Datenschutzes

			Datenschutz ist Grundrechtsschutz. Der vielschichtige Begriff »Datenschutz« ist gebräuchlich und akzeptiert. Er beruht auf der Entwicklung des Rechts auf »informationelle Selbstbestimmung« durch das Bundesverfassungsgericht im Volkszählungsurteil aus dem Jahr 1983.21 Dieser Begriff für das Grundrecht des Einzelnen, grundsätzlich selbst über Erhebung, Speicherung, Verwendung und Weitergabe seiner persönlichen Daten zu bestimmen, verdeutlicht, dass Datenschutz immer auch enge Verbindungen zu technischen Gegebenheiten und gesellschaftlichen Entwicklungen aufweist, die im Grundrechtsschutz mit abgebildet werden müssen. Das Bundesverfassungsgericht hatte angesichts der Entwicklungen der elek­tronischen Datenverarbeitung den Ansatz, die Selbstbestimmung des Einzelnen in einer zunehmend digital geprägten Welt sicherzustellen. Dieser Ansatz liegt dem Datenschutz zugrunde, muss aber angesichts der Dynamik des Gegenstandes weiterentwickelt werden. 

			Die Bedeutung des Datenschutzes nimmt mit der Kommunikation durch moderne digitale Mittel stetig zu, weil sich die Freiheit des Einzelnen in der Kommunikation verwirklicht und sie des spezifischen Schutzes bedarf.22 Im Kern geht es um Freiheitssicherung. Der Datenschutz wird zwar von dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung geprägt, steht aber im Kontext weiterer Kommunikationsgrundrechte wie der Freiheit der Meinungsäußerung (Art.5 Abs.1GG), dem Telekommunikationsgrundrecht (Art.10GG), dem Schutz der Wohnung (Art.13GG) oder dem Schutz der Privatheit auf der Grundlage des Art.2 Abs.1GG. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil zur Online-Durchsuchung das Grundrecht auf Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme als Teil des Persönlichkeitsrechts entwickelt, weil sich die Entfaltung von Persönlichkeit auch im digitalen Raum abspielt.23 Die Infiltration der Festplatte des heimischen Computers etwa durch ein Spähprogramm der Sicherheitsbehörden betrifft den Einzelnen in seiner geschützten Privatheit. Gleiches gilt beispielsweise auch für das Smartphone oder andere Geräte, da digitale informationstechnische Systeme allgegenwärtig und zugleich miteinander vernetzt sind. In Kraftfahrzeugen verbaute Datenverarbeitungssysteme, insbesondere der Bordcomputer oder das Navigationssystem, erheben Daten über das Fahrzeug und den Fahrer, die von Interesse für Automobilhersteller oder Versicherungen, aber auch für die Polizei zu Ermittlungszwecken sein können. Die inzwischen umfangreiche einschlägige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu Datenverarbeitungen verdeutlicht, dass das Recht den gesellschaftlichen und technischen Entwicklungen Rechnung tragen muss, die neue Bedrohungslagen für Grundrechte des Einzelnen mit sich bringen.

			Von elementarer Wichtigkeit in der digital geprägten Informationsgesellschaft sind die Grundrechtspositionen des Schutzes der Privatheit und der Kommunikation für die Sicherung der informatorischen Rechtsstellung des Bürgers, also des Bündels an individuellen Rechten auf einerseits den Zugang zu Informationen, beispielsweise durch Informationsrechte gegenüber dem Staat, und andererseits auf die Abwehr von Informationsbegehren und Datenerhebungen, etwa die Abwehr staatlicher Überwachungsmaßnahmen. Der Einzelne bewegt sich kommunikativ nicht nur im physischen Umfeld, sondern gerade auch im Umfeld der Telefonie und des Internets mit seinen sozialen Netzwerken. Diese dynamischen Entwicklungen im Zusammenhang mit der Nutzung von Kommunikationsmitteln und der Art und Weise, wie kommuniziert wird, führen zur stetigen Notwendigkeit, die grundrechtlichen Schutzbereiche anzupassen und gegebenenfalls auszuweiten. 

			Die Grundregeln des Datenschutzes sind insbesondere: das Erfordernis einer hinreichend bestimmten gesetzlichen Grundlage für Eingriffe, die Bindung der eingreifenden Maßnahme an einen bestimmten Zweck, die Verhältnismäßigkeit und die Möglichkeit einer unabhängigen Kontrolle der Rechtmäßigkeit der Maßnahme.24 All diese Voraussetzungen gelten auch für polizeiliche Tätigkeiten. Daher finden sich in den modernen Sicherheitsgesetzen wie dem BKA-Gesetz zahlreiche Regelungen, die eine moderne und somit effektive Polizeitätigkeit ermöglichen sollen, zugleich aber den Anforderungen des Datenschutzes Rechnung tragen müssen.

			Polizei und Datenverarbeitung

			Polizeiliche Informationstätigkeit ist anspruchsvoll. Das Management der Informationen muss auf Vollständigkeit, zielgenaue Verfügbarkeit und Aktualität ausgerichtet sein. Die Informationen müssen von hoher Qualität sein, um die polizeiliche Aufgabenerfüllung zu unterstützen. Sinn ist nicht, Datenberge anzuhäufen, sondern erforderliche Daten handhabbar zu verarbeiten. Gelegentlich wird der Eindruck erweckt, es gehe darum, möglichst viele Informationen zu sammeln und verfügbar zu haben. Sicherlich gibt es technische Möglichkeiten, um in Zeiten von »Big Data« oder »Künstlicher Intelligenz« auch große Datenmengen zu verwalten, jedoch ist Polizeiarbeit zielorientiert auf die Erfüllung ihrer Aufgaben ausgerichtet. 

			Daher erscheint es voreilig, immer neue polizeiliche Befugnisse zu immer neuen Möglichkeiten der Sammlung von Informationen zu fordern, wenn vorhandene Befugnisse nicht ausgeschöpft werden oder sich als ineffektiv erweisen. Bestehende Befugnisnormen werden allerdings auch in dem Fall, dass sie nicht genutzt werden, selten abgeschafft. Neue Befugnisse stehen oftmals im Kontext mit aktuellen Geschehnissen, etwa als Reaktionen auf schreckliche Terroranschläge oder Einzelfälle mit großer Öffentlichkeitswirkung. Aus der Sicht des Grundrechtschutzes ist deutlich zu machen, dass die Schaffung einer neuen Befugnis eine gründliche Prüfung ihrer Erforderlichkeit voraussetzt und ihre Gestaltung an allgemeinen Verfahrensmaßstäben gemessen werden muss. Eine neue Befugnis muss notwendig und geeignet sein, um die zu bekämpfende Gefahr besser zu verhüten oder die Straftat besser zu verfolgen.

			In seinem Grundsatzurteil vom 20. April 2016 zur Verfassungsmäßigkeit von Bestimmungen des Bundeskriminalamtgesetzes (BKAG) hat das Bundesverfassungsgericht seine Rechtsprechung zu einschneidenden informationellen Befugnissen des Sicherheitsrechts zusammengefasst und weiterentwickelt.25 In der Folge wurde das BKAG vollständig neu gefasst.26 Die mit den Verfassungsbeschwerden angegriffenen Befugnisse des BKA-Gesetzes, die in zahlreichen einzelnen Punkten teilweise für verfassungswidrig erklärt wurden, betrafen unter anderem die (­heimliche) Überwachung der Telekommunikation und die Erhebung von Daten des Telekommunikationsverkehrs, also zum Beispiel von Telefonnummern. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung klargestellt, dass derartige Überwachungs- und Ermittlungsbefugnisse zu unterschiedlich schwerwiegenden Grundrechtseingriffen ermächtigen und daher streng am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und am Grundsatz der Bestimmtheit von eingreifenden Vorschriften zu messen sind.27 Für heimliche informationelle Eingriffsbefugnisse der Sicherheitsbehörden ist damit eine Konsolidierung der verfassungsrechtlichen Maßstäbe erfolgt.28

			Informationsaustausch der Sicherheitsbehörden im Rahmen der EU

			Die internationalen Erscheinungsformen von Kriminalität erfordern eine Europäisierung und Internationalisierung der Polizeiarbeit, die gerade auch im Kontext der Europäischen Union seit Längerem betrieben wird.29 Informationen kennen keine Ländergrenzen. Das nutzt Kriminalität aus, gerade wenn das Internet oder die (Tele-)Kommunikationsmedien zur Vorbereitung und Durchführung von Straftaten dienen. Dem hat Polizeiarbeit grenzübergreifend Rechnung zu tragen, weshalb die Übermittlung von Informationen zwischen Polizeibehörden verschiedener Staaten erforderlich ist. Da es sich um personenbezogene Daten handelt, kommen Regeln des Datenschutzes zur Anwendung.

			Im Rahmen der Europäischen Union ist der Informationsaustausch zwischen den Sicherheitsbehörden der EU-Mitgliedstaaten besonders intensiv. Denn hier bestehen rechtliche Rahmenbedingungen und Einzelregelungen, die entsprechende Möglichkeiten eröffnen.30 Gemäß dem Wertekanon, wie er in Art.2 des Vertrages über die Europäische Union (EUV) verankert ist, bildet die Europäische Union einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem eine funktionierende Zusammenarbeit von Polizei- und Justizbehörden zur Verhütung von Kriminalität gewährleistet werden kann und soll (Art.67 AEUV). In der Praxis bestehen allerdings aufgrund unterschiedlicher Rechtstraditionen und Interessen der EU-Mitgliedstaaten vielfältige Hindernisse auf diesem Weg. 

			Auf der institutionellen Seite gibt es mit Europol ein europäisches Polizeiamt. An diese Behörde, die gerade auch für die Speicherung und Übermittlung von (personenbezogenen) Daten zuständig ist,31 liefern die Mitgliedstaaten Informationen, die dort gebündelt und gesammelt ausgewertet werden können, um sie wiederum den Behörden der Mitgliedstaaten zur Verfügung zu stellen. Allerdings liefern nicht alle Mitgliedstaaten in angemessener Weise zu. Hinzu treten technische Probleme, die eine sichere Übermittlung von Daten betreffen. 

			Das wichtigste Instrument für den Austausch von Informationen zwischen den Mitgliedstaaten der EU ist das Schengener Informationssystem (SIS). Nach dem Wegfall der stationären Grenzkontrollen an den Binnengrenzen im Schengen-Raum steht damit ein grenzüberschreitendes Informationssystem insbesondere zur Suche nach Personen und Sachen– zum Beispiel nach gesuchten Straftätern oder gestohlenen Kraftfahrzeugen– zur Verfügung, das weitgehend reibungslos funktioniert.32

			Auf europäischer Ebene werden ebenso wie in Deutschland immer wieder Forderungen laut nach Systemen, die einen vereinfachten Zugriff auf eine erhöhte Zahl von Daten erlauben. Bei der Ausgestaltung ist allerdings Vorsicht angezeigt, denn die europäischen Grundrechte, insbesondere auf Privatheit und Datenschutz, ziehen Grenzen und zudem bedeutet Einfachheit der Datenverarbeitung nicht automatisch eine effektive Kooperation von Behörden. 

			Sicherlich sind eine Weiterentwicklung und ein Ausbau der Rechtsgrundlagen sinnvoll, die unter Wahrung des Datenschutzes durchaus zu Regelungen führen können, um der Polizei effektive Befugnisse an die Hand zu geben. Grundrechtlich notwendige Begrenzungen oder Ausgestaltungen dieser Befugnisse tragen auch dazu bei, dass die EU als Sicherheitsunion wahrgenommen wird, die den Ausgleich zwischen Freiheit und Sicherheit verantwortungsvoll verwirklicht.

			An der flächendeckenden Effektivität mangelt es nicht vorrangig wegen grundrechtlicher Grenzen, sondern, weil die Instrumente teils nicht angewendet werden. Die Behörden in Europa haben nicht immer volles Vertrauen zueinander. Die Zusammenarbeit funktioniert dann sehr gut, wenn konkrete Projekte oder Verfahren betrieben werden, die eine Kooperation bestimmter Behörden betreffen. Dann profitieren auch die deutschen Sicherheitsbehörden in erheblichem Maße. Eine generelle Übermittlung von Daten dagegen, die etwa im Rahmen von Europol unabhängig von bestimmten Verfahren ist, wird nicht von allen Behörden in der EU nachhaltig betrieben. Dagegen erweisen sich grenzüberschreitende Fahndungen nach Personen oder Sachen als wirkungsvoll. Das Schengen-System arbeitet gut, weil Name oder Adresse eher weniger sensible Daten sind und ihr Austausch zum Schutz der Binnengrenzen von den Mitgliedstaaten und ihren Behörden durchweg als nutzbringend angesehen wird.

			Kontrolle polizeilichen Handelns und Rechtsschutz

			Die Art und Weise, wie Polizeibehörden vor dem Hintergrund der Entwicklungen in der Informationsgesellschaft arbeiten, stellt neue Herausforderungen an die Kontrolle polizeilichen Handelns. Im Zentrum steht dabei der subjektive Rechtsschutz. Die Gerichte können gegen belastende Maßnahmen der Polizei von Bürgerinnen und Bürgern angerufen werden. Wird beispielsweise eine Person von der Polizei in Gewahrsam genommen, bestreitet aber das Vorliegen der Voraussetzungen, kann dies gerichtlich geklärt werden. Im Zusammenhang mit physisch geprägten Maßnahmen der Polizei hat sich an dieser grundlegenden Konstellation wenig geändert. 

			Schwierigkeiten bereiten in dieser Hinsicht die informationellen Eingriffe in Rechtspositionen des Einzelnen durch die Polizei. Die ­Kontrolle darüber wird erschwert durch Umstände wie die Vernetzung unterschiedlicher Behörden oder die komplexen Kooperationsmechanismen der Datenverarbeitung. Ansatzpunkte für die Zurechenbarkeit eines solchen informationellen Eingriffs zu einer Polizeibehörde bedürfen ebenso der Klarstellung wie die Systematik der Kontrolle von Verbunddateien, an denen viele Behörden beteiligt sind. Eine besondere Herausforderung stellt die Kontrolle von heimlichen Überwachungsmaßnahmen dar. Effektiver Rechtsschutz ist nach Art.19 Abs.4GG aber gegen jedes Handeln der öffentlichen Gewalt und damit auch gegen informationelles Handeln der Sicherheitsbehörden zwingend erforderlich. In Verbindung mit dem jeweils betroffenen Grundrecht steht dem Einzelnen ein subjektives Recht auf effektiven Rechtsschutz zu.33

			Der Grundrechtsschutz durch Verfahren spielt eine wichtige Rolle im Zusammenhang mit Informationseingriffen. So stehen polizeiliche Maßnahmen wie die Telekommunikationsüberwachung oder Online-Durchsuchungen regelmäßig unter Richtervorbehalt. Die Maßnahme darf gar nicht erst ergriffen werden, wenn nicht im Vorhinein eine Richterin oder ein Richter die Entscheidung gebilligt hat. Der Richtervorbehalt ist ein traditionell einschneidendes Mittel, um präventiv individuellen Rechtsschutz zu gewährleisten. Er ist verfassungsrechtlich auch ausdrücklich erforderlich bei der Durchsuchung von Wohnräumen (Art.13 Abs.2GG). Zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit sind intensive Eingriffe in Grundrechte regelmäßig gesetzlich durch die Anordnung eines Richtervorbehalts gesichert. Zwar wird die Wirksamkeit dieses Schutzmechanismus gelegentlich bezweifelt, da Zeit und Aufwand, die Richterinnen und Richter für ihre Entscheidungen aufbringen können, teils als zu gering bewertet werden. Dennoch ist die rechtsstaatliche Verfahrensvorkehrung des Richtervorbehalts ein wesentliches Mittel zur Sicherung der Grundrechte, zumal es die Notwendigkeit der Rechtfertigung der polizeilichen Maßnahme auslöst.

			Schwerwiegende informationelle Eingriffe wie die heimliche Telekommunikationsüberwachung oder die Ortung von Smartphones werden oftmals zur Verfolgung von Straftaten auf der Grundlage der Strafprozessordnung (StPO) durchgeführt. Gemäß §161 StPO verfügt die Staatsanwaltschaft über die Sachherrschaft, da ihr die Sachleitungsbefugnis zusteht. Sie entscheidet damit über die Anwendung der Eingriffsbefugnisse. Während in vielen Fallkonstellationen die Polizei eigenständig ermittelt und den Vorgang abgeschlossen der Staatsanwaltschaft zuleitet, nimmt diese bei komplexen Ermittlungen unter Anwendung besonderer Maßnahmen der Datenerhebung regelmäßig ihre Leitungsrolle ein. Allerdings erweist sich gerade beim Einsatz moderner technischer Ermittlungsmethoden aufgrund der Wissensvorsprünge der Polizei eine wirksame Kontrolle durch die Staatsanwaltschaft als schwierig, weil technische Einzelfragen nicht immer einfach zu bewerten sind.34

			Besondere Probleme der Kontrolle werfen heimliche Maßnahmen beziehungsweise informationelle Eingriffe der Polizeibehörden auf. Denn der Einzelne kann sich gegen Maßnahmen nicht wehren, wenn er nichts von ihnen erfährt. Die Telekommunikationsüberwachung beispielsweise darf ohne Wissen der Betroffenen erfolgen (§100a Abs.1 StPO). Nur so ergibt sie Sinn. Doch reicht in einem solchen Fall der präventive, vorgezogene individuelle Rechtsschutz durch einen Richtervorbehalt nicht aus, vielmehr muss grundsätzlich auch subjektiver Rechtsschutz im Nachhinein möglich sein. Denn die Gegebenheiten können sich nach Durchführung der Maßnahme geändert haben, das Vorliegen der Voraussetzungen kann in neuem Lichte zu entscheiden sein. Zudem unterfallen nicht alle heimlichen Maßnahmen einem Richtervorbehalt. Der Einzelne muss in die Lage versetzt werden, ein Gericht anrufen zu können. Daher ist eine nachträgliche Benachrichtigung des Betroffenen über die eingreifende Maßnahme der Polizei vielfach erforderlich. Allerdings ist in der Praxis nicht zu verkennen, dass eine solche Benachrichtigung oftmals gerade in besonders komplexen Fällen nicht erfolgt. Dies geschieht auf der rechtlichen Grundlage der einschlägigen Regelungen wie §101 Abs.5 StPO, wonach eine Benachrichtigung unterbleiben kann, um den Erfolg der Maßnahme nicht zu gefährden. 

			Einen Ausgleich bietet hier der sogenannte kompensatorische Grundrechtsschutz durch die Datenschutzaufsichtsbehörden. Das Bundesver­fassungsgericht hat in mehreren Entscheidungen gefordert, dass bei heimlichen Informationseingriffen, die gerade auch mit Kooperation unterschiedlicher Behörden verbunden sind, eine externe Kontrolle durch die Datenschutzaufsichtsbehörden erfolgen soll. In seiner Entscheidung zum Antiterrordateigesetz (ATDG) hat das Gericht erstmals eine regelmäßige Prüfung für verfassungsrechtlich geboten erklärt, die alle zwei Jahre stattfinden soll.35 Dies gilt parallel auch für Datenverarbeitungen nach dem Rechtsextremismus-Datei-Gesetz (RED-G), das am 31. August 2012 in Kraft getreten ist. 

			In seiner Entscheidung zum BKA-Gesetz (siehe oben) hat das Bundesverfassungsgericht die Notwendigkeit der Kontrolle durch Datenschutzaufsichtsbehörden auf weitere Maßnahmen der Sicherheitsbehörden erweitert.36 Dies greifen die deutschen Sicherheits- und Polizeigesetze auf, die seitdem geändert worden sind. Die externe Kontrolle obliegt damit einer unabhängigen Stelle, denn die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder sind in ihrem Handeln völlig unabhängig. Sie bedürfen aber dazu effektiver Befugnisse, um auf die Sicherheitsbehörden, wenn erforderlich, Einfluss nehmen zu können. Hierin liegt ein wichtiger Baustein der Kontrollsystematik im Zusammenhang von Informationseingriffen der Sicherheitsbehörden. 

			Ausblick

			Die Aufgabe der Polizei ist es, die Freiheit der Bürgerinnen und Bürger in Sicherheit zu gewährleisten. In der modernen Informationsgesellschaft wird die Wahrnehmung dieser Aufgabe stark geprägt von der Dynamik der technischen und gesellschaftlichen Entwicklungen, der Gesetz und Recht Rechnung tragen. Polizeiliche Maßnahmen bedürfen der Prüfung auf ihre Effektivität, ihre Verhältnismäßigkeit und ihre Vereinbarkeit mit den Grundrechten. Die Effektivität steht unter dem Vorzeichen der Wahrung der öffentlichen Sicherheit, die umfassenden Rechtsgüterschutz und die Unverletzlichkeit der Rechtsordnung bedeutet. Die Aufgabe der Gewährleistung von Sicherheit kann auch informationelle Eingriffe durch die Polizei erfordern. Ein zeitgemäßes Sicherheitsrecht kommt daher an einer Ausstattung der Polizei mit entsprechenden informationellen Befugnissen nicht vorbei.

			In den Diskussionen um die gesetzliche Ausgestaltung derartiger Befugnisse, insbesondere von Überwachungsmaßnahmen im Bereich der Telekommunikation wie der Online-Durchsuchung oder der Vorratsdatenspeicherung, steht dabei das Verhältnis von individueller Freiheit und staatlichen Eingriffsmöglichkeiten im Fokus. Der Ausgleich dieser Interessen obliegt zunächst dem Gesetzgeber. Die Polizei als Exekutive hat dann aber auch in ihrer konkreten Tätigkeit zu beachten, dass informationelle Eingriffe möglichst schonend erfolgen. Dabei sind die Gegebenheiten der Nutzung moderner Kommunikationsmittel wie etwa Smartphones oder digitaler Mittler beziehungsweise von Plattformen im Internet zu berücksichtigen. Freiheit in der Informationsgesellschaft ist wesentlich auch Freiheit der Kommunikation. Wie der Schutz aller grundrechtlichen Freiheit ist auch deren Schutz die zentrale Aufgabe der Polizei.

			Anmerkungen

			Alle im Folgenden angegebenen Internetquellen wurden am 08.03.2019 zuletzt aufgerufen.

			
				
					1	BVerfGE 49, 24 (46 f.), Beschluss vom 01.08.1978– 2 BvR 1013/77,2; 2 BvR 1019/77,2; 2 BvR 1034/77; zur Strafverfolgung BVerfGE 46, 214 (222 f.), Beschluss vom 20.10.1977– 2 BvR 631/77 –. 

				

				
					2	Siehe Christoph Gusy, Gewährleistung von Sicherheit, in: Veröffentlichungen der Vereinigung Deutscher Staatsrechtslehrer (VVDStRL), Bd. 63 (2004), S.148 (174 f.); stark die Schutzfunktion betonend Markus Möstl, Die staatliche Garantie für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, Tübingen 2002, S.119 ff, 124 ff.

				

				
					3	Siehe Dieter Kugelmann, Polizei- und Ordnungsrecht, 2. Auflage, Berlin/Heidelberg 2012, 7. Kap., Rn. 4 f. 

				

				
					4	Vgl. die Beiträge in: Stefan Huster/Carsten Rudolph (Hrsg.), Vom Rechtsstaat zum Präventionsstaat, Frankfurt am Main 2008.

				

				
					5	Siehe Manfred Baldus, Entgrenzungen des Sicherheitsrechts– Neue Polizeirechtsdogmatik, in: Die Verwaltung, Bd. 47 (2014), H. 1, S.1; eingehend Markus Thiel, Die »Entgrenzung« der Gefahrenabwehr, Tübingen 2011.

				

				
					6	Siehe Christoph Gusy, Gefahraufklärung zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, in: Juristische Arbeitsblätter (JA), H. 9 (2011), S.641; Markus Möstl, Systematische Vorbemerkungen zum Polizeirecht in Deutschland, in: ders./Dieter Kugelmann (Hrsg.), Beck-OK Polizei- und Ordnungsrecht Nordrhein-Westfalen, 10. Edition, München 2018, Rn. 43 ff. 

				

				
					7	So insbesondere die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, z.B. BVerfGE 120, 274, Urteil vom 27.02.2008 – 1BvR 370/07; 1 BvR 595/07 –; BVerfGE 125, 260, Urteil vom 02.03.2010– 1 BvR 256/08–, online abrufbar unter:http://www.bverfg.de/e/rs20100302_1bvr025608.html; BVerfGE 130, 151, Beschluss vom 24.01.2012– 1 BvR 1299/05–, online abrufbar unter: http://www.bverfg.de/e/rs20120124_1bvr129905.html 

				

				
					8	Siehe z.B. unter:https://de.statista.com/statistik/daten/studie/377233/umfrage/umfrage-in-deutschland-zum-vertrauen-in-die-polizei

				

				
					9	Siehe Kugelmann (wie Anm.3), 6. Kap. Rn. 1 und Kap. 7, Rn. 1; Bodo Pieroth u.a., Polizei- und Ordnungsrecht– mit Versammlungsrecht, 9. Auflage, München 2016, §12 Rn. 6.

				

				
					10	Siehe Andreas Glaser, Die neue Generation polizeirechtlicher Standardmaßnahmen, in: Juristische Ausbildung (JURA), Bd. 31 (2009), H. 10, S.742.

				

				
					11		BVerfGE 141, 220, Urteil vom 20.04.2016– 1 BvR 966/09; 1 BvR 1140/09–, Rn. 90 f., online abrufbar unter: http://www.bverfg.de/e/rs20160420_1bvr096609.html 

				

				
					12	Siehe Marion Albers, Umgang mit personenbezogenen Informationen und Daten, in: Wolfgang Hoffmann-Riem/Eberhard Schmidt-Aßmann/Andreas Voßkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd. 2, 2. Auflage, München 2012, §22.

				

				
					13	Amtsblatt der Europäischen Union L 119/1 vom 04.05.2016, deutschsprachige Fassung online abrufbar unter: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2016:119:FULL&from=DE 

				

				
					14	Allgemein zur Informationsgesellschaft siehe Manuel Castells, Das Informationszeitalter, 3 Bde., Opladen 2001 ff.

				

				
					15	Siehe Kugelmann (wie Anm.3), 7. Kap., Rn. 4 f.

				

				
					16	Siehe z.B. Gusy (wie Anm.6).

				

				
					17	Siehe Dieter Kugelmann, Entwicklungslinien eines grundrechtsgeprägten Sicherheitsverwaltungsrechts, in: Die Verwaltung, Bd. 47 (2014), H. 1, S.25 (45 ff.).

				

				
					18	BVerfGE 125, 260, Urteil vom 02.03.2010 – 1 BvR 256/08, 263/08, 586/08–, online abrufbar unter:http://www.bverfg.de/e/rs20100302_1bvr025608.html; EuGH, Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 21.12.2016 in den verbundenen Rechtssachen C-203/15 und C-698/15– Tele2 Sverige AB gegen Post- och telestyrelsen u.a., online abrufbar unter: ECLI:EU:C:2016:970; EuGH, Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 08.04.2014 in den verbundenen Rechtsachen C-293/12 und C-594/12– Digital Rights Ireland Ltd. gegen Minister for Communciations, Marine and Natural Resources u.a., online abrufbar unter: ECLI:EU:C:2014:238; siehe dazu auch Stefanie Schiedermair/Anna Mrozek, Die Vorratsdatenspeicherung im Zahnräderwerk des europäischen Mehrebenensystems, in: Die öffentliche Verwaltung– DÖV, H. 3 (2016), S.89.

				

				
					19	BGBl. 2015 I, S.2218; siehe den Gesetzestext unter: https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/Einfuehrung_Speicherfrist_Hoechstspeicherfrist_Verkehrsdaten.html; siehe auch Alexander Roßnagel, Die neue Vorratsdatenspeicherung, in: Neue Juristische Wochenschrift (NJW), 69.Jg. (2016), H. 8, S.533.

				

				
					20	OVG NRW, Beschluss vom 22.06.2017– 13 B 238/17, in: Zeitschrift für Datenschutz (ZD), H. 10 (2017), S.485.

				

				
					21	BVerfGE 65, 1, Urteil vom 15.12.1983– 1 BvR 209/83; 1 BvR 269/83; 1 BvR 362/83; 1 BvR 420/83; 1 BvR 440/83; 1 BvR 484/83 –.

				

				
					22	Siehe Albers, Umgang mit personenbezogenen Informationen und Daten, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle (Hrsg.) (wie Anm.12), §22 Rn. 5.

				

				
					23	BVerfGE 120, 274, Rn.169 ff., Urteil vom 27.02.2008– 1 BvR 370/07–, online abrufbar unter: http://www.bverfg.de/e/rs20080227_1bvr037007.html 

				

				
					24	BVerGE 65, 1 (46 ff.), Urteil vom 15.12.1983– 1 BvR 209/83, 1 BvR 269/83, 1BvR 362/83, 1 BvR 420/83, 1 BvR 440/83, 1 BvR 484/83 –.

				

				
					25	BVerfGE 141, 220 (wie Anm.11).

				

				
					26	Gesetz zur Neugestaltung des Bundeskriminalamtsgesetzes, BGBl. I 2017 S.1354; das Gesetz setzt zugleich die Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates, ABl. 2016 L 119/89, um und ist am 25. Mai 2018 in Kraft getreten; vgl. Kurt Graulich, Aufgaben und Befugnisse des Bundeskriminalamts im digitalen Rechtsraum– Das Gesetz zur Neugestaltung des BKAG im Jahr 2017, in: Kriminalpolitische Zeitschrift (KriPoZ), H. 5 (2017), S.43–52.

				

				
					27	BVerfGE 141, 220 (wie Anm.11), Rn. 90.

				

				
					28	Siehe dazu Markus Möstl, Systematische Vorbemerkungen zum Polizeirecht in Deutschland, in: Möstl/Kugelmann (Hrsg.) (wie Anm.6), Rn. 43.

				

				
					29	Überblicke bei Kugelmann (wie Anm.3), 14. Kap.; Möstl (wie Anm.28), Rn. 65 ff.; Thomas Würtenberger, in: Dirk Ehlers/Michael Fehling/Hermann Pünder (Hrsg.), Besonderes Verwaltungsrecht, Bd. 3, 3. Auflage, Heidelberg 2013, §68; siehe auch Bettina Schöndorf-Haubold, Europäisches Sicherheitsverwaltungsrecht, Baden-Baden 2010.

				

				
					30	Siehe Dieter Kugelmann, in: Martin Böse (Hrsg.), Europäisches Strafrecht mit polizeilicher Zusammenarbeit, Enzyklopädie Europarecht, Bd. 9, 1. Auflage, Baden-Baden 2013, §17.

				

				
					31	Siehe Josef Ruthig, in: Böse (Hrsg.) (wie Anm.30), §18.

				

				
					32	Zur Arbeit von Europol, zum SIS und zur multilateralen europäischen polizeilichen Zusammenarbeit siehe im Einzelnen auch den Beitrag von Robert Esser in diesem Band, zu den Kompetenzen für Organisation und Zusammenarbeit die Beiträge von Thomas Mann und Matthias Wehr. 

				

				
					33	Siehe dazu BVerfGE 141, 220 (wie Anm.11), Rn. 134.

				

				
					34	Siehe Mark Zöller, in: Björn Gercke u.a. (Hrsg.), Strafprozessordnung, 5. Auflage, Heidelberg u.a. 2012, §161 Rn. 26 m. w. N

				

				
					35	BVerfGE 133, 277, Rn. 217, Urteil vom 24.04.2013– 1 BvR 1215/07–, online abrufbar unter: http://www.bverfg.de/e/rs20130424_1bvr121507.html 

				

				
					36	BVerfGE 141, 220 (wie Anm.11), Rn. 141.

				

			

		


		
			Abkürzungsverzeichnis

			A

			
				ABl.
	Amtsblatt der EG/EU

				AEMR
	Allgemeine Erklärung der Menschenrechte siehe →  UDHR

				AEUV
	Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union

				AsylG
	Asylgesetz

				AsylVfG
	Asylverfahrensgesetz (frühere Bezeichnung des →  AsylG)

				AufenthG
	Aufenthaltsgesetz

				AufenthV
	Aufenthaltsverordnung

			

			B

			
				BDSG
	Bundesdatenschutzgesetz

				BfV
	Bundesamt für Verfassungsschutz

				BGB
	Bürgerliches Gesetzbuch

				BGBl.
	Bundesgesetzblatt

				BGH
	Bundesgerichtshof

				BGleiG
	Bundesgleichstellungsgesetz

				BKA
	Bundeskrimimalamt

				BKADV
	BKA-Daten-Verordnung

				BKAG
	Bundeskriminalamtgesetz

				BMI
	Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat

				BpolBG
	Bundespolizeibeamtengesetz 

				BPolG
	Bundespolizeigesetz

				BR-Drs.
	Bundesrat-Drucksache

				Bsw. Nr.
	Beschwerde-Nummer

				BT-Drs.
	Bundestagsdrucksache (Legislaturperiode, Nummer)

				BVerfG
	Bundesverfassungsgericht

				BVerfGE
	Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts; die Zitierweise der einzelnen Entscheidungen im Text und in den Anmerkungen er­­folgt unter Angabe der jeweiligen Bandnummer der Entscheidungs­sammlung, Anfangsseite der zitierten Entscheidung und der relevanten Zitatstelle (in Klammern), etwa: BVerfGE 7, 198 (205)

				BVerfSchG
	Bundesverfassungsschutzgesetz

				BVerwG
	Bundesverwaltungsgericht

				BVerwGE
	Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts 

			

			C

			
				CAT
	United Nations Convention against Torture and Other Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or Punishment/­Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder er­­nie­dri­gende Behandlung oder Strafe (Kurztitel: UN-Antifolterkonvention, siehe auch →  FoK), Committee against Torture/UN-Fachausschuss gegen Folter (Abkürzung gilt für das Übereinkommen und für den Ausschuss)

				CEDAW
	Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination Against Women/Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (Kurztitel: UN-Frauenrechtskonvention)

				CERD
	Committee on the Elimination of Racial Discrimination/UN-Fachausschuss für die Beseitigung der Rassendiskriminierung

				CPT
	European Convention for the Prevention of Torture and ­Inhuman and Degrading Treatment or Punishment/Europäische Konven­tion zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (Kurztitel: Europäische Anti­folterkonvention), European Committee for the Prevention of Torture and Inhuman and Degrading Treatment or Punishment/Europäisches Komitee zur Verhütung von Folter und unmensch­licher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe (Abkürzung gilt für das Übereinkommen und für das Komitee)

				CRC
	Convention on the Rights of the Child/Übereinkommen über die Rechte des Kindes (Kurztitel: UN-Kinderrechtskonvention)

				CRPD
	Convention on the Rights of Persons with Disabilities siehe →  UN-BRK

			

			D

			
				DHPol
	Deutsche Hochschule der Polizei 

			

			E

			
				EDSB
	Europäischer Datenschutzbeauftragter

				EGMR
	Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

				EMRK
	Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Kurztitel: Europäische Menschenrechtskonvention) 

				EU
	Europäische Union

				EU-DSGVO
	EU-Datenschutz-Grundverordnung

				EuGH
	Gerichtshof der Europäischen Union (Europäischer Gerichtshof)

				EUGRCh
	EU-Grundrechtecharta siehe auch →  GRC bzw. GRCh

				EURhÜbk
	EU-Rechtshilfeübereinkommen 

				Europol
	Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung/European Police Office

				EuropolG
	Europol-Gesetz

				EUV
	Vertrag über die Europäische Union 

			

			F

			
				FoK
	Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe

				FRA
	European Union Agency for Fundamental Rights/Agentur der Europäischen Union für Grundrechte

			

			G

			
				GAR
	Gemeinsames Abwehrzentrum gegen Rechtsextremismus/Rechtsterrorismus

				GBA
	Generalbundesanwalt (beim Bundesgerichtshof)

				GETZ
	Gemeinsames Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum

				GFK
	Genfer Flüchtlingskonvention (eigentlich: Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge)

				GG
	Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

				GK
	Große Kammer des EGMR

				GRC
	siehe →  GRCh

				GRCh
	Charta der Grundrechte der Europäischen Union (EU-Grundrechtecharta) 

				GVG	
Gerichtsverfassungsgesetz

			

			H

			
				HSOG
	Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung/Hessisches Sicherheits- und Ordnungsgesetz

				HStVollzG
	Hessisches Strafvollzugsgesetz

			

			I

			
				ICCPR
	International Covenant on Civil and Political Rights siehe →  IPbpR

				ICERD
	International Convention on the Elimination of All Forms of Racial Discrimination/Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (Ausschuss siehe →  CERD)

				ICESCR
	International Covenant on Economic, Social and Cultural Rights siehe →  IPwskR

				ICPO
	siehe →  Interpol

				IGH
 Internationaler Gerichtshof in Den Haag

				IMK
	Ständige Konferenz der Innenminister und Innensenatoren der Länder, kurz: Innenministerkonferenz

				Interpol
	International Criminal Police Organization (Internationale Kriminalpolizeiliche Organisation)

				IntV
	Interpol-Verfassung 

				IPbpR
	Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte (Kurztitel: UN-Zivilpakt) siehe →  ICCPR

				IPwskR
	Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (Kurztitel: UN-Sozialpakt) siehe →  ICESCR

				IRG
	Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen 

				i. V. m.
	in Verbindung mit

			

			J

			
				JGG
	Jugendgerichtsgesetz 

			

			L

			
				LT-Drs.
	Landtagsdrucksache

			

			M

			
				MRR
	Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen siehe →  UNHRC

				m. a. W.
	mit anderen Worten

				m. w. N.
	mit weiteren Nachweisen

			

			N

			
				NADIS
	Nachrichtendienstliches Informationssystem

				NAP
	Nationaler Aktionsplan

				NGO/NRO
	Non-Governmental Organization/Nichtregierungsorganisation 

			

			O

			
				OECD
	Organisation for Economic Co-operation and Development/Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

				OHCHR
	Office of the United Nations High Commissioner for Human Rights/Büro des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte

				OLG
	Oberlandesgericht

				OSCE/OSZE
	Organisation for Security and Co-operation in Europe/Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

				OVG
	Oberverwaltungsgericht 

			

			P

			
				PIAV
	Polizeilicher Informations- und Analyseverbund

				PKS
	Polizeiliche Kriminalstatistik

				PMK
	politisch motivierte Kriminalität

				PrümV
	Vertrag von Prüm

				PVB
	Polizeivollzugsbeamte

				PVD
	Polizeivollzugsdienst

			

			R

			
				RED
	Rechtsextremismus-Datei

				RL
	Richtlinie

				Rn.
	Randnummer

				RGBl.
	Reichsgesetzblatt (Enders)

				RPD
 Rules on the Processing of Data 

				RVG
 Reichsvereinsgesetz 

			

			S

			
				SDÜ
	Schengener Durchführungsabkommen 

				SIS
	Schengener Informationssystem

				StGB
	Strafgesetzbuch

				StPO
	Strafprozessordnung

				StVollzG
	Strafvollzugsgesetz (Gesetz über den Vollzug der ­Freiheitsstrafe und der freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung und S­icherung)

			

			U

			
				UDHR
	Universal Declaration of Human Rights siehe →  AEMR

				UN
	United Nations siehe →  VN

				UN-BRK
	UN-Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (Kurztitel: UN-Behindertenrechtskonvention) siehe →  CRPD

				UNCRPD
	United Nations Convention on the Rights of Persons with Disabilities siehe →  UN-BRK 

				UNDHRET
	United Nations Declaration on Human Rights Education and Training/Erklärung der Vereinten Nationen über Menschenrechtsbildung und -training

				UNHCR
	Office of the UN High Commissioner for Refugees (auch: The UN Refugee Agency)/Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen, 

				UNHRC
	United Nations Human Rights Council/Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen siehe →  MRR

				UN-FRK
	UN-Frauenrechtskonvention siehe →  CEDAW

				UN-KRK
	UN-Kinderrechtskonvention siehe →  CRC

				UNODOC
	United Nations Office on Drugs and Crime/Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung

				UN-Sozialpakt
	siehe →  IPwskR

				UN-Zivilpakt
	siehe →  IPbpR

				UZwG
	Gesetz über den unmittelbaren Zwang bei Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bundes

			

			V

			
				VersammlG
	Versammlungsgesetz

				VG
	Verwaltungsgericht

				VGH
	Verwaltungsgerichtshof

				VN
	Vereinte Nationen siehe → UN

				VO
	Verordnung

		




		
			Autorinnen und Autoren

			Marwan Abou Taam, Dr., Studium der Politikwissenschaften, Volkswirtschafts­lehre und Islamwissenschaften in Göttingen und Aix-en-Provence. Seit 2006 strategischer Analyst und Sachgebietsleiter beim Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz mit dem Schwerpunkt Politisch motivierte Kriminalität. Seit 2014 assoziiertes Mitglied des Instituts für empirische Integrations- und Migrationsforschung (BIM) an der Humboldt-Universität zu Berlin sowie assoziiertes Mitglied des Frankfurter Forschungszentrums Globaler Islam (FFGI).

			Hartmut Aden, Prof. Dr., Professor für Öffentliches Recht, Europarecht, Politik- und Verwaltungswissenschaft am Fachbereich Polizei und Sicherheitsmanagement der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin und dort stellvertretender Direktor des Forschungsinstituts für Öffentliche und Private Sicherheit (FÖPS Berlin). 

			Ralf Alleweldt, Prof. Dr., lehrt Verfassungs- und Europarecht an der Hochschule der Polizei des Landes Brandenburg in Oranienburg und ist regelmäßiger Gastprofessor für Völkerrecht an der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt. Veröffentlichungen u.a. zum Europäischen Menschenrechtsschutz einschließlich Verhütung von Folter, zur Verfassungsgerichtsbarkeit sowie zum Flüchtlingsrecht. Kürzlich erschienen: Ralf Alleweldt/Guido Fickenscher (Hrsg.), The Police and International Human Rights Law (2018).
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			Daniela Hunold, Dr., Studium der Geografie an der Universität Osnabrück sowie der Kriminologie an der Universität Hamburg; zurzeit Gastwissenschaftlerin an der Deutschen Hochschule der Polizei. Ihr Forschungsschwerpunkt liegt auf den Themen Polizei in der Einwanderungsgesellschaft, raumorientierte Kriminologie und Raumsoziologie. Aktuell leitet sie das von der DFG geförderte Projekt »Die Konstruktion von Räumen im Kontext von Sicherheit – Raumwissen bei der Polizei«.

			Christina Kosin (Mitarbeit bei der Herausgeberschaft), Studium der Europa­wissenschaften und des Völkerrechts mit den ­Schwerpunkten Europarecht, Euro­päische und Internationale Menschenrechte und Völkerstrafrecht an der Universität Maastricht und der Universität Edinburgh. Doktorandin und Wissenschaftliche Mitarbeiterin an den Lehrstühlen Öffentliches Recht mit Schwerpunkt Polizeirecht und Strafrecht, Strafprozessrecht und ­Kriminalpolitik an der Deutschen Hochschule der Polizei (August 2014–November 2018). Seit November 2018 Referentin für Innenpolitik und Justiz im Landtag Rheinland-Pfalz.
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